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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen! 

Die Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt sind Herr Präsident Hatzl zwischen 9 und 10.30 Uhr, Frau GRin Lueger, Herr GR Dipl Ing Margulies und Herr GR Dr Ulm zwischen 9 und 11 Uhr.

Wenn sich vielleicht alle wundern: Wir haben neue Scheinwerfer. Deswegen schaut das Licht irgendwie anders aus als sonst. Irgendwie ist das neu, es ist anders als sonst, aber wir sehen unsere Unterlagen. Das ist das Wichtigste.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 00222-2006/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Gerstl gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Wie hoch werden die Kosten für die Aufstellung bzw Demontierung der entsprechenden Vorschriftstafeln und für die Ampelschaltungen für "Grüne Wellen" nach der Änderung der teilweisen Wiederaufhebung von "Tempo 50" nun konkret sein?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wenigstens das Licht ist neu, wenn schon nicht die Frage. More of the same wollen wir diese Diskussion für nicht anwesende Journalisten noch einmal zusammenfassen, und auch das soll mir recht sein. 

Nachdem Sie gestern einen großen parlamentarischen Erfolg erreicht haben – nämlich Ihr Antrag im Kontrollausschuss im Hinblick auf die Untersuchung der Kosten wurde angenommen –, gehe ich davon aus, dass Sie das ernsthaft wissen wollen. Was Sie mich daher heute hier fragen, verstehe ich nicht ganz, denn ich werde Ihnen diese Frage – über den Beschluss des zuständigen Gemeinderatsausschusses hinaus – nach Vorliegen des Berichtes des Kontrollamtes beantworten können und nicht heute. Es tut mir Leid.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Zusatzfrage: Bitte, Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Bürgermeister. Wir nehmen zur Kenntnis, dass Sie jetzt noch keine weiteren Aussagen treffen wollen, sondern dass Sie die Untersuchungen des Kontrollamtes abwarten wollen. Und weil Sie offensichtlich genug haben von more of the same, möchte ich die Frage gerne etwas erweitern, damit wir noch in ein weiteres Thema hineinkommen.

Sie haben am 27. Dezember 2005 in einem Interview für das Wiener Fernsehen erklärt, dass Ihnen die Kosten, die für das Abmontieren und das Neuaufstellen von Tafeln und das Neujustieren der Ampeln in der 50 km/h-Geschichte genannt worden sind, viel zu hoch erscheinen. 

Jetzt weiß ich nicht, ob Ihnen bekannt ist, was die Kosten für Ampeln jährlich insgesamt betragen. Da Sie am 27. Dezember 2005 so uninformiert waren, was die konkreten Kosten für die Tafeln bei den 50 km/h betrifft, habe ich mir gedacht, es sei vielleicht auch eine Frage wert, ob Sie mit den Kosten für alle Ampelanlagen, die wir in Wien haben, einverstanden sind, nämlich mit den jährlich 6,9 Millionen EUR für die Neuerrichtung von Am-
peln und den 2,9 Millionen EUR – das ist, glaube ich, das Besondere – für die Betriebskosten, die Ampeln jährlich verursachen, und ob Sie damit einverstanden sind, dass wir damit im Schnitt gegenüber dem Nachbarland, näm-
lich gegenüber Deutschland, rund viermal so teuer sind, dass wir doppelt so teuer sind wie in Linz, dass wir um 50 Prozent teurer sind als in Graz. Ich möchte Sie also fragen, ob Sie mit dieser Situation weiterhin einverstan-
den sind oder ob Sie auch diese Situation ändern wollen und auch dafür einem Kontrollamtsantrag Ihre Zustimmung geben wollen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Mit großem Vergnügen würde ich persönlich jetzt einem solchen Antrag der Untersuchung durch das Kontrollamt den Vorzug geben, denn wie Sie wissen, sind die Ampelangelegenheiten Aufgaben des Bezirks und sind auch von dort zu finanzieren. Daher denke ich, dass es schon auch im Interesse der Bezirksfinanzen ist, dass man hier nicht übermäßig viel Geld ausgibt, sondern nur das notwendige. 

Falls Sie damit allerdings meinen sollten, dass das eine Hintertüre ist, dass man hier entdezentralisiert, also dass man die Ampelangelegenheiten wieder in das allgemeine Wiener Stadtbudget übernimmt, dann kann ich mir das eigentlich von einem prononcierten Dezentralisierer, wie Sie es sind, kaum vorstellen. Ich gehe daher davon aus, dass wir durchaus Hand in Hand gemeinsam für die Bezirksfinanzen schonend vorgehen und uns sehr genau anschauen, was da an Geld ausgegeben wird.

Im Übrigen darf ich auf dieses Interview verweisen. Ich gebe zu, dass es mir eigentlich nicht einleuchtend war – Klammer auf: ist; aber auch das wird ja der Kontrollamtsbericht ergeben –, dass man über 800 Schilder dafür braucht, um diese Änderung herbeizuführen, über die wir schon diskutiert haben, die ja aus zwei Komponenten besteht. Wir werden am Ende des Tages sehen, was das in der Tat kostet. 

Aber um Ihre Frage, Ihre eigentliche Frage oder Zusatzfrage oder ergänzende Frage oder über das Thema hinausgehende Frage zu beantworten: Selbstverständlich soll man sich das anschauen. Ich gehe davon aus, dass die Vergaberichtlinien und das Vergabegesetz des Bundes dabei eingehalten wurden, aber wenn man den Bezirken Geld ersparen kann, bin ich sehr dafür.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. – Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Der Salto rückwärts von der Wiener Stadtregierung bei der Tempo 50-Regelung hat erfreulicherweise dazu geführt, dass seit 16. Jänner 2006 diese Tempo 50-Regelung, die sehr umstritten ist und war, auf einigen stark befahrenen Einfallsstraßen im Wiener Stadtgebiet wieder aufgehoben wurde. Auf zahlreichen anderen Straßen – in der Donaustadt wären das etwa der Telefonweg, die Donaustadtstraße zwischen A23 und Erzherzog-Karl-Straße und auch die Großenzersdorfer Stra-
ße – gilt diese Tempo 50-Regelung und damit die Behin-
derung des Verkehrs weiterhin.

Nun ist es so, dass der Wunsch der Bevölkerung massiv vorhanden ist, diese Tempo 50-Regelung auch auf den anderen Straßen, die von der Regelung der Stadt betroffen waren, wieder aufzuheben. Was werden Sie als Bürgermeister unternehmen, um diesem Wunsch der Bevölkerung nachzukommen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal würde ich einen erzielten Kompromiss nach einer Diskussion mit den Autofahrerorganisationen nicht als Salto rückwärts bezeichnen. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich glaube nicht, dass wir uns das angewöhnen sollten, denn die Konsequenz aus dem Ganzen ist, dass auf der anderen Seite ähnlich gelacht wird, wie Sie das jetzt tun, und wir zu überhaupt keinen Kompromissen mehr kommen. Und ob das gescheit und wünschenswert wäre, dass wir in Gesprächen zu keinen Kompromissen mehr kommen, das wage ich ernsthaft zu bezweifeln. Daher verteidige ich diesen Kompromiss und halte es für gut, dass man dabei auch auf die Argumente der Autofahrerorganisationen eingegangen ist.

Was wir tun wollen im Hinblick auf die anderen bestehenden Tempo 50-Regelungen respektive Aufhebung der Ausnahmen auf Tempo 70 – denn wir wissen, dass im Stadtgebiet ja generell Tempo 50 gilt –, das habe ich Ihnen das letzte Mal – ich glaube, nicht Ihnen persönlich, aber dem Forum hier – gesagt: Es ist selbstverständlich das zu tun, was einer ordentlichen Entscheidung zu Grunde liegt, nämlich eine wissenschaftliche Untersuchung im Hinblick auf die Auswirkungen einer Temporeduktion auf eine Reduktion des Feinstaubs. Bis heute eine umstrittene Diskussion. Ich habe mit einer ganzen Reihe von Wissenschaftlerkollegen gesprochen, von denen man sehr unterschiedliche Auskünfte bekommt.

Und ich wiederhole es: Ich stehe nicht an zu sagen, dass diese Maßnahme zurückgenommen wird, wenn sich herausstellt, dass sie keine oder, wie andere behaupten, sogar negative Auswirkungen auf den Feinstaub hat. Sollte sich allerdings herausstellen, dass dies eine taugliche Maßnahme ist, wie auch viele Wissenschaftler sagen, dann wird sie dort, wo sie jetzt ist, selbstverständlich auch bleiben, und dieser Kompromiss wird auch für die Zukunft dann fortgeschrieben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die nächste Zusatzfrage: Herr Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Natürlich ist es so, dass man über diese Tempo 50-Geschichte trefflich streiten kann, und es ist auch Wahlkampf, wie wir ja schon längst merken. Es geht auch ums Schnellfahren oder ums Schnellerfahren. No na! Wir sehen den Sinn dieser Maßnahme durchaus ein, finden sie auch gut, bis auf manche Stellen in der Stadt.

Und deswegen meine Frage: Die MA 46 ist eigentlich zuständig für das Aufstellen der Tafeln. Jetzt gibt es einige Beispiele, etwa in Strebersdorf, wo eine ursprüngliche Tempo 30-Zone durch eine Tempo 50-Tafel aufgehoben wurde. Meine Frage geht dahin: Kann man der MA 46 nicht klarmachen, dass man sich die Örtlichkeiten vielleicht vorher ansehen sollte, bevor man die Tafeln aufstellt? Denn sonst würde man manche Maßnahmen durchaus der Lächerlichkeit preisgeben müssen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! 

Es hat schon was für sich: Jemand, der beruflich bedingt über 30 000 km im Jahr in der Stadt fahren muss, kann so manche Sachen nicht immer ganz nachvollziehen. Sagen wir es einmal freundlich so. Ich denke daher, dass Ihrer Anregung, dass man sich das zuerst anschauen und dann die Tafeln aufstellen sollte, durchaus nachgekommen werden kann. Aber auch Sie waren, nehme ich einmal an, vorher in der Bezirkspolitik tätig und werden sicherlich in Erinnerung behalten haben, mit welch großartigen Kommissionen nicht nur so genannte Handläufe, also "Glander", in Kellern von Einfamilienhäusern gemäß der Bauordnung begutachtet wurden – das ist ja schon abgeschafft –, sondern dass natürlich auch bei allen anderen Maßnahmen, unter anderem natürlich auch bezüglich des Aufstellens von Tafeln, des Aufstellens von Verkehrszeichen oder des Installierens von Ampeln, ganze Kommissionen hinpilgern und vor Ort die Entscheidungen treffen. 

Ich gehe mit Sicherheit, so wie Sie, davon aus, dass wir uns dieser kollektiven Vernunft solcher Kommissionen wohl kaum verschließen können, aber wenn man auch Vernunft perfektionieren kann, da bin ich ganz auf Ihrer Seite. Das heißt, dass man sich das durchaus auch anschauen sollte. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. – Die letzte Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Bürgermeister, aber ganz kann ich Sie aus diesem Thema noch nicht entlassen. Das ganze Taferl-Wirr-Warr, das Aufstellen und Abbauen hat zum Schluss jetzt dazu geführt, dass die Experten erkannt haben, dass es nicht nur ein Ortsgebiet in Wien gibt, sondern auch Freilandstraßen. Ich glaube, das war für viele sicher überraschend und hat zu neuen Kapriolen geführt, sodass bis zum heutigen Tag viele Experten sagen, es wäre durchaus möglich, dass man auf der Höhenstraße oder in anderen Bereichen nach der Ortstafel "Wien Ende" sogar bis zu 100 km/h fahren kann. 

Jetzt hat der Herr Stadtrat angekündigt, dass er diesbezüglich neue Tafeln aufstellen möchte, damit es kein Missverständnis mehr gibt bei den Autofahrern. Ich frage Sie, da Sie ja offensichtlich wirklich schon genug haben von der Materie: Wie lange geben Sie ihm noch Zeit, bis diese Tafeln aufgestellt werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Es geht nicht darum, wie lange ich dem Herrn Stadtrat Zeit gebe fürs Taferl-Aufstellen. Die ganze Republik gibt ja einem anderen Landeshauptmann unendlich lange Zeit im Hinblick auf das Aufstellen von Ortstafeln, die ja nach der Straßenverkehrsordnung, wie wir durch Höchstgerichtsurteile wissen, auch ihre entsprechenden Auswirkungen haben. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.) Daher wollen wir die Sachen ja auch im wahrsten Sinne des Wortes im Dorf oder im Ortsgebiet lassen. Ich habe ohnehin nicht die Absicht, mich mit ihm auf die gleiche Stufe zu setzen, ihr seid mit ihm in einer Koalition. Also so gesehen ist das nicht wirklich mein Problem. Ich glaube, dass es in der Zwischenzeit ja nicht einmal ein Problem ausschließlich von Kärnten oder des Kärntner Landeshauptmannes ist, sondern ich glaube, dass es ein Problem der Republik ist, wie man sich da nun in der Tat lächerlich macht. Das ist eine wesentlich ernstere Geschichte, als ob man über Tempo 70 oder 50 redet oder nicht. Das dazu. 

Aber ich bin vollkommen überzeugt davon, dass für diese spezifischen juristischen Situationen, die sich im Überschneidungsgebiet von Luftreinhaltegesetz und Straßenverkehrsordnung ergeben werden, die MA 46, auch unter juristischem Beistand, ihre entsprechenden Lösungen finden wird und dass wir gemäß dem Gebot der Vernunft, das wir vorhin angesprochen haben, dieses Problem auch lösen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 00212-2006/0001 - KSP/GM), die von Herrn GR Niedermühlbichler an den Herrn Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet ist. (Welche nachhaltigen Projekte umfasst das Mozartjahr 2006?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Gemeinderat, Sie fragen, welche nachhaltigen Projekte das Mozartjahr umfasst. Das ist natürlich eine ganze Menge, und den vielen jungen Besucherinnen und Besuchern auf der Galerie sei vielleicht auch gesagt, dass wir dieses Mozartjahr von Seiten der Stadt Wien mit einem Betrag von immerhin 30 Millio-
nen EUR unterstützen. Das ist natürlich eine ganze Menge Geld, und viele Menschen fragen: Was geschieht damit und warum machen wir das? 

Ich meine, das wir eigentlich von Haus aus – zu Recht, glaube ich – damit gerechnet haben, dass Wien als eine Kulturstadt diesen Anlass des Geburtstages von Mozart nicht verstreichen lassen kann, ohne zusätzlich Impulse, nachhaltige Impulse für die Kultur in dieser Stadt zu geben. Daher war es unser Bestreben von Anfang an, nicht kurzlebige Events zu machen in diesem Jahr, nicht ein Abspielen von allen Werken Mozarts – das passiert in Wien ohnedies; in Wien wird Jahr für Jahr Mozart auf höchstem Niveau gespielt –, und es geht offen gestanden auch nicht nur um die Persönlichkeit, das Genie und den Musiker Mozart, sondern weit darüber hinaus. Es geht um die Musikstadt Wien, es geht darum, dass man zusätzliche künstlerische und kulturelle Impulse setzt, und es geht darum, dass man es gewissermaßen im Geiste auch der Aufklärung und der Weltoffenheit in Wien zusätzlich ermöglicht, dass Kunst geschaffen werden kann, die nachhaltige Wirkung hat. 

Die künstlerische Vielfalt, die die Wienerinnen und Wiener und viele Besucherinnen und Besucher im Laufe des Jahres erwarten dürfen, wird Mozarts Epoche nicht enzyklopädisch, nicht abstrakt aufbereiten, sondern in konkreten Bezügen zum heutigen Leben erschließen und für möglichst viele Menschen auch erlebbar machen. Wir wollen – das ist ganz wichtig – vor allem auch an die zeitgenössische Kunst herantreten und über Aufträge an Designerinnen und Designer, an Künstlerinnen und Künstler, an Agenturen diese zusätzlichen Impulse schaffen und – ganz abgesehen vom Image, das international zusätzlich generiert wird – auch die Verbindung der Musikstadt Wien, die Verbindung zwischen Wien und Musik, zwischen Wien und Kunst stärken. 

Ich glaube, es würde ein bisschen zu weit führen, heute die Fülle der Ereignisse, der Veranstaltungen und der Initiativen, die geplant sind und die ja nunmehr auch auf über 400 Seiten eines Almanachs nachzulesen sind, im Einzelnen aufzulisten. Es ist auch nicht leicht, aus dieser Fülle einige wenige im Kontext der Nachhaltigkeit herauszugreifen. Im Grunde genommen steht ja das ge-
samte Konzept im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit. Das heißt, dass wir nicht einmal Geld geben für eine Einzelinitiative, sondern dass das auch weit über das Jahr 2006 hinaus wirken soll. 

Nehmen wir nur die wesentlichen Eckpunkte dieses Mozartjahres. Etwa die Tatsache, dass die Stadt Wien es unternimmt, ein Theater neu zu widmen, mit so genannter ernster – unter Anführungszeichen – Musik zu bespielen, nämlich das Theater an der Wien, und damit ein zusätzliches Angebot zu schaffen; oder natürlich auch die Eröffnung des Mozarthauses, die übermorgen stattfinden wird. Wir haben den 250. Geburtstag zum Anlass genommen, eines jener Häuser, in denen Mozart gelebt hat, zu einem Zentrum für Musik und Kultur umzugestalten. Im Übrigen ist dies ein, glaube ich, sehr interessantes PPP-Modell, also eine Privat Public Partnership, bei dem zwischen dem Wien Museum, dem Mozartjahr, ei-
ner Bank und der Wien Holding in kürzester Zeit ein, wie ich meine, sehr erfolgreiches Modell entwickelt wurde, sodass man in der Innenstadt an einem bestimmten Ort Mozart und vor allem die Musik und Kunst erleben kann. 

Was mir besonders wichtig ist, ist, dass dieses Jahr auch zahlreiche Auftragswerke aus allen künstlerischen Genres umfasst, das heißt, dass wir natürlich auch die zeitgenössische Kunst damit bedenken wollen. Das umfasst Kammermusik, Theaterstücke, Orchesterwerke, Opern, Filme und vieles andere mehr. 

Erwähnenswert ist meiner Meinung nach natürlich auch das Festival "New Crowned Hope" von Peter Sellars, in dem versucht wird, auch die internationale Kunstszene in Wien und für Wien einzubinden, aber auch auf der ganzen Welt darauf aufmerksam zu machen. 

Wichtig ist auch, dass viele Projekte nicht an den, sage ich einmal, traditionellen Stätten der Hochkultur stattfinden. Es wird an vielen Orten Kultur geboten werden, Kunst geboten werden, die bislang dafür nicht gedacht waren. So zum Beispiel gibt es ein eigenes Projekt "Wien, Stadt der Kultur und des sozialen Engagements" am Gaudenzdorfer Gürtel, "Architektonische Intervention" am Dachgarten des Integrationshauses und vieles andere mehr. Ich glaube, dass das vor allem auch dazu beiträgt, diese Kunst an Orte zu bringen und für Menschen erlebbar und zugänglich zu machen, die bislang vielleicht nicht so sehr dazu gekommen sind. 

Erwähnenswert scheint mir auch, dass diese Projekte – auch das im Sinne einer Nachhaltigkeit – dann 2007 im berühmten Barbican Center in London zu sehen sein werden und dass es auch eine Kooperation mit dem Lincoln Center in New York gibt. 

Die Filme, die im Rahmen dieses Festivals und für dieses Festival gedreht werden, werden bei renommierten internationalen Filmfestivals gezeigt. Ganz bewusst wurden auch Filmemacherinnen und Filmemacher aus Ländern der Dritten Welt ausgewählt, aus Staaten, in denen politische und gesellschaftliche Umwälzungen stattfinden, denn es geht darum, diese Themen der Aufklärung anzusprechen, global anzusprechen. Und auch dafür ist dieses Jahr, glaube ich, ein guter Anlass.

Es entstehen zahlreiche Kooperationen mit MigrantInnengruppen und NGOs in Wien, um auch Menschen unterschiedlichster Herkunft zu beteiligen und Raum für ihre Anliegen zu schaffen. 

Es gibt eine ganz breite Kinder- und Jugendschiene, zahlreiche Kinder- und Jugendprojekte. Auch da steht das Anliegen im Vordergrund, besonders junge Menschen zu verschiedenen Begegnungen mit der Kunst, mit der Musik, aber natürlich auch mit Mozart einzuladen. 

Bislang muss man sagen, dass die internationale Medienpräsenz über allen Erwartungen liegt. Über 1 000 Berichte verschiedener Medien über diese Aktivitäten sind bereits im Vorfeld erschienen. Ich glaube, das ist nicht zuletzt auch in einem Jahr, in dem wir die EU-Prä-
sidentschaft haben, ein zusätzlicher schöner und wich-
tiger Impuls, damit wir auch über interessante künstlerische Projekte international im Gespräch sind. 

Ein, wie ich glaube, nicht uninteressanter Nebenaspekt ist – und auch das sollte erwähnt werden –, dass Wien-Tourismus von 3 Prozent mehr Nächtigungen allein aus Anlass des Mozartjahres spricht. Wenn das sozusagen auch ein Nebeneffekt ist, dann, glaube ich, sollte uns das allen recht sein. 

Ich glaube, dass dieses Angebot, das wir hier legen, ein kulturell umfassendes ist, ein hochinteressantes ist, eines, das vor allem auch der zeitgenössischen Kunst und Kultur breiten Raum widmet, und auch eines, das nachhaltig ist, das heißt, das weit über das Jahr 2006 hinaus wirkt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – 1. Zusatzfrage: Herr Mag Ebinger!

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Das letzte Mal haben Sie sich eine ähnliche Frage von Ihrer eigenen Fraktion stellen lassen, um sozusagen Ihr Wirken in den Vordergrund zu stellen. Ich dachte, dass meine Wortmeldung damals zynisch genug war, dass das nicht Schule macht, aber offensichtlich hat man das ernst genommen und jetzt fragt man schon im Vorhinein, was da nicht alles nachhaltig ist, was in diesem Mozartjahr passiert. Unbestrittenerweise passiert sehr viel im Mozartjahr, das wissen wir auch. Nachhaltig wird sicher auch sein, dass das Mozarthaus renoviert wurde oder dass das Theater an der Wien jetzt wieder als 
Opernbühne genützt wird. Wir werden uns ja vielleicht zu Mozarts Geburtstag dort bei der Premiere von "Idomeneo" sehen. Ich möchte nur feststellen, ich habe meine Karten bezahlt. Sie vielleicht auch. Das weiß ich nicht.

Eine Frage. Sie haben zuerst Peter Sellars erwähnt, und Sie kennen unsere kritische Haltung zum Peter Sellars. 10 Millionen EUR hat uns das als Steuerzahler gekostet. Das ganz Spektakel mit zig Veranstaltungen heißt "New Crowned Hope". Das ist meines Erachtens auch schon der einzige Bezug auf Mozart, nämlich der Name der Loge, bei der Mozart war. Meine konkrete Frage an Sie, Herr Stadtrat: Welche konkrete Nachhaltigkeit haben die investierten 10 Millionen EUR im Programm von Peter Sellars?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich habe in meiner ersten Stellungnahme versucht, das hier ein bisschen darzustellen. Wenn internationale Künstler nach Wien kommen, wenn hier Projekte gestartet werden, die über viele Jahre hinweg in vielen Teilen der Welt auch zu sehen, zu hören sein werden, dann, glaube ich, hat das doch eine Nachhaltigkeit, die sich nicht nur zeitlich ausdrückt, sondern auch geographisch. 

Ich verstehe schon, dass Sie mit zeitgenössischer, ein bisschen kritischerer, auch gesellschaftspolitische Anliegen einbeziehender Kunst Ihre Schwierigkeiten haben – das ist Ihr gutes Recht –, ich glaube nur, dass Kunst immer auch die Aufgabe hat, die gesellschaftspolitischen Entwicklungen aufzugreifen, sie in einer gewissen Weise, nämlich künstlerisch, zu kommentieren. Peter Sellars ist ein international renommierter Regisseur, Festivalmacher, der frühzeitig einen neuen zeitgemäßen und zeitgenössischen Blick auf Mozart geworfen hat, der in vielen internationalen Opernhäusern, Theater-
häusern und Festivals engagiert ist und tatsächlich auch einen globalen Ansatz hat. Ich kann feststellen, dass das Interesse an seinen Veranstaltungen, an dem, was er programmiert, ungeheuer hoch ist, auch international ungeheuer hoch ist. 

Ich empfehle zu diesem Zwecke eine Lektüre der angesehenen Zeitung "Weltwoche", die ja nun weiß Gott kein linkes Organ ist, wie Sie vielleicht wissen, sondern ein sehr kritisches Schweizer Wochenmagazin, in dem über Peter Sellars und sein Wirken wenige Wochen vor Weihnachten ausführlich berichtet wurde, und auch an-
dere internationale Magazine. Also gerade dieses Projekt stößt auf sehr großes Interesse, gerade dieses Projekt wird dadurch, dass das Aufträge sind, dass das neue Aufträge sind, dass neue architektonische Ideen entwickelt werden, dass neue Filme gemacht werden, dass neue Theaterstücke produziert werden, jedenfalls eine sehr nachhaltige Wirkung haben, und zwar, wie gesagt, nicht nur zeitlich, sondern auch geographisch.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Frau Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich finde es ja sehr beruhigend, dass ich weiß, dass das Mozartjahr spannender werden wird als Ihr Vortrag eben, und dass es die Gäste einladen wird, sich das Programm tatsächlich anzuschauen. Ich kann Ihnen ver-
sichern, es ist interessanter. 

Aber eine Frage, die sich mir beim Stichwort Nachhaltigkeit aufdrängt, ist eine kulturpolitische Diskussion, die wir in den letzten Tagen rund um das Thema des Kosmos Theaters geführt haben, eines Theaterraumes, den es seit einigen Jahren in dieser Stadt gibt, der mit mindestens 25 Millionen ATS an öffentlichen Förderungen – nach meinem Wissensstand wahrscheinlich sogar mehr – ausgebaut wurde und der nun, so sagt die Be-
treiberin Barbara Klein, an ein Event-Management-Center verkauft werden soll. Ich habe keine Ahnung, was dort passieren wird, ob Yoga-Kurse oder Seminare. Es ist eigentlich auch ziemlich egal. Wir haben ja diese öffentlichen Gelder für ein Theater gewidmet, und es scheint so, dass es sehr schwierig ist, hier eine Einigung mit der Stadt zu finden. 

Wie stehen Sie zur Nachhaltigkeit dieses Theaterraumes für die Stadt Wien und die Theaterschaffenden in dieser Stadt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich bin sehr froh über die Frage, weil sie Gelegenheit gibt, einige Missinterpretationen, gerade auch von Ihnen in den letz-
ten Tagen, klarzustellen. Wir haben in den letzten Monaten sehr intensiv mit der Leitung dieses Theaters verhandelt. Wir haben, glaube ich, sehr ernsthafte Angebote gemacht. Jetzt muss man nur Folgendes dazu wissen: Dieses Haus gehört einer GesmbH, deren Gesellschafterin wiederum ein Verein ist. Dieser Verein hat über die letzten Jahre von uns Förderungen bekommen, im Übrigen auch mit einem Eigentumsvorbehalt an den beweglichen Gütern, für die Investitionen gelaufen sind. Darauf haben wir auch immer hingewiesen und darauf werden wir auch weiter hinweisen, wenn, wie uns vor wenigen Tagen sozusagen aus den Gesprächen heraus unvermittelt mitgeteilt wurde, die Leitung des Theaters dieses verkaufen will. So die Worte. Was bei einem Bestandsvertrag verkauft werden kann, weiß ich nicht. Soweit mein rechtliches Wissen geht, kann der Bestandsvertrag unter Umständen weitergegeben werden. 

Es gibt im Übrigen einen laufenden Vertag bis zum Jahr 2007, was auch die Kollegen der anderen Opposition genau wissen. Es ist ja alles abgesprochen und besprochen im Rahmen unserer Theaterreform, wir haben uns auch sehr genau daran gehalten. Es gibt, wie gesagt, einen laufenden Vertag bis zum Jahr 2007. Wir haben keinerlei Zweifel daran gelassen, dass wir den auch einzuhalten bereit sind. Es gibt eine nicht zu geringe Förderung in der Höhe von über 300 000, ich glaube, 360 000 EUR, und ich muss schon auf etwas hinweisen, besonders dem Kollegen Wolf: Die Tatsache, dass die Lage des Kosmos Theaters prekär ist, liegt vor allem darin begründet, dass es ursprünglich ein Projekt war, das zu vier Vierteln finanziert war, nämlich zwei Viertel vom Bund und zwei Viertel von Seiten der Stadt. Müßig zu sagen, dass die zwei Viertel der Stadt gezahlt werden, müßig zu sagen, dass die zwei Viertel von Seiten des Bundes nicht mehr bezahlt werden. 

Also wenn Sie, Kollege Wolf, Ihr Engagement und Ihren Einsatz gezielt wohin richten wollen, dann bitte ich Sie einmal mehr, die Adresse Ballhausplatz 2 in Ihren Notizblock einzutragen. Dort liegt der wahre Grund, warum es sozusagen eine Unterfinanzierung des Theaters gibt.

Aber nichtsdestotrotz, Kollegin Ringler, von unserer Seite hat es die Zusage für einen Vertrag bis zum Jahr 2007 gegeben. Die gibt es nach wie vor. Von unserer Seite gibt es Gesprächsbereitschaft und, um hier nicht missverstanden zu werden – wir haben das auch schriftlich niedergelegt und dem Anwalt der Geschäftsleitung dort mitgeteilt; der im Übrigen sehr erstaunt war, weil er gesagt hat, seine Mandanten haben ihm anderes mitgeteilt –, bei Verhandlungen gibt es von unserer Seite sozusagen alles, was nötig ist, um die Möglichkeit zu bieten, das Theater weiter zu betreiben: Einen Vertrag bis 2007, die Gesprächsbereitschaft, wie wir das auch im Rahmen der Theaterreform besprochen haben, unter Umständen sogar eine Erhöhung vorzunehmen mit dem Ziel, dann in einem bestimmten Zeitraum dort auch eine Möglichkeit einer Veränderung herbeizuführen. 

Warum die Geschäftsführung, ohne uns vorher zu informieren, in die Öffentlichkeit geht und sagt, wir verkaufen, was verkauft wird, an wen verkauft wird, warum verkauft wird, entzieht sich unserer Kenntnis. Ich kann nur sagen, dass von Seiten meines Hauses nachweislich, nämlich sozusagen auch schriftlich nachweislich, ein Angebot vorliegt und die Bereitschaft besteht, dieses Theater weiter zu betreiben. Wir haben im Grunde alle Vorkehrungen getroffen, die man treffen kann als Subventionsgeber, wir haben Eigentumsvorbehalte, wir haben ein Gesprächsangebot und wir haben einen gültigen Vertrag. Was man als Subventionsgeber darüber hinaus noch machen kann, muss ich sagen, weiß ich nicht. Aber wenn es gute Ideen von Ihrer Seite gibt, bin ich gerne bereit, sie aufzunehmen. – Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, weil ich direkt angesprochen wurde. Herr Stadtrat, dass Sie nicht informiert wurden vom Beschluss, das Kosmos Theater zu schließen, kann nicht stimmen, weil die Anwälte der Frau Klein Sie bereits vor Weihnachten informiert haben, dass bis Ende Jänner eine Entscheidung zu fallen hat. Aber ich möchte das sozusagen nur als kleine Richtigstellung anbringen, ehe ich zu meiner Frage komme. 

Sie haben zu Recht von der Nachhaltigkeit gesprochen und dass es darum gehe, nachhaltige Impulse für das Kulturleben der Stadt Wien zu geben. Ich möchte Sie in dem Zusammenhang fragen, welchen Beitrag der Nachhaltigkeit, was Kultur angeht, Wien im Hinblick auf den Ankauf oder die Finanzierung der Klimt-Bilder zu leisten gewillt ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zu einem, Kollege Wolf, wenn Sie mir genau zugehört hätten – aber das dürfte überhaupt eine Schwierigkeit sein –, hätten Sie wohl gehört, dass ich gesagt habe, dass wir mitten in die Verhandlungen hinein diese Information bekommen haben, aber dass wir nicht vorher informiert worden sind, was ja bei Gesprächen, bei guten Gesprächen eigentlich Courtoisie wäre, und dass man nicht, wenn man mit jemandem über eine Vertragsverlängerung, über eine zukünftige Struktur des Hauses spricht, in die Öffentlichkeit geht – wann immer das war, ob vor Weihnachten oder nach Weihnachten – und sagt: Hallo, wir verkaufen! – Das ist das eine. Und wenn Sie das alles früher gewusst haben, wäre es freundlich gewesen, wenn Sie es mir gesagt hätten. 

Die zweite Frage der Klimt-Bilder gibt mir Gelegenheit, doch darauf hinzuweisen, wie mit Kulturgut in dieser Republik von der Bundesregierung auf eine wirklich skandalöse Art und Weise umgegangen wird. Sie werden es nicht wissen, weil Sie damals noch nicht in Ihrer Funktion waren, aber vielleicht haben Sie es als kommentierender Journalist doch mitbekommen, es gab einen ähnlich gelagerten Fall im Bereich der Stadt Wien, ziemlich ähnlich, wo wir im Zuge der Restitutionsgespräche und der Recherchen draufgekommen sind, welche entsprechenden Kulturgüter sich im Bereich der Stadt Wien befinden. Es gibt halt nach wie vor Zuständigkeiten unterschiedlicher Gebietskörperschaften. Es gibt einen Bund und eine Bundesregierung, die ist zuständig für das, was in ihren Bundesmuseen geschieht, es gibt eine Stadt Wien, ein Land Wien, wo Sie in einer gesetzgebenden Körperschaft sitzen, sodass ich doch annehmen muss, dass Sie auch wissen sollten, wofür die Stadt Wien, wofür das Land Wien zuständig ist und wofür der Bund und die Bundesregierung zuständig sind. 

Wir haben entdeckt, dass sich die Sammlung Strauß-Meyszner über lange Zeit unrechtmäßig im Besitz der Stadt Wien befunden hat. Wir haben nicht nur begonnen, Verhandlungen über die Rückgabe zu führen – da muss man eigentliche keine Verhandlungen führen, sondern das gibt man zurück –, sondern auch Verhandlungen darüber zu führen, wie man sie ankauft, und zwar aus der schlichten Überlegung heraus, dass es, wenn etwas lange Zeit im Besitz der Stadt Wien war und daher Teil des kulturellen Erbes der Stadt ist, dann, wenn man draufkommt, es war Unrecht, es gehört uns eigentlich gar nicht wirklich, aber wir haben jetzt sechs Jahrzehnte lang damit Werbung gemacht und haben Leute hingeführt und so weiter, eine moralische Verpflichtung ist, das zu tun und nicht zu sagen, nun haben wir nichts mehr damit zu tun. 

Wir haben daher den zu diesem Zeitpunkt einmaligen Schritt gesetzt, haben Geld in die Hand genommen und haben das gekauft. Wir haben das getan, ohne dass wir uns sozusagen jammernd in die Öffentlichkeit begeben und gesagt haben, da müssen jetzt die Banken mittun, denn wir haben kein Geld. Was eine besondere Chuzpe ist angesichts der Tatsache, dass der Finanzminister einen Tag vorher erklärt, er hat 900 000 Millionen zusätzliche Einnahmen. Am nächsten Tag sagt die Frau Gehrer, sie hat kein Geld für den Ankauf eines so bedeutenden Werkes. Da brauchen wir jetzt gar nicht über die Geschichte dieser Klimt-Bilder zu reden. Das ist ja alles ausreichend in den Medien zu lesen, wie da umgegangen wurde und welches skandalöse Verhalten die Bundesregierung an den Tag gelegt hat. Aber dass Sie jetzt hergehen, Herr GR Wolf, und fragen, welchen Beitrag die Stadt Wien für etwas leisten kann, was ausschließlich in die Zuständigkeit des Bundes fällt, was ausschließlich ein Versäumnis der Bundesregierung bisher war, was ausschließlich auch mit ein bisschen gutem Willen der Bundesregierung zu lösen ist und nicht mit einem Achselzucken. Da wird noch kommentiert und gesagt: Wir müssen das zurückgeben, weil die jüdischen Besitzer... 

Ja, was sind das für Untertöne, die da herauskommen? Wir sind im Unrecht, und das wissen wir seit knapp zehn Jahren. Ich meine, was soll man dazu sagen, wenn die Frau Altmann in der "Weltwoche" sagt, das ist eine "Bagage", mit der sie da zu tun hatte, ein "Pack", mit dem sie zu tun hatte. Ich zitiere da nur die Frau Altmann. 

Herr Wolf, entschuldigen Sie, Sie sind damals auch nicht aufgestanden und haben geschrieben, die Bundesregierung sollte etwas tun dafür, dass wir den Strauß-Meyszner Nachlass ankaufen. Es wäre schön gewesen, es wäre gut gewesen, wenn Sie das in Ihrer Zeitung damals vielleicht gefordert hätten. Das haben Sie nicht getan. Jetzt angesichts dieses skandalösen Verhaltens, angesichts dieser Nachlässigkeiten und Versäumnisse der Bundesregierung, über die mittlerweile die ganze Welt lacht, aufzustehen und zu sagen, die Stadt Wien soll gefälligst was für die Klimt-Bilder tun, ist, entschuldigen Sie, im Grunde genommen genauso eine Chuzpe wie das Verhalten der Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Dr Sigrid Pilz.)
Wissen Sie, was die Stadt Wien für die Bundesregierung in dieser Stadt alles im Kulturbereich übernommen hat? Wissen Sie, wie hoch das pro Jahr ist? Wenn die Bundesregierung da auch nur ein bisserl ihren Beitrag leisten würde, dann könnte man wahrscheinlich sogar darüber reden. Das hat im Übrigen der Herr Finanzstadtrat ohnedies gesagt. Wenn es endlich irgendeine Äußerung gäbe vom zuständigen Herrn Bundeskanzler, der verschwunden ist, vom zuständigen Herrn Finanzminister, der lieber Schi fahren geht und sich als Indianer und Cowboy fotografieren lässt, von den zuständigen Staatssekretären, wenn es dazu irgendeine Äußerung gäbe und nicht nur ein Achselzucken von der Frau Kulturministerin, wir haben kein Geld, dann würde man sich, glaube ich, eher mit Ihrer Frage auseinander setzen können, ob die Stadt Wien etwas beitragen kann, weil so eine Sache ein nationales Anliegen ist. Wenn von dort nicht einmal irgendeine Äußerung kommt, nicht einmal das geringste Bemühen, etwas zu tun, dann, glaube ich, ist es die allerletzte Frage, ob die Stadt Wien auch etwas dazu tut. Ich halte Ihre Frage für ausgesprochen verfehlt, jedenfalls in diesem Zusammenhang für nicht angebracht. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte von der wichtigen Frage "Klimt", die ja eindeutig Bundesangelegenheit ist, zu der auch sehr wichtigen Frage "Mozart" zurückkommen. 

Jubiläen und Jahrestage sind eine gute und willkommene Möglichkeit, Schwerpunkte zu bestimmten Themen und Persönlichkeiten zu setzen. Oftmals ist jetzt auch zu beobachten, dass solche Veranstaltungen so ausgerichtet werden, dass diese nur für eine kleine Schar Interessierter zugänglich sind. Ein besonders ne-
gatives Beispiel in diesem Zusammenhang sind für mich viele Veranstaltungen, die seitens der Bundesregierung im vergangenen Gedenkjahr angeboten wurden.

Meine Frage an Sie, Herr Stadtrat, daher: Welche Angebote gibt es, um möglichst viele Menschen mit Mozart, seinem Leben und seiner Kunst in Kontakt zu bringen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Das sind natürlich, auch wenn es den GR Ebinger stört oder wenn es ihm wurscht ist, die zentralen Fragen für das Mozartjahr. Wenn wir uns bemühen, mit dem Geld, das hier investiert wird, seriös umzugehen und zu-
sätzliche Angebote für viele Menschen in dieser Stadt zu schaffen, dann ist das, wie gesagt, unser zentrales Anlie-
gen in dem Zusammenhang. Es geht darum, möglichst vielen Menschen die Möglichkeit zu bieten, mit Kunst, mit Kultur, mit Musik, natürlich auch mit Mozart – aber das ist sozusagen der Aufhänger – in Berührung zu kommen.

Ich verstehe daher auch nicht die viele Kritik, die geäußert wird, indem gesagt wird, ja, da ist jetzt so viel los und so weiter. Das kommt meistens von denjenigen, die das wahrscheinlich hauptberuflich machen und die tagtäglich mit dem zu tun haben. Ich meine, unsere Aufgabe ist es, auch jenen Menschen etwas anzubieten, für die das nicht das tägliche Geschäft ist und nicht der Beruf ist, sondern für die das vielleicht auch etwas Neues ist. 

Es gibt zahlreiche Angebote in allen Bereichen, ob das nun Kinder- und Jugendkultur ist, ob das der Zugang und die Präsentation von Kunst in Geriatriezentren oder an anderen öffentlichen Stätten ist, bis hin zu den Justizanstalten. Wir versuchen, dieses Angebot möglichst breit zu streuen und damit vielen, vielen Menschen zugänglich zu machen. 

Einen wichtigen Bestandteil bildet natürlich auch die Vermittlung. Wir wollen damit Dinge verständlich machen, denn daran krankt ja häufig auch Kunst, dass die produziert wird und dass sie oftmals auch auf Unverständnis trifft. Auch da sind viele Projekte im Rahmen dieses Mozartjahres vorgesehen, um den Menschen das näher zu bringen und auch zu vermitteln. – Danke sehr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 05575-2005/0001 - KFP/GM), die Herr GR Dr Madejski an den Herrn Vizebürgermeister in seiner Funktion als amtsführender Stadt-rat stellt. (Können Sie noch garantieren, dass auf Grund des derzeitigen Baustopps (Rechtsstreit mit Hausbesitzern) die U2 rechtzeitig vor der Fußball-Europameis-
terschaft 2008 bis zum Stadion geführt werden kann?) 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Es gibt meiner Einschätzung nach eigentlich keinen Anlass, dass ich meine Ausführungen vom 14. Dezem-
ber hier bei der Fragestunde in irgendeiner Weise korri-
gieren müsste. Ich kann daher Ihre Frage mit einem kla-
ren Ja beantworten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: 1. Zusatzfra-
ge: Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vizebürgermeister! 

Es herrscht ja in Wien derzeit in vielen Gebieten gewisse Rechtsunsicherheit. Es gibt offensichtlich ein neues Rechtsempfinden. Meine Frage an Sie: Es gab Aussagen in Interviews vom Chef der Wiener Linien, der ge-
meint hat, egal, wie auch immer, ob der Enteignungsakt jetzt bescheidmäßig durchgeht oder nicht, ist uns egal, wir bauen darunter weiter und lassen uns nachher kla-
gen. Ist das das neue Rechtsempfinden der Stadt Wien?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich habe diesen Bericht in einer Tageszeitung auch gelesen und habe den Betreffenden auch gefragt, ob das so gefallen ist. Das hat er mir nicht bestätigt, und ich bin voll und ganz der Meinung, dass eine solche Vorgangsweise unzulässig wäre. Sie wäre auch nicht zielführend, denn ich würde annehmen, dass durch eine einstweilige Verfügung derartige Maßnahmen sofort gestoppt würden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die 2. Zusatzfrage: Frau GRin Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Wie Sie als Finanzstadtrat sicher wissen, werden Grundstücke durch Infrastrukturmaßnahmen enorm auf-
gewertet. Entlang der U2 gab es auch schon einige Grundstückstransaktionen, die die Stadt Wien im letzten Halbjahr abgewickelt hat, wo man meinen kann, dass eher Private profitiert haben als die Stadt Wien.

Wie werden Sie in Zukunft sicherstellen, dass eine geschäftsgruppenübergreifende Bodenpolitik durchgeführt wird, die zum Wohle der Stadt Wien ausgeht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin! 

Ich glaube, man muss das wirklich von Fall zu Fall unterscheiden. Wir sprechen hier aus Anlass dieser An-
frage über ein Enteignungsverfahren, das nach der der-
zeit noch für diese Fälle anwendbaren Rechtssituation so gestaltet ist, dass eigentlich der Zeitdruck, der hier existiert, vom privaten Eigentümer genützt werden kann. Und das haben zumindest zwei voll und ganz getan. Immerhin sind aber, glaube ich, 632 Liegenschaften allein in dem Bereich bis zum Stadion vom U-Bahn-Bau betroffen gewesen, und genau genommen waren es nur sieben Verfahren, in denen es zur Einleitung eines Enteignungs-
verfahrens kommen musste. In vier Verfahren hat man sich während des Enteignungsverfahrens geeinigt, sodass dann letztlich eigentlich nur drei übrig geblieben sind. Davon ist eines mittlerweile erledigt und die zwei, die jetzt Gegenstand der Anfrage sind, sind noch offen.

Generell gesprochen, teile ich die Einschätzung, dass sich die Stadt um eine koordinierte Vorgangsweise bemühen soll, und sie tut es auch. Ich nehme das Beispiel mit dem großen Entwicklungsgebiet des Flugfeldes Aspern, wo ja gemeinsame Entwicklungsgesellschaften gegründet worden sind. Im Rahmen der Wien Holding ist ebenfalls eine Entwicklungsgesellschaft eingerichtet wor-
den, die sich aktiv um solche Koordinierungen und auch um die Umsetzung von Projekten bemüht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich hoffe auch, dass das bei der U2 demnächst einer Lösung zugeführt wird, wiewohl es da mehrere Varianten gibt, wie man dann tatsächlich unter diesen Häusern durchkommen kann: Entweder mit einer Einigung bei Ge-
richt in diesem Verfahren, oder man probiert es auf die andere Variante, dass man einfach weiterbaut und es ris-
kiert, dann von den Hauseigentümern geklagt zu werden.

Mir geht es aber in dem Zusammenhang auch darum, etwas in die Zukunft zu schauen. Meine Frage geht in die Richtung: Ist es in Ihrem Ressort irgendwann abschätzbar, wann es endlich eine Trassenentscheidung zur Verlängerung der U1 in den Süden geben wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Zu der ersten Bemerkung möchte ich noch einmal das wiederholen, was ich dem GR Madejski bestätigt habe. Für mich persönlich und auch für das Unternehmen schließe ich eine rechtswidrige Vorgangsweise, quasi eine Bautätigkeit ohne entsprechende rechtliche Grundlage, aus.

Was generell die Frage der Entwicklung des weiteren U-Bahn-Ausbaues betrifft, so wiederhole ich jetzt etwas, was ich schon mehrfach auch hier im Gemeinderat betont habe: Es gibt in diesem Zusammenhang, bevor man zu dieser Entscheidung kommt, zwei grundlegende Fragen, die alle damit zu tun haben, dass wir im Zusammenhang mit der Entwicklung des Personennahverkehrs nach der Gesamtkonstruktion der Republik auf Fördermittel des Bundes angewiesen sind

Das geschah im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau in Wien in den vergangenen Jahren durch ein Gesamtabkommen. In dem Gesamtabkommen sind für die Gestaltung des weiteren U-Bahn-Ausbaues Mittel definiert worden, und zwar in U-Bahn-Bau-Entwicklungs-
schritten, aber es ist auch gemeinsam mit dem Bund im Großen gesehen das Konzept festgelegt worden. Nach meinem Wissenstand haben die inhaltlichen Verhandlungen, also wie die Gestaltung des U-Bahn-Ausbaues sein soll, zwischen der Stadt und dem Verkehrsminis-
terium zu einer weitgehenden Einigung auf Beamten-
ebene geführt. Was von Seiten des Vizekanzlers nach seiner Einschätzung der Kompetenzlage in der Bundes-
regierung aber abgelehnt worden ist, war die Zusage, dass diese Vereinbarung auch tatsächlich von Seiten des Bundes mit den entsprechenden Finanzierungs-
mitteln gedeckt wird. Was nützt eine auf Beamtenebene zustande gekommene derartige Einigung über mögliche Trassenführungen, wenn dann etwa der Finanzminister, mit dem ich die Verhandlungen jetzt aufnehmen werde, sagt, tut mir furchtbar Leid, wir haben dazu nicht die entsprechenden Mittel?

Daher sehe ich – so wie ich Ihre Worte interpretiere – auch mit einer gewissen Sorge der Verzögerungstaktik auf der Bundesseite entgegen, dass man hier die Verhandlungen über die Finanzierung des weiteren U-Bahn-Ausbaues hinausschleppt und damit nicht nur die Probleme der zügigen Entwicklung eines durchaus interessanten Stadtteils verzögert, sondern auch ein Problem schafft für Wirtschaftsunternehmen, die ja im U-Bahn-Bau nicht jederzeit beliebig den Einsatz an Maschinen zurückstellen können, wenn Sie ihre Tätigkeit unterbrechen müssen, ganz zu schweigen von der Frage der Tunnelarbeiter, die mit einer hohen Qualifizierung eigentlich in vielen anderen Bereichen Europas genauso gefragt sind. 

Also dieses wirtschaftspolitische und beschäftigungspolitische Thema ist auch belastend in dieser Situation gegeben, und ich gebe Ihnen Recht, dass es natürlich wichtig wäre, schon jetzt zu einer Trassengestaltung zu kommen, wobei ich jetzt ganz die ebenfalls geführte Diskussion weglasse, ob nicht eine Trassenfestlegung zu einem Zeitpunkt, bevor man sich alle Liegenschaften, die in diesem Bereich notwendig sind, beschafft hat, zu einer enormen Verteuerung führen würde.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Gerade Ihr Schluss-Statement, Herr Vizebürgermeister, inspiriert mich zu einer anderen Frage, die ich ursprünglich stellen wollte. Sie haben nämlich gesagt, es wäre nicht sinnvoll, eine Trassenführung dann festzulegen, wenn flächenmäßig, grundstücksmäßig noch nicht alles geregelt ist. Da gebe ich Ihnen auch vollkommen Recht. Das war ja sicherlich auch nicht optimal bei gewissen anderen Transaktionen und Planungen der Stadt Wien. 

Daher frage ich Sie: Es gibt ja sehr ernst zu nehmende und glaubwürdige Hinweise, dass in der Donaustadt vor allem im Bereich Stadlau noch immer nicht alle Grundstückstransaktionen und -käufe mit den Eigentümern abgeschlossen wurden, obwohl dort die Trasse relativ fix ist. Meine Frage: Könnte es genauso wie bei diesem Enteignungsverfahren passieren, dass diese noch nicht finalisierten Grundstückstransaktionen die Endphase, die Finalisierung und den Endtermin der U2 im Bereich Donaustadt verzögern?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat, ich gebe Ihnen Recht. Es ist immer unser Anliegen gewesen, nicht über das Instrument des Enteignungs- und Entschädigungsverfahrens zu einer Lösung zu kommen, sondern einen Verhandlungsweg zu suchen. Auf Wunsch der Landwirtschaftskammer Wien habe ich am 22. Dezem-
ber in einer Gesprächsrunde mit den Vertretern der Landwirtschaftskammer und Vertretern der Wiener Linien versucht, ein Konzept zu entwickeln, mit dem wir für die restlich noch offenen Fragen zu einer gütlichen Regelung kommen. Ich bin nicht hundertprozentig sicher, dass der Weg, der dann eingeschlagen worden ist und zu konkreten Verhandlungen geführt hat, von allen betroffenen Lie-
genschaftseigentümern wirklich so aufgegriffen worden ist. 

In diesem Abkommen, das wir damals am 22. De-
zember mit der Wiener Landwirtschaftskammer unter-
zeichnet haben, ist auch festgehalten worden, dass un-
ser Anliegen als Stadt Wien und als Wiener Linien nicht darin besteht, wenn es sozusagen im gütlichen Wege möglich ist, die Liegenschaft quasi dadurch zu entwerten, dass man nur ein Servitut erwirbt, das um vieles kostengünstiger ist, aber in Wirklichkeit vermutlich eine weitere Benützung des Grundstückes für landwirtschaft-
liche Zwecke verhindert. Also wir suchen so eine Lösung nicht zwangsweise, sondern wir sind auch bereit, einen Erwerb der Liegenschaft, der letztlich der im Einverneh-
men günstigere Weg ist, einzubeziehen, also wir sind hier voll und ganz bemüht, zu einer Lösung zu kommen. 

Der Zeitdruck ist hier bei weitem nicht so groß wie im anderen Bereich, aber ich gebe zu bedenken, es sind bei solchen Dingen immer beide Seiten gefragt, aufeinander zuzugehen. Ich hoffe, dass es geschieht, dann werden wir ohne jede Zwangsmaßnahme, ohne jeden Rechtstitel zu einer Lösung kommen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 00217-2006/0001 - KGR/GM), die von Frau Dr Pilz an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet ist. (Seit Jahren sind die MitarbeiterInnen der Wiener Rettung bis an die Grenzen des Zumutbaren überbelastet. Steigende Einsatzzahlen und eine unverantwortliche Personalunterbesetzung bleiben seit ebenso langer Zeit ohne politische Konsequenz. Wann werden Sie, Frau Stadträtin, endlich dafür sorgen, dass die Wiener Rettung akzeptable Arbeitsbedingungen vorfindet?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Dr Pilz, Sie fragen mich nach der Situation bei der Wiener Berufsrettung, und ich darf Sie informieren, dass wir im letzten Jahr eine Projektgruppe eingesetzt haben, ein Projekt begonnen haben, das versucht, die sehr komplexe Fragestellung, die es bei der Wiener Berufsrettung zur Bewältigung ihrer schwierigen Aufgaben gibt, in der Gesamtheit zu sehen und auch in der Gesamtheit neue Konzepte zu entwickeln.

Was sind denn diese Fragen, vor denen wir stehen? Wie Sie in Ihrer Anfrage selbst aufgezeigt haben, ist die Anzahl der Einsätze in den vergangenen Jahren seitens der Wiener Berufsrettung sehr stark gestiegen und damit auch die Herausforderungen an unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Es ist ein Teil unserer Problemstellung, dass, wenn bei uns Notrufe einlangen, es gar nicht immer so einfach ist zu differenzieren, welche Art von Einsatz es denn ist. Wir haben immer wieder Situationen, wo wir merken, dass die Frage des Rettungstransportes und des Krankenstransportes offensichtlich in der Öffentlichkeit noch nicht so deutlich unterschieden wird, weshalb sehr oft – ich will jetzt nicht das Wort Missbrauch verwenden, denn das würde eine böse Absicht unterstellen, und das will ich gar nicht tun –, weshalb sehr oft Rettungseinsätze durchgeführt werden müssen, die in Wirklichkeit Krankentransporte sind. Sehr oft wird die Rettung auch zu Fällen gerufen, die sich dann zwar schon als Notlage herausstellen, aber oft nicht als medizinische, sondern als soziale. 

Das sind nur einige Blitzlichter, um zu präzisieren, mit welch großen Herausforderungen wir zu kämpfen haben. Gleichzeitig ist dies natürlich auch mit der demographischen Entwicklung verbunden, die sich in allen Bereichen meines Ressort sehr, sehr deutlich niederschlägt. 

Deswegen haben wir diese Projektgruppe eingesetzt. Der Herr Magistratsdirektor hat einen Leiter für dieses Projekt bestellt, und wir sind gerade dabei, mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ein Gesamtkonzept über die zukünftige Aufbau- und Ablauforganisation der MA 70 zu erarbeiten. Dazu sind drei Arbeitsgruppen eingesetzt worden, die gerade jetzt oder seit einiger Zeit – ich sagte ja, wir haben schon voriges Jahr mit der Arbeit begonnen – in der Phase der Analyse und der Problemaufarbeitung sind, was ein äußerst komplexer Bereich ist. 

Wir wollen wirklich einerseits genau hinhören, was die Sorgen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind, gleichzeitig aber auch internationale Erfahrungswerte und Trends mit einbeziehen. Denn je näher wir uns damit befassen – und das passiert ja schon seit vielen Jahren –, desto mehr zeigt sich, dass die Problemstellungen international ziemlich ähnlich sind und dass internationale Rettungsorganisationen, egal, wie sie organisiert sind – und da gibt es ja viele Systeme – vor ähnlichen Schwierigkeiten stehen wie wir. 

Das heißt, bei all meiner Ungeduld, die Sie ja schon aus vielen Diskussionen kennen, ist das eine Projektgruppe, der ich schon Zeit zu geben versuche, wo ich mich auch emotional zurückzunehmen versuche mit meiner Ungeduld, um ihr die entsprechende Zeit zu geben, diesen sehr komplexen Bereich wirklich auch entsprechend zu analysieren und dann Vorschläge zu machen. 

Das Ziel ist, dass Modellvorschläge dann in einzelnen Rettungsstationen umgesetzt werden, um sie einfach in der Praxis zu erproben, damit aus dem heraus dann ein Gesamtkonzept zu einer Reorganisation der MA 70 erarbeitet werden kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, bevor ich zur Sache spreche, noch ein Wort von Gesundheitspolitikerin zu Gesundheitspolitikerin in eigener Sache. Das Licht da herinnen ist super grässlich. Ich weiß nicht, wie es dem Herrn Bürgermeister geht. Dem scheint es ins Gesicht, dass ich den Eindruck habe, er wird nicht gehört, sondern verhört. Also es ist einfach ein Wahnsinn. 

Der Christoph Chorherr hat sich schon ein Kapperl aufgesetzt, superchic, und versteckt sich. Also man hat wirklich das Gefühl, man kriegt Kopfweh. Vielleicht kann man da, Herr Vorsitzender, irgendwas machen, dass diese Verhörmethoden da oben wieder einfach in den alten Zustand zurückkommen. Manchmal ist man für das Alte, Bewährte. Dieses Licht ist eine echte Verschlechterung. Vielleicht ist es für den ORF ein Vorteil, für uns ist das eine Arbeitserschwernis. So, das dazu, nur so mitgegeben.

Zurück zur Rettung. Ich bin ganz auf Ihrer Seite, wenn es darum geht, sozusagen mit diesem Reformprojekt auch neue Strukturen zu etablieren, die einen Sinn haben. Sie haben auch erwähnt, dass man tatsächlich unterscheiden muss, ob jeder Ruf bei der Rettung auch ein Ruf nach der Rettung ist oder ob nicht etwas anderes dahintersteckt. Und diese Strukturprobleme müssen gelöst werden.

Wir haben im letzten Ausschuss, wo Sie nicht zugegen waren, schon eine erste Antwort seitens der Rettung bekommen und da hat man uns mitgeteilt, dass der Endbericht – der Herr Dr Kaff hat schon vom Endbericht gesprochen – in der nächsten Woche, also jetzt in der vergangenen Woche, vorliegen würde, und ich frage Sie daher: Ist dieser Bericht bei Ihnen eingetroffen, und was steht drin?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Nein, das muss ein Missverständnis sein. Es gibt ganz sicher keinen Endbericht. Sollte es einen Projektleiter geben, der in der Lage wäre, in so kurzer Zeit so komplexe Probleme zu lösen, dann hätte ich den schon geklont und in vielen Bereichen meines Ressorts eingesetzt. 

Was wir jetzt gerade machen, ist die Analyse der Problemstellungen und die Analyse dessen, was es alles an zukünftigen Schritten noch geben muss. Also von einem Endbericht kann überhaupt keine Rede sein. Was ich als Nächstes erwarte, ist ein Zwischenbericht. Auch den habe ich noch nicht, und ich glaube auch nicht, dass ich ihn in den nächsten Wochen bekommen werde, sondern es wird sicher noch eine Zeitlang dauern. Es werden dann konkrete Vorschläge erarbeitet werden. Zum Beispiel – es sind ja keine Geheimnisse, worum es geht – geht es um die Frage der Diensteinteilung. Das ist äußerst schwierig, weil natürlich auch die Interessen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu berücksichtigen sind. Es gibt welche, die sich mit aller Kraft an den 24-Stun-
den-Dienst klammern und keinesfalls davon lassen wol-
len. Es gibt andere, die sagen, es mir völlig wurscht, auch wenn ich weniger verdiene, ich will 12 beziehungsweise 13 Stunden arbeiten. Es gibt eine dritte Gruppe, die sagen: Ja, ich will 13 Stunden arbeiten, aber genauso viel verdienen wie bei 24 Stunden, was überhaupt die am allerschwierigsten zu erfüllende Bedingung ist, was nicht funktionieren wird, wie wir alle wissen. Das heißt, hier gibt es ganz unterschiedliche Interessen, und deswegen ist der nächste Schritt, dass wir – und das erwarte ich mir auch als Nächstes von der Projektgruppe – hier konkrete Vorschläge haben, wie können so Dienstzeitmodelle ausschauen, und dass wir die einmal dann ganz konkret in der Praxis anwenden. Denn in so einem komplexen Bereich, wie ihn die Wiener Berufsrettung darstellt, ist die Theorie das eine, sind schöne, tolle Diagramme, Statistiken das eine, aber die Alltagsarbeit, die Praxis ist das andere, und deswegen glaube ich, dass all die Modelle, die vorgestellt werden und die erarbeitet werden, einmal in der Praxis ausprobiert werden müssen, sonst haben wir nämlich meiner Meinung nach nichts davon. Das ist der nächste Schritt, der aber auch noch nicht vorliegt. Also das muss sozusagen ein Missverständnis gewesen sein, dass es hier schon einen Endbericht gibt. Ich wäre froh, wenn es so wäre, aber das ist ganz sicher nicht der Fall. Vermutlich hat der Herr Dr Kaff gemeint die Analyse der Problemstellungen und all der Dinge, denen wir uns in nächster Zeit noch intensiver widmen müssen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: 2. Zusatz-
frage: Frau GRin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Danke für Ihre Ausführungen.

Wir haben gehört, Sie warten auf den Endbericht, um dann Vorschläge gemeinsam zu erarbeiten, um zu schauen, wie man das System verbessern kann. Ich glaube, wir sind uns alle darin einig, dass das bestehende System sehr unbefriedigend ist, sowohl für die Mitarbeiter der Wiener Rettung als auch für die Patienten, die sich über Wartezeiten bei Einsätzen beschweren. 

Jetzt meine Frage, Frau Stadträtin: Sehen Sie persönlich in der Zulassung zusätzlicher Anbieter eine Möglichkeit, das Personal der bestehenden Organisationen zu entlasten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also zum einen möchte ich ein bisschen relativieren, weil Sie gesagt haben, die Beschwerden der Bevölkerung. Natürlich gibt es Beschwerden, wie über alle anderen Abteilungen, wie über uns, wie über Sie, wie über mich. Es gibt immer Leute, die sich aufregen und sagen, sie sind nicht zufrieden. 

Im Großen und Ganzen, und das ist mir schon sehr, sehr wichtig, in dieser Runde zu sagen, ist die Anzahl der Beschwerden, wenn wir uns anschauen, wie viel Einsätze die MA 70 hat, und das waren allein im Jahre 2005 168 996 – ich wollte die konkrete Zahl sagen, deswegen habe ich sie mir aufgeschrieben –, also fast 170 000 Einsätze, sehr gering. Das möchte ich deswegen sagen, weil ich schon die Gelegenheit benutzen möchte, bei allen Veränderungen und was wir besser machen wollen, nicht zuletzt aus dem Interesse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen heraus, die auch mit Verbesserungsvorschlägen kommen, herauszustreichen, dass an sich die Arbeit sehr gut funktioniert.

Dass es natürlich auch immer wieder Beschwerden gibt, bestreite in keinster Weise. Ich habe mich aber der Herausforderung unterzogen, weil ich gerne weiß, wovon ich spreche, und versuche, das zu tun, was ich immer ankündige, nämlich nahe bei den Menschen zu sein, das heißt, auch nahe bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, und habe selber einen 24 Stunden-Dienst bei der Rettung mitgemacht. Ich weiß, wie der Alltag ausschaut, wenn man zwischen 3 und 4 Uhr in der Leitstelle sitzt und Menschen anrufen, die offensichtlich nicht krank sind, sondern andere Probleme haben, sicher auch schwerwiegende Probleme, aber keine, die die Rettung lösen kann, und wo die Kollegen mit unendlicher Geduld und Behutsamkeit versuchen, diese Schwierigkeiten zu lösen. Dass da nicht immer alles reibungslos funktionieren kann bei so einem komplexen Gebiet, liegt auf der Hand. Dass das ganz besonders ein Grund ist, die Rahmenbedingungen der Arbeit weiter zu verbessern, liegt auch auf der Hand. Aber jedenfalls ist die Anzahl der Beschwerden gering. Es wird sehr, sehr gut gearbeitet, und die Wiener Bevölkerung kann sich darauf verlassen, dass die Wiener Berufsrettung da ist, wenn sie sie braucht. Das möchte ich schon bei dieser Gelegenheit sehr deutlich zum Ausdruck bringen, weil mir das sehr, sehr wichtig ist.

Wir geben zum Teil Einsätze ab, jene leichteren Einsätze, von denen wir eben glauben, dass wir sie auch anderen Organisationen abtreten können, und da gibt es ein lange Jahre bewährtes Team, das hier für Wien gemeinnützig tätig ist. Diese Gemeinnützigkeit liegt mir schon sehr am Herzen. Ich habe nichts dagegen, wenn vor allem im Krankentransportbereich – was überhaupt nicht zu verhindern ist, und es ist jedermann gutes Recht – auch kommerziell gearbeitet wird, aber gerade im Bereich der Rettung ist mir die Gemeinnützigkeit schon etwas Wichtiges. Wir haben in Wien eine Organisation, mit der wir seit vielen Jahren sehr gut zusammenarbeiten, und es werden hier auch entsprechende Ausfahrten abgetreten, allein im Jahr 2005 fast 40 000 Einsätze. Das heißt, wir arbeiten hier sehr gut zusammen und werden in Zukunft noch enger zusammenarbeiten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Mayer, die 3. Zusatzfrage.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Sie stellen ja den Anspruch, dass Sie immer gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Entscheidungen treffen. Sie haben das ja heute schon angesprochen. Aber wie schaut das konkret bei der MA 70 aus?

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich beantworte die Frage, bevor mir der Herr Vorsitzende, der wo tratscht, das Wort erteilt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Entschuldigen Sie die Unhöflichkeit, Frau Stadträtin, aber ich bin gerade dabei, das Lichtproblem zu lösen. (GR Mag Christoph Chorherr: Abdrehen!) Nicht abdrehen, lieber Christoph Chorherr, das ist locker gesagt, weil du willst genauso im ORF erscheinen wie wir alle. Das möchte ich einmal dazu sagen.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Mit dieser Mütze vielleicht nicht, das würde ich verstehen. (Heiterkeit.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Mit der Mütze nicht. 

Jetzt sind wir dabei, das irgendwie zu klären.

So. Frau Stadträtin, bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Entschuldigung, ich komme zum Ernst der Sache.

Ja, es stimmt, ich denke, Veränderungen sind notwendig, aber sie müssen grundsätzlich immer gemeinsam mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen erfolgen und nie über ihre Köpfe hinweg. Abgesehen davon, dass ich glaube, dass diejenigen, die die Arbeit machen, selber immer am besten wissen, welche Veränderungsnotwendigkeiten es gibt.

Deswegen haben wir zwei Prinzipien festgelegt für diese Projektgruppe. Die eine ist die, dass die Personalvertretung überall mit eingebunden ist. Herr Dr Kaser, der der Leiter dieser Projektgruppe ist seitens der Magistratsdirektion, hat sich auch sehr bemüht, als allerersten Schritt direkt mit allen Kollegen und Kolleginnen in Kontakt zu treten. Er hat sämtliche unserer Stationen abgeklappert, zweimal, weil wir ja zwei Dienstgruppen haben. Das heißt, er ist in allen Stationen vor Ort gewesen, hat sich direkt die Sorgen und die Vorschläge und Verbesserungsideen der Kollegen und Kolleginnen angehört. Er hat auch, genauso wie ich, mehrere – im Gegensatz zu mir, weil es sich bei mir zeitmäßig leider anders nicht ausgegangen ist – 24 Stunden-Dienste mitgemacht, was ich für ganz wichtig halte, weil man dann ein G'spür für die Arbeit kriegt, was das bedeutet, wirklich 24 Stunden rund um die Uhr in so einer verantwortungsvollen Position zu sein als Arzt, Ärztin, Sanitäter, Sanitäterin, Fahrer oder Fahrerin, die ja auch Sanitäter sind, denn unsere Leute sind alle sehr gut ausgebildet. 

Ich habe noch ein Grundprinzip, und das habe ich gerade im Zusammenhang mit der Änderung der Dienstzeit sehr deutlich festgelegt und bei einer Personalversammlung den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auch gesagt: Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen können sich darauf verlassen, dass diese Dienstzeitänderung nicht gegen ihren Willen erfolgen wird. Ich mache grundsätzlich kein Hehl daraus, dass ich der Meinung bin, dass wir von dem 24 Stunden-Dienst weg sollten, schon allein aus EU-rechtlichen Gründen, aber auch aus inhaltlichen Gründen. Wir werden aber sicher über niemandes Kopf hinweg und nicht gegen den Willen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen diese Umstellung machen, sie geht ohnehin nur schrittweise, sondern nur mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gemeinsam.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Ich glaube, wir sind uns einig, dass hier ein Handlungsbedarf besteht, und es werden ja von Ihrer Seite auch Handlungen gesetzt in diese Richtung. Es gibt 168 000 Einsätze, um 11 000 Einsätze mehr als noch ein Jahr bevor, eine explodierende Zunahme der Einsätze und einen stagnierenden Personalstand, Frustration bei den Mitarbeitern. 

Jetzt habe ich einem Antrag entnommen, dass 1 000 Freischichten schon angefallen sind. Das heißt für mich als Beamten, dass quasi so viele Gutstunden da sind, dass man sich einen Zeitausgleich nehmen könnte. Wenn man sich aber diesen Zeitausgleich nimmt, dann ist wieder zusätzliches Personal notwendig, weil sonst das ganze Werkel nicht mehr am Rennen zu halten ist. 

Meine Frage an Sie, Frau Stadträtin: Wir überlegen hier jetzt einerseits Modelle für die Zukunft. Aber könnten Sie sich auch vorstellen für die Vergangenheit oder bis diese Modelle der Zukunft eintreten, dass man, wenn ein Zeitausgleich oder eine Freischicht nicht möglich ist, den Bediensteten die angesammelten Gutstunden in Geld ablöst?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Zum einen versuchen wir, diese zusätzlichen Belastungen, die es gibt, auszugleichen, wie ich vorher schon in der Antwort an die Kollegin ausgeführt habe, dass wir jene Einsätze, bei denen es möglich ist, abgeben, weil wir mit dem Team für Wien sehr gut zusammenarbeiten. Wir haben für 2006 zusätzliche Dienstposten beantragt, die wir auch bekommen haben, schon allein deswegen, weil unser Journal ja umgestellt wird. Wir erwarten uns im Übrigen, aber auch da will ich mir erst die Praxis anschauen, von dem neuen Journal, das ja neue technische Möglichkeiten bietet, organisatorisch große Vorteile, die sich natürlich auch für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auswirken. 

Nur, zu Ihrem Hinweis mit den Freischichten erlaube ich mir schon, darauf hinzuweisen, dass sie bei einem 24 Stunden-Dienst systemimmanent sind. Das heißt, genauso wie wir es bei der Feuerwehr haben, haben wir es auch bei der Rettung. Das ist sozusagen Normalbetrieb logischerweise, dass sich schon allein mit zweimal 24 Stunden-Dienst eine durchschnittliche 40 Stunden-Woche nicht ausgehen kann. Das heißt, drei Schichten sind systemimmanent und machen natürlich ihren inhaltlichen Sinn und sollen auch genommen werden und genommen werden können, weil wir eben sonst zu dieser Überbelastung kommen, die wir nicht wollen. 

Ich denke, allein dieses Beispiel zeigt, wie komplex die Herausforderungen sind, vor denen wir stehen bei der Berufsrettung, wie toll auch gearbeitet wird. Trotz all dieser Herausforderungen funktioniert die Rettung sehr, sehr gut, und das ist auch genau der Grund, und damit zeigt es sich in dieser Diskussion auch, warum ich eben gesagt habe, nein, wir setzen uns jetzt nicht extra zusammen und finden eine Lösung für die Einsatzkoordination und dann machen wir eine extra Arbeitsgruppe, die befasst sich mit der Frage der Arbeitszeiten, und eine dritte Arbeitsgruppe, die befasst sich mit der Einteilung der Schichten, sondern wir müssen das alles gemeinsam sehen. Das ist ein sehr komplexer Bereich, wo die verschiedenen Dinge zusammenhängen. Und genau deswegen haben wir diese Projektgruppe einberufen, die versucht, auf diese komplexen Dinge auch komplexe Antworten zu finden, weil nur so, glaube ich, wirklich eine zukunftssichere Lösung möglich ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! So ganz kann ich dem Freude-Eierkuchen des Herrn Kollegen Mayer nicht zustimmen, denn ich weiß von der Rettung, dass das Personal total gefrustet ist und dass der Druckpegel sehr hoch ist. Ich will Ihnen das nur an einem Beispiel mitteilen. 

Wir haben im Wahlkampf auf der Prater Hauptallee einen tollen Stand gemacht. Da ist die Rettung vorbeigefahren, nicht etwa mit Blaulicht, sondern offensichtlich im gemächlichen Tempo. Die ist stehen geblieben. Ein Kollege ist ausgestiegen und hat gesagt: Tun'S was, uns steht das Wasser bis zum Hals, und wir pfeifen aus dem letzten Loch. Er hat dann einmal so richtig seinen Dampf abgelassen und seine Seele ausgeschüttet, und es war sehr berührend, was der erzählt hat, unter welchem Druck sie stehen und wie sie sich alleingelassen fühlen. Offensichtlich haben sie auch den Eindruck, die schicke Blaulichtorganisation ist die Feuerwehr, und sie sind immer die, die sich hinten anstellen müssen. Ich bin nicht dafür, dass man zwei Organisationen gegeneinander ausspielt, aber sie fühlen sich nicht wertgeschätzt und sie fühlen sich hinten angestellt. 

Ich bin sehr für das Projekt, aber Sie müssen auch die realen Probleme der Überarbeitung, der Überlastung und der Freischichten lösen, denn würden die jetzt alle konsumiert, dann müssten neun bis zehn Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für ein Jahr eingestellt werden. Es ist nicht schwach, was hier an Strukturproblemen offensichtlich ungelöst angesammelt wurde. 

Ich frage Sie jetzt anlässlich des Umstandes, dass es eine Neufestsetzung der Transportgebühren gibt: Haben Sie vor, diese Mittel, die jetzt zusätzlich ins Stadtbudget hereinkommen, in die Verbesserung der Arbeitsqualität der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen direkt und nachhaltig und nachweislich einzusetzen oder geht das in den Gesamttopf der Stadtverwaltung?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also Sie können versichert sein, Frau Dr Pilz, dass ich in einem sehr intensiven Diskussionsprozess bin mit der Personalvertretung, dass sich aber auch viele Einzelpersonen der Wiener Berufsrettung mit ihren Sorgen an mich wenden. Ich war auch bei einer Dienststellenversammlung, wo sehr viele Menschen dort waren und wo auch sehr viele ihr Herz ausgeschüttet haben. Natürlich ist es ein belastender Einsatz. Das hat mit den Arbeitsbedingungen zu tun, das hat aber auch einfach mit den objektiven Rahmenbedingungen zu tun. Unsere Sanitäter und Sanitäterinnen sind ja oft ohne den Arzt unterwegs. Es hängt davon ab, welches Fahrzeug dort ist, eines mit oder ohne Notarzt. Die Situation der Sanitäter und Sanitäterinnen ist natürlich die, dass sie – es klingt ein bisschen theatralisch, aber es ist wahr – Entscheidungen über Leben und Tod oft allein fällen müssen. Das ist eine sehr belastende Situation. 

Deswegen war auch eine meiner ersten Bestrebungen, dass ich denke, dass wir unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auch entsprechende Supervisionsmöglichkeiten anbieten müssen. 

Ich habe mich auch sehr darum bemüht, in völliger Übereinstimmung mit der Dienststelle und deren Führung, dass unsere eigenen Notfallseinrichtungen, psychologischen Notfallseinrichtungen, die wir haben, selbstverständlich auch den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Rettung zur Verfügung stehen. Wenn wir einen Selbstmörder vor der U-Bahn haben, dann gibt es den Notdienst für den Fahrer und für die Fahrerin, aber die in der Rettung brauchen den manchmal genauso. Ich weiß, wovon ich rede, weil das war der erste Einsatz um halb acht in der Früh, wie ich meinen Dienst angetreten habe bei der Rettung. 

Das heißt, Sie können versichert sein, dass ich mir dieser Sorgen, die es hier gibt, bewusst bin, die zum Teil sehr sachlich begründet sind, zum Teil auch ein wenig emotionalisiert sind, wie zum Beispiel dieses Gefühl, der Wiener Berufsfeuerwehr gegenüber permanent benachteiligt zu sein. Was die Ausstattung der Rettungsstationen betrifft, stimmt das zum Beispiel überhaupt nicht. Ich kenne die Feuerwehrstationen, ich kenne die Rettungsstationen. Manche davon sind absolut renovierungsbedürftig, aber ein sehr großer Teil der Stationen der Berufsrettung ist in einem sehr guten Zustand, während wir bei der Feuerwehr erst in den letzten Jahren hier nachgeholt haben. Jetzt haben wir das glücklicherweise bis auf die Hauptfeuerwache auch schon erreicht. 

Aber zu Ihrer Hauptfrage. Natürlich, deswegen machen wir ja das Projekt, um all diese konkreten Dinge auch zu lösen. Nur glaube ich eben nicht, dass man sie getrennt voneinander sehen kann, denn die Frage, wie genau und wie besser mit Hilfe der neuen technischen Möglichkeiten, die die neue Leitstelle bietet und die das neue Journal bietet, können wir auseinander halten, ob das ein wirklich schwerer Notfalleinsatz ist oder ob es in Wirklichkeit, um das andere Ende der Kette zu nehmen, ein Krankentransport ist, und wie viele Leute muss ich dann wirklich hinschicken. Das hängt eben miteinander zusammen. Und genau deswegen gibt es das Projekt, um genau diese handfesten und konkreten Probleme möglichst rasch zu lösen. Ich glaube, dass die Projektgruppe gut unterwegs ist. Ich bedanke mich vor allem auch für die große Bereitschaft der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, dort mitzumachen. Ich bin überzeugt davon, dass wir, so rasch es irgendwie geht, aber ich will da keinen Druck ausüben, weil ich will Lösungen, die wirklich halten und die wir auch vorher ausprobieren, eine Antwort auf die gestellten Fragen bekommen, wo hundertprozentig alle, die hier mitdiskutiert haben, zustimmen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 00215-2006/0001 - KVP/GM), die Frau GRin Mag Barbara Feldmann an den Herrn Bürgermeister gerichtet hat. (Welche konkreten Schritte werden Sie vor dem Hintergrund des Ende letzten Jahres ergangenen Urteils in der Causa Schloss Tribuswinkel setzen?) 

Bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Es tut mir Leid, dass ich bei der Beantwortung der zwei schriftlichen Anfragen, die Sie an mich in der zweiten Jahreshälfte 2004 in dieser Causa gestellt haben, diese Frage des Schlosses Tribuswinkel nicht hinreichend vermitteln konnte, vor allem nicht, dass es sich bei dem jetzigen Urteil des Landesgerichts für Zivilsachen keineswegs um das einzige Urteil handelt, und vor allem, dass die Stadt Wien keineswegs bisher alle Prozesse verloren hat. Ganz im Gegenteil. Über die Frage der Rechtmäßigkeit des Verkaufs im Jahre 1991 gibt es ein oberstgerichtliches Erkenntnis, das ganz genau feststellt: Dieser Verkauf im Jahre 1991, beschlossen durch den Wiener Gemeinderat, war rechtens. 

Nunmehr geht es darum, dass man feststellt, man hat eine immerwährende Betriebspflicht eines Kindererholungsheimes hier durchzuführen, und da kann ich Ihnen in Beantwortung Ihrer Frage heute nur sagen: Ja selbstverständlich wird die Stadt Wien den Weg, den sie seit 15 Jahren hier gegangen ist, auch in Zukunft fortsetzen. Selbstverständlich wird gegen dieses Ersturteil des Landesgerichts für Zivilsachen Berufung eingelegt werden, und notfalls wird auch wieder der Oberste Gerichtshof, so wie im ersten Instanzenzug, entscheiden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Es ist richtig, dass der OGH ablehnend entschieden hat, aber nicht auf Grund der Weiterführung des Jugendwohlfahrtheims, sondern auf Grund des Klagstitels der Rückgabe an den Schenker. Der OGH hat eindeutig gesagt in seiner Beurteilung, dass mit einem anderen Klagstitel die Sache gerechtfertigt erscheint. Das haben die ehemaligen Schenker getan und in erster Instanz – es gibt nur noch einen weiteren zweiten Instanzenzug – gewonnen auf Rückkauf des Schlosses und des 100 000 m²-Parks. 

Ich frage Sie: Wie rechtfertigen Sie die hohen Kosten, die durch einen zweiten Instanzenzug entstehen, wo relativ klar ist, dass auf Grund der Aussage des OGH und des jetzigen gewonnenen Verfahrens hier wahrscheinlich wieder ein Gerichtsurteil gegen die Stadt Wien gefällt wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Zunächst einmal halte ich fest, dass das OGH-Urteil im ersten Fall auf die Zahlung von neun Millionen an die Erben des ursprünglichen Schenkers gelautet hat, was ja nicht gerade von extremem Altruismus zeugt, aber das ist nicht meine Angelegenheit. Wir haben es daher hier mit einer klaren Feststellung des Obersten Gerichtshofes zu tun, dass dieser Verkauf rechtmäßig gewesen ist – das ist eine Feststellung des OGH –, und daher ist er entsprechend rechtmäßig.

Was nunmehr das Landesgericht für Zivilsachen in erster Instanz festgestellt hat, ist, dass die Bestandspflicht sozusagen auf ewig gegeben sei. Argumente der Wirtschaftlichkeit, der Vernunft, des Wollens aller Beteiligten sind hintangestellt worden. Entgegen all diesen Überlegungen soll dieses "Kinderwohlfahrtsheim" – ein Begriff, der im Jahr 2006 ja schon mehr als seltsam anmutet – so betrieben werden.

Ich wiederhole mich daher: Wir haben in die Renovierung und in den Betrieb dieses Heimes, das nach dem Krieg, also im Jahre 1949, in meinem Geburtsjahr, übernommen wurde, mehr als 140 Millionen ATS investiert. Mir scheint dies eine hinreichende Rechtfertigung, da eine weitere Investitionsnotwendigkeit von ungefähr 30 Millionen ATS mit einem Schritt, den vor 15 Jahren die Stadt Wien gemeinschaftlich im Gemeinderat gesetzt hat, das auch für die Zukunft entsprechend sichergestellt hat. Und daher sage ich zum Vergleich: Die Rechtskosten sind vergleichsweise geringe Kosten dabei.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr Mag Gudenus, Sie haben die 2. Zusatzfrage.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Der OGH hat festgestellt, der Kauf war rechtmäßig. Trotzdem haben Sie Ihre Pflicht unterlassen, ein Jugenderholungsheim stets zu führen, so wie es auch im Schenkungsvertrag 1949 festgemacht wurde. Der "KURIER" schreibt, allein die letzte Verhandlungsrunde hat 21 000 EUR ge-
kostet. Meine Frage: Wie viel kostete bisher der gesamte Rechtsstreit den Steuerzahler?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Seien Sie mir nicht böse, Herr Gemeinderat, aber in einer Antwort auf eine Zusatzfrage kann ich Ihnen die Genesis der letzten 15 Jahre, was diese Rechtsauseinandersetzung betrifft, wirklich nicht auswendig darstellen. Aber wenn Sie das wünschen, reiche ich das gerne nach.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 3. Zusatzfrage: Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! Wir haben ja die Situation, dass in Österreich die Situation für Kinder und Familien nicht besser wird, sondern sie sind immer mehr von Armut betroffen. Es hat ja erst kürzlich einen Kontrollamtsbericht gegeben, wo auch festgehalten wird, dass die Zahl der Kinder, die auf diese Ferienheim-Urlaube fahren, ständig zurückgeht. Auch hier im Fall Tribuswinkel war die Begründung, dass es mangels Nachfrage eben wirtschaftlich nicht rentabel ist. 

Wie erklären Sie sich diese Entwicklung, dass die Wiener Kinder dieses Angebot in Wien nicht mehr annehmen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also ich will jetzt tiefschürfende Analysen unterlassen. Ich sage nur: Es gibt zwei Zugänge dazu. Der eine ist ein vordergründiger, indem man einfach sagt: Offensichtlich ist der Bedarf dafür am Beginn des 21. Jahrhunderts nicht mehr gegeben. 

Ich glaube, das ist etwas, wo man es sich nicht so einfach machen sollte. Ein solches Argument mag sich für eine Parlamentsdiskussion eignen, aber wenn man die Realität erfasst und sich insbesondere den Armutsbericht vergegenwärtigt, dann würde ich eine solche Argumentation nachgerade als zynisch empfinden. Und daher sage ich da eigentlich offenen Herzens: Ich kann mir zur Stunde tatsächlich, und für mich auch redlich, den Widerspruch nicht erklären, der zwischen den Erkenntnissen des Armutsberichtes auf der einen Seite und dem Rückgang der Nachfrage in dem Bereich auf der anderen Seite entsteht. Es gibt offensichtlich, wenn ich mir andere Bereiche anschaue, wo heute sehr viele Kinder und Jugendliche ihre Ferien verbringen oder mit den Eltern den Erholungsurlaub verbringen, die Zunahme etwa im Bereich Campen, ein gewisses Ausweichen.

Darüber hinaus könnten die Familiensituationen insgesamt gesehen auch ein Erklärungsansatz sein. Durch den ständig verstärkten Arbeitsdruck erhöht sich zweifelsohne auch das Bedürfnis, Ferien- oder Erholungsurlaub gemeinsam zu verbringen und nicht die Kinder – unter Anführungszeichen gesehen – zu verschicken. Ob das ein befriedigender Erklärungsansatz ist, weiß ich nicht, es ist sicherlich multifaktoriell, wie immer bei solchen Dingen, aber es könnten jedenfalls weniger zynische und wahrscheinlich auch nachhaltigere Erklärungsansätze dafür sein, dass es das gibt. 

Wir haben es so zur Kenntnis zu nehmen. Wir betreiben ja nach wie vor ein derartiges Erholungsheim bei Ybbs, und auch dort ist zu erkennen, dass die Zahlen zurückgehen, aber eine entsprechende Auslastung rechtfertigt noch immer die Fortführung dieses Kinder- und Erholungsheims.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage: Frau Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Im Gutachten vom Rechtsexperten Prof Dr Koziol trifft Wien eine verschärfte bereicherungsrechtliche Haftung, weil durch den Verkauf eine Herausgabe der Liegenschaft unmöglich geworden ist. 

Ich frage Sie, auch unter dem moralischen Aspekt den Staatsbürgern gegenüber, die der Stadt Wien eine Sache schenken für soziale Zwecke: Warum einigen Sie sich nicht mit Schenkern, vor allem von solchen Liegenschaften, auch mit 100 000 m² Park, auf entweder Rückgabe oder Verwendung für andere Zwecke, sondern ver-
kaufen Schenkungen für soziale Zwecke einfach weiter?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also die Frage an mich ist sicherlich auch falsch gestellt dazu. Diese Entscheidung hat man vor 15 Jahren getroffen, und man hat sie offensichtlich aus guten Gründen getroffen. Und wenn ich mich dunkel zurückerinnere, war ja auch die ÖVP nicht dagegen, weil sich die ÖVP der wirtschaftlichen Vernunft nicht verschlossen hat, dass man ein Kindererholungsheim nicht betreiben soll, das nur sehr viel Geld kostet, aber im Prinzip von keiner Nachfrage getragen wird, weil niemand hinfährt. Das war damals sicherlich ein Commonsense, wenn man das so verstehen will. Dass man 15 Jahre später ein bestimmtes Interesse offensichtlich daran hat, dies vor dem Hintergrund wahrscheinlich auch des OGH-Urteils noch einmal aufzurollen, scheint mir weniger mit Kindern als vielmehr mit den Erben der Schenker zu tun zu haben.

Aber wie dem auch immer sei: Ich betrachte dies als ein laufendes Verfahren und werde mich daher mit Sicherheit von Detailäußerungen dazu enthalten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Bürgermeister. 

Die Fragestunde ist somit beendet. 

Wir kommen nun zu der Aktuellen Stunde. Der Klub der Österreichischen Volkspartei hat eine Aktuelle Stunde zum Thema SPÖ-Willkür in der Verkehrs- und Umweltpolitik durch die chaotische "Tempo 50"-Einführung im gesamten Wiener Gemeindegebiet verlangt. Das Ver-
langen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung auch ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mag Gerstl, diese Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit beträgt zehn Minuten. Er weiß es. Bitte schön. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Seit mehr als einem Jahr nun gibt es ein veritables Feinstaubproblem in dieser Stadt. Nach anfänglichen Versuchen der SPÖ, ihren Sager, der Bund ist schuld, möglichst lange auf dem Rücken der Wienerinnen und Wiener auszutragen, hat die Umweltstadträtin im Dezem-
ber des vergangenen Jahres ein Schmähpapier zur Fein-
staubreduktion namens Immissionsschutzgesetz Luftver-
ordnung vorgelegt. 

Wer der Urheber der Geschwindigkeitsreduktionen von 70 oder 60 auf 50 km/h auf den Ein- und Ausfahrtsstraßen von Wien war, dies wird wohl auch das Kontrollamt nicht mehr klären können. 

Tatsache ist jedenfalls, dass sowohl die Umweltstadträtin als auch der Verkehrsstadtrat wahre Verhinderer des motorisierten Individualverkehrs sind. Oder anders gesagt: Wann immer sie dem Autofahrer ein Kräutl in die freie Fahrt hineinlegen können, haben sie es getan und tun es heute noch. (Beifall bei der ÖVP. – Gemeinderäte der FPÖ halten Verkehrstafeln in die Höhe mit Tempo 60, 70 und 80 km/h und 450 000 EUR.) Denn anders, meine Damen und Herren, ist es nicht zu erklären, dass Sie für 30 km von insgesamt 3 000 km Straßennetz in Wien einen solchen Zirkus aufführen. Ich sage Ihnen, Herr Stadtrat: Diese Stadt ist zu wertvoll, als dass Sie eine Spielwiese für Ihre Verkehrspolitik sein darf. 

Herr Stadtrat, ich habe Ihnen dafür, damit Sie Ihre kindischen Spiele weiter austragen können, aber in Zukunft die Wienerinnen und Wiener nicht mehr in Geiselhaft nehmen, einen – und ich bitte nun die Kamera zu schwenken – Verkehrsteppich mitgebracht. (Beifall bei der ÖVP, Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sehr geehrter Herr Stadtrat! Mit diesem Verkehrsteppich können Sie in Zukunft mit Ihrem roten Mercedes Ihre rote Verkehrspolitik in Wien machen. (Beifall bei der ÖVP.) Aber ich bitte Sie, Herr Stadtrat: Machen Sie Ihre Verkehrspolitik mit Ihrem roten Mercedes auf diesem Teppich und nicht auf dem Rücken der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ hat ja schon eine glorreiche Vergangenheit mit ihren Repräsentanten, die Rudolf heißen. So haben sie sich zu Beginn ihrer Karriere genannt. Und dann hat ihnen ein Marketingexperte gesagt, sie wären dem Volke näher, wenn sie sich nicht mehr so steif geben täten und ein bisschen umgänglicher würden, und so nannten sie sich ab sofort Rudi. 

Der erste Rudi war der "Schulden-Rudi". Er ging in die Geschichte ein als der Finanzminister, der das Land am stärksten verschuldete. (GR Godwin Schuster: Die Frage ist, welche Ministerien das waren!)

Der zweite Rudi ist der "Stau-Rudi". Und das sind Sie, Herr Stadtrat, wie Sie in die Geschichte eingehen, wenn Sie nicht sofort den Weg freimachen für eine neue Verkehrspolitik in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Beschränkung auf 50 km/h auf ganz Wien, das war offensichtlich das Stillhalteabkommen der SPÖ mit den GRÜNEN vor der Gemeinderatswahl, damit diese nicht flächendeckend 30 km/h in Wien fordern. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Mag Rüdiger Maresch: Einen Verkehrskindergarten führen wir da ein!)

Bei der weiteren Abwicklung der Verordnung sind sich nun aber offensichtlich Sima und Schicker in den Haaren gelegen. Jeder hat versucht, dem anderen die Verantwortung für die Umsetzung zu übertragen. Das alles auf dem Rücken der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der ÖVP.)
Und wir sind es nun alle, die nicht wissen, auf welchen Straßenabschnitten man jetzt 50, 60, 70 oder 80 fahren darf. Fünf verschiedene in Kraft tretende Termine haben Sie gegenüber den Medien genannt. Bis heute sind die entsprechenden Tafeln auf vielen Straßenabschnitten noch nicht aufgestellt. Das alles vier Monate nach Beschlussfassung Ihrer Immissionsschutzgesetz Luftverordnung! Das ist wahrer Dilettantismus. Diese 50 km/h-Geschichte ist wie die eines schlechten Einkäufers, der sich ein Haus kauft, danach draufkommt, dass es nichts wert ist, und es dann nicht mehr wieder verkaufen kann. 

Sie lassen sich das aber durch den Wiener Steuerzahler bezahlen, und das ist zu verurteilen, meine Damen und Herren. In der Privatwirtschaft würden Sie zur Verantwortung gezogen werden. Hier müssen Sie selbst die Konsequenzen ziehen. 

Meine Damen und Herren! Die SPÖ hat ja schon seit vielen Jahr ein Taferl-Problem. Angefangen hat es mit dem Großvater von StRin Sima, Lhptm Sima in Kärnten, und jetzt geht es weiter bis nach Wien, wo auch der Urwiener Schicker nun zum Proponenten der Taferl-Klassler-Partei wurde. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Viele Wienerinnen und Wiener fragen sich immer mehr, ob Ihr jetziger Job wirklich der Ihrige ist und ob der wirklich für Sie geschaffen ist. Ich frage Sie mit aller menschlicher Hochachtung vor Ihnen und Ihrem Wissen als Raumplaner, das Sie in Ihrer Funktion als Verkehrsstadtrat leider so wenig einsetzen konnten. Das ist die persönliche Seite der Sache. 

Es gibt aber auch eine politische. Ein so sensibler Bereich wie die Verkehrspolitik in einer Stadt bedarf eines Ressortleiters, der nicht nur über Fachwissen, sondern auch über Managementfähigkeiten verfügt und auch das Ohr und das Herz beim Bürger hat – etwas, was wir angesichts des verkehrspolitischen Desasters bei Ihnen schmerzlich vermissen. Wien kann sich eine Verkehrspolitik der Ankündigung, der mangelnden Umsetzung und der ausschließlich experimentellen Evaluierung von vornherein fraglicher Aufgabenstellungen auf Dauer nicht leisten. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Gerade Sie als Chef der Wiener Naturfreude und begeisterter Bergsteiger müssen wissen, wann es Zeit ist, wenn man einen Berg erklimmt, umzukehren. Es zeichnet einen guten Bergsteiger aus, dass er sich zu einer Entscheidung durchringt, die von Vernunft geprägt ist, und umgekehrt nicht stur seinem Enthusiasmus nachgibt. 

Wenn Sie wirklich für die Zukunft des Verkehrs etwas tun wollen, dann treten Sie zurück. Ich garantiere Ihnen: Der Respekt der Österreichischen Volkspartei und der anderen Parteien wird Ihnen sicher sein. 

Herr Bürgermeister! Jede Krise ist auch eine Chance. Nutzen Sie diese Chance zu einem Neustart in der Stadtregierung, noch ehe wegen Ihnen der Verkehr in dieser Stadt zusammenbricht. Geben Sie den Weg frei für eine neue Verkehrspolitik, die den Anforderungen unseres Mobilitätszeitalters auch gewachsen ist, denn die Beantwortung der Herausforderung dieses Mobilitätsschubes muss Ziel der Wiener Verkehrspolitik sein, und das sollten auch Sie sich ins Stammbuch schreiben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Der Applaus ist enden wollend!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir setzen fort.

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit fünf Minuten beträgt. 

Als nächster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Also man muss ja einmal der SPÖ-Fraktion, dem Herrn Bürgermeister, seinen Stadträten gratulieren, denn da ist gleich am Beginn der neuen Legislaturperiode wirklich Großes gelungen. Diese Gratulation muss man wirklich einmal zum besten geben, denn mit Ihrer absoluten Mehrheit haben Sie gleich bei Ihrer ersten großen Aktion nach der Wiener Wahl mit dieser Tempo 50-Schikane, die Sie verordnet haben, politischen Feinstaub aktiviert. Und das war ein politischer Feinstaub, der 1 Million EUR Steuergeld verschlungen hat, der die Bürger in dieser Stadt, nämlich die Autofahrer, aber auch die Nichtautofahrer, belastet hat, der letztlich auch zum Ausdruck gebracht hat, dass Sie in dieser Stadt mit Ihrer Verkehrspolitik wirklich zum politischen Geisterfahrer geworden sind. Die Proteste waren ja groß, aber die Mentalität der SPÖ hat sich halt wieder fortgesetzt. Das ist die Mentalität "wir sind wir". Da gibt es keine Sensibilität, da fahren wir drüber mit noch so unsinnigen Verordnungen. Da wollen wir auch gar keine Diskussion haben, sondern das führen wir einfach durch, das ziehen wir einfach durch, mag es kosten, was es wolle, mag es dann wie immer geartete Proteste geben, am Ende setzen wir uns eh durch. 

Interessant war nur, dass diesmal der Druck offensichtlich so groß war, auch aus den eigenen Reihen der SPÖ-Wählerschaft, dass die vorgehabt haben, die FPÖ-Volksbefragung, die wir initiiert haben, zu unterschreiben. Genau das war ja auch der Grund, warum Sie dann die Notbremse gezogen haben. Weil Sie gemerkt haben, dass man sich mit dieser wirklich unsinnigen Verordnung nur Ärger verschafft. Aber Ärger haben wir. Da müssen Sie in Zukunft, glaube ich, früher darüber nachdenken, bevor Sie so einen Schritt setzen, und Sie sollten auch anders vorgehen. 

Es hat Verschwendung gegeben, Steuergeldverschwendung, über eine Million Euro. Und der Schaden ist heute auf dem Rücken der Wiener abgeladen worden. Und genau deshalb muss es politische Konsequenzen geben. Da kann man nicht zur Tagesordnung übergehen. Da kann man nicht so tun, als wäre da nicht wirklich was passiert und es ist eh alles nicht so schlimm. Das ist halt in die Hosen gegangen. Aber gut, die Million Euro, na ja, im Gesamtbudget der Wiener Stadtregierung macht das eh nichts aus. Wir verblasen eh viel mehr Millionen Euro unnotwendigerweise in dieser Stadt, da kommt es auf diese eine Million Euro nicht an. 

Aber das kann nicht die Sichtweise sein. Ich glaube, dass es wirklich notwendig ist, hier nicht zur Tagesordnung überzugehen, dass heute dieses Stadtparlament wirklich aufgefordert ist, die Fragen des Debakels und dieses unsinnigen Vorgehens zu klären, die politischen Verantwortungsträger festzumachen: Wer haftet dafür, wer zahlt dafür, wer trägt die politische Verantwortung für dieses Desaster? Das sollten wir heute auch hier festmachen. Da kann und darf es nicht sein, dass Sie politische Zechprellerei betreiben. Denn das ist ja das, was Sie wieder vorhaben, politische Zechprellerei zu betreiben, zur Tagesordnung überzugehen, zu schauen, dass man sich einfach wieder rauswurschtelt. Aber wir wollen das nicht zulassen. 

Die Haupttäterin für diese Aktion ist die Umweltstadträtin Ulli Sima. Sie ist die Haupttäterin, sie ist die Hauptverantwortliche, und deshalb werden wir heute auch diese Hauptverantwortung festmachen. Ich sage: Sie sind rücktrittsreif. Ein Misstrauensantrag ist höchst an der Zeit gegen Ihre Person, weil Sie haben keine Sensibilität in dieser Frage bewiesen. (Beifall bei der FPÖ.)
Natürlich werden wir auch den zweiten Misstrauensantrag heute unterstützen gegen den StR Rudi Schicker, weil er Mittäter war. Er war Mittäter. Neben der Haupttäterin Ulli Sima hat er als Mittäter, als Verkehrsstadtrat, hier mitgewirkt an diesem rot-grünen Projekt, das offensichtlich gleich nach der Wahl im stillen Kämmerlein ausgeschnapst worden ist. 

Aber ich glaube, es geht auch darum festzumachen, dass wir natürlich neben diesen beiden Stadträten, die hier dem Herrn Bürgermeister ein Bummerl geschossen haben, nämlich ein Eigentor geschossen haben, in der Wiener Stadtverfassung eine Situation haben, wo ja die Letzt- und die Hauptverantwortung eben auf den Bürgermeister zurückfällt. Das soll man nicht vergessen. Der Herr Bürgermeister ist, wenn man die Wiener Stadtverfassung hernimmt, eine Art kleiner Sonnenkönig hier in Wien, denn er ist derjenige, der die letzte Entscheidungs-
gewalt hat, und das sollte man nicht vergessen.

Die Eitel-Wonne-Waschtrog-Politik oder die Alles-leiwand-Stimmung, die Sie verbreiten, die ist nicht gegeben. Nichts ist leiwand, da ist einiges verbockt worden. 

Und ich glaube, dass man jetzt wirklich eines noch festmachen muss: Hören Sie auf! Sie sind ja diejenigen, die organisieren, dass es zu roten Wellen kommt, weil Sie die Ampelschaltungen in Wien so festmachen, dass bei jeder Kreuzung letztlich die rote Welle zu vermerken ist. 

Sie sind diejenigen, die eine Parkraumpolitik gestaltet haben in den letzten Jahren, die keinen Parkplatz zusätzlich geschaffen hat für die Wiener Autofahrer und sie belastet haben mit einem Parkpickerl. Sie sind diejenigen, die die Wiener Baustellenpolitik vornehmen, die zu Staus führt. Sie sind diejenigen, deren Politik letztlich zur Feinstaubbelastung in dieser Stadt geführt hat und die die Verantwortung dafür tragen.

Ich sage zum Abschluss: Machen Sie die Autofahrer nicht zur Schnecke mit einer falschen Politik und nehmen Sie zur Kenntnis, dass man so, wie Sie das gehandhabt haben bei der Tempo 50-Schikane, nicht verfahren kann.

Ich bin froh, dass wir mit der Initiative unserer FPÖ-Volksbefragung eigentlich schon am ersten Tag erfolgreich waren und dieser Fehlschritt, den Sie begangen haben, zum Teil zurückgenommen wurde. Aber ich glaube, dass es jetzt notwendig ist, auch die Verantwortungsträger festzumachen und dass Sie endlich auch Rückgrat zeigen für Ihre Fehlentscheidung. Diese Fehlentscheidung ist einfach eine durchaus beachtliche. Der Steuerzahler hat ein Recht darauf, dass Sie Verantwortung tragen. Treten Sie zurück! Wir werden Ihnen heute die Chance geben, diese Verantwortung auch zu übernehmen für dieses Missverhalten. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

So viel Lärm um so wenig habe ich selten in diesem Haus gehört. (GR Heinz-Christian Strache: Für die GRÜ-
NEN ist ja eine Million Euro nichts! Das ist nichts! Das ist für Sie nichts!) Schauen Sie doch, wie viele Nullen auf Ihrem Taferl drauf waren. Es waren drei Nullen. Sie sind zu spät drauf gekommen, dass zwei Nullen vielleicht ein bisserl schwierig gewesen wären am Taferl. Nur so nebenbei. Ganz viele Nullen waren auf Ihrem Taferl! 

Jetzt gehe ich aber gleich weiter. Die ÖVP kommt heraus mit einem Verkehrsteppich aus dem Kindergarten. Das ist in Wirklichkeit einfach eine letztklassige Komödie, die da geboten wird. Der Shakespeare nennt so was "Viel Lärm um Nichts". (GR Heinz-Christian Strache: Jedes rot-grüne Projekt ist zum Scheitern verurteilt! Das Tempo 50-Projekt war es auch!) Kollege Strache, Sie müssen einmal schauen, was da so in Ihren Anträgen steht. 

Ganz kurz. Interessant ist ja zum Beispiel: Sie behaupten in Ihrem Misstrauensantrag, dass viele Experten sagen, Tempo 50 ist unsinnig. (GR Heinz-Christian Strache: Eine Aquella-Studie!) Ja, ja, ich komme gleich darauf. Eine Aquella-Studie müssen Sie genauer lesen. Es sind drei Daten. Eine der Daten ist mit viel Verkehr, eine ist aus dem Ausland, ein Mix. Wunderbar. – Sie haben es nicht gelesen. 

Die ÖVP sagt in ihrem Misstrauensantrag auch was Interessantes. Sie sagt, dass eigentlich die Tempo 50-Geschwindigkeitsbeschränkung als Maßnahme zur Feinstaubbekämpfung irgendwie nicht die richtige Maßnahme ist. Und dann gibt es eine Homepage, die nennt sich "Gegen den Tempo-Schmäh", und da gibt es gleich auf der ersten Seite den Titel "Feinstaub". Was steht da drin? Und zwar bei den Verursachern. Und das möchte ich Ihnen vorlesen. Kollege Gerstl, Sie sollten Ihren Misstrauensantrag grundsätzlich mit Ihrer Homepage koordinieren, weil das ist ganz wertvoll. Da steht nämlich unter "Verursacher" im 3. Teil: „Allerdings dürfte der Verkehr vor allem in städtischen Ballungsgebieten als Verursacher Nummer 1 feststehen." (Heiterkeit bei der SPÖ.) Interessant. Man liest weiter: „Nach Berechnungen entfallen über die Hälfte des Feinstaubaufkommens auf den Verkehr, 29 Prozent auf die Industrie, Gewerbe und Bau-
wirtschaft, 14 Prozent auf die Raumwärmeerzeugung." Also 50 Prozent entfallen auf den Verkehr! Offensichtlich haben Sie Ihre eigene Homepage nicht wirklich gelesen, oder es hat jemand verfasst, den Sie nicht kennen, oder es kommt aus dem Umweltministerium oder gar vom Umweltbundesamt, weil dort steht nämlich Gleiches drauf. So.

Jetzt noch einmal zu dem Verkehrskindergarten. Wo-
rum geht es? Es geht in Wirklichkeit darum, dass sich da zwei Parteien darum raufen, wer die bessere Autofahrerpartei ist. Wer mit dem Gaspedal regieren kann, weil man so schnell fahren kann. 

Wenn ich mich auf die Triester Straße mit dem Auto Richtung Süden begebe, gewinne ich genau 10 Sekun-
den, wenn ich dort um 10 Stundenkilometer schneller fahren kann. Das heißt, das ganze Theater, diese unglaubliche Geschichte wegen 10 Sekunden! Da denke ich mir: Also wegen 10 Sekunden machen Sie so ein Theater heraußen! (GR Heinz-Christian Strache: Wegen 10 Sekunden eine Million Euro ausgeben!) In Wirklichkeit wäre es gescheiter gewesen, Sie hätten sich ordentliche Maßnahmen überlegt. (GR Heinz-Christian Strache: Aber die Straßenbahnen erzeugen den Feinstaub beim Bremsmanöver!) Ordentliche Maßnahmen – da sollten Sie einmal zuhorchen, Herr Strache – sind erstens einmal Gratisöffis bei Feinstaubepisoden, Partikelfiltereinbau. Und da gebe ich Ihnen schon Recht: Mit den 450 000 EUR hätte man viele Partikelfilter einbauen können. Ein ordentliches Baustellenmanagement gibt es nicht, und eine Winterreifenpflicht in Wien hat die SPÖ übrigens nicht goutiert. 

Und dann komme ich noch ganz kurz zur SPÖ. Viele Minuten habe ich ja nicht mehr. Ich muss schon sagen: Bevor man Taferln aufstellt in der ganzen Welt, sollte man sich die Lokalitäten vielleicht anschauen. Vielleicht wäre es gescheiter gewesen, man hätte vorher überlegt und vorher diskutiert, als sich nachher von ÖAMTC und ARBÖ die Politik diktieren zu lassen. 

Und, noch einmal, wichtig: Man hat in Wirklichkeit eine gute Maßnahme durch Missmanagement völlig desavouiert. Und in so einer Situation, denke ich mir, muss man sich auch Kritik gefallen lassen.

Die andere Seite ist in Wirklichkeit, und da sage 
ich, da stehe ich wirklich im Verkehrskindergarten und schaue zu, wie die einen schlecht managen und die an-
deren einfach den totalen Unfug reden, und am Schluss kommt heraus, wer das größere Taferl hat. Es ist nicht Missmanagement auf dieser Seite, sondern eine blödsinnige Männergeschichte. – Danke schön, und das war's schon. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Heinz-Christian Strache: Management by Chaos!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Laut einer Studie der WHO – wir haben schon öfters darüber diskutiert – aus dem Jahre 1999 – vielleicht sind es in der Zwischenzeit schon ein paar mehr geworden – sterben pro Jahr in Österreich durch verkehrsbedingten Feinstaub 2 400 Menschen. Es gibt 1 500 Spitalsaufnahmen wegen Atemwegserkrankungen, 2 900 wegen Herz-Kreislauferkrankungen, 2 700 Fälle von chronischer Bronchitis bei über 25-Jährigen, 20 600 Bronchitisfälle bei Kindern unter 15 Jahren. Die Liste ließe sich lange, lange fortsetzen.

Dass die Belastung durch den Feinstaub eine Reduktion der durchschnittlichen Lebenserwartung der österreichischen Bevölkerung um acht Monate mit sich bringt, wissen wir auch nicht erst seit den diversen Presseaussendungen der ÖVP vom März. Feinstaub kann lebensgefährlich sein. Das haben auch Vertreterinnen und Ver-
treter Ihrer Fraktionen im März vergangenen Jahres er-
kannt und in den düstersten Farben an die Wand gezeichnet. Die ÖVP hat Kinder aufmarschieren lassen auf der Mariahilfer Straße mit Atemschutzmasken. Frau Sima, handeln Sie, war die Parole. 
Und das hat die Stadt selbstverständlich so wie immer auch ohne Ihr Zutun getan, wie in den Jahren davor. Eines der umfassendsten Maßnahmenpakete wurde geschnürt (GR Mag Wolfgang Gerstl: Belastungspaket!), das zweite. Wir sagten und wir sagen dem Feinstaub in Wien den Kampf an. Wir tun was dagegen und machen nicht billige Schmähs auf dem Rücken von 2 400 Toten pro Jahr. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Rollsplitt auf die Straße!)
Was steht in dem Maßnahmenpaket? In dem Maßnahmenpaket wird erstens der Tatsache Rechnung getragen, dass ein guter Teil des Feinstaubs durch Heizen entsteht. Keine Frage. In diesem Maßnahmenpaket gibt es viele, viele Maßnahmen, die die Tatsache ansprechen, dass in der Bauwirtschaft Feinstaub immitiert wird. 

In diesem Maßnahmenpaket wird aber auch mit der "Kleinigkeit" umgegangen, dass ein "kleiner" erklecklicher Teil von 54 Prozent des Feinstaubes verkehrsbedingt ist, und eine dieser Verkehrsmaßnahmen ist Tempo 50. Im Übrigen internationaler Standard, Tempo 50 im Ortsgebiet. Vielleicht sollten die einen oder anderen von Ihnen mal reisen. Bei den meiner Meinung nach gelindesten Mitteln denke ich jetzt einmal an City-Maut, an Fahrverbote in Norditalien, an Tempo 30 in Graz in Nebenstraßen oder in Klagenfurt innerhalb des Ringes.

So. Und dieses Maßnahmenpaket wurde vorgestellt. Es ging in Begutachtung. Da gab es einmal nichts. Es wurde vorgestellt von der Stadträtin im September vor der Wahl. Da gab es einmal nichts. Es gab ein längeres Interview dazu, mit dem Bürgermeister vor der Wahl – wieder nichts. Und jetzt, Monate später, gackern die Hühner. Dummerweise ist das Thema im Wahlkampf offensichtlich niemandem aufgefallen. Ich unterstelle Ih-
nen: Sie haben dieses Maßnahmenpaket nicht einmal gelesen. Aber egal, besser jetzt als nie. (GR Heinz-Christian Strache: Deshalb kommt der Häupl erst jetzt dazu!)

Im Fall der FPÖ ist es für mich keine besondere Neuigkeit. Sie haben Angst, dass Ihnen die Felle davonschwimmen. Und darüber hinaus haben Sie halt einmal ein zweites Thema neben dem Thema, dass die Multikulti-Gesellschaft das Schnitzel und den Schweinsbraten von den Wiener Speisekarten verbannen wird. Keine Frage. 

Dass die ÖVP auf dieses peinliche Schauspiel einschwenkt, ist allerdings jämmerlich. Da geht es nicht ein-
mal um 2 400 Tote jährlich, die man selber noch im März als Zeugen aufgerufen hat. Hauptsache Publicity. So wichtig sind die Maßnahmen gegen den Feinstaub schon lange nicht mehr. Willkommen, liebe ÖVP, am absolu-
ten intellektuellen Tiefpunkt! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ja, gute Frage. Niemand hat jemals gesagt, dass die Maßnahmen irgendwie in Stein gehauen sind. Wir haben uns das angeschaut. Viele Wissenschaftler bestätigen, dass unsere Maßnahmen richtig sind. Übrigens, auch der Herr Prof Puxbaum, den Sie in Ihrem Misstrauensantrag erwähnen, sagt: Tempo 50 bringt geringeren Reifenabrieb und geringere Aufwirbelung und trägt daher mit Sicherheit zur Feinstaubreduktion bei. Spannende Sache. Aber keine Frage, es gibt auch andere Positionen. Deswegen haben wir gesagt, wir schauen uns das an, wir werden das evaluieren. Wir haben auch gesagt, wir sind bereit, mit den Betroffenen zu reden, wir sind bereit, mit Autofahrerorganisationen zu reden.

Und da möchte ich schon sagen: Angesichts der Ernsthaftigkeit dieses Themas mit irgendwelchen Schmähteppichen vorzugehen und angesichts der Ernst-
haftigkeit dieses Themas ist es eine Schande (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ja genau, das ist eine Schande, dass Sie sich nicht um bessere Maßnahmen kümmern!), dass es nicht möglich war, eine Vernunftkoalition zu bilden. Aber wo es offensichtlich nur um dumpfeste Folder geht, ist überhaupt kein Platz für Vernunft. (Beifall bei der SPÖ.)
Der ÖAMTC und der ARBÖ sehen sich als Partner für so eine Vernunftkoalition; genau deshalb gibt es auch diese Vereinbarung mit ihnen. Die ÖVP leider nicht.

Aber da habe ich jetzt schon eine grundsätzliche Frage an den zweiten Redner: Was sind eigentlich Ihre Vorschläge? Ich habe noch nicht viel gehört. Tempo 160 vielleicht? Ich habe nicht den Eindruck, dass Sachpolitik zu Ihrem Repertoire gehört, und da sind Ihnen Tausende Opfer ziemlich egal. Schämen Sie sich! (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Also die Rede von meinem Vorredner hab ich nicht ganz verstanden. (GR Godwin Schuster: Das ist dein Problem!) Ihm dürfte entgangen sein, dass das teilweise wieder aufgehoben worden ist. Also so gut kann es ja nicht gewesen sein, wenn man nach drei Wochen alles ändert. Aber wir haben nachher noch genügend Zeit, über dieses Thema zu reden. Da werden wir dann auch herausarbeiten die unterschiedlichen Interviews vom Herrn Bürgermeister, vom Herrn StR Schicker, von der Frau Sima und anderen Politikern, die immer das Gegenteil von dem behaupten, was der andere gerade gesagt hat. 

Übrigens, Herr Bürgermeister, in Ihrer Antwort am 15. Dezember um 9.10 Uhr anlässlich einer Anfrage betreffend diese Tempo 50-Diskussion haben Sie am Schluss gesagt, und jetzt ganz unter uns, so jovial, wie er halt ist: Die Tempo 50-Diskussion amüsiert ja gar nicht. 

Also, meine Damen und Herren, sie amüsiert mich als Politiker sehr, weil ich wünsche mir noch viele solche G'schichtln, aber als Steuerzahler und als Bürger fühle ich mich in Wirklichkeit nicht mehr – ich will das Wort jetzt nicht sagen, das der Herr Bürgermeister gesagt hat, aber das Lachen vergeht uns zunehmend. Das ist überhaupt keine Frage. (Beifall bei der FPÖ.)
So eine Aktion, die Sie da gestartet haben vor wenigen Wochen, die offensichtlich schlechtest vorbereitet war, ist sogar in der SPÖ fast einmalig, obwohl ja die SPÖ seit Jahren von Missständen geprägt ist. 

Was haben Sie sich eigentlich gedacht bei dieser Verordnung? Und jetzt kommen Sie nicht daher mit dem Bundesgesetz oder der EU-Verordnung, denn es gibt ja viele andere Maßnahmen auch, die die Stadt Wien machen hätte können. Zum Beispiel die Förderung für Klein-LKW für Dieselpartikelfilter, einen zusätzlichen Bonus in Höhe 300, 400 oder 200 EUR, ein Baustellenmanagement, das eine oder das andere. Nichts von dem. Nein, Sie haben sich das ausgesucht, was für Sie einfach ist, wo Sie die Koalition mit den GRÜNEN hier haben, weil das war ihr Projekt, und das haben Sie durchziehen wollen. Es ist gescheitert, und ich bin froh, dass das Projekt gescheitert ist und dass es so offensichtlich gescheitert ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Was haben Sie sich gedacht? 600 000 Autofahrer, davon 100 000, die jeden Tag nach Wien reinkommen, und 60 000, die jeden Tag nach Niederösterreich oder ins Burgenland arbeiten fahren. Was haben Sie sich dabei gedacht, diese hier verkehrspolitisch und rechtspolitisch ins Nirwana zu schicken? Wahrscheinlich gar nichts, meine sehr geehrten Damen und Herren. Das ist zu wenig für Regierende, und Wien wird teilweise von politischen Hochstaplern regiert. (Beifall bei der FPÖ.)

Was haben Sie sich gedacht, meine Damen und Herren, was von einem Straßennetz von 3 000 km eine Teststrecke von, wenn man alles zusammengerechnet hätte, wenn Sie dabei geblieben wären, ca 110 km, jetzt sind es eh nur mehr fast 40 km, für einen Einfluss auf den Feinstaub in Wien gehabt hätte? Sie hätten das messen wollen? Na, wer hätte denn die 40 km gemessen, vor allem den Einfluss auf die Stadt Wien und auf die Gesundheit der Bürger? Das ist wissenschaftlich unseriös, verkehrspolitisch wahnsinnig und umweltpolitisch unsinnig, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Was hat sich der Herr Bürgermeister gedacht, als er gesagt hat: Na ja, in zwei Jahren werden wir das vergleichen. Und er ist stolz auf seine wissenschaftliche Laufbahn, wahrscheinlich mit Recht. Das erwähnt er ja auch in seiner Beantwortung. Nur, der Herr Bürgermeister weiß genau, dass er das nie vergleichen kann, denn er kann nur Gleiches mit Gleichem vergleichen. Und wenn in einem Jahr 70 Prozent Salzstreuung ist und 30 Pro-
zent Splitt und im nächsten Jahr 70 Prozent Splitt und 30 Prozent Salz, dann können wir nicht den Vergleich anziehen, wo Feinstaub ist, weil das kann man nicht vergleichen. Daher gäbe es und wird es auch nie einen Vergleich geben, meine Damen und Herren. 

Die SPÖ ist hier, und das ist der Titel auch dieser Aktuellen Stunde, mit Willkür unterwegs. Ich erinnere unter anderem: 1 Million in den Beton gesetzt; die Thurnstiege im 9. Bezirk; Roßauer Lände; Parkplatzsituation nicht im Griff; Stadthallenpickerl, ein Chaos; Volksgaragen, keine Abrechnungen; Wienflusssammelkanal, ein Stückwerk; Radfahrwege über Stationsbereichen bei Straßenbahnen entgegen Expertenmeinung, die nach einer Woche wieder zurückgenommen werden mussten, genauso wie die 50 km-Desasterregelung. 

Meine Damen und Herren! Wir haben auch ein bissel gedacht so wie der Herr Bürgermeister, er amüsiert sich. Und da ist mir folgender Spruch eingefallen: 2006, das heurige Jahr, wird für uns Wiener wunderbar. Ein jeder schiebt sein Auto schön durch Wien hindurch mit Tempo 10, die Radlfahrer fühlen sich frei und zieh'n mit Vollgas stolz vorbei. Am Ring, das gab's vorher noch nie, da schieben die Wiener ihren Schleich-Grand Prix.

Meine Damen und Herren! Das ist jetzt etwas amüsant gesagt, aber so stellt sich die Situation für die Autofahrer dar. Und das lassen Sie sich ins Stammbuch hin-
einschreiben: Sie sind inhaltlich am Ende, in der Öffen-
tlichkeit zersaust, politische Geisterfahrer gegenüber den Bürgern, und von Bürgernähe keine Spur. Am besten, Sie verabschieden sich, oder Teile von Ihnen verabschieden sich von Wien, aber nicht mit Tempo 50, sondern mit 160! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Irgendwie ist es auch das Amüsante an der Politik, zu sehen, was Parteien wirklich wichtig ist. Lassen Sie mich – um in der Diktion von Herrn Strache zu bleiben – bei der “ÖVBä“ beginnen.

Ein Bundeskanzler sieht überhaupt kein Problem darin, dass ein offensichtlich am Ende befindlicher Verkehrsminister 160 Stundenkilometer auf den Autobahnen testweise zulässt: Ich freue mich ja schon auf die Rücknahme durch die nächste Bundesregierung und auf die Dringliche Anfrage, was diese Aktion gekostet hat, die die in Opposition befindliche ÖVP sicherlich treffen wird. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Diese Aktion wird nämlich zu deutlich nachweislichen Mehremissionen und zu einer dramatischen Veränderung der Verkehrssicherheit führen.

Brechen wir das jetzt auf Wien herunter: Welche Emotionen bewegen Menschen und welche Schlüsse sind über diese zu ziehen, wenn sie auf Grund dessen, dass sie auf einem verschwindenden Prozentanteil der Straßen nicht 70, sondern nur 50 fahren dürfen, das schärfste politische Instrumentarium, nämlich einen Misstrauensantrag auspacken? Was ist da der Kern? – Ich überlege mir das immer. Ich setze mich naturgemäß mit dem Auto sehr intensiv auseinander. Ich frage mich immer, warum auf Automessen gerade bei besonders starken Autos, die angeblich 200 bis 250 fahren können, halb bekleidete Frauen auftreten müssen. – Da wird klar, als was Auto Fahren eigentlich gesehen wird: Geschwindigkeit bei 200 bis 250 beeindruckt und verbindet mit gewissen Signalen. (GR Heinz-Christian Strache: Da ist der Wunsch der Vater des Gedankens!) Da frage ich mich aber: Was müssen das für Männer sein, die ihre Freiheit darin sehen, in Wien nicht 50, sondern 70 fahren zu dürfen? Herr Kollege Strache! Dagegen ist ja der Herr Gorbach ein richtiger Mann, der mit 160 fahren will! (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Was ist das also für ein Ding? (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die Symbolik ist auch bezeichnend. (GR Kurth-Bodo Blind: Der Umkehrschluss ist nicht zulässig!) In der ersten Reihe waren zwei Schilder. Auf einem Schild stand “450“. – War das die Sehnsucht des Herrn Schock? Oder war das das Schild des Herrn Strache, auf dem nicht zwei Nullen, sondern drei Nullen zu sehen waren, zur Präzisierung der gesamten Sache? Ich kann jedenfalls die Intensität dessen, was wir an Problemen in der Stadt haben, und worüber wir jetzt überhaupt reden, nicht nachvollziehen! (Weiterer Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.)
Herr Madejski handelt reflexhaft: Fast so sicher, wie jeden Tag die Sonne im Osten aufgeht, ist er schon dagegen, wenn er nur von einem Verkehrsmittel mit dem Anfangsbuchstaben "R" hört. (GR Dr Herbert Madejski: Vom Ring-Wagen?) Da braucht er gar nicht zu diskutieren! Das ist sozusagen die sichere Bank des Madejski im Planungsausschuss. “Radweg“ beziehungsweise “Radfahrer“ ist für ihn irgendwie wie “Anarcho“: Da wird einmal prinzipiell dagegen gestimmt, egal, worum es genau geht. Da fühlt er sich frei, entsprechend zu argumentieren.

Zur Vorgangsweise, um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Erstens noch eine kurze Erklärung: Wenn Sie der Schrift mächtig sind, wovon ich ausgehe, Herr Kollege Strache, dann schauen Sie… (GR Heinz-Christian Strache: Ich habe zumindest keinen Sprachfehler!) Sie haben keinen Sprachfehler! Das ist Ihnen hoch anzurechnen, wenigstens etwas Positives ist heute anzumerken! (GR Heinz-Christian Strache: Das ist der Unterschied zwischen uns beiden!)

Wenn Sie die 33 Projekte anschauen, dann können Sie feststellen, dass das Wort "Tempo 50" nicht vorkommt. Und ich will auch kein Missverständnis aufkommen lassen: In der Gesamtprioritätenreihe, was in Wien und in Österreich auch zum Thema Höchstgeschwindigkeit zu tun wäre, wäre sicherlich eine der ersten sinnvollen Maßnahmen, darauf zu achten, dass bestehende Geschwindigkeiten auch eingehalten werden.

So viel erlaube ich mir noch zu Tempo 130 beziehungsweise 160 zu sagen: Wenn man auf der Autobahn fährt, hat man oft das Gefühl, dass längst Tempo 160 erlaubt ist. Wer sich nämlich auf der West- oder auf der Südautobahn an Tempo 130 hält und sieht, was da alles vorbeizieht, könnte meinen, wir haben längst Tempo 160. Das ist ja eine Geldquelle der Sonderklasse! Auch in vielen Bereichen des Gürtels hält sich jedes zweite Auto nicht an die Geschwindigkeitsbeschränkung. Dort könnte überwacht werden und wäre einiges Sinnvolles zu tun! Aber in der Gesamtprioritätenreihe auf den Straßen generell 50 einzuführen und das dann nicht zu überwachen, war in der Tat ein hinterfragenswertes Ding.

Wenn jedoch deshalb ein Misstrauensantrag gestellt wird, dann zeigt das ein Niveau, von dem ich wirklich sage: Gegen den Auftritt des Herrn Gerstl ist ein Kasperltheater eine akademische Veranstaltung! So etwas ersparen wir uns hoffentlich in Zukunft! Halten wir also die bestehenden Tempolimits ein und betrachten wir die Forderungen nach Tempo 160 und vor allem auch die FPÖ als das, was zutrifft, nämlich als Auslaufmodell! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf einmal mit einer Millionenshow-Quizfrage be-
ginnen. Ich kann Ihnen leider jetzt nicht anbieten, heute eine Million zu gewinnen, dafür aber tiefere Einblicke in die Umwelt- und Verkehrspolitik dieser Stadt.

Wie oft, glauben Sie, hatte Frau StRin Sima seit ihrem Amtsantritt einen Fototermin?

Antwort 1: Mehr als 30 Mal.

Antwort 2: Mehr als 50 Mal.

Antwort 3: Mehr als 80 Mal.

Ich bin überzeugt davon, Sie schütteln die Antwort aus dem Ärmel! Die höchste Zahl trifft natürlich zu: Gezählte 82 Mal durfte die Frau Stadträtin ihr charmantes Lächeln einer Kamera zeigen. Herzlichen Glückwunsch dazu! (Beifall bei der ÖVP.) Diese Anzahl an Fototerminen ist nämlich etwa doppelt so groß wie die Anzahl der Maßnahmen, die Sie gegen die Feinstaubemission gesetzt haben. (GR Heinz Hufnagl: Wo bleibt die Pointe?)

Aber halten wir uns nicht mit der Quantität auf, gehen wir zur Qualität der Maßnahmen! Und da sind wir schon beim Tempo 50-Wirrwarr oder eigentlich beim Sturzpiloten dieser Maßnahme, der das fahruntaugliche Vehikel, das die Frau Umweltstadträtin hinterlassen hat, letztendlich komplett gegen die Wand gefahren hat. – Es war natürlich eine taktische Meisterleistung der Frau Umweltstadträtin, im letzten Moment Maßnahmen zu setzen – viel zu spät natürlich! –, die sie dann nicht selbst umsetzen musste, denn man kann nachlesen, dass diese Maß-
nahmen schließlich StR Schicker entsprechend umzuset-
zen hatte und sozusagen im letzten Augenblick vom Beifahrer‑ auf den Fahrersitz geschoben wurde.

Ich erinnere daran: Wir haben schon 2001 Maßnahmen betreffend Feinstaub gefordert. Ich erinnere daran, dass in der Steiermark unter einer VP-Regierung bereits 2004 Maßnahmen gesetzt wurden. Wir meinen also – und das entlarvt eigentlich diese Maßnahme –, dass Sie jetzt viel zu spät mit Maßnahmen gegen Feinstaub dran sind, diese nun aber umso populistischer umzusetzen versuchen.

Der zweite Verdacht, der im Raum steht, ist, dass die Bekämpfung des Feinstaubes nur als Vorwand genommen wird, um hier einen rot-grün-fundamentalistischen Paarlauf und ein rot-grün-fundamentalistisches Sandkastenspiel vorzubereiten. (GR Mag Rüdiger Maresch: So ein Blödsinn) Es wäre besser gewesen, Sie hätten uns diesen rot-grünen Probegalopp erspart, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Eigentlich dürfte es Ihnen gar nicht recht sein, wenn man ein Déjà-vu-Erlebnis auslöst, indem die Umweltpolitik in Deutschland, wo mittlerweile Rot-Grün abgewählt wurde, hier noch einmal in Erinnerung gerufen wird. Da gab es viele Umfaller, nicht zuletzt auch das Dosenpfand, das auch Sie hier in der Wiener Stadtregierung umzusetzen versucht haben. – Wenn das die Zukunft der Umweltpolitik ist, dann lassen wir uns lieber hier jetzt schon Gasmasken anliefern! (GR Mag Andreas Schieder: Sind Sie auch für Atomkraft?)
Ich möchte noch einmal – ich hatte ja schon einmal die Gelegenheit – die Verordnungen, die hier erlassen wurden, erläutern. Es wurde hier unter anderem der Einbau von Partikelfiltern für Baumaschinen gefordert. – Eine tolle Maßnahme, nur leider letztendlich von der Menge her unbedeutend!

Sie fordern das LKW-Fahrverbot in zweieinhalb Jahren. Wahrscheinlich ist es sogar EU-rechtswidrig, aber Sie fordern es einmal und schieben das Ganze dann irgendwann in die Zukunft. Ferner nenne ich die Heizöl-leicht-Verordnung, die so viele Ausnahmen hat, dass sie sich selbst entschuldigt. Unseren Maßnahmen, die wir lang gefordert haben, nämlich den Einbau von Dieselpartikelfiltern zu fördern, sind Sie hingegen bisher nicht gefolgt. Ich frage mich, warum Sie das Problem nicht an der Quelle lösen wollen, sehr geehrte Damen und Herren!

Das Ganze artet letztlich in eine reine Alibi‑Aktion aus. Als Umweltsprecher der Österreichischen Volkspartei verstehe ich schon, dass es da und dort zweckmäßig sein kann, Temporeduktionen vorzunehmen, aber sicherlich nicht dort, wo bereits mit hoher Überzeugung Tempo 60 oder 70 zur sicheren Verflüssigung des Verkehrs eingeführt worden ist. Dort bringt eine zusätzliche Reduktion nichts im Hinblick auf Feinstaub, denn wenn ein Stop-and-go-Verkehr einsetzt, schadet das nur der Umwelt und letztendlich auch dem Steuerzahler, weil hier unnötig Geld verschwendet worden ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben hier offensichtlich ein ganz neues Spiel gefunden: Ich nenne es einmal das Tempo 50-Fettnäpf-
chen-Seifenkistenrennen, bei dem Frau Ulli Sima und Herr Rudi Schicker grinsend vorne am Volant sitzen und die GRÜNEN von der Rückbank feixen. Außerdem spielt auch noch der Herr Bürgermeister dabei eine Rolle: Er umklammert verzweifelt grantelnd die Handbremse und versucht, sozusagen die Notbremse zu ziehen, was ihm leider nicht gelungen ist. – Es steht also zu befürchten, dass sie diese Geisterbahnfahrt noch lange fortsetzen können werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als letzter Redner in der Aktuellen Stunde ist Herr GR Hora gemeldet. – Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist recht spannend, dass ÖVP und FPÖ gemeinsam ein Thema herausbringen. Irgendwie habe ich immer gedacht: Warum haben die beiden Parteien den 16. September… (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Warten Sie einen Moment! Warum haben die beiden Parteien den 16. September versäumt? (GR Mag Wolfgang Gerstl: Den 15., Herr Kollege!)
Es ist der 16.! Schauen Sie bitte nach, Herr Gerstl! Ich kann nichts dafür, dass Ihre Daten nicht ganz in Ordnung sind! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Am 15. steht es in der Verordnung! Sie haben nicht einmal die Verordnung gelesen!) Bei der ÖVP habe ich es ja noch verstanden, denn an diesem Tag wurde von Bundesminister Pröll zur „Genussregion Österreich“ in die Steiermark eingeladen. Sicherlich eine interessante Veranstaltung. Daher konnte man die wichtige Thematik Feinstaub durch die ÖVP eigentlich nicht im Dienst bearbeiten, obwohl das gerade Ihrer Fraktion ein Anliegen war. Ich habe hier ein Protokoll vom 25. Februar 2005. Da sagte Ihr Kollege Kluscarits – ich zitiere – wortwörtlich: „Sie haben die Feinstaubdiskussion in den letzten Wochen verschlafen.“ Sie werfen vor, dass nichts passiert. Dann kommt ein ganzes Bündel von Maßnahmen, und Sie… (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wo ist das Bündel?)
Schauen Sie sich das Sackerl an, Kollege Gerstl! Ich schaue mir halt an, was es an verschiedenen Informationen und Maßnahmen gibt, denn das ist für mich wichtiger, als mit einem Auto zu spielen! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Gerstl: Das Bündel ist leer!)
Bei dieser ganzen Geschichte ist es ja ganz eigenartig, wie von Ihrer Seite vorgegangen wird: Zum Beispiel haben Sie bei keiner einzigen Diskussion an die Anrainer gedacht, die jetzt in diesen Bereichen, wo die Tempo 50-Zone bleiben wird, auch über den Lärmschutz nachdenken. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Da hätte man damals schon die Diskussion führen wollen!

Aber ich denke ja daran! Meine Damen und Herren! Ich bin schon draufgekommen, was Ihnen passiert ist. Sie haben im Jänner 2006 vergessen, dass die Gemeinderatswahlen schon im Oktober 2005 waren, und als Sie mitbekommen haben, dass wir damals drei Mandate da-
zu bekommen haben, waren Sie wieder einmal zu spät dran, wie immer. Das ist Ihr Thema: Sie sind immer zu spät dran! Aber wer zu spät kommt, den bestraft das Leben. Dieses Zitat gibt es ja schon. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Haben Sie Ihre ARBÖ-Mitgliedschaft schon zurückgelegt?)

Es ist ganz interessant: In einem Protokoll aus dem 19. Bezirk kann ich feststellen, dass drei Bezirksräte von der ÖVP-Fraktion Tempo 50 auf der Heiligenstädter Stra-
ße gefordert haben. Ein Antrag ist dann allerdings nicht mehr gekommen, denn das wurde dann nicht mehr ver-
folgt, weil die Wiener ÖVP so etwas halt nicht tun kann! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Im 19. Bezirk kennen Sie sich halt doch nicht so aus!) Ich weiß es nicht: Vielleicht ist eines Ihrer Mitglieder ÖAMTC-Funktionär und verhindert solche Dinge. Aber es ist interessant, dass die ÖVP das bereits 2002 gefordert hat. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Genauso spannend ist es auch, hier heute die Kostensteigerung mitzuerleben. Ihre beiden Fraktionen sind natürlich auch in unserem Ausschuss vertreten und haben selbstverständlich dort mitgearbeitet. Wir haben einen Beschluss über 450 000 EUR gefasst. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sind 450 000 EUR nicht viel für Taferln Aufstellen?) 

Es geht weiter für beide, und das Interessante ist: Die ÖVP redet jetzt schon von 900 000 EUR, die FPÖ von einer Million Euro. Wenn wir diese Diskussion noch zwei Stunden weiterführen, dann sind Sie sicherlich bei zwei, drei, vier oder fünf Millionen Euro, nur um irgendwelche Zahlen in die Diskussion zu bringen, davon bin ich überzeugt. Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass das ein ganz einfaches Schauspiel von ÖVP und FPÖ in der Faschingszeit ist! Sie haben nicht gewusst, wie Sie sich verkleiden sollen. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie sind der Krampus!) Im Augenblick verkleiden Sie sich als Auto. Spielen Sie weiter auf Ihrem Teppich! Wir machen die Politik! (GR Heinz-Christian Strache: Das ist eine Faschingsgilden-Sitzung!) Wie gut wir die Politik machen, erkennen Sie ganz einfach an den Wahlergebnissen! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Tun Sie nur so weiter!) An diesen wird man gemessen und nicht an diversen populistischen Aussagen, die hier getroffen werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Ganz ehrlich: Sie haben sich in Wirklichkeit geärgert, dass etwas nicht eingetreten ist. Jeder von Ihnen hat Staus prophezeit. Diese sind nicht eingetreten, sondern Tempo 50 hat letztlich zu einem flüssigen Verkehr beigetragen. Und wenn Sie es genau wissen wollen: Viele Menschen, die in Straßen wohnen, wo bisher Tempo 70 war und jetzt Tempo 50 ist, sind an uns herangetreten und haben uns berichtet, dass es zu einer wesentlichen Senkung des Lärms gekommen ist.

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir abschließend noch eine Bemerkung: Ich habe das Vertrauen zu meinen beiden Stadträten nach wie vor, da werden Sie allein übrig bleiben! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 18, des Grünen Klubs im Rathaus 5, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 16 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 5 Anträge eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Tagesordnung wird die Postnummer 64 abgesetzt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 3, 5 bis 7, 12 bis 16, 28 bis 40, 42 bis 46, 53, 61, 63, 65, 67 bis 69 und 71 bis75 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben.

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre diese daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach Beratung die Postnummer 58 zum Schwerpunkts-Verhandlungsge-
genstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen. Postnummern 56, 57, 59, 60, 55, 1, 2, 4, 8, 9, 10, 11, 22, 23, 24, 25, 17, 18, 19, 20, 21, 66, 70, 62, 26, 27, 76, 77, 41, 47, 48, 49, 50, 51, 52 und 54. Diese werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 58 zur Verhandlung. Sie betrifft eine mehrjährige Vertragsgenehmigung bezüglich der Errichtung von unbeleuchteten Verkehrszeichen und Fahrradabstellanlagen auf Hauptstraßen-B und Straßen im Bereich Nord, welche von der Stadt Wien erhalten werden. 

Ich bitte die Berichterstatterin Frau Gemeinderätin Gaal, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte.

Ich erinnere: Die Redezeit in der ersten Runde beträgt 40 Minuten.

Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Be-
richterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Stadträte kann ich jetzt nicht begrüßen, weil keine da sind, aber ich nehme an, sie werden schon noch kommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir die letzte Gemeinderatssitzung Revue passieren lassen, dann können wir feststellen, dass gerade Bgm Häupl in der Fragestunde wieder sehr interessante Antworten ge-
geben und Ausführungen gemacht hat. – Unter anderem sagte er: „Sie beleidigen den seriösen Wissenschaftler in mir – Heiterkeit im Saal –, denn gerade einen Sekun-
därschadstoff innerhalb von drei Wochen zu messen, zu bewerten und dann auch die Maßnahme zu bewerten, ist schon leicht verwegen. Das muss ich Ihnen in aller Offenheit sagen.“

Zwei Minuten später sagt er auch noch: „Da stehe ich nicht an, wenn das keine sinnvolle Maßnahme ist, diese wieder zurückzunehmen. Wenn es aber eine sinnvolle Maßnahme ist, dann erwarte ich allerdings Ihre Huldigung." – Also ich glaube, Huldigung wird er keine bekommen, damit kann er nicht mehr rechnen!

Zwei Minuten später kommt noch einmal: „Und wir“ – nämlich der Herr Bürgermeister und die SPÖ-Stadt-
regierung – „sagen heute schon, dass wir bereit sind, das“ – nämlich die Verordnung – „zurückzunehmen, wenn es nichts bringt. Wenn es allerdings etwas bringt, dann bleibt es.“ – Schluss.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jetzt meine ich: Man muss doch zwei Jahre testen, erst dann kann man feststellen, ob etwas gut oder schlecht ist. Daher wundert es mich schon sehr, dass diese Testphase nach vier Wochen teilweise abgeschlossen wurde, und zwar mit dem Ergebnis, dass man bei sieben Straßenzügen das Ganze wieder zurücknimmt. Da frage ich mich: Stimmt mit dem Messen etwas nicht ganz – was ich eher glaube –, oder wurde das auf Grund des politischen Drucks, auch der FPÖ mit ihrer Volksbefragung, wieder zurückgenommen? Ich glaube eher Zweiteres. Und der Herr Bürgermeister weiß natürlich ganz genau – auch als Wissenschaftler, das habe ich vorher schon erwähnt –, dass er die Auswirkungen auf den Feinstaub in den nächsten Jahren nie vergleichen können wird, weil ja auch nie gleich, sondern mit verschiedensten Mitteln gestreut wird; daher kann man die Sache an sich überhaupt nicht vergleichen. 

Meine Damen und Herren! Schauen wir uns einmal den gesamten Zeitablauf an! Begonnen wurde die Diskussion durch TU-Professor Dipl Ing DDr Puxbaum. Die-
ser wurde heute schon von Kollegen Maresch zitiert, al-
lerdings anders. In einem Artikel in der “Presse“ mit dem Titel “Feinstaub: Experte warnt vor Hysterie“ wird ein Interview mit Prof Puxbaum erwähnt, das dieser schon im März gegeben hatte. –Ich darf zitieren: „‚Insgesamt hat die Feinstaubbelastung in den letzten Jahren abgenommen. Nur durch den niedrigen EU-Grenzwert wurde es zu einem akuten Problem.’ – Puxbaum weiß, wovon er spricht. Er leitet das Forschungsprojekt Aquella, das sich mit den Verursachern des Feinstaubs beschäftigt.“ (GR Heinz-Christian Strache: Das hat Maresch aber nicht gelesen! – GR Mag Rüdiger Maresch: Doch!) Der Maresch weiß immer alles besser, darum sitzt er ja schon eine Reihe weiter vorn, vorher ist ein Stückerl weiter hinten gesessen, dort wo Chorherr jetzt sitzt. (GR Heinz-Christian Strache: Das kennt er aber nicht!)

Hören Sie zu! „Puxbaum: ‚In Wien beträgt der Anteil des Feinstaubs aus dem Verkehr 15 Prozent.’ Nur ein Viertel davon entfällt laut Puxbaum auf den PKW-Ver-
kehr. Interessant sei auch, dass der Großteil der Mikro-
partikel aus den Nachbarländern mit dem Wind nach Österreich gelange. Hauptsünder wären feine Sulfate aus veralteten Kraftwerken. Eine Überraschung für ihn sei, dass viele Mikropartikel auch aus Niederösterreich nach Wien gelangen.“ 

Zusätzlich sagt Puxbaum, dass „Feinstaub kein lokales Problem“ sei. Daher kann man dieses Problem so nicht lösen, egal wie man es angeht, am allerwenigsten aber mit Ihrer 50 km-Beschränkung.

Auch damals war Frau Umweltstadträtin Sima schon anderer Meinung als Prof Puxbaum: „Wir wollen uns nicht aus der Verantwortung stehlen, wissen aber, dass 60 Prozent des Feinstaubs aus dem Ausland kommen.“ – Das war im März. 

Gleichzeitig kam dann plötzlich auch die Geschichte mit den 20 t Feinstaub für Simmering auf. Darauf brauche ich gar nicht näher einzugehen, denn auch das stand in allen Zeitungen. – Auf der einen Seite bemühen wir uns mit kleinlichen Maßnahmen, den Feinstaub zu reduzieren, auf der anderen Seite blasen wir 20 t Feinstaub in Simmering aus einem Zementwerk in die Luft! Da frage ich mich schon: Wo sind hier die Frau Stadträtin und die Umweltpolitik in Wien geblieben?

Natürlich wird sie sich ausreden, dass das eine Bundesverordnung war. Interessanterweise hat dann der, der das produzieren will, seine jährliche Tonnage – wie wir auch wissen – ganz plötzlich von 900 000 auf 240 000 t reduziert, denn hinsichtlich der UVP-Richtlinie des Bundes hätte es bei 900 000 t sehr wohl ein UVP-Verfahren geben müssen.

Ich bin der Meinung, man sollte in Zukunft der Gewerbebehörde und dem Magistrat in Simmering sehr wohl auf die Finger schauen, welche Mengen dort tagtäglich, monatlich und jährlich wirklich produziert werden. Ich glaube nämlich nicht, dass es bei 240 000 t bleiben wird, das wäre für den Betreiber nämlich kein Geschäft. Er wird vermutlich um die 800 000 oder 900 000 t produzieren. Frau Stadträtin! Das werden wir uns im nächsten Jahr anschauen, das kann man nämlich vergleichen. Da wird nämlich das Gleiche produziert: 20 t Feinstaub wer-
den dort über Wien hinaus geblasen. Zugleich streiten wir hier, und Sie wollen uns einreden, dass auf 21 Straßen, deren Anzahl jetzt auf 10 reduziert wurde, durch Tempo 50 der Feinstaub reduziert wird. Das ist ja lächerlich, Frau Stadträtin! (Beifall bei der FPÖ.)
Im Zeitraffer erzähle ich, wie es dann weiterging: Erst gab es ein bisschen eine Pause. Dann war es offensichtlich ein Wahlkampfschlager der SPÖ. Der ist mir wirklich entgangen! Ich habe alles sehr genau gelesen, was die SPÖ so schreibt, denn man sollte ja wissen, was der politische Mitbewerber macht. Aber es sind eben nicht alle Maßnahmen gescheit, die man fordert. Diese Facette ist mir aber wirklich nicht aufgefallen, wahrscheinlich war sie irgendwo hinten versteckt, dass man es gar nicht liest. 

Aber 29. November ging es aber plötzlich echt los: Am 29. November hat Herr StR Schicker, offensichtlich getrieben von Frau StRin Sima, gesagt: Ab 2006 gilt in Wien Tempo 50. – Das hat er ganz locker hier gesagt, und dann hat er noch gesagt, dass wir doch froh sein sollen, weil die Experten im Umweltressort festgestellt haben, dass es noch viel besser wäre, in ganz Wien nur 30 zu fahren, weil das echte Auswirkungen hätte.

Ich bin Ihnen ja eh sehr dankbar, dass er das nicht gemacht hat! Aber immerhin hat er gesagt, dass 50 generell die erlaubte Höchstgeschwindigkeit auf dem gesamten Landesgebiet sein soll. Auch hier irrte er schon damals, da rechtlich das Landesgebiet und das Ortsgebiet ja immer noch zwei verschiedene Dinge sind. Daher war schon damals die Aussage falsch, man hat sich aber offensichtlich durch alle Magistratsdienststellen und Rechtsabteilungen ein bisschen durchgeschwindelt, und man weiß auch heute noch immer nicht, wo man welche Tafeln wann aufstellen wird.

Dann sagte Herr StR Schicker, und das ist interessant: „Zur Zeit werden ca 1 000 50 km-Schilder in Wien aufgestellt.“ Das ist deswegen interessant, denn am Schluss kommen wir zu den Kosten. Der Leiter der MA 46, Herr Dipl Ing Peter Lenz, der in meinen Ausführungen noch öfters vorkommen wird, ist ein ganz besonderer Interpret dieser Sache. Er redet immer von 200 bis 300 Tafeln. Da stimmt doch irgendetwas nicht! Auch das werden wir uns einmal genau anschauen. Ich glaube, die Kosten belaufen sich schon auf 450 000 EUR.

Herr Bürgermeister! Sie haben in einer Antwort einmal gesagt: „Wenn das wirklich 450 000 EUR sind, dann hetze ich denen das Kontrollamt aufs G’nack!“ – Das ist gut, denn das haben Sie jetzt eh gemacht! Sie hätten allerdings nur Ihren Stadtrat und Ihre Abgeordneten fra-
gen brauchen. Sie haben damals ja die 450 000 EUR beschlossen, dazu gibt es einen Akt, das kann jeder nachlesen. Dazu brauche ich das Kontrollamt nicht. Ich brauche das Kontrollamt nur, um nachzuschauen, ob die 450 000 überhaupt gerechtfertigt sind.

Und wie man auf die Million kommt, ist auch ganz einfach. Damals haben Sie wiederum den anderen Akt nicht gelesen, Herr Kollege Valentin! Es gab damals nämlich auch noch einen anderen Akt, und zwar betreffend den Nachschuss für die Verkehrsleitzentrale für die Umstellung der Ampeln in der Höhe von 840 000 EUR. Daher sind wir mit einer Million sehr friedlich und sehr kulant. Es sind nämlich mehr als eine Million, und das Kontrollamt wird ebenfalls prüfen, inwiefern diese Umrüstung mit der 50 km-Verordnung zusammenpasst.

Meine Damen und Herren! Dann ging es weiter. Am 13.12. fand man schon überall Artikel. Jeder von den Genossen hat sich bemüßigt gefühlt, Interviews zu geben. Jeder hat gemerkt, dass da irgendetwas schief rennt. Man ist aber voll auf Linie geblieben, wie das halt so ist. 

Am Dienstag, 13. Dezember, steht zu lesen: „Bis Mittwoch, 14. Dezember, soll die Umrüstung abgeschlossen sein, verspricht die MA 46, obwohl das Gesetz erst mit 1. Jänner in Kraft tritt.“ – Und da waren wir schon in der ersten Bredouille! Man hat nämlich Verkehrsschilder aufgestellt und die anderen abmontiert, aber leider gilt die Verordnung ja erst ab 1. Jänner. Was also tun? – Das war eigentlich nicht so klar. Man hat sich gedacht: Jetzt kommt eh Weihnachten. Keiner fährt spazieren. Die Polizei wird schon nicht strafen. Und im nächsten Jahr geht es dann los.

Außerdem konnte man zu diesem Zeitpunkt noch 100 fahren, zum Beispiel auf den Straßen zwischen Landesgrenze und Ortsgebiet. Das kam noch dazu, das hat aber auch niemand so richtig realisiert. 

Es wurde gesagt, dass die Ampelregelung, die ganz wichtig ist, damit die Grünphase mit der neuen Regelung durchgehen kann, erst Anfang nächsten Jahres angepasst wird. – Das haben wir alle gehört, aber keiner hat es geglaubt, und Recht haben wir gehabt! Die Ampelphase ist nämlich nie angepasst worden. Und der Chef der MA 46, Dipl Ing Lenz, der eigentlich wissen müsste, wie Ampelphasen statistisch und EDV-mäßig geregelt werden, sagt: „Zwischen 50 und 60 ist der Unterschied ja nicht so groß.“ – Meine Damen und Herren! Da sollen Grünphasen gemacht werden, und der Chef, der dafür zuständig ist, sagt, dass es eh wurscht ist, ob man 50 oder 60 fährt. – Da wird man dann ja erst recht bei Rot stehen, wenn der eine 50 und der andere 60 fährt. So etwas habe ich überhaupt noch nicht gehört, das dürfte einem Spitzenbeamten nicht passieren!

Dann ist es weitergegangen: Die Demontage der 60er- und 70er-Tafeln hat erst ein wenig später begonnen. Dann hat es geheißen: Am 9. Jänner werden die wenigen 100 km-Beschränkungen an der Stadtgrenze ebenfalls fallen. Und warum hat man die Demontage der Tafeln eigentlich schon vor Weihnachten vorgenommen, obwohl die Verordnung einen späteren Zeitpunkt betraf? – Da hat der Herr Stadtrat gemeint – und wahrscheinlich hat er das von seinen MA 46 -Leuten –, dass der Termin nicht einzuhalten gewesen wäre, weil man bis Neujahr niemanden gefunden hätte, der die Schilder ab‑ und wieder anmontiert. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich so etwas plane, dann muss ich das doch vorher wissen! Jedes Unternehmen würde eingehen, wenn es einen Auftrag gibt, nur leider keine Leute zur Verfügung stehen, die das durchführen. Mir kommt das so vor, wie wenn ein Unternehmer sagt: Am Fließband fehlen der Zweite und der Vierte, nur der Erste und der Dritte sind da. Was kommt da zum Schluss heraus? – Nix! Und genau das ist hier passiert. Hier wurde, das muss ich wirklich – milde ausgedrückt – sagen, sehr schlampig gearbeitet!

Das Gesetz gilt ab 1.1.2006, gestraft konnte aber schon ab 15.12. werden. Am 13.12. erklärte der Leiter der Sicherheits- und Verkehrspolizeilichen Abteilung, Herr Peter Goldgruber, dass die Radarpistolen und Radarkästen bereits auf 50 scharf gemacht und fix eingestellt sind. Damals war alles schon eingestellt. Damals hatte man schon alles umgestellt. Das müssen wir jetzt übrigens wieder umstellen. Das ist auch in den Kosten noch gar nicht mit berücksichtigt. Ich ergänze das nur. Es kommen ja pausenlos Kosten dazu. Wir kommen schon noch über eine Million, Kollege Valentin, mach dir keine Sorgen! (Zwischenruf von GR Erich Valentin.) 

Dann sagt Goldgruber noch: „Wer auf den neuen Tempo 50-Strecken mit 70 geblitzt wird, muss ab heute mit 21 EUR Strafe rechnen. Ab 71 km/h kostet ein Organstrafmandat 35 EUR.“ Obwohl alle gesagt haben, dass noch nicht gestraft werden soll, hat er gesagt, dass man natürlich strafen kann. Und ich bin schon gespannt, wie viele Strafen ausgesprochen wurden, und ich freue mich schon auf die Einsprüche, die da kommen werden!

Das Nächste sind die Ampelschaltungen. Das ist eine ganz besondere Geschichte! Da gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder hat die MA 46 nicht die Wahrheit beziehungsweise die Unwahrheit gesagt, oder es wurde schlampig gearbeitet. Warum? Da stellt sich der Leiter der MA 46 in der Fernsehsendung “Wien heute“ hin und sagt, dass er ganz glücklich über die Änderung ist. Jetzt haben wir wieder sieben Straßen mit 70 und 80, und darüber sei er ganz glücklich, denn jetzt braucht man nicht so viele Ampeln umstellen und es wird viel billiger.

Ich habe mir zweimal gedacht, ich höre nicht recht! Wenn nämlich die Verordnung am 1.1.2006 in Kraft tritt – und sie ist in Kraft, darum geht es heute, sie ist noch immer in Kraft – und er sagt, dass bis zum Jahresanfang 2006 die Ampeln umgestellt sind, dann möchte ich bemerken: Er braucht ja einen Vorlauf von einigen Monaten für die EDV! Und wenn er jetzt sagt, dass er nicht so viel umstellen braucht, dann heißt das ja indirekt, dass er die Ampeln nur teilweise oder überhaupt noch gar nicht um-
gestellt hatte. Das ist natürlich auch sehr lässlich, denn wenn man so etwas plant, muss man doch genau wie im Rechtsbereich vorher darüber nachdenken, wie man die Ampeln umstellen kann. Daher waren die Ampeln entweder alle umgestellt, dann hat die MA 46 pflichtgemäß und auch richtig gehandelt. Wenn er aber sagt, dass er jetzt nicht so viel umstellen braucht, dann muss ich feststellen, dass er wahrscheinlich noch gar nicht umgestellt hatte.

Ich bin ja erstaunt, dass das billiger wird. Das hat ja auch die Frau Stadträtin in einem Interview gesagt. Das wundert mich! Wieso soll das jetzt billiger werden? Es wird nur noch komplizierter werden, denn jetzt haben wir die Straßen, wo bisher 70, 80, und 100 galt, teilweise auf 50 und teilweise auf 70 und 80, was bisher nicht der Fall war. Jetzt muss man das gesamte Verkehrsleitsystem und die gesamte Ampelschaltung überhaupt neu überdenken, und ob Sie das bis März schaffen, meine Damen und Herren, bezweifle ich! Und das ist ebenfalls ein ganz starkes Versäumnis der SPÖ‑Stadtregierung und der zuständigen Stadträte. (Beifall bei der FPÖ.) 

So, das haben wir auch. Nun zum Diesel-Partikel-
filter: Auch Kollege Maresch redet immer vom Partikel-
filter. Er ist nicht der Erfinder dieser Förderung, selbst-
verständlich haben wir das Gleiche schon letztes Mal betrieben, aber wir werden den Antrag heute selbstverständlich unterstützen, weil wir auch der Meinung sind, dass es sinnvoll wäre, das gerade in einem Ballungszentrum extra zu fördern, also nicht nur steuerlich, sondern auch mit Direktzuschüssen. Das wäre auch für den Klein-LKW und damit für den Handel eine durchaus sehr gute Lösung, denn ansonsten würde das Transportgewerbe zwar nicht ruiniert werden, aber doch vor großen Problemen stehen.

Interessanterweise hat Wien – das las ich am Dienstag, 3. Jänner – den geringsten Anteil an Diesel-PKW in ganz Österreich. In ganz Österreich gibt es 51,5 Prozent Dieselfahrzeuge, bei uns in Wien 47 Prozent. Ich gebe zu, dass das auch sehr viel ist, aber das kommt daher, dass man den Leuten jahrzehntelang eingeredet hat, dass Diesel erstens billiger, zweitens umweltfreundlicher und drittens so klass ist, und deshalb haben die Leute das gekauft. Das kann man nicht den Autofahrern, sondern bestenfalls den Politkern vorwerfen, die das den Leuten eingeredet haben.

Der höchste Anteil findet sich interessanterweise in Salzburg, wo es eine sozialistische Landeshauptfrau gibt, und im Burgenland, wo es, glaube ich, auch irgendeinen sozialistischen Landeshauptmann gibt. Dort ist der Anteil an Diesel-PKW am höchsten, und ich schau’ mir jetzt an, was dort gegen den Feinstaub mit der Geschwindigkeitsbeschränkung gemacht wird! Bis heute ist mir noch nicht klar, was dort geschehen ist. Und es ist ein bisschen demaskierend, wenn man sich auf die Dieselfahrzeuge allein ausredet, wenn man weiß, dass in Wien der Anteil an Dieselfahrzeugen am geringsten in ganz Österreich ist.

Noch etwas dazu: Was spricht denn wirklich für 50 oder für 60, 70 oder 80 in Einfallstraßen? (Zwischenruf von GR Erich Valentin.) Kollege Valentin! Du bist auch Autofahrer! Ich glaube nicht, dass du pausenlos mit dem Rad fährst! Du fährst so wie ich auch mit dem Auto oder mit der U-Bahn. Sehr brav! Wenn es im Zusammenhang mit Treibstoffverbrauch und Lärmentwicklung darum geht, ob man mit dem vierten Gang bei 70 niedertourig oder mit dem dritten Gang bei 50 hochtourig fährt, dann spricht das auf jeden Fall klar für 70. Darüber brauchen wir gar nicht nachzudenken, das ist auch wissenschaftlich belegt. Das hat auch Univ Prof Lenz gesagt, und nicht nur er, sondern auch viele andere. Ihr habt, glaube ich, immer die falschen Experten, ihr habt die, die ihr gerade wollt. Jedenfalls spricht aber nichts für 50 in diesen Bereichen, wo man auch 70 fahren kann!

Jetzt kommen wir zum nächsten Punkt. (GR Erich Valentin: Ist vielleicht besser so!) Interessant ist jetzt die neue Variante mit den dicht verbauten und nicht dicht verbauten Gebieten. Ursprünglich geht es bei der Verordnung überhaupt nicht um den Lärm, es geht nicht um dicht verbaute oder nicht dicht verbaute Gebiete, sondern es geht um den Feinstaub. Das war immer eure Argumentation. (Zwischenruf von GR Erich Valentin.) Kollege Valentin! Sie kommen eh sicher noch dran!

Das ist deswegen interessant, weil der Herr Bürgermeister in der Anfragebeantwortung im Dezember – die ja herrlich ist! – gesagt hat, was er sich erhofft, und damit ist er wirklich genau diametral im Gegensatz zu dem, was Frau StRin Sima sagt. Er sagt nämlich, dass er sich insbesondere bei den Einfallstraßen von der Temporeduktion auf 50 sehr viel betreffend Feinstaub erwartet. Auf den Einfallstraßen! Genau vier Wochen später – und es wurde ja alles schon verglichen, man ist wissenschaftlich ja bestens im Lande, man kann in vier Wochen alles vergleichen – hat man richtigerweise gerade bei den Einfallstraßen das Tempo jetzt wieder erhöht. Da frage ich: Wenn sich der Herr Bürgermeister insbesondere dort eine Reduktion vorstellt, wieso habt ihr genau dort das Tempolimit wieder erhöht? All das passt ja hinten und vorne nicht zusammen! – Ihr wart politisch in Panik, ihr seid mit Recht von der Opposition angegriffen worden, insbesondere durch unsere Ankündigung einer Volksbefragung, und außerdem auch von den Medien und den Autofahrerklubs, und da habt ihr die Reißleine gezogen! So war es in Wirklichkeit! (Beifall bei der FPÖ.)
Am Dienstag, dem 17. Jänner, titelt sogar die “Kronen Zeitung“, ähnlich wie andere Zeitungen: “Wien zieht bei Tempo 50 Notbremse.“ Die Frau Stadträtin sagt: „Tempo 50 wird als wirkungsvolle Maßnahme im Kampf gegen Feinstaub und Lärmbelastung erachtet und bleibt daher in allen dicht verbauten Stadtgebieten bestehen.“ Das ist der letzte Rettungsanker, um zu demonstrieren, wie gut ihre Maßnahme war! StR Schicker wurde nur mehr hinten wie das kleine Hunderl nachgezogen, denn er hat überhaupt nichts mehr von dem verstanden, was die Frau Stadträtin und der Herr Bürgermeister da gesagt haben! Er hatte nur das Pech, dass er das vollziehen muss. Das ist sein politisches Pech. Er ist verantwortlich für den gesamten verkehrspolitischen Vollzug, und der war katastrophal! StRin Sima hat ihm das aufgelegt, hat sich dann zurückgezogen, und Herr StR Schicker musste alles machen. Er war mit seinen Leuten überfordert, da kann man ihm aber nicht helfen, hätte er sich bessere Mitarbeiter ausgesucht! Dafür sind wir an sich nicht zuständig.

Sie sagt: Dadurch wird die Lebensqualität erhöht. In der Zwischenzeit hat sich Herr StR Schicker in einem Presseinterview schon lange von der Frau Stadträtin zurückgezogen. Sie suchen jetzt nur mehr den kleinsten gemeinsamen Nenner, und das sind jetzt die dicht verbauten und nicht dicht verbauten Gebiete. Er hat selbst gesagt, dass das umweltpolitisch und umweltmäßig ei-
gentlich überhaupt nichts in Wien bringt, aber er vollzieht es, weil die Stadträtin… (GR Erich Valentin: Wer hat das gesagt?) Herr StR Schicker in einem Presseinterview im Dezember! Soll ich es dir vorlesen? Ich habe 40 Minuten Zeit! Dem Valentin tu’ ich jeden Gefallen. Ich habe es schon, schau, alles geordnet! “Tempo 50 auch wegen Anrainer“ lautet die Schlagzeile. Untertitel: “Stadtrat Schicker erwartet kaum Effekte.“ Das ist aber wirklich gut, denn genau zwei Tage vorher haben wir es beschlossen! Ich zitiere: „Verkehrsstadtrat Rudolf Schicker, der die Maßnahme des Umweltressorts umsetzen muss, gibt im Gespräch mit der ’Presse’ zu: ‚Die Feinstaubbelastung durch den Wiener Verkehr ist nicht extrem stark – der meiste Feinstaub kommt nicht aus Wien.’“ 

Dann kommt, dass eine 30 km-Beschränkung besser, aber nicht praktikabel gewesen wäre. „Mit Tempo 50 kann der Verkehrsstadtrat gut leben – selbst wenn der Umwelteffekt vernachlässigbar sei.“ – Deutlicher als der Herr Stadtrat kann man das gar nicht bringen! Er hat ja Recht! Aber da hat ihm halt Frau StRin Sima ordentlich Saures gegeben. Und der Herr Bürgermeister hat von überhaupt nichts gewusst, wie er bis vor kurzem überhaupt nicht gewusst hat, was da in seinen Ressorts vor-
geht, aber er hat auch die Reißleine gezogen, und zwar auf Kosten der Wissenschaft, wie wir wissen, denn er ist ja Wissenschaftler und fühlt sich immer beleidigt, wenn man da etwas sagt. Er war ja der Erfinder dieses Zwei-
jahresrhythmus, der in Wirklichkeit eh ein Blödsinn war. 

Die Frau StRin Sima hat dann aber noch ein Schäuferl nachgelegt. In der “Kronen Zeitung“ sagte sie einen Tag später – da ist sie sogar mit Bild –: „Das neue Limit wird von allen akzeptiert.“ Heinz-Christian Strache – auch mit Bild – wird ebenfalls zitiert: „Die Verordnung war ein Schwachsinn, und wir machen jetzt diese Volksbefragung.“ – Ich frage mich: Wo lebt die Frau Stadträtin? Woher weiß Sie, wer das akzeptiert hat? Niemand hat das akzeptiert! (GR Erich Valentin: Ich habe es akzeptiert) Ja! Sie haben das akzeptiert, denn Sie mussten es akzeptieren, aber sonst hat das niemand hier akzeptiert!

Am nächsten Tag ist sie draufgekommen, dass das nicht ganz gut ist, und sagt, dass es wichtig war, das zu machen – ich zitiere –: „Die Bevölkerung ist jetzt wegen dem Feinstaub sensibilisiert.“ – Ich sage Ihnen etwas: Die Bevölkerung ist nicht sensibilisiert, sondern sie ist angefressen! So ist das nämlich in Wirklichkeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Frau StRin Sima legt am nächsten Tag noch einmal ein Schäuferl nach. Wieder in einem Interview sagt sie nämlich: „Alle, die die SPÖ gewählt haben, haben das gewusst und haben damit Tempo 50 mit gewählt.“ – Die vielen Wähler, die die SPÖ hatte, werden sich zweifellos alle bedanken! Ich glaube, die wissen nicht, dass sie Tempo 50 mit gewählt haben, denn sonst hätten nicht so viele Leute bei uns, bei den Autofahrerklubs und sonstwo angerufen und sich natürlich auch auf den Homepages über diese Maßnahmen beschwert.

Rechtlich gilt jetzt noch immer – und darum geht es heute noch immer, reden wir nicht von etwas anderem! – die Verordnung für Tempo 50. (Zwischenruf von GR Erich Valentin.) Du hast versucht, über etwas ganz anderes zu reden, und Kollege Maresch hat auch über irgendetwas anderes geredet. Bleiben wir beim Thema! Bleiben wir beim Tempo 50. Es geht nicht um andere Lösungen. Die gibt es. Es geht jetzt aber um diese Maßnahme hier, über diese reden wir jetzt, und das ist der politische Aspekt für den Rücktritt der Stadträte und nichts anderes!

Es gilt noch immer die Verordnung: 50 Stunden-
kilometer in Wien. Die Tafeln stehen schon. Die Polizei kündigt am 15. Jänner an: Ab 16. Jänner wird alles kontrolliert. Jetzt kommt StR Schicker und sagt, er hat eine Weisung an die Polizei gegeben – was ja gut ist! –, und zwar wiederum an Herrn Goldgruber, den wir heute schon einmal zitiert haben, dass es 20 Stundenkilometer Toleranz bei 70 Stundenkilometern geben soll. 

Erstens: Betreffend Weisungen bin ich mir nicht ganz sicher, denn ich bin kein Jurist: Ich meine aber jedenfalls, dass Herr StR Schicker zwar eine Weisung geben kann, dass er aber selbstverständlich keine rechtswidrige Weisung geben kann. Und diese Weisung ist natürlich rechtswidrig, weil es eine Verordnung gibt, die noch immer nicht von einer anderen abgelöst worden ist, und demnach darf man derzeit nur 50 Stundenkilometer in Wien fahren. Da fährt die Eisenbahn drüber!

Zweitens: Das mit der Toleranz von 20 Stundenkilo-
metern ist wirklich ein Blödsinn, die gibt es nämlich über-
haupt nicht! Diese Toleranzgrenze gibt es für die Abweichungen der technischen Geräte, die immer wieder auftreten, und auf diese Toleranzgrenze stellen sich die Leute von der Polizei ein, wenn sie die Geräte scharf macht. Anders verhält es sich allerdings betreffend die Toleranz gegen ein Gesetz im Zusammenhang mit Geschwindigkeit. Meine Damen und Herren! Es ist einfach unglaublich, dass ein sozialistischer Stadtrat sagt, er hat eine Weisung gegeben, damit man schneller fahren darf, als im Gesetz steht. Ich verstehe das nicht: Was ist in ihn gefahren? Das muss eine Panikhandlung gewesen sein, denn sonst ist Schicker an sich ein eher ruhiger Mensch, soweit ich ihn kenne.

Ab Mitte Februar dieses Jahres gilt jetzt wieder 70 und 80 auf diesen sieben Straßen. Das dauert nur ein bisserl länger, heißt es, wegen der Behördenwege. Ich bin gespannt, wann die neue Verordnung herauskommen wird!

Im Übrigen: Ganz stimmt das nicht, was du angesprochen hast, Kollege Valentin! Ich glaube, du warst das oder Kollege Wutzlhofer, nicht dass ich euch verwechsle, aber ich weiß wirklich nicht mehr, wer von euch beiden das gesagt hat: Es wurde gesagt: Ihr habt eine Vereinbarung mit den Autofahrerklubs. – Bitte: Wer hat mit wem eine Vereinbarung getroffen? Es kann keine Vereinbarung geben! Es hat ein Gespräch gegeben, in dem die Autofahrerklubs sehr richtigerweise ihre Bedenken kundgetan haben. Ihr habt – wie gesagt, noch einmal – die Reißleine gezogen und habt bei sieben Straßen, wo ihr glaubt, dass es günstig ist, jetzt wieder 60, 70 und 80 eingeführt. Aber einen Vertrag oder eine Vereinbarung kann es überhaupt nicht geben!

Im Übrigen hat der ARBÖ wieder ein Schäuferl nachgelegt. Das muss man lesen! Da gibt es Mitgliederzeitun-
gen und alles Mögliche, und ich lese das sehr gerne, wenn ich Zeit habe. Der ARBÖ hat gesagt, dass man diese Zweijahresfrist des Herrn Bürgermeisters unbedingt reduzieren soll, weil sie nichts bringt. Der ARBÖ ist also voll auf Linie der Freiheitlichen und auf meiner Linie, denn ich sage das ebenfalls schon seit vier Wochen. Sagen Sie also nicht, dass es eine Vereinbarung gibt! Es gab nur ein Gespräch, und ihr habt politisch die Reißleine gezogen!

Im Übrigen gibt es noch etwas Interessantes. Da gibt es diese Stadtpläne, die Sie alle kennen, auf denen die betreffenden Straßen eingezeichnet sind. Einmal waren sie blau und einmal rot, die Zeitungen sind gar nicht mehr nachgekommen mit den Taferln. Dann gibt es auch etwas, wo die Messstellen in Wien eingezeichnet sind. Das ist eine ganz interessante Geschichte. Wenn man das nämlich vergrößert und mit dem Stadtplan mit den Straßen, die jetzt wieder geändert worden sind, übereinander legt – eine ganz einfache Geschichte, da brauche ich keine EDV, ich mache es mit Pauspapier, es geht auch damit! –, dann kann man Punkterln dort einzeichnen, wo die Feinstaubmessstellen in Wien stehen. Diese nehmen bekanntlich immer nur 2 km auf. Wenn ich das jetzt übereinander lege, dann stelle ich fest, dass es auf den ursprünglich 21 und jetzt 7 Straßen insgesamt 4 Teil-
abschnitte von maximal 5 km gibt, die überhaupt von den Messstellen erfasst werden. Da frage ich mich jetzt ernsthaft: Wer hätte was wo überprüfen wollen? Alles Schmäh! All das geschah nur, weil sich die Frau Um-
weltstadträtin Sima profilieren wollte, und zwar auf Kos-
ten aller anderen, und das ist abzulehnen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
So, und jetzt kommen wir noch zum VCÖ, zum Verkehrsclub Österreich. Ich lese auch das immer sehr aufmerksam. Ich bin natürlich sehr oft nicht mit dem einverstanden, was in der Zeitschrift steht, aber es gibt durchaus auch sehr interessante Berichte und ganz interessante Geschichten, zum Beispiel in der letzten Ausgabe: “Ökonomisch effizienter Verkehr – Nutzen für alle“ Ich weiß nicht, ob das, was in diesem Artikel steht, untermauert ist. Sie behaupten immer, dass alles, was in der Zeitschrift des VCÖ steht, stimmt, also wird auch das untermauert sein.

Sie titeln “Tempolimits ökonomisch optimieren“, und am Anfang steht: „Mit zunehmender Geschwindigkeit sinken Reisezeit und Zeitkosten.“ Man kommt dabei auf Folgendes: Nicht nur mit dem Bus, mit dem Rad oder mit dem Motorrad, sondern auch mit dem Auto machen die Zeitkosten ein Mehrfaches jener Kosten aus, die für Treibstoff und Abnützung des Fahrzeugs anfallen. Da gibt es Faktoren, das kann man ausrechnen, und die ha-
ben sich die durchschnittlichen Zeitkosten für einen Auto-
fahrer pro Fahrzeugkilometer errechnet: Bei 30 Stundenkilometern sind es 36 Cent, bei 50 sind es 21 Cent, bei 130 Stundenkilometern sind es 8 Cent. Und wenn man mathematisch weiter geht, kann man es auch ausrechnen: Bei 70 Stundenkilometern sind es 16 Cent, bei 80 sind es 14, und bei 100 sind es 10 Cent.

Da gibt es natürlich eine Differenz, und da muss ich schon sagen, das spricht ebenfalls nicht für euer Tempo 50, zumindest auf diesen Ausfallstraßen, wo man problemlos 60, 70 oder auch 100 fahren kann. Ihr nehmt den Autofahrern mit dieser 50 km-Regelung bewusst – und das wisst ihr genauso! – das Geld aus der Tasche, und das ist ein weiterer Grund, dass hier zurückgetreten werden muss! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe errechnet, was die Autofahrer diese Maßnahme vom Blickwinkel der Zeitkosten kostet. Ich habe nur die 160 000 Pendler genommen, 100 000 von Niederösterreich und vom Burgenland nach Wien und 60 000 hinaus, alle anderen habe ich gar nicht dazu ge-
rechnet, denn diese fahren nicht jeden Tag dort. Wenn man die Differenz ausrechnet – und da habe ich angenommen, dass ein Pendler unter Berücksichtigung von Krankenstand und Urlauben 40 Wochen à fünf Tage auf dieser Strecke fährt –, dann beläuft sich das im Gesamtjahr auf 24 Millionen EUR an Zeitkosten, ohne Treibstoff, ohne Abnützung und ohne Service!

Meine Damen und Herren! Das sind horrende Summen! Sie haben offensichtlich vergessen, das dazu zu sagen, sei es in Ihrem Wahlprogramm, sei es in Ihrer Verordnung, sei es bei all ihren Aussendungen und Artikeln. Sie nehmen den Auto fahrenden Bürgern dieser Stadt das sauer verdiente Geld mit dieser 50 km-Re-
gelung aus der Tasche! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, das nun fast genug begründet zu haben. Es gäbe noch eine Fülle anderer Argumente, aber ich will die Zeit nicht überstrapazieren, habe sie eh schon sehr strapaziert, wie ich sehe.

Nun bringen wir einen Misstrauensantrag hier ein. Ich werde ihn nicht vorlesen, weil er den Klubs ohnedies vorliegt, sondern beschränke mich auf den Wortlaut des Antrags: „Der Gemeinderat der Stadt Wien möge durch ausdrückliche Entschließung der amtsf StRin für Umwelt, Mag Ulli Sima, das Vertrauen versagen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige und namentliche Abstimmung verlangt.“ 

Ich darf das weitergeben und ersuche um entsprechende Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! All das haben Sie zu verantworten! Ich habe immer den Eindruck, dass viele von der SPÖ und auch viele in der Stadtregierung hie und da die Sterne befragen, was man denn morgen wieder machen soll. Sternschnuppen blitzen auf, und dann ist wieder alles weg. Sie dürften in Ihrer Politik ein bisschen an Traumdeuterei und auch an Astrologie glauben. Gestatten Sie mir deswegen, Horoskope der drei beteiligten Personen vorzulesen, denn das ist ganz interessant. Es sind zwar nicht Lebenshoroskope, aber Jahres- und Monatshoroskope. Das, was ich jetzt vorlese, gilt für Jänner. 

Bei Bgm Häupl heißt es – ich lese Ihnen vor –: „Es könnte passieren, dass sie etwas reparieren oder wieder in Stand setzen müssen. Vielleicht handelt es sich um physischen Besitz, die nähere Umgebung oder darum, eine abstrakte Angelegenheit, zum Beispiel eine Regierung, ein Geschäft oder eine Institution, umzuorganisieren oder zu reformieren.“ – Das passt ja wunderbar zum Misstrauensantrag: Der Bürgermeister kann die Stadtregierung umbilden!

Das nächste Horoskop betrifft Kollegen Schicker. Bei ihm steht ebenfalls für Jänner: „Unter dem Druck gewisser Zwänge“ – jetzt blicke ich zu Sima – „oder irrationaler Antriebe“ – jetzt blicke ich wieder zu Sima – „könnten Sie zu Handlungen verleitet werden oder wurden Sie zu Handlungen verleitet, von denen Sie sich in klaren Momenten distanzieren würden.“ Das ist sehr gut! „In Ihrem persönlichen Leben könnte Ihnen diese Zeit einen emotionalen Machtkampf mit einem anderen Menschen bringen.“ Ich sage: Klammer auf – Sima – Klammer geschlossen.

Jetzt kommen wir zu Frau Kollegin Sima. Das wird sie freuen, denn da steht, gültig für Jänner bis Anfang Februar: „Wenn Sie eine gespannte Situation ertragen haben, ohne etwas davon zu profitieren, könnten Sie diese Fessel jetzt abwerfen und dabei ein überwältigendes Freiheitsgefühl empfinden. Aber auch wenn Sie aus einer solchen Situation gar nicht ausbrechen wollen, werden Sie nach einer vielleicht erzwungenen Loslösung sehr glücklich sein.“

Frau Stadträtin! Nehmen Sie diese Chance wahr, und zwar die Rücktrittsforderung der Opposition, und beachten Sie Ihr Horoskop! Dann werden Sie sicherlich glücklich werden! Treten Sie zurück! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. – Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rat-
haus): Meine Damen und Herren! 

Nachdem wir uns jetzt nach fast 40 Minuten den würdigen Abschluss der Rede des Herrn Madejski angehört haben, in dem er ein Horoskop verlas, möchte ich jetzt den Gemeinderat wieder auf das Niveau bringen, auf das er gehört. Lassen Sie mich daher diesem Thema in Kürze wirklich ernsthaft annähern. Ich hoffe, dass ich dieses in fünf bis zehn Minuten umreißen kann und nicht zu lang werde und die Letzten hier vertreibe.

Ich habe das in der Aktuellen Stunde schon gesagt: In der gesamten Prioritätenskala der Notwendigkeiten, betreffend Feinstaub etwas zu tun, im Lärmbereich etwas zu tun und auch im Sicherheitsbereich etwas tun, geht es auch in der Stadt Wien um Geschwindigkeitsbegrenzungen. Ich denke nur an die 700 Verkehrstoten, die wir in Österreich jedes Jahr haben, wobei die Unfallursache Nummer 1 Schnellfahren ist. Ich denke daran – und vielleicht denken die, die sich dem ein bisschen rational nähern können, ebenso –, dass der Hintergedanke bei der Geschwindigkeitsbeschränkung insbesondere in der Stadt darin liegt, dass die höchsten Emissionen und der höchste Lärm beim Beschleunigen auftreten. Und flüssigen Verkehr, bei dem man wirklich, zumindest theoretisch, kilometerlang konstant fährt, gibt es in der Stadt nicht. Deswegen sind Geschwindigkeitsreduktionen ins-
besondere im dicht verbauten Gebiet notwendig und vernünftig und gehören überwacht.

Zwei Dinge werfe ich sehr wohl der Polizei, aber auch der Stadtregierung, soweit sie Verantwortung hat, vor, dass nämlich bestehende Tempolimits nicht überwacht werden. Das war einer der ersten Fehler. Jeder, der dort gelegentlich gefahren ist, weiß zum Beispiel, dass die Wenigsten, die von der Westautobahn herunterkommen, sich an Tempo 70 halten. Die Konsequenzen waren aber nahezu null. Ich nenne Ihnen im Unterschied dazu das Beispiel Frankreich: In Frankreich gibt es seit nicht so langer Zeit eine rigide und konsequente Überwachung bestehender Tempolimits, und da wird ordentlich gezahlt. – Das wäre eine erste vernünftige Maßnahme, Verkehrssicherheit, Lärmemissionen, Feinstaub und bestehende Tempolimits konsequent zu überwachen.

Mein Vorwurf an diese Regelung: Vorher nichts zu überwachen, etwas einzuführen, und dann sozusagen darauf zu kommen, so richtig war das nicht, war kein Meisterstück der Politik. Ich gestehe zu, man darf auch Fehler machen, man darf auch Fehler in den Prioritäten machen. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist rechtlich sehr bedenklich!) - Zu rechtlich bedenklich und FPÖ fällt mir jetzt viel ein, aber das erspare ich mir aus Zeitgründen.

Manchmal denke ich mir, ich bin ein bisschen im falschen Film. Noch in aller Kürze: Ich hatte gestern die Ehre, einen Tag in Güssing zu verbringen und mir anzuschauen, wie weit eine Stadt, die das Thema erneuerbare Energien wirklich ernst nimmt, kommt. Dort ist inzwischen zu 100 Prozent auf erneuerbare Energien umgestellt worden. Ich wiederhole, zu 100 Prozent. Ich werde jetzt nicht lang über Güssing reden. Dann komme ich hier her und denke mir, man sollte in der Verkehrspolitik, in der Energiepolitik, in der Umweltpolitik angesichts Gasversorgung, Ölversorgung und Ölpreissteigerungen über viele notwendige Dinge sprechen, wo wir alle intensiv diskutieren werden. Wenn jetzt im Iran irgendetwas passiert, werden wir zu Maßnahmen kommen müssen, in der Verkehrspolitik, was die Beschränkungen betrifft, was die Reduktion der Energieversorgung betrifft, wovon wir jetzt noch gar nicht träumen können. Dabei reden wir wirklich nicht einmal über den Dreck unter dem Fingernagel, das Thema, ob jetzt auf 0,00 Prozent der Straßen 50 gefahren werden soll oder nicht.

Vor dem Hintergrund erlaube ich mir zu sagen, dass wir diesen Misstrauensanträgen mangels Wichtigkeit und mangels völliger Orientierungslosigkeit nicht zustimmen werden, aber auch nicht in Hurra-Begeisterung für die Politik des Herrn Schicker und der Umweltstadträtin aus-
brechen werden, sondern weil wir es einfach für unan-
gemessen halten. Denn einem Misstrauensantrag stimmt man wirklich als ultima ratio zu, wenn wirklich etwas Dramatisches passiert, etwas dramatisch Falsches passiert, aber das sehe ich in diesem Fall in keinster Weise gegeben. 

Trotzdem erlaube ich mir jetzt kurz sehr wohl den Punkt herauszuarbeiten, den wir kritisch Richtung Verkehrspolitik der Sozialdemokratie sehen, auf der einen Seite nachgewiesen zu haben, dass mit dem weiteren Ausbau hochrangiger Straßen, Stichwort Lobau-Auto-
bahn und andere, ein Vielfaches an Verkehr erzeugt wird, ein Vielfaches an Siedlungsentwicklung, Einkaufszentren erzeugt wird. Jetzt kokettiert der Bürgermeister bereits mit einem großen Einkaufszentrum in Rothneusiedl. Warum? Weil dort die S1 bald besteht. Angesichts dessen ist in der Tat ein Tempo 50 in der Umweltpolitik auf der einen Seite unverständlich, wenn man auf der anderen Seite nicht die Maßnahmen setzt, die entsprechend notwendig wären.

Abschließend: Machen wir sofort etwas beim Tempolimit! Jetzt wirklich ein Appell an die Frau Umweltstadträtin und den Herrn Planungsstadtrat, wo ich jetzt schon ein bisschen frech sagen darf, also auch wenn wir jetzt nicht einen Antrag auf Misstrauen stellen, wäre eine Anwesenheit schon ein Mindestmaß, oder sehe ich sie nur nicht? Das gehört sich nicht! Also zumindest ein Benimm-Dich-Misstrauensantrag, einmal locker hingesagt! Das zeigt schon eine Haltung! (GR Mag Andreas Schieder: Die waren gerade da!) - Die waren gerade da. Das tröstet mich unendlich. Sie müssen nicht meinetwegen kommen, aber ich finde schon von der Haltung her, wenn man so ein Ding diskutiert, gehört sich das in einer gewissen Weise nicht!

Schrecken Sie jetzt nicht zurück! Das ist meine einzige Angst rund um dieses Ding, dass der SPÖ diese Mischung aus ÖAMTC, ARBÖ und "Kronen Zeitung" vor Schreck so in die Knochen gefahren ist, dass Sie vor den notwendigen Maßnahmen zur Umorganisation der Verkehrswende, die gelegentlich auch Autofahrern in der ersten Runde unverständlich erscheint, zurückschrecken. Ich sage nur, mutig, ich glaube, es ist Stockholm, um das Thema City-Maut in einer gewissen Weise anzusprechen, zuerst der Mut, etwas einzuführen, die Leute das erfahren zu lassen und dann darüber abstimmen zu lassen. Also da tut sich europaweit ganz viel, weil man etwas tun muss. Schrecken Sie nicht davor zurück, sinnvolle Maßnahmen zu setzen! Die Priorität oder die Grandiosität dieser Maßnahme war enden wollend, rechtfertigt aber nicht einen Misstrauensantrag. 

Das Ziel der Reduktion des Feinstaubs bleibt bei uns ganz oben auf der Agenda. Kollege Maresch wird dann detailliert darstellen, was wir hier vorschlagen und was noch zu tun ist. 

Zu dem, was hier FPÖ und ÖVP gemacht haben, bitte ich jetzt den Kollegen Tschirf, Stellung zu nehmen und das noch geschwind für die Debatte aufzuschreiben, weil sonst kommen immer alle heraus und lesen ihre Geschichten vor. Herr Kollege, wenn Ihnen das gelingt, soll-
ten Sie kurz Stellung dazu nehmen, welche Glaubwürdigkeit jemand hat, der bei der Bundesregierung Tempo 160 zulässt, eine kurze Bilanz von der Geschichte macht und sich dann hier hinstellt. Das ist wirklich enden wollend. Deswegen ein Misstrauen gegen ÖVP und FPÖ umweltpolitisch und überhaupt generell politisch. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Was wir in den vergangenen Wochen hier in Wien erleben, ist, wie schlecht es um die Ressortführungsqualitäten einzelner Stadträtinnen und Stadträte bestellt ist. Weil, worum geht es hier? Es geht letztlich darum, dass per Verordnung von StR Schicker versucht wird, den Hausverstand in dieser Stadt einfach abzuschaffen! Das ist die Realität, mit der wir es zu tun haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Mein Vorredner hat darauf hingewiesen, wie das mit dem Misstrauensvotum ist. Die Österreichische Volkspartei in diesem Haus macht sich das nicht leicht. Wenn wir uns ansehen, wie wir in den letzten Jahren mit Misstrauensvoten umgegangen sind, dann haben wir, ganz anders als das beispielsweise die Oppositionsparteien im Nationalrat tun, genau abgewogen und nur in wirklich gravierenden Fällen Misstrauensvoten gestellt.

Aber wie ist das mit den GRÜNEN gewesen? Die GRÜNEN haben hier gezeigt, dass sie keine Oppositionspartei, sondern Steigbügelhalter sind, wenn ich mir anschaue, wie das bei den Misstrauensvoten war. Einmal sind die GRÜNEN dagegen gewesen, dann sind sie wieder dagegen gewesen, bei der Pittermann ist ihnen nichts anderes übrig geblieben, als dass sie dafür waren, einmal sind sie hinter den Bänken gestanden, weil sie sich nicht entscheiden konnten, ob sie dafür oder dagegen sind, dann waren sie wieder dagegen. Das ist die Realität, mit der wir es mit der Oppositionspartei der GRÜNEN hier zu tun haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mein Vorredner hat auch darauf hingewiesen, irgendwie anknüpfend hat es irgendein Schlagwort gegeben, das sich sehr rasch irgendwo verflüchtigt hat, vom "grünen Mut". Da fällt mir ein, Sie haben, Kollege Chorherr, jetzt von der City-Maut gesprochen und die Spitzenkandidatin der GRÜNEN hat im Wahlkampf klipp und klar gesagt, dass sie gegen die City-Maut ist. Wie ist das jetzt mit dem Mut, der hier angeblich an den Tag gelegt werden sollte? Oder ist das eine Frage der Opportunität, um die es den GRÜNEN in erster Linie geht? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, das, was die SPÖ hier in den letzten Wochen aufführt, wo sie zeigt, dass dieses Wahlergebnis doch nicht so toll gewesen ist, als sie es sich vorgestellt hat, ist ein Zickzackkurs, ein Hin und Her, der sich durch die verschiedensten Themen manifestiert. Und es ist nicht zufällig, dass ein Kommentator, Rainer Nowak, in der Wiener Presse vor wenigen Wochen, fast kann man sagen, Tagen, geschrieben hat: „Bei Gusenbauer sollten die Alarmglocken läuten, denn wenn die Wiener SPÖ nicht funktioniert, gelingt auch ihm nichts. Mit einer durch interne Reibereien, schlecht motivierten und entnervten Wiener Parteibasis gestalten sich Wahlkämpfe zäh." - Das ist das, was Journalisten bei der Wiener SPÖ bereits feststellen.

Meine Damen und Herren, wir haben den Eindruck, und das sagen nicht wir als Wiener Volkspartei, sondern die Wiener Bürgerinnen und Bürger, dass die Wiener SPÖ einfach nicht mehr funktioniert. Das wäre grundsätzlich kein Problem für die Stadt, weil wenn eine Partei nicht funktioniert, sollte das nicht so schwierig sein, nur wir sind leider in der Situation, auch durch ein Wahlrecht, das sich die SPÖ so gezimmert hat, dass diese nicht funktionierende Wiener SPÖ letztlich die Stadt lahm legt. Das ist das Problem und deshalb müssen wir hier als Oppositionspartei klar und deutlich aufschreien und darauf hinweisen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Andreas Schieder: So klar scheint das nicht zu sein!)

Wenn der Kollege Schieder hier einen Zwischenruf macht, sollte er nur daran denken, wie es etwa bei der Verwaltungsreform abgelaufen ist, bei der Diskussion über die Ausgliederung der Entsorgungsbetriebe, die der Finanzstadtrat am 30.12.2005 mit einem interessanten, nicht besonders mutigen, aber doch vernünftigen Interview in der "Presse" begonnen hat. Da hat er davon ge-
sprochen, dass man auch über Ausgliederung des Entsorgungsbereichs und den Einbau in die Stadtwerke reden könnte, weil, so sagt er und da können wir ihm nur zustimmen, auch die Kosten deutlich gesenkt werden müssen. Wir wissen, wie wichtig das für die Haushalte ist, wie wichtig das auch für die Wirtschaft ist, wie wichtig das für den Arbeitsmarkt in Wien ist. Er hat davon gesprochen, dass man sich dem Druck der Privatisierung nicht entziehen können wird, wenn man kein kostengünstigeres Gegenmodell zu Stande bringt. So der Finanzstadtrat. Aber man hat damals gesehen, wer die wahren Mächtigen in dieser Stadt sind. Gewerkschaftsboss Rudolf Hundstorfer hat Njet gesagt und damit waren die Diskussionen an diesem Tag ausgetreten. Auch die Frau Umweltstadträtin hat sich dann dem Njet pflichtschuldigst angeschlossen. Ebenso der Herr Bürgermeister. Aber ganz so ist es doch nicht gewesen. Der Bürgermeister hat dann noch einmal versucht, eine kleine Kurve zu ziehen und hat dann später noch einmal darüber nachgedacht, ob man nicht doch Ausgliederungen voranbringen sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, so stellen wir uns die Politik einer Stadtregierung, die noch dazu den Vorteil hat, eine absolute Mehrheit zu haben, nicht vor! Hier gehört klar vorgegeben, wie in die Zukunft dieser Stadt gearbeitet wird und hier gehört nicht eine Hin-und-her-, eine Sowohl-als-auch-Politik gemacht! Und genau das ist das Problem, das wir in dieser Stadtregierung in den letzten Wochen festzustellen haben! (Beifall bei der ÖVP.)
Das gilt auch für andere Themen, wie unglaubhaft etwa die Rolle der Stadt im Zusammenhang mit dem Wissenschaftsstandort ist. Da wird er einerseits proklamiert und andererseits merken wir dann doch, dass Baxter nicht in die Muthgasse geht, dass Teile der BOKU nach Niederösterreich absiedeln sollen, dass die Eliteuniversität als Standortfavorit Niederösterreich und nicht Wien, eine jahrhundertealte Universitätsstadt, hat.

Oder Stärkung des Medienstandorts Wien und Abschaffung der Werbeabgabe. Der Bürgermeister hat das vollmundig, natürlich beim richtigen Klientel, bei der Wer-
bewirtschaft, angekündigt. Dann, als es ums Umsetzen gegangen ist, hat er alle möglichen Ausreden gehabt. Geschehen ist nichts. Hinsichtlich Abschaffung der Wer-
beabgabe ist das zum Schaden des Medienstandorts Wien nicht vor sich gegangen. 

Herr Bürgermeister, wie steht es denn um die Wiener SPÖ, wenn dieser Schlingerkurs jetzt so festzustellen ist? 

Das sehen wir beispielsweise auch in der Gesundheitspolitik, immer ein Stück nach vorne, ein Stück zurück. 

Wir sehen das auch etwa in den letzten Tagen, wie die Stadt hinsichtlich einer Beteiligung Wiens beim Rückkauf der Klimt-Bilder unterschiedlich vorgegangen ist. Das konnte sich der Finanzstadtrat vorstellen. Vorhin haben wir in der Fragestunde, wo mein Kollege Franz Ferdinand Wolf die Frage an den Stadtrat gestellt hat, gehört, das kommt nicht in Frage. Es war übrigens auch bemerkenswert, dass ein Gesetz, das seinerzeit eine Koalitionsregierung unter einem SPÖ-Bundeskanzler und einem Sektionschef namens Mailath-Pokorny ausgearbeitet hat, jetzt so kritisiert wird. Aber das müssen Sie selbst vertreten. Das passt auch wieder zu diesem Schlingerkurs, in dem sich die Wiener SPÖ befindet, dieses Hin und Her, bin hier, bin schon wieder weg, nicht wissen, doch wissen. (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein ganz anderer! Diese Oper spielt viel weiter im Süden!)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist eigentlich interessant, wenn Sie sich genau daran ein Vorbild nehmen! (GR Heinz Hufnagl: Nein, da sind Sie ganz allein!) Wir haben das heute schon einmal gehört, bei den Tafeln, dass Tafeln von Ihrer Partei einfach gar nicht ernst genommen werden, obwohl es sich um Verordnungen, um Rechtsvorschriften handelt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist festzustellen, dass die Wiener SPÖ einfach nicht funktioniert, sondern ein Chaos verursacht! Meine sehr verehrten Damen und Herren, das stellen wir gerade auch in diesen beiden Ressortbereichen fest. Wir können zwar seit dem Juni 2004 bei der Frau Umweltstadträtin 82 PR-Termine konstatieren (GR Heinz Hufnagl: Dass man über etwas spricht, ist normal in der Politik!), aber was ist weitergegangen oder geschieht tatsächlich von Seiten der Frau Umweltstadträtin bei den anstehenden Problemen? Man hört manchmal, der Bund ist schuld, aber dann hat es sich schon. Aber was sich in den letzten Wochen und Monaten abgespielt hat, zeigt, sie hat Ihr Ressort einfach nicht in der Hand. Daher werden wir diesem Misstrauensantrag die Zustimmung geben! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich gebe zu, dass es nicht leicht ist, gerade für eine Partei wie die Volkspartei, die sich immer als eine konstruktive Partei versteht und das gerade in diesem Haus immer zeigt, mit einem Mittel wie dem Misstrauensvotum umzugehen. Ich gestehe ein, dass es der Herr StR Schicker nicht einfach hat, weil er letztlich etwas ausbaden muss, was ihm die Frau Umweltstadträtin Sima und der Herr Bürgermeister eingebrockt haben. Die Wien-weite Tempo 50-Regelung erfolgte bekanntlich gegen den Rat der Experten, gegen den Willen der Wienerinnen und Wiener, aber es gibt jemanden, der dafür die Verantwortung trägt. Es war auch interessant in der Fragestunde im Dezember, als ich den Herrn Bürgermeister gefragt habe, dass er eigentlich sehr offen gesagt hat, dass der Verkehrsstadtrat dafür zuständig ist. Das heißt, es gibt einen, der die Verantwortung für dieses rechtliche Wirrwarr zu tragen hat. Das ist Verkehrsstadtrat Rudolf Schicker. Und daher müssen wir das tun, was uns unsere demokratische Pflicht als Oppositionspartei abfordert, einen Misstrauensantrag zu stellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist aber auch nicht der erste Fehler, den der Verkehrsstadtrat gesetzt hat. Erinnern wir uns nur an die Situation Roßauer Lände. Auch dort war er zugegebenermaßen ein Getriebener. Aber es gibt letztlich einen, der die Entscheidung zu treffen hat. Und es war damals, so wie heute, die falsche Entscheidung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir, und zwar meine Kollegen Wolfgang Gerstl, Alfred Hoch und ich, bringen daher den Misstrauensantrag, den Sie ja kennen, ein, einen Misstrauensantrag, der darauf ausgerichtet ist, dass dem Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr, Dipl Ing Rudolf Schicker, im Hinblick auf all die Versäumnisse, die stattgefunden haben, dieses Fehlverhalten im Zusammenhang mit der unsinnigen breitflächigen Tempo 50-Geschwindigkeitsbeschränkung, das Vertrauen entzogen wird. Der Grund, warum wir nicht nur diesen Antrag stellen, sondern in formeller Hinsicht auch die sofortige und namentliche Abstimmung verlangen, ist, weil wir wissen, und es ist ganz klar, dass viele von Ihnen das genauso wie wir sehen, aber jeder trotzdem klipp und klar dazu Stellung nehmen soll. Geben Sie sich einen “Stessa“, wie man in Wien sagt, und stimmen Sie mit uns für diesen Misstrauensantrag! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, beim Feinstaub ist nichts weitergegangen, aber das, was wir festzustellen haben, ist ein rechtliches Wirrwarr. StR Schicker hat Verordnungen ohne ausreichende gesetzliche Grundlagen erlassen, unklare Inkrafttretenstermine, und dann wieder die Anweisung an die Polizei gegeben, aber irgendwie fast als Privatperson, bestimmte Geschwindigkeitsüberschreitungen nicht zu bestrafen. (GR Godwin Schuster: Das kann er ja gar nicht!) Meine sehr geehrten Damen und Herren, was ist denn das für ein Rechtsstaat, in dem man so vorgeht? (GR Godwin Schuster: Wie kann ein Stadtrat einer Bundesdienststelle Weisungen geben?) Was ist denn das für eine Verwaltung in dieser Stadt? Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Desaster, das Sie zu verantworten haben! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Die Frage ist, wie das bei den Kärntner Ortstafeln in der Bundesregierung gehandhabt wird!)
Es ist interessant, dass Sie immer auf andere zeigen, immer woanders hin. Dabei tragen Sie in dieser Stadt die Verantwortung! Diese sollten Sie für die Wienerinnen und Wiener, für unser Wien, ernst nehmen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine Rolle, die höchst fragwürdig ist, ist die des Herrn Bürgermeisters. Wir haben es mit einem Bürgermeister zu tun, der so etwas wie ein Schuldabschiebebürgermeister ist. Bei jedem Missstand, der stattfindet, sucht Bgm Häupl immer einen Grund, dass jemand anderer zuständig ist. Das war schon beim Lainz-Skandal so, das ist auch hier so. Dabei hat der Herr Bürgermeister als Chef der Stadtregierung, des Magistrats, des gesamten Gemeindepersonals, nicht nur das Recht, Weisungen zu erteilen, er hat auch das Recht durchzugreifen und wäre verpflichtet durchzugreifen. Nur er tut es nicht, er beschränkt sich darauf, Zwischenrufe zu tätigen. Herr Bürgermeister, wo immer Sie sind, die Aufforderung von unserer Seite: Handeln Sie, und zwar inhaltlich und personell! Inhaltlich, Herr Bürgermeister, dadurch, dass die Stadtregierung eine sinnvolle Politik betreiben würde, und nicht sinnlos Bürgerinnen und Bürger, in diesem Fall Autofahrer, schikaniert! Und personell, indem Sie kompetente Stadträte ernennen, die im Stande sind, die Probleme dieser Stadt zu lösen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben es bei der Geschichte dieser 50 km-Regelung damit zu tun, dass auch der Herr Bürgermeister von Unsinn gesprochen hat, dass er konkret davon gesprochen hat, dass er nicht weiß, woher diese Zahl mit den 450 000 EUR stammt. Ich frage mich, wir fragen uns: Was weiß der Bürgermeister in dieser Stadt überhaupt? Interessiert ihn das alles nicht? Schiebt er immer nur die Schuld auf andere? 

Man könnte die 50 Stundenkilometer-Story als Komödie mit der Überschrift "Pleiten, Pech und Pannen" sehen, nur so leicht kann man es sich leider nicht machen, die Sache ist zu ernst. Das, was wir hier erleben, ist ein peinliches, für den Wiener Steuerzahler teures Versagen der SPÖ-Stadtregierung! Die verantwortlichen Stadträte heißen Sima und Schicker. Ich kann nur an die Mehrheit des Hauses appellieren, diesen beiden das Vertrauen zu entziehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Heute Vormittag haben wir schon ausreichend das Thema "Feinstaub, Tempo 50" diskutiert, trotzdem erlauben Sie mir noch einmal kurz einige Argumente zu erwähnen, wie zum Beispiel die Studie der Weltgesundheitsorganisation, eine anerkannt seriöse intensive Arbeiterin in Gesundheitsfragen. 2 400 Todesfälle von Er-
wachsenen über 30 Jahren in Österreich, die auf Feinstaub zurückzuführen sind, -zig-Tausende Erkrankungen der Atemwege und so weiter, die diagnostiziert werden, die auch auf Feinstaub beziehungsweise auf Feinstaubfolgeerscheinungen zurückzuführen sind. Gleichzeitig noch einmal die Aquella-Studie, die auch ein Fünftel der verursachten Emissionen dem Verkehr zuschreibt. All das ist hier im Wiener Gemeinderat, auch schon im letzten Jahr, ausführlich diskutiert worden. 

Es sind auch zwei Maßnahmenpakete seitens der Stadtregierung gesetzt worden, die zum Ziel haben, Feinstaub und Luftschadstoffe zu reduzieren. Diese gan-
zen Maßnahmenpakete haben eine Fülle von Maßnah-
men, das gilt es auch immer wieder zu unterstreichen, von der Industrie, im eigenen Bereich vom Splittein-
kehren, Kehrverordnung, all diese Fragen bis eben hin zum Verkehr. Eine dieser Maßnahmen war auch die Temporeduktion im Stadtgebiet, weil nämlich die Studien nachgewiesen haben, dass verringertes Tempo geringeren Schadstoffausstoß und auch geringeren Abrieb bringt. All das lässt sich gut mit den Zielen der Wiener Verkehrspolitik in Deckung bringen, nämlich den Wiener Verkehr sicherer zu machen, ihn flüssig zu halten, ausreichend Parkplätze zur Verfügung zu stellen und somit auch das Umsteigen zu fördern. Denn es gibt eine große Schnittstelle zwischen Verkehrspolitik und Umweltpolitik, und diese Schnittstelle heißt zum Beispiel, die Belastung für die Bewohnerinnen und Bewohner, für die Anrainerinnen und Anrainer möglichst gering zu halten. So haben wir in den letzten Jahren schon einiges an Anträgen, Wünschen und Forderungen von Personen gehabt, die an Ausfahrts- und Einfahrtsstraßen wohnen, dass die Lärmhölle für sie unerträglich ist, die jetzt sehr froh darüber sind, dass sie eine spürbare Erleichterung auf die Hälfte der Lärmbelastung bekommen haben. 

Es gilt aber auch, an dieser Schnittstelle zwischen Umwelt und Verkehr ein hohes Maß an Mobilität zu ermöglichen. Das ist nicht nur die individuelle Mobilität im Auto, sondern natürlich auch durch einen hohen öffentlichen Verkehrsanteil, der in Wien im internationalen Vergleich einzigartig ist, plus Beschleunigungsmaßnahmen, dass auch Straßenbahnen, wo sie zum Beispiel auf eigenen Gleiskörpern unterwegs sind, Tempo 60 fahren können, und Maßnahmen, die das Umsteigen fördern. Das heißt, auch Parkplätze, ausreichenden Parkraum an den Umsteigeknoten, sodass die Menschen umsteigen und ihr Auto stehen lassen können. Durch all diese Maßnahmen entstehen letztendlich weniger Feinstaub und weniger Schadstoffe, aber nicht nur das, sondern auch weniger Lärm, mehr Sicherheit und mehr Pünktlichkeit. 

Wir haben auch eine Beschleunigungsoffensive eingeleitet, dass Straßenbahnen mit eigenen Gleiskörpern mehr als 50 fahren können. Die grüne Welle, eine jener Maßnahmen, die breit diskutiert wurden, ist schon längst in Umsetzung. Wer sich auf den besprochenen Verkehrswegen bewegt, kann nicht nur glauben, was wir hier in politischen Diskussionen sagen, sondern auch im Eigenversuch austesten, ob es funktioniert oder nicht. Ich habe die grüne Welle schon an mehreren Ein- und Ausfahrtsstraßen getestet. Dort, wo sie umgesetzt ist, funktioniert sie bestens. 

Zu den Kosten, weil diese auch in Diskussion sind: Betroffen sind ca 800  Verkehrszeichen in Wien. Wenn man jetzt rechnet, ein Verkehrszeichen auszutauschen, kostet 150 bis 200 EUR und die grüne Welle betrifft 150 Ampeln, kommt man auf eine Summe, die sogar unter dem liegt, was bereits im zuständigen Gemeinderatsausschuss, nämlich im Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr, am 30. November 2005 genehmigt wurde. Ich unterstreiche das Datum deshalb noch einmal, weil ich es ehrlich gesagt sehr interessant finde, dass die ÖVP all das kritisiert, aber anscheinend den Ausschuss am 30. November vollkommen verschlafen hat, zumindest die Akten dort nicht studiert hat (GR Mag Wolfgang Gerstl: Diese Unterstellung ist ungeheuerlich! Wir haben die Akten studiert!), weil sonst wäre ihr das damals schon zu Bewusstsein gekommen. Nur zum Vergleich: All diese Maßnahmen sind in der Größenordnung von zwei neuen Ampelanlagen. 

Zum Themenbereich Weisung, weil das genannt wurde. Natürlich gab es nie eine Weisung des Verkehrsstadtrats an die Polizei. Das wäre auch etwas sehr Komisches. Aber selbstverständlich hat man am 17. Jän-
ner, als das Kompromisspaket festgelegt worden ist, sofort auch die Polizei, Herrn Dr Goldgruber, über jene Strecken informiert, die nach dem Kompromiss mit den Autofahrerklubs nicht mehr vom Tempo 50 betroffen sind, damit dort jetzt eben nicht kontrolliert wird, weil es natürlich auch einen Zeitraum bis zur Umsetzung der neuen Verordnung gibt. Es gibt dann von der Bundespolizeidirektion Wien ein Schreiben an alle Damen und Herren Leiter der Polizeikommissariate, wo das Ersuchen der Stadt Wien in eine polizeiinterne Weisung umgesetzt wurde, dass man die Leute nicht straft, sondern gemäß § 21 des Verwaltungsstrafgesetzes eine Ausnahme ermöglicht.

Interessant ist, in der gesamten Debatte wird versucht, viel politischen Staub aufzuwirbeln, was aber seitens ÖVP und FPÖ komplett fehlt, sind sachliche Vor-
schläge. Es scheint überhaupt nicht Ihr Thema zu sein, sich inhaltlich irgendetwas zu diesem Bereich zu über-
legen. So habe ich den letzten Tag damit verbracht, im Computer zu recherchieren, was denn Ihre Vorschläge zum Feinstaub wären. Ich habe fast nichts gefunden. Eine Sache habe ich gefunden, nämlich VP-Gerstl: "Ja zu wirkungsvollen Maßnahmen gegen Feinstaubbelastung." Eine gute Überschrift, habe ich mir gedacht, hier erfahre ich, was die ÖVP fordert. Dann habe ich mir die ganze Aussendung durchgelesen und habe auch nichts gefunden, weil wiederum nur herumpolemisiert und kein einziger sachlicher Vorschlag vorgelegt wird. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist ja nicht wahr!) Das ist halt ein politischer Stil, wo man sagt, herumzuschimpfen und alles schlecht zu machen, ist ein Weg, aber Vorschläge sucht man bei Ihnen wirklich sehr lange und findet nie welche! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ähnliches bei der Freiheitlichen Partei. Diese ist nur geschickter, weil anscheinend Dr Madejski ein guter Abschreiber ist. Da hat es bis jetzt auch nichts gegeben, außer heute in dem eingebrachten Antrag, wo Sie Punkte aus unserem zweiten Feinstaubpaket abgeschrieben und in Ihren Antrag hineingeschrieben haben. Gut kopiert, aber wirklich eigene Vorschläge, eigene Gedanken oder sachliche Arbeit sind das nicht wirklich. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie sind verantwortlich! Das ist das Problem!) Wir haben es uns durchgelesen. Wir sind draufgekommen, das Sie in Wahrheit nur Kopierer sind. Das heißt, von ÖVP und FPÖ gibt es keine sinnvollen Vorschläge, weder für die Umwelt, weder gegen den Feinstaub noch gegen die Lärmbelastung noch für flüssigeren Verkehr. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wer regiert denn?) 

Die Misstrauensanträge müssten Sie eigentlich, würden Sie die vom Kollegen Tschirf zitierte Pflicht des Ab-
wehrens, ernst nehmen, gegen sich selbst richten. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wenn wir regieren würden, wäre alles besser!) Sie machen keine Vorschläge, wie es besser sein könnte. Sie machen keine Vorschläge gegen den Feinstaub. Sie verschlafen Ihre parlamentarische Arbeit hier im Haus. Im September 2005 wurde die Verordnung gemacht, im Ausschuss sind am 30. November die Kosten beschlossen worden. Sie verschlafen alles, kommen nachher drauf und stellen sich hier hin! (GR Dr Matthias Tschirf: Sie wollen nur die Opposition einschüchtern, Kollege Schieder!) Das ist in Wahrheit die wirkliche Unfähigkeit und wäre mit einem Misstrauensantrag zu belohnen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Demokratieverständnis Marke "Schieder"!)

Es ist, das möchte ich betonen, ein sehr gutes Politikverständnis, dass man bei Maßnahmen, die angekündigt werden, auch noch die Gesprächsbereitschaft mit jenen Vereinen und Organisationen, die davon betroffen sind, sucht. So ist dies mit dem ÖAMTC und dem ARBÖ geschehen. Offensichtlich gibt es in Ihren Reihen keine ÖAMTC-Funktionäre, oder traut sich das keiner mehr zu sagen, weil dann sofort wieder die Parteilinie sprechen würde und man höchstwahrscheinlich aus dem Klub ent-
fernt werden würde, so wie Sie das vor der Wahl schon mit einigen gemacht haben. Es zeigt von gutem Politikverständnis innerhalb der Wiener Stadtregierung, dass man auf sachliche Kritik und Anmerkungen eingeht, dass man versucht, Maßnahmen zu optimieren und auch Kompromisse zu schließen. Im Sinne dieser Maßnahmen haben StRin Sima und StR Schicker gemeinsam mit den Autofahrerklubs auch einen Weg gefunden, wie beides möglich ist, nämlich die Feinstaubbelastung zu reduzieren und trotzdem die Flüssigkeit an den Stadtein- und -ausfallsstraßen zu erhalten und eine klare nachvollziehbare Regel zu schaffen, in dicht verbautem Gebiet im Sinne gegen den Feinstaub, im Sinne für weniger Lärm Tempo 50 und an den Ausfallsstraßen im unverbauten Gebiet wieder die alten Regeln gelten zu lassen. Das ist ein guter Kompromiss, der hier gefunden wurde. Es ist schade, dass Sie im Gegensatz zu den Autofahrerklubs nicht in der Lage und bereit sind, diesen mitzutragen.

Ich möchte abschließend noch sagen, ich glaube, dass generell unabhängig von dieser Frage, aber auch in dieser Frage und allgemein sowohl StRin Sima in der Umweltpolitik als auch StR Schicker in der Verkehrs- und Planungspolitik hervorragende Arbeit für diese Stadt leis-
ten. Diese sollen sie auch in Zukunft weiter leisten können, weil die Stadt braucht gute Lösungen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Chorherr hat uns in etwas hochredlicher Manier einen Vortrag über Niveau und Nichtniveau ge-
halten. Ich habe trotzdem heute falsche Fünfziger mitgebracht. Es gibt den falschen Euro-Fünfziger, es gibt aber auch den falschen Ulli-Sima-Fünfziger, nicht den Siebenundfünfziger, sondern den Sima-Fünfziger, weil wir heute schon bei den Tafeln sind. Das hat der Kollege vorhin schon mit seinem Niveau angesprochen. Beide Fünfziger bringen Schaden mit sich. Der falsche Euro-Fünfziger schadet vornehmlich jenen, die ihn am Schluss untergejubelt bekommen und dann erwischt werden, wenn sie bezahlen wollen. Der Ulli-Sima-Fünfziger schadet der gesamten Wiener Bevölkerung, schadet dem Steuerzahler, schadet der Wirtschaft, schadet der Gesundheit und schadet schlussendlich, Frau Umweltstadträtin, auch der Umwelt. Der Ulli-Sima-Fünfziger erinnert mich ein bisschen an den Ederer-Tausender, auf den jeder österreichische Haushalt heute noch vergeblich wartet. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist ja vollkommener Schwachsinn, Herr Kollege!) Er ist immer noch nicht da. Der Ulli-Sima-Fünfziger war leider viel zu schnell da. (Beifall bei der FPÖ. - GR Karlheinz Hora: Denken Sie einmal darüber nach, Herr Kollege, was Sie sagen! Sie verstehen überhaupt nichts!)
Ich möchte kurz einen Einwand machen, weil der Kollege Schieder kurz vorher moniert hat, dass die FPÖ keine eigenen Vorschläge zur Feinstaubentlastung einbringt. Ich möchte nur daran erinnern, dass wir seit Jahr und Tag fordern, dass die Tonnen an Streusplitt, die jedes Jahr bis weit ins Frühjahr auf den Straßen herumliegen, von darüber fahrenden Autos zertrümmert werden und für eine enorme Feinstaubbelastung sorgen, endlich einmal früher eingekehrt und konsequent eingekehrt werden. Das ist eine Forderung, die seit Jahren unerfüllt ist. Darum halte ich es für unredlich, uns Ideenlosigkeit oder Tatenlosigkeit am Sektor Feinstaub vorzuwerfen. (GRin Rosemarie Polkorab: Feinstaub ist etwas ganz anderes!)

Wenn wir beim Schaden sind, den der Ulli-Sima-Fünfziger hervorgerufen hat, ist natürlich in erster Linie der Wiener Steuerzahler zum Handkuss gekommen, der im besten Fall 450 000 EUR zu berappen hat, aber im schlechtesten Fall, und ich glaube, es wird noch einiges mehr werden, weit über 1 Million EUR Schaden durch diese unsinnige Tafelaktion der StRin Ulli Sima erleiden wird, die damit die gesamte SPÖ in Geiselhaft genommen hat, ihren Bürgermeister hineintheatert hat und den Verkehrsstadtrat im weiteren Sinne in eine Sache hineingeritten hat, die er eigentlich nicht wollte. Sie hat damit einen, wie man im Sport sagt, Fehler ohne Not begangen, denn kein Mensch hat sie dazu gezwungen, diese Tempo 50-Regelung so vehement zu verfolgen. Sie braucht sich da nicht auf den Bundesgesetzgeber auszureden. Er lässt den Ländern freie Hand, ein weites Feld an Maßnahmen, um die Feinstaubentlastung so zu gestalten, dass sie wirklich Platz greift. 

Ulli Sima und die SPÖ-Stadtregierung waren ausreichend gewarnt. Nicht nur die Opposition, die, gar keine Frage, vielleicht doch nicht so ernst genommen wird, hat eindringlich gewarnt, auch die Medien haben eindringlich gewarnt und die Bevölkerung hat sich massivst zu Wort gemeldet. Es kann mir niemand erzählen, dass die Stimmung der Bevölkerung im Vorfeld dieser Entscheidung nicht spürbar gewesen ist. Was hat dann schlussendlich den Ausschlag dafür gegeben, dass die Wiener Stadtregierung einen Salto rückwärts, den sie abstreitet, gemacht hat? Man kann auch sagen, das war eine Kehrtwendung, aber ein Salto rückwärts ist a priori nichts Schlechtes. Es zeigt noch von einer gewissen Beweglichkeit, dass man regieren kann, wenn man merkt, dass man gegen das Volk regiert. 

Was war jetzt ausschlaggebend? War es die FPÖ? War es die ÖVP? Waren es die Autofahrerklubs ARBÖ und ÖAMTC? Ich sage Ihnen, wer es meiner Meinung nach nicht war: Die Autofahrerklubs, die zwar mitgeholfen haben, eine gewisse Stimmung zu erzeugen. Die ÖVP meiner Meinung nach auch nicht, weil sie wieder nach ihrem üblichen Motto "Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!" gehandelt hat. Sie war ein bisschen dagegen, aber als es im Dezember darum gegangen ist, einen Antrag der FPÖ zu unterstützen und das Volk in Wien zu diesem Thema zu befragen, hat sie parteipolitisch den Schwanz eingezogen, wie das so oft der Fall ist. Zwei Faktoren waren meiner Meinung nach wirklich ausschlaggebend dafür, die SPÖ zum Salto rückwärts bewogen zu haben. Der erste war der, dass die "Kronen Zeitung" auf diesem Thema geblieben ist. Es ist der SPÖ immer unangenehm, wenn die "Kronen Zeitung", die meistgelesene Tageszeitung Österreichs und Wiens, kritisch berichtet. Zum Zweiten hat die SPÖ erst als Heinz-Christian Strache in den Ring gestiegen ist, sich die FPÖ des Themas massiv angenommen hat, Fracksausen bekommen. Erst dann sind Maßnahmen gesetzt worden, meine Damen und Herren. Das ist gut so. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Thomas Reindl: Herr Strache hat höchstens Feinstaub aufgewirbelt! Sonst hat er nichts getan!)
Wir haben die Unterschriftensammlung angekündigt, haben sie gestartet, schwuppdiwupp hat es einen Kompromiss gegeben, der zwar ein Teilerfolg, aber in unseren Augen ein fauler Kompromiss ist. Da ist nur ein Teil dieser Tempo-50-Bremse wieder gelöst worden, ohne Begründung, warum diese Straßen wieder mit dem höheren Tempolimit zu befahren sind und bei den anderen die Autofahrer, die auf diesen Straßen fahren, weiter behindert werden. Ich habe schon vorher in einer Anfrage erwähnt, es gibt zahlreiche andere Straßen, wo noch immer die Tempo 50-Bremse gilt, wo es keinen sachlichen Grund dafür gibt, dass diese Straßen vorsätzlich zur Stauzone gemacht werden. Ich möchte die Donaustädter Straßen, die weiterhin Tempo 50-Zone sind und vorher 60er- und 70er-Zonen waren, erwähnen, wie der Telefonweg, die Donaustadtstraße teilweise zwischen Erzherzog-Karl-Straße und Tangente und auch die Großenzersdorfer Straße. Es ist nicht einzusehen, dass dort weiterhin mutwillig behindert wird, wo kein sachlicher Grund dafür besteht, weil diese Straßen zum größten Teil ohne Wohnbebauung sind und durch unbesiedeltes Gebiet oder durch Gebiet, wo hauptsächlich Industrie und Gewerbe zu Hause sind, führen. Darum sind wir der Meinung, dass es nur eine Frage der Zeit sein kann, bis alle Straßen, wo früher höhere Tempolimits gegolten haben, auch wieder mit diesen Tempolimits zu befahren sind. 

Der Herr Kollege Madejski hat heute schon mehrmals ausgeführt, dass die besagte Evaluierung, mit der der Bürgermeister, als er die Stimmung in der Bevölkerung bemerkt hat, sich schon auf das Kommando zurückzurudern vorbereitet hat, natürlich nicht stattfinden kann, ohne dass ich mich als Wissenschafter gerieren möchte, überhaupt nicht, das bin ich nicht. Aber der Kollege Madejski hat es gesagt und der Kollege Valentin hat es auch schon eingestanden. Er ist immer wieder herausgeschickt worden und hat diese Tempo 50-Maßnahme verschämt in einem ganzen Paket versteckt: Heizöl schwer, Partikelfilter bei Baumaschinen und so weiter. (GR Erich VALENTIN: Was ist versteckt worden? Das stimmt doch überhaupt nicht!) Das ist versteckt worden. 

Ulli Sima hat in Bezug auf die Auswirkungen dieser Maßnahme bis heute keine Prozentanzahl angegeben, was diese Maßnahme, die Tempo 50-Regelung auf die-
sen wenigen Kilometern an Feinstaubentlastung bringen soll. StRin Sima hat zwar in einem Pressegespräch ge-
meint, das Gesamtpaket soll in etwa 10 Prozent bringen, näher wollte sie aber nicht darauf eingehen. Aus gutem Grund wahrscheinlich, weil es wissenschaftlich nicht messbar ist, ob eine beziehungsweise welche Entlastung durch diese Regelung stattfinden kann. (GRin Rosemarie Polkorab: Sie wissen selbst nicht, was Sie reden!) 
Hier muss man sich die Frage stellen, ohne jetzt persönlich irgendjemandem nähertreten zu wollen, ob eine fachliche Eignung besteht, den Posten der Umweltstadträtin zu bekleiden. Frau StRin Sima, ich rede nur vom Fachlichen, nicht vom Persönlichen. Vielleicht ergibt sich in den nächsten Monaten im Zuge der Nationalratswahl die Möglichkeit und Chance für den Bürgermeister, sein Team umzubilden, dass Schwachstellen, die bis jetzt noch bestehen und augenscheinlich sind, ausgemerzt werden. Vielleicht gehen Sie wieder ins Parlament zurück. Dort haben Sie eine vergleichsweise gute Figur als Umweltsprecherin abgegeben. Vielleicht gehen Sie in weiterer Folge auch wieder zu Global 2000 zurück. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: So schnell werden Sie mich nicht los!) Das ist Ihnen unbenommen und, glaube ich, keine Schande. Ein Parlamentarier ist eine ehrenvolle Aufgabe, ein ehrenvoller Beruf. Vielleicht machen Sie den Weg frei und geben dem Bürgermeister die Gelegenheit, sein Team umzugestalten, weil sein Team ist ja nicht in allen Positionen so besetzt, dass man von wirklichen Schwachstellen reden kann, wenn ich andere Stadträte hernehme, die wirklich Ambitionen, Ideen und Animo zeigen, SPÖ-Stadträte, Sie hören schon richtig, wie Renate Brauner, Werner Faymann oder Sonja Wehsely, die natürlich von der politischen Ausrichtung und ihrer Programmatik, die sie umsetzen, nicht immer unseren Applaus bekommen können, sehr oft harte Kritik einstecken müssen und oft diametral anders denken und handeln als wir. Aber trotzdem ist da in der Amtsführung ein Elan dahinter zu verspüren, vor allem nicht eine dermaßen zum Himmel schreiende Ungeschicktheit, wie sie in dem Fall zu Tage getreten ist. Darum glaube ich, dass dieses Team der SPÖ-Stadtregierung umgeformt gehört. Der Kapitän Häupl soll seine Mannschaft neu aufstellen. Der erste und wichtigste Schritt für uns wäre, den Posten der Umweltstadträtin neu zu besetzen, meine Damen und Herren. Das wäre wichtig! (Beifall bei der FPÖ.)
Obwohl die StRin Sima auch in der Kommunalpolitik ihre Stärken hat, konnte man sie bis jetzt eher bei Fototerminen mit Misteln oder mit Wasserkrügen in der Hand feststellen, was auch nichts Schlechtes ist, weil Öffentlichkeitsarbeit zum politischen Geschäft gehört und sie das sehr gut gemacht hat. Nur wenn es dann um ein umweltpolitisches Thema gegangen ist, das erste, das mir erinnerlich ist, das sie wirklich gemeinsam mit den GRÜNEN angefasst hat, ist sie kläglich gescheitert. Natürlich muss man hier die Frage nach der Qualifikation für diesen wichtigen Posten durchaus berechtigt stellen, meine Damen und Herren. Der Schaden für die Wiener Bevölkerung war und ist groß und wird in den nächsten Wochen, bis wieder alle Tafeln umgetauscht und die ganzen Begleitmaßnahmen durchgeführt werden, noch größer werden. Das hat auch einen Imageschaden für die Bundeshauptstadt mit sich gebracht. Das darf man auch nicht vergessen. Weil viel ungeschickter kann man an so ein Thema überhaupt nicht herangehen. Da ist aber nicht sie allein verantwortlich, sondern da hat der Verkehrsstadtrat Schicker Seines dazu beigetragen, obwohl ich ihn sonst als Fachpolitiker durchaus schätze. Er hat sich aber auch nicht mit Ruhm bekleckert. Das Duo Sima/Schicker hat die Sache, so ehrlich muss man sein, gründlich verbockt. Da darf man nicht so einfach zur Tagesordnung übergehen. Es ist Schaden eingetreten und für diesen Schaden muss jemand gerade stehen.

Es war beileibe nicht der einzige Akt der Verschwendung, den die SPÖ in den letzten Jahren getätigt hat. Ich möchte vielleicht nur einige in Erinnerung rufen, ohne näher auf diese Punkte einzugehen. Wenn wir bei der Verkehrspolitik sind, hat es in den frühen 90er Jahren begonnen, die Rückbauten, die Ohrwascheln, Aufdoppelungen, immer und überall und teilweise so ausgeführt, dass sie verkehrsbehindernd waren, wie sich in Folge herausgestellt hat, sodass diese Rückbauten um viel Geld wieder zurückgebaut werden mussten. Das war natürlich eine peinliche Aktion für die SPÖ und sie hat sich dann im Zuge dessen dazu verstiegen, dass sie behauptet hat, die Baufirmen waren schuld und bei ihnen wird Regress eingefordert, also dass die Baufirmen zu große Ohrwascheln gemacht haben, zu viele Aufdoppelungen. Das hat sich natürlich als falsch herausgestellt. Die SPÖ hat die Rahmenvorgaben gegeben. Sie war für dieses politische Fiasko verantwortlich und ist für das Tempo 50-Fiasko zusammen mit den GRÜNEN verantwortlich, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn man auf andere Bereiche der Politik kurz ein Augenmerk richten kann. Ein aktuelles Thema, das Birdland-Desaster, in aller Munde, ist im Kontrollamt gewesen. Was da für Stücke geliefert worden sind, wie da mit den öffentlichen Steuergeldern umgegangen worden ist, dagegen ist sowohl in Sodom als auch in Gomorrha vergleichsweise sittsam vorgegangen worden. Das haben Gott sei Dank auch die Medien aufgegriffen. Ich hoffe auch, dass dieser Skandal Konsequenzen mit sich bringen wird, dass irgendjemand von der SPÖ einmal aufsteht und sagt: „Okay, wir haben einen Fehler gemacht." Ich weiß, das wird ein hehrer Wunsch bleiben. Das haben wir uns schon in der Bezirksvertretung viele Jahre lang gewünscht, dass einmal ein SPÖ-Mandatar aufsteht, so viel Anstand hat und sagt: „Okay, wir haben etwas falsch gemacht. Wir werden es wieder reparieren. Die Bevölkerung denkt anders. Die Opposition hat ausnahmsweise einmal Recht gehabt. Wir werden die Sache wieder in Ordnung bringen." Ich habe in der Bezirksvertretung vergeblich darauf gewartet. Ich glaube, ich werde es auch hier tun. Trotz alledem muss man die Verantwortlichkeiten festmachen. Daran führt kein Weg vorbei. 

Genauso führt kein Weg daran vorbei, dass die SPÖ dafür verantwortlich ist, dass die Bank Austria an die HVB verramscht wurde und dadurch dem Wiener Steuerzahler massiver Schaden entstanden ist. (GR Godwin Schuster: Sie haben sich nicht einmal erkundigt, bevor Sie etwas behaupten!)

Die SPÖ ist auch ganz allein dafür verantwortlich, durch die jahrelange Verzögerung der Südumfahrung, der Wiener Nordostumfahrung, und da darf ich daran erinnern, dass es jahrzehntelang SPÖ-Verkehrsminister gegeben hat und es seit 60 Jahren SPÖ-Verkehrsstadt-
räte in Wien gibt, eben diese verantwortlichen Politiker um Jahrzehnte zu spät dran sind, mit dem Bau der Um-
fahrung. Da hat im Jahr 2000 erst eine andere Regierung kommen müssen, damit endlich die Süd- und die Nordostumfahrung auf Schiene gelegt werden. Wenn man weiß, dass eine Staustunde der Volkswirtschaft ungefähr 600 000 bis 700 000 EUR kostet, kann man sich errechnen, dass durch diese SPÖ-Versäumnisse im Laufe der Jahre dem Wiener und österreichischen Steuerzahler ein Milliardenschaden entstanden ist, aber nicht in Schil-
ling, sondern in Euro. Das muss man hart kritisieren. Hier können Sie sich nicht aus der Verantwortung stehlen und das auf die FPÖ, die ÖVP oder sonst wen schieben, meine Damen und Herren! Da sind Sie von der SPÖ ganz allein verantwortlich! 

Aber die SPÖ hat schlussendlich merken müssen, auch wenn sie zuerst durchtauchen wollte, dass man nicht ewig und auf Dauer gegen den Willen der Bevölkerung regieren kann. Dass hat die Ulli Sima bemerken müssen. Das hat der Rudi Schicker bemerken müssen. Schlussendlich ist es auch dem Bürgermeister zu bunt geworden. Er wollte erstens nicht der FPÖ die Gelegenheit geben, der Bevölkerung eindrücklich das Versagen der SPÖ in der Verkehrs- und Umweltpolitik in Wien vor Augen zu führen. Er wollte zweitens auch nicht länger eine negative Berichterstattung der "Kronen Zeitung" über sich ergehen lassen. So hat er die Reißleine gezogen, einen Salto rückwärts gemacht, was grundsätzlich in Ordnung ist. Aber wo bleiben die Konsequenzen? 

Ich glaube nicht und bin mir fast sicher, dass den Misstrauensanträgen, die heute gestellt werden, eine Mehrheit beschieden sein wird. Ich müsste mich sehr wundern, obwohl es schade ist. Aber wenn die SPÖ-Mandatare Anstand besitzen, ziehen sie zwei bis drei Konsequenzen aus diesem Tempo 50-Skandal. 

Zum Ersten: Der finanzielle Schaden, der dem Steuerzahler dabei entstehen wird, schon entstanden ist, soll von der Subvention für das nächste SPÖ-Donauinselfest abgezogen werden. Die ÖVP wird wahrscheinlich auch ein bisschen darunter leiden, weil wie man weiß, werden die Subventionen für das Donauinselfest und das ÖVP-Stadtfest immer proporzmäßig zwei zu eins aufgeteilt. Man wird in der ÖVP in diesem Falle auch mit etwas weniger Geld auskommen müssen, aber es wird dem Steuerzahler zum Vorteil gereichen. Das wäre die erste Konsequenz, die von der SPÖ zu ziehen ist.

Die zweite Konsequenz wäre von der Ulli Sima, aus freien Stücken zu sagen, sie nimmt den Hut und sagt Adieu. Sie hat uns den falschen Ulli-Sima-Fünfziger be-
schert. Sie hat dem Steuerzahler massiven Schaden be-
schert. Sie hat der Stadt Wien einen Imageschaden be-
schert. Sie hat der Umwelt geschadet. Sie hat dem Ver-
kehrsfluss geschadet. Sie hat der Volkswirtschaft mit ihrer Aktion geschadet. Darum wäre es an der Zeit, dass ein SPÖ-Politiker für sich höchstpersönlich die Verantwortung übernimmt und sagt: „Okay, ich habe gesehen, ich bin für diesen Job nicht geschaffen. Einen anderen werde ich besser ausfüllen." Sie würde damit der Bevölkerung, und vor allem dem Wiener Steuerzahler, einen großen Dienst erweisen, wenn sie freiwillig den Hut nehmen würde. 

Ich habe vorhin erwähnt, dass die teilweise Rücknahme der Tempo 50-Bremse nur ein erster Schritt sein kann. Sie glauben wohl nicht im Ernst, dass sich die Bevölkerung damit zufrieden geben wird. Die parteiennahen Autofahrerorganisationen geben sich mit diesem faulen Kompromiss zufrieden. Die FPÖ wird das nicht tun. Darum bringen wir hier und jetzt einen Antrag ein, wonach auf allen anderen Straßen im gesamten Wiener Stadtgebiet, die durch die Tempo 50-Schikane jetzt, nach dem 16. Jänner, noch betroffen sind, in Bälde ebenfalls wieder die - unter Anführungszeichen - alten Tempolimits gelten sollen. - Vielen Dank, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Jetzt haben wir wirklich lang und breit, explizit gehört, was die Bevölkerung in Wien von wem auch immer will. Interessante Ausführungen haben wir auch über die Verkehrssituation in der Donaustadt gehört. Ich habe bis jetzt nicht gewusst, dass der Telefonweg eine Stauzone ist. Wer den Telefonweg kennt, weiß, dort fahren wahrscheinlich, ich weiß nicht, jeden geraden oder ungeraden Tag mehrere Autos. Ich glaube nicht, dass dort die Tempo 50-Beschränkung gegenüber vorher die großen Stauzonen verursacht. 

Aber ich möchte auf das genauer eingehen. Und zwar liegt da sozusagen auch das Problem, wenn man sich das anschaut, ist das eine Maßnahme von einem Maßnahmenpaket gewesen. Zu dem Maßnahmenpaket kann man sagen, es reicht aus oder es reicht nicht aus. Wir glauben, dass zu wenige Maßnahmen in diesem Maßnahmenpaket drinnen waren. Die Tempo 50-Zone über ganz Wien zu setzen, war unserer Meinung nach richtig, aber man muss sich das vor Ort anschauen. Wenn ich so etwas mache und weiß, wie die Politiklandschaft in Österreich funktioniert, dann macht es schon Sinn, sich die Sache vorher anzuschauen, zu diskutieren und die MA 46 zu beauftragen, sich die einzelnen Plätze anzuschauen.

Es gibt, das war auch in den Medien, einen Platz in Strebersdorf, wo die Tempo 50-Tafel eine Tempo 30-Zone außer Kraft setzt. Das, würde ich einmal sagen, hätte man sich auch im Vorfeld anschauen können. Es wäre schon richtig gewesen, wenn man sich die Dinge einfach überlegt, vorher diskutiert und danach Maßnahmen macht. Weil jetzt ist die Situation so, wo auf der einen Seite die beiden Oppositionsparteien oder die beiden regierenden Parteien im Bund, oder wer auch immer jetzt in der Bundesregierung sitzt, sich einerseits darum streiten, wer die bessere Autofahrerpartei ist und andererseits haben wir ÖAMTC und ARBÖ. Ich bin überrascht, dass ÖAMTC und ARBÖ plötzlich die Wiener Umwelt- und zum Teil natürlich auch die Wiener Verkehrspolitik machen. 

Also was ist passiert? Man hat aus jeder Menge an Straßen, wo wenig Verkehr ist, Tempo 50-Zonen gemacht. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass es da auch einige Straßen gibt, die das nicht unbedingt bedurft hätten. Da wird man sicher nichts messen können. Aber die einzigen Straßen, wo es Sinn gemacht hätte, waren unter anderem auch die Straßen, wo es zurückgenommen wurde, weil Triester Straße, Westeinfahrt und Prager Straße Straßen sind, wo zwar die Opposition jetzt, und zwar die zu Recht dort drüben sitzt, meint, das kann man nicht messen. Da muss ich Ihnen leider widersprechen. Die Stadt Oslo hat vor kurzem auf einer Enquete, die das Land Niederösterreich, das Land Wien und das Land Burgenland gemeinsam veranstaltet haben, und zwar ging es um Reduktionsmaßnahmen gegenüber Feinstaub, ihren Air Quality Action Plan vorgestellt, also so etwas wie einen Feinstaubluftgüteplan für Oslo. Dort wurde unter anderem auch vorher einiges ausprobiert und angedacht. Eine der Maßnahmen war, an einer Einfahrtsstraße nach Oslo, mit einem durchschnittlichen täglichen Verkehr von 60 000 Fahrzeugen, vergleichbar der Triester Straße, das Geschwindigkeitslimit von 80 auf 60 Stundenkilometer zu reduzieren, also um genau 20 Stundenkilometer. Das ist genau das, wovon die ÖVP und die FPÖ reden und eigentlich nicht wissen, wovon sie reden.

Interessant war, dass dieses Testprojekt 2004 und 2005 gelaufen ist und dass herausgekommen ist - und das kann jeder nachlesen, weil ich glaube nicht, dass Niederösterreich von einer rot-grünen Koalition regiert wird, sondern von einer klassischen ÖVP, die in Wirklichkeit dort ziemlich alleine regiert, würde ich einmal sagen - und da ist herausgekommen, dass der PM10-Wert an dieser Straße, und zwar verkehrsnahe gemessen, dort, wo Leute gehen, dort, wo Leute fahren, dort, wo Leute unbedingt anrainend wohnen, um 35 Prozent zurückgegangen ist. Also gemessen von einer Stadtregierung, das ist eine rot-grüne Stadtregierung, und damals von einer konservativen Landesregierung in Norwegen. Ein gemeinsam gemachter Plan, eine Reduktion an der Einfallsstraße an 35 Prozent bei PM10 und bei Stickoxid zwischen 10 und 15 Prozent. 

Das kann man sich im Internet anschauen, das hätte man sich überlegen können, warum nicht. Das hätte sich ja auch die Stadt anschauen und dann vielleicht im Vorfeld diskutieren können.

Interessant war, dass von der Wiener Politik - und zwar schaue ich da jetzt in den Raum - glaube ich, wenige bis gar niemand dort war. Die jeweiligen Umweltstadträte Blank, Dunst und Sima waren zumindest bei der Präsentation dieser Werte nicht da, es wird schon Gründe gegeben haben, warum das so ist.

Interessant, wie gesagt, noch einmal, eine Maßnahme, die nicht die wichtigste im Maßnahmenpaket ist, aber sein sollte, und jetzt natürlich zu großmächtiger Aufregung führt und uns letztendlich einen Bärendienst beschert hat, denn jetzt machen die Autofahrerklubs Umweltpolitik, und das kann ich mir so nicht wirklich vorstellen.

Ein weiterer Aspekt - und den hat uns heute Kollege Tschirf nicht vorenthalten - ist immer das Thema der City-Maut. Und da waren es vor der Wahl auch wieder die beiden Autofahrerklubs, die da Politik gemacht haben, und alle Parteien mussten schwören - es hat auch eine Umfrage gegeben -, die jeweiligen Umwelt- oder Verkehrssprecher mussten schwören, die City-Maut in keinem Fall einzuführen. Und da sagen wir – (GR Dr Matthias Tschirf: Die Autofahrer!) nun, ich komme gleich darauf, ich komme gleich darauf, Kollege Tschirf. In unserem Wahlprogramm steht drinnen, dass die City-Maut eine Möglichkeit wäre, das zu reduzieren. Das kann man nachlesen. Das war Punkt 1.

Punkt 2: Die City-Maut hat auch Aspekte, mit denen wir nicht zufrieden sind. Deswegen glauben wir, dass die City-Maut oder die Stockholmer Stau-Maut oder eine andere Möglichkeit angedacht werden sollte und zuerst einmal diskutiert werden sollte, auch mit den Gegnern, nicht nur mit den Befürwortern, und dann ein spezielles Wiener Arrangement getroffen werden soll, wie man Verkehr reduziert. Das ist wichtig, und da denke ich mir, diese mittelalterlichen Denkverbote von Ihnen, Kollege Tschirf, die wir damals gehört haben, die brauche ich nicht. Ich möchte auch über City-Maut nachdenken dürfen, es prüfen können. Das macht Sinn, und das war auch immer grüne Linie. 

Und jetzt noch einmal zu den Maßnahmen, die wir in diesem Maßnahmenpaket nicht gefunden haben, und zwar gibt es eine ganze Menge. Und ich denke, das sollten sich die ÖVP und die FPÖ einmal anschauen, bevor sie den rot-grünen Topf aufmachen und sagen, nein, das ist alles eine Geschichte. 

Punktum ist, wir haben die SPÖ kritisiert, weil keine Winterreifenpflicht für Wiener angedacht wurde. Da hat es einen Antrag gegeben das letzte Mal von mir, der von der SPÖ abgelehnt wurde. Die Reduzierung, das war der erste Punkt.

Zum zweiten Punkt: Wir stellen auch heute den Antrag auf Partikelfilter-Förderung. Den möchte ich gleich einmal weitergeben. (Der Redner übergibt ein Schriftstück an den Vorsitzenden.) Und da geht es uns darum, analog zu Oberösterreich, analog zu Salzburg, auch analog zur Stadt Linz und zur Stadt Graz einfach wirklich eine Möglichkeit zu finden, wo die Stadt tatsächlich, und zwar durchaus in Form eines Bonus, eingreift und Partikelfilter eine Lösung wäre.

Die verringerte Geschwindigkeit, wie gesagt, reduziert einerseits Lärm, steigert die Verkehrssicherheit und senkt die Aufwirbelungen. Das muss man auch sehen, das steht auch im Umweltbundesamt, das sagt auch der Umweltminister Pröll – das haben Sie uns heute unterschlagen –, das sagt auch Ihre Homepage, was Sie auch vergessen haben. 

Punktum ist, noch einmal: Andere Maßnahmen wie zum Beispiel raschere Flottenumstellung, genaueres Baustellenmanagement sind uns ganz besonders wichtig, weil da Maßnahmen getroffen werden könnten, die sinnvoll und noch wichtiger sind als diese Tempo 50-Maßnahme.

Noch einmal: Tempo 50 halten wir nach einer Diskussion mit den Betroffenen an besonders wichtigen Straßen für notwendig. An Straßen, wo keiner fährt, brauche ich kein Tempo 50-Taferl. Das gibt es, und interessanterweise wurde sie aufgehoben an den Straßen, wo sehr viel gefahren wird.

Jetzt schauen wir uns einmal an, welche Maßnahmen da noch gefehlt haben. Heute ist gekommen das Zementwerk vom Herrn Lasselsberger in Albern. Keine Frage, da gibt es eine bundesgesetzliche Regelung, die hindert die Stadt daran, und die Stadt war zu wenig einfallsreich, das zu bekämpfen. 

Das Gleiche gibt es auch bei Feinstaub, Quellen wie die der B- & E-Anlage in Hütteldorf, beim Ekazent im Prater und auch bei der Lobau sogar. Kollege Mahdalik hat uns ja wieder einmal auf die Lobau-Autobahn gebracht. Die Lobau-Autobahn beschert laut Experten der Stadt oder den Bürgern ungefähr 200 t Feinstaub jährlich. Das ist wurscht, das ist ihm egal, er kann dann schneller vom Norden nach Süden fahren, aber im Grunde genommen sollte er vielleicht gemerkt haben, dass die Lobau-Autobahn eine Transitautobahn ist, wo eine Verkehrsverbindung vom baltischen Meer, also von der Ostsee, bis ans Mittelmeer führen soll, und dort werden dann in Wirklichkeit – und da gibt es ja auch schon Berechnungen dazu – auf der S2 in Süßenbrunn 100 000 Autos täglich erwartet, das ist ungefähr so viel wie die Hälfte von der Tangente. Dort fahren jetzt gar keine Autos am Friedhofsweg, dort gibt es jetzt Tempo 50 am Friedhofsweg von Ihnen verordnet, und dort fahren ganz wenige Autos. Und Sie wollen natürlich so gerne die Lobau-Autobahn haben und Sie hätten gerne eine Donauquerung in Fischamed auch noch dazu, und irgendwann noch eine 200. Donauquerung, wurscht.

Faktum ist, es geht bei dieser Geschichte um eine Scheindebatte. Es geht einfach darum, dass man hergeht und sagt, Autofahrerressentiments oder -emotionen nimmt man nur, um sozusagen der Stadtregierung eines auszuwischen. Ich sage, eine Stadtregierung muss man fest kritisieren, aber ob diese Maßnahme gerade das ist, was man zur Kritik verwenden sollte, das möchte ich hintanstellen.

Und da komme ich jetzt einmal aufs Geld. Es geht um 450 000 EUR. Das ist ganz viel Geld, gebe ich zu, keine Frage, und wenn man es so über den Daumen nimmt und die Partikelfilterförderung des Landes Oberösterreich nimmt, dann sind das ungefähr 1 500 Partikelfilter, die man damit fördern könnte. Das würde was bringen, da gebe ich Ihnen völlig Recht. (Beifall von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Ja, ja, einen Moment, warten, eine Sekunde, warten, nicht so schnell. Dann werden wir morgen über den Bacherpark reden. Da geht es in Wirklichkeit um eine Garage, wo der Stellplatz 21 800 EUR kosten darf. Wir wissen, es gibt dort noch keine Abrechnungen, man weiß nicht, wie es zu der Summe kommt, das ist das wahre Chaos. 

Das wahre Chaos herrscht beim Herrn Theuermann im Büro, würde ich einmal sagen. Das ist eine Sache, die hätte sich vielleicht eine längere Debatte verdient. 
Da kann man natürlich wiederum sagen, mit den 450 000 EUR kann ich 20 Volksgaragenplätze errichten, aber das ist dann schon viel weniger. Also, in Summe von den über 3 Millionen EUR für die Bacherpark-Volksgarage, wenn man dann rechnet, dass zwischen 50 und 70 Prozent Subvention für den Errichter sein werden, dann schenkt man eigentlich dem Errichter 2,2 Millionen EUR pro Garage. 

Also noch einmal: Das ist wahre Verschwendung. Pro Garage 2,2 Millionen EUR. Jetzt kann man sich ausrechnen, wir haben ungefähr 53 Millionen EUR ausgegeben für Volksgaragenförderung, davon zwischen 40 und 70 Prozent, macht eine runde Summe von ungefähr zwischen 25 und 30 Millionen EUR. Das schenkt man der Baulobby, und zwar ungeschaut und da gibt es noch Applaus von der Seite dazu. 

Also, 30 Millionen EUR hergeschenkt, bei 450 000 EUR gibt es gleich sofort einmal Misstrauensanträge, aber bei 30 Millionen EUR, das ist wurscht, haben wir ja, oder noch besser – 3 bis 4 Milliarden EUR gibt die ASFiNAG, in dem Fall wir, weil uns gehört ja angeblich allen gemeinsam die ASFiNAG, aus für die Lobau-Auto-
bahn, für 12 mickrige Kilometer Autobahn 3 bis 4 Milliar-
den EUR. Das nenne ich wahre Verschwendung, weil die brauchen wir für die Sozialbudgets, für die Pensionen, für die Krankenhäuser, für die Schulen, für die Bildung. Da fällt uns ganz besonders viel ein.

Also, Resümee der Geschichte: Das ist ein politisches Kleingeld, das Sie da verdienen wollen auf der einen Seite. Auf der anderen Seite habe ich so das Gefühl, das ist ein ganz schlechtes Management durch die SPÖ. Also, wenn man so selbstzufrieden auftritt wie die SPÖ die ganze Zeit, dann fällt mir wirklich dieses ländliche Sprichwort ein: "Wenn es einem Tier zu gut wird, dann geht es auf’s Eis tanzen" und die SPÖ ist ob ihrer Arroganz in Wirklichkeit ins Rutschen gekommen. Vorher diskutieren, meine Herren und Damen, und vorher Überlegungen anstellen, dann richtige Maßnahmen setzen. Und die Kleinkariertheit hat da drüben fröhliche Urstände gefeiert. Also, wir haben Arroganz und Kleinkariertheit. In dem Sinne danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! 

Ich zitiere: „Mehrere Wochen hat es gedauert, bis sich die Wiener Stadtregierung in Sachen Tempo 50 bewegte und einen Teil der Maßnahmen zur Feinstaubreduktion zurücknahm. Auf bestimmten Straßen außerhalb des dicht verbauten Gebietes darf künftig wieder mehr als 50 km/h gefahren werden. Mit den Rückziehern hat die SP-Regierung auf die massiven Proteste auch aus den eigenen Reihen reagiert. Der SP-nahe Autofahrerklub ARBÖ bekämpfte Tempo 50 an vorderster Front. Es war eine Notbremsung, wie sie die Stadtregierung sehr selten vornehmen muss. Kritik der Opposition prallt üblicherweise ohne nennenswerte Reaktion ab. Das war auch diesmal so geplant. Bürgermeister Michael Häupl hatte darauf bestanden, erst in zwei Jahren, nach einer genauen Überprüfung der Auswirkung, über das 50 km/h-Limit reden zu wollen. Doch die SPÖ hat das Ausmaß der Prozesse stark unterschätzt. Dass derart massive Kritik laut wurde, hat auch mit der Art der Umsetzung zu tun. Angekündigt für den 1. Jänner 2006 wurde Tempo 50 überfallsartig per Mitte Dezember 2005 verordnet. Weder der Austausch der Temposchilder noch die Umstellung der Grünphasen auf die neue Geschwindigkeit erfolgten rechtzeitig. Am Montag“, gemeint ist der letzte Montag, „ging das Verwirrspiel weiter. Verkehrsstadtrat Schicker kündigte Toleranz für zu schnell fahrende Autofahrer an, die Polizei rigorose Strafen. Wer soll sich da auskennen. Für eine Ökomaßnahme, die so viel Geld kostet - rund 450 000 EUR - ist das eine bemerkenswerte Pannenserie. Die Einsicht, dass es vernünftiger sei, außerhalb des dicht verbauten Gebietes, des dicht verbauten Stadtgebietes“ – ich korrigiere mich – „mehr als 50 km/h zu erlauben, kommt spät.“ Zitat Ende. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht etwas, was die Opposition feststellt, das ist nicht etwas, was ein Autofahrerklub feststellt, das ist nicht etwas, was irgendein Bürger sagt, das ist der Kommentar des Herrn Peter Lassinger über die Groteske rund um Tempo 50 in Wien im “KURIER“ vom 17.1. dieses Jahres. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, es wird Ihnen nicht gelingen, hier heraußen zu stehen und so zu tun, als ob Sie für Feinstaubmaßnahmen etwas tun täten, und gleichzeitig so zu tun, als ob die Opposition Dinge verschlafen hätte. Dazu gibt es ein Interview Ihres Bürgermeisters, der auch Bürgermeister der ganzen Stadt Wien ist, aber der Ihrer Fraktion vorsteht, der in dem Interview am 27. Dezember 2005, also eigentlich, nachdem wir schon zwei Wochen über Tempo 50 diskutiert haben, die kolportierten Kosten von 450 000 EUR für die Auf- und Abmontierung der Tafeln und die Umstellung der Ampeln wörtlich als Unsinn bezeichnet hat. 

Ich zitiere nun den Herrn Bürgermeister vom 27. De-
zember 2005: „Ich weiß nicht, woher diese Zahl stammt, ein paar Schilder aufhängen und abnehmen und ein paar Ampeln ein bisschen umstellen, wenn das stimmt, dann schicke ich ihnen das Kontrollamt." Meine Damen und Herren, und da stellt sich ein Kollege von der SPÖ heute hier heraus und wirft der Opposition vor, dass Sie irgendetwas in einem Ausschuss nicht gekannt hat. Der eigene Bürgermeister, der Fraktionsvorsitzende der SPÖ, hat am 27. Dezember noch nichts gewusst von dem, was am 30. November im Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beschlossen worden ist. Das ist ein wahrer Skandal innerhalb der SPÖ, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, der nächste Punkt: Zu sagen, dass die Opposition, die Sie hier kritisieren, keine Vorschläge hätte, was man zur Reduktion des Feinstaubes in Wien tun könnte, ist wirklich unverfroren und entspricht nicht den Tatsachen. Ich könnte mich jetzt herstellen und jede einzelne Pressekonferenz, die wir gemacht haben, Ihnen aufzeigen, auch jeden einzelnen Aktionismus erklären, den wir gehabt haben - und von Seiten der Grünen wurde es ja auch schon positiv erwähnt -, aber bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir vorgeschlagen haben, dass nicht nur die unmittelba-
ren Verkehrsmaßnahmen hier zu setzen wären, wie 
zum Beispiel Dieselpartikelförderung, dass man mit 450 000 EUR - so hat das auch mein Kollege von den Grünen vorher gesagt, viel mehr für die Reduktion des Feinstaubes einsetzen könnte, wenn wir Dieselpartikelförderung machten, als wenn wir diese unsinnige Tempo 50-Reduktion auf 1 Prozent der Straßen in Wien durchführen. Das ist in Wirklichkeit dasjenige, worum Sie sich herumschwindeln wollen. 

Aber neben der Dieselpartikelförderung wäre es vielleicht auch noch gescheiter, wenn wir in wirklich belasteten Gebieten - und wir kommen jetzt gerade wieder in die Wochen hinein, wo wir Gefahr laufen, dass in vielen Bereichen von Wien wirklich die Feinstaubgrenze überschritten wird, wenn dann nämlich die Maßnahmen gesetzt werden, die notwendig sind. Machen Sie dann ein Angebot an die Wienerinnen und Wiener an solch belasteten Tagen auf Gratisfreifahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Warum tun Sie das nicht? Damit könnten Sie nämlich wirklich die Feinstaubbelastung reduzieren und der Bevölkerung von Wien nachhaltig nützen, aber mit einer schikanösen Geschwindigkeitsbeschränkungs-Maßnah-
me wird Ihnen das nicht gelingen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Eine weitere Maßnahme, meine Damen und Herren, wäre, wenn Sie Herrn StR Faymann die Möglichkeit gä-
ben, das Geld aus der Stadtentwicklung und dem Verkehr auch in seinem Bereich zu verwenden und anstatt 450 000 EUR für Taferl Auf- und Abmontieren es dafür bereitzustellen, dass die thermische Wohnhaussanierung bei Gemeindebauten endlich verstärkt wird. Sie wissen ganz genau, dass mit der thermischen Wohnhaussanierung bei jeder einzelnen Wohnung der Emissionsausstoß um 50 Prozent reduziert werden könnte. Um 50 Prozent! 

Sie wissen auf der anderen Seite, dass Sie mit der Temporeduktion auf 1 Prozent der Straßen in Wien von 70 oder 60 auf 50 km/h eine Feinstaubreduktion von maximal 0,000x Prozent erreichen werden. Meine Damen und Herren, dafür 450 000 EUR und mehr auszugeben, und dies auf dem Rücken der Steuerzahler, das ist etwas, das man sich als Regierungspartei normalerweise nicht erlauben kann. 

Doch nur dank Ihrer absoluten Mehrheit gelingt es Ihnen, über einen solchen Lapsus hinwegzukommen. Aber ich frage mich nur, wie lange. 

Es gibt eine aktuelle Umfrage von Ende Dezember, wo auch gefragt wurde, wie steht nun die Partei in der Gunst der Bevölkerung. Und Sie müssen zur Kenntnis nehmen, dass Ihre SPÖ in Wien seit der letzten Wahl in den Rohdaten von 48 Prozent auf 37 Prozent abgesunken ist. (Beifall bei der ÖVP.) Worauf glauben Sie, ist das zurückzuführen? 

Gleichzeitig gibt es Daten, dass die Umfragewerte des Bürgermeisters auch seit der Wahl abgenommen haben. Kein Wunder. Hier wird eine Maßnahme angekündigt, groß in den Raum gestellt, danach gibt es Probleme bei der Umsetzung, dann wird es wieder zurückgenommen. Derer haben wir nun mehrere Beispiele in den vergangenen Wochen gehabt. Das wird Ihre Lösungskompetenz nicht steigern. Uns soll es recht sein vor der nächsten Nationalratswahl, Sie aber sollten ernsthafter an die Dinge rangehen, nicht nur für Ihren Wahlerfolg, sondern vor allem für die Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie haben etwas an Hochmut in Ihren Aussagen, und dazu gehören auch die von Ihnen - und wahrscheinlich gibt es auch dort so gut wie niemanden, der nicht der SPÖ angehört - stark unterstützten Wiener Linien. Gestern noch, am 23. Jänner, sagen die Wiener Linien, Sie sehen sich für sibirische Temperaturen gerüstet. Ein Sprecher der Wiener Linien erklärt: „Die Straßenbahn ist mit Sicherheit, und die U-Bahn-Garnituren sind mit Sicherheit kältetauglich, die Garnituren der Wiener Linien halten jedenfalls eine sibirische Kälte von Minus 20 Grad aus“, betont er. „Es könne bestenfalls sein, dass die Heizung, die Waggons, etwas weniger Wärme als üblich haben, wenn es nun über Tage derartige Temperaturen habe. Schließlich habe man ja immer das Problem, dass sich ständig die Türen für die ein- und aussteigenden Fahrgäste öffnen würden. Grundsätzlich sei trockene Kälte für den Betrieb aber ziemlich wurscht.“ Das war gestern ihre Erklärung, sehr hochmütig. Heute, vor 25 Minuten: „Arktische Kälte, Wiener Linien werden von Kälte ausgebremst. Wegen geringer Temperaturen fallen Signalsysteme kurzzeitig aus.“ Sprecher der Wiener Linien: „Kann keine umfassende Servicegarantie für die kommenden Tage geben.“ Gestern klang das alles noch ganz, ganz anders. Hochmut kommt vor dem Fall. (Beifall bei der ÖVP) 
Meine Damen und Herren, Rücknahme auf bestimmten Straßen bedeutet nun, dass Sie selbst auf Ihrer Homepage jetzt auf zwei Seiten die verschiedenen Straßenzüge ausweisen müssen, wo wir 60 fahren dürfen, wo wir 50 fahren dürfen, wo wir 70 fahren dürfen und wo wir nun 80 fahren dürfen. Und das geht so weit, dass wir auf einzelnen Straßenabschnitten ganz unterschiedliche Bereiche haben. Also, zum Beispiel, wenn Sie von Niederösterreich auf der Westeinfahrt nach Wien fahren, so werden Sie zuerst einmal auf 50 abgebremst, nach 500 m dürfen Sie dann wieder 70 fahren, um nach einem Kilometer dann wieder auf 50 abgebremst zu werden. Dasselbe Spiel haben Sie auch im 22. Bezirk, bei der Brünner Straße - nein, die ist im 21. Bezirk -, im 22. Be-
zirk haben Sie es auf der Breitenleer Straße genauso. Zuerst werden Sie abgebremst, dann dürfen Sie wieder schneller fahren, dann werden Sie wieder abgebremst. Das heißt, wir stellen auch immer öfters Taferln auf. Und da glauben Sie noch, dass diese zusätzlichen Taferln, die Sie nun aufstellen müssen, nicht mehr Geld kosten, obwohl Sie selbst gesagt haben, jedes Taferl Aufstellen kostet mindestens 150 bis 200 EUR. Wie können Sie das in Ihren Rahmenbeschluss von 450 000 EUR noch hineinbringen - so wie Sie es argumentiert haben -, wenn Sie zuvor diese Zusatztafeln gar nicht berücksichtigt haben. Waren Sie am 30. November 2005 bereits so intelligent, dass Sie gewusst haben, welches Chaos Sie erzeugen werden, dass Sie bereits in dem Rahmenbeschluss die nachträglichen Radarjustierungen und die nachträglichen Tafelaufstellungen schon berücksichtigt gehabt haben? Hätten Sie uns das erspart, wäre es besser gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, ein Problemfall kommt selten allein, wie es so schön heißt, und daher kommen wir schon zum nächsten Problemfall: Parkraumbewirtschaftung im Bereich der Stadthalle, das nächste Experiment des Verkehrsstadtrates trotz aller Ankündigungen und Proteste aus der Bevölkerung. Er hat es trotzdem eingeführt, er hat es trotzdem durchgeführt und bis heute besteht es noch, schikaniert Hunderte von Autofahrern und Personen, die in der Felberstraße oder im dortigen Bereich ihr Fahrzeug abstellen, also rund eineinhalb Kilometer weg von der Stadthalle, und sich nicht vorstellen können, dass das irgendwo noch ein Sonderbereich der Stadthalle ist und dann mittels Organstrafmandates bestraft werden, weil sie um 20 Uhr dort stehen und keine Kurzparkzonengebühr entrichtet haben, was nirgends mehr angekündigt ist. Ein paar Schilder: Dort haben Sie zu wenig montiert, und auf der anderen Seite haben Sie zuviel montiert und das ist das, was die Bürgerinnen und Bürger enorm stört. Das ist das, was sie sich auch nicht gefallen lassen, und ich gehe davon aus, dass Sie auch bei der Stadthalle, so wie bei anderen Projekten, auch wieder nachjustieren werden müssen.

Aktuelle Umfragen nun: Sie haben gesagt, die Stadthalle wird sicher angenommen werden. Die Wirtschaftskammer hat im Dezember vergangenen Jahres eine Untersuchung gemacht, und da sprachen sich innerhalb der neuen Zonen rund 52 Prozent der Betriebe gegen die Weiterführung und außerhalb der Zone ganze 95 Prozent dagegen aus. Und wenn man sich anschaut, wie sich die Parkraumsituation für die Einzelnen entwickelt hat und wenn man das runterbricht auf die Kunden und auf die Mitarbeiter, so schaut das so aus, dass nur 32 Prozent der Kunden sagen, die Situation habe sich für sie verbessert, das heißt, das ist das, was Sie eigentlich ihnen eingeräumt haben und gesagt haben, den Geschäften dort werde es besser gehen, weil es dann mehr Parkplätze gibt und die Leute leichter zufahren können. 

Tatsache aber ist: 32 Prozent geben an, es sei verbessert worden, 35 Prozent geben an, dass es sich verschlechtert hat. Herr Kollege Kopietz, das bedeutet sozusagen, dass Sie in Ihren Maßnahmen keinen Erfolg haben, überhaupt nicht und die Betriebe sprechen sich hier eindeutig in einer klaren Mehrheit gegen eine Weiterführung aus. 

Außerhalb der neuen Kurzparkzonen ist es sogar noch viel ärger. Außerhalb sagen nämlich von den Kunden 89,8 Prozent, dass sich die Parkraumsituation für sie verschlechtert hat. Ganz logisch, denn es gab nun ein Verlagerungsproblem. Wenn man auf der einen Seite eine scharfe Regelung schafft, dann versucht man in den anderen Bereich auszudehnen und eine Alternative zu finden. Das heißt, Sie haben jetzt die Situation in den Nachbarbezirken, auch dem Heimatbezirk des Herrn Bürgermeisters, nämlich Ottakring, eindeutig verschlechtert. Für 89,8 Prozent der Kunden ist das eindeutig so, für 75,3 Prozent der Mitarbeiter ist das so, und für 91,6 Prozent der Betriebskäufe ist das so: Eine eindeutige Verschlechterung. 

Meine Damen und Herren, ich frage mich, wie lange wollen Sie eine solche Verkehrspolitik in dieser Stadt noch durchführen. Geben Sie unseren Ansuchen und unseren Anträgen eine Chance und machen Sie den Weg frei für eine neue Verkehrspolitik in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin, ich erteile es ihm.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Lassen Sie mich einmal zu Beginn zu meinen Vorrednerinnen und Vorrednern Stellung nehmen. Wenn Kollege Gerstl gerade vorhin gesagt hat, er kenne sich bei der jetzt gültigen Regelung, wer wo was fahren darf, nicht aus, und dann gleichzeitig gesagt hat, man könnte Information auf einer SPÖ-Homepage und auf der Stadt Wien-Homepage runterladen und es sei notwendig, die-
ses zu sagen, so birgt das doch sicher einen leichten Widerspruch. An dieser Frage, und an vielen, vielen an-
deren ist heute klar geworden, dass es hier wesentlich weniger um das Empfinden der Wienerinnen und Wiener gegangen ist, dass es wesentlich weniger darum gegangen ist, eine Maßnahme zu kommentieren, sondern dass es sehr spät am Ende einer Entwicklung für zwei Parteien, die krampfhaft versuchen, sich das Mäntelchen der Autofahrerpartei umzuhängen, ausdrücklich darum gegangen ist zu sehen, wer sein eigenes politisches Kleingeld möglichst rasch nach Hause bringt.

Und wenn Kollege Gerstl da gestanden ist und gesagt hat, ersparen Sie mir, dass ich Ihnen heute exemplarisch sage, was wir alles gefordert haben, um Feinstaub zu reduzieren, muss ich sagen, sehr viel hat er sich nicht erspart, uns heute zu erzählen, denn wenn wir uns ansehen, was die Österreichische Volkspartei in der Vergangenheit gefordert hat, dann ist das sehr dünn. Und wenn wir uns die heutigen Anträge ansehen, dann ist das eine Abschreibübung aus dem 45 Maßnahmen-Paket der Wiener Landesregierung. 

Und dann hat er etwas gesagt, was sehr wesentlich ist, und woran wir uns erinnern sollten. Er hat gesagt: „Ich kann Ihnen Beispiele von ÖVP-Aktivitäten und Aktionismus liefern.“ Und wenn auch vielleicht bei einigen von uns im Hause die Erinnerung an den letzten März ein wenig verblasst ist, möchte ich vor allem der ÖVP nachhelfen: Am 18. März haben Kollege Klucsarits, der damalige Umweltsprecher - und ich hätte nie gedacht, dass der Spruch, es kommt nie etwas besseres nach, gerade bei der Österreichischen Volkspartei in der Frage eine sehr blutige Realität wird - und der jetzt noch im Amt befindliche Geschäftsführer Walter eine Presseaussendung gemacht. Sie waren ganz stolz darauf, dass sie zum Erreichen eines politischen Zieles Kinder auf die Straße getrieben haben. Ja, das haben sie getan, in der Praterstraße und in der Taborstraße haben sie Kinder auf die Straße geschickt, um gegen die Feinstaubbelastung und gegen die angebliche Untätigkeit der Landesregierung zu protestieren. Und dann sagten sie etwas, woran sie heute offensichtlich nicht mehr gerne erinnert werden. Sie sagten nämlich, Feinstaub verursache in Österreich laut WHO mehr als 2 400 Todesfälle und 2 600 Fälle chronischer Bronchitis bei Erwachsenen, mehr als 20 500 Bronchitisfälle bei Kindern und mehr als 55 000 Asthmaanfälle bei Erwachsenen und Kindern. Und die Belastung durch Feinstaub verursache laut EU-Kommission eine Reduktion der durchschnittlichen Lebenserwartung der Österreicherinnen und Österreicher um 8 Monate. 

Meine Damen und Herren, und heute? Haben Sie heute Ihre Forderungen vergessen? Heute tauschen Sie 8 Monate länger Leben jeder Österreicherin und jedes Österreichers gegen 10 Sekunden schnelleren Fahrens auf der Triester Straße, wenn man statt 50 Stunden-
kilometern 70 fahrt. (GR Dr Wolfgang Ulm: Nein, das ist doch nichts. – GR Dr Matthias Tschirf: Billig ist das, Kollege Valentin!) Billig ist das schon, billig ist das, was Sie heute gemacht haben. Billig ist die ÖVP-Argumen-
tation, billig ist das Heischen nach Sympathie bei jenen, die mit dem Bleifuß durch Wien wollen. Das ist die Wahrheit, und das muss man einmal mehr sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und wenn Sie, Kollege Tschirf - und ich bin dankbar für ihren Zwischenruf - in scheinbar staatstragender Art und Weise gesagt haben, sie hätten als Abgeordneter, dem das Interesse der Wienerinnen und Wiener am Herzen liegt, die Pflicht zu handeln und müssten sich heute hier herstellen und zum schärfsten Mittel der Opposition greifen, zum Misstrauensantrag, weil sie dazu gezwungen wären und weil alles anders und besser wäre, wenn die Österreichische Volkspartei in Wien mehr das Sagen hätte, dann darf ich Sie auf ihre Lösungskompetenz in dem kleinen, überschaubaren Bereich hinweisen - und die Wählerinnen und Wähler haben am 23.Oktober des letzen Jahres durchaus mit Berechtigung ihr Entscheidungspouvoir als ein sehr überschaubares gehalten -, und wenn ich mir nur die kleinen Fälle dort, wo Sie koordinieren sollten und könnten, bei ihren eigenen Parteifreunden in Wien nämlich, ansehe, dann wird einmal mehr klar, wo ihre Kompetenz liegt. 

Wenn ich aus der heutigen “Presse“ - nicht gerade ein Kampforgan der Sozialdemokratie in Wien - zitieren darf: „Landes-VP will sich aus der Kontroverse um Nacht- und Busfahrverbote in der Inneren Stadt zurückhalten.“ Da haben sie schon richtig ausgemacht, dass sich ein angebliches personelles Wahlzuckerl plötzlich als innenpolitische Cruise Missile entpuppt und mit Wahlforderungen nicht nur Sie, sondern vor allem auch die Wirtschaftskammer in Turbulenzen bringt. 

Und das sagt nun die Präsidentin Jank, die sich ja erfreulicherweise bei vielen verkehrspolitischen Maßnahmen mehr auf Seiten der Landesregierung positioniert als bei ihrer eigenen Partei. Das ist durchaus ein Zeichen, das zu denken geben sollte. Da sagt nun die Frau Wirtschaftspräsidentin, dass das, was im ersten Bezirk geschieht, in Wirklichkeit dem ersten Bezirk schadet, den Anrainern schadet, nicht durchführbar ist und in Wirklichkeit auf Unkenntnis der dortigen Bezirksvorsteherin zurückführen ist. 

Und Sie, was machen Sie, der Sie heute einmal mehr Ihre Lösungskompetenz den Wienerinnen und Wienern angeboten haben? Sie sagen: „Nun ja, werden wir einmal schauen, wer von beiden der Stärkere ist, werden wir einmal schauen, wie es ausgeht und dann können wir uns noch immer positionieren.“ 

Heute, meine Damen und Herren, wird einmal mehr klar und deutlich, wo der Unterschied liegt. Der Unterschied liegt zwischen einer verantwortlichen Landespolitik der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und dem, was Sie als vermeintliche konstruktive Opposition verstehen. Die Wienerinnen und Wiener haben recht getan, im letzten Oktober gerade dieser Politik eine klare Absage zu erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und wenn ich mir ansehe, meine Damen und Herren, und ich weiß nicht ob es Ihnen manchmal auch so geht, manchmal ist man nicht sicher, ob man träumt oder wacht. Manchmal haben Träume einen durchaus realen Hintergrund, und mir ist es heute bei den beiden Wortmeldungen der FPÖ so gegangen. Eigentlich hat das Ganze so ausgesehen wie der Sitzungssaal des Wiener Gemeinderates. Nur, wenn man sich dann angehört hat, was Kollege Mahdalik und Kollege Madejski von sich gegeben haben, wurde mir einmal mehr klar, das kann wohl nicht die Sitzung des Wiener Gemeinderates gewesen sein, das muss etwas anderes gewesen sein, wenn der Kollege Mahdalik in einer politischen Querschlagdiskussion einen Zusammenhang zwischen der Privatisierung der BA-CA und einer Ohrwascheldiskussion in der Verkehrspolitik zieht, (GR Mag Wolfgang Jung: Alles rot!) wissentlich, dass der Regierungsentscheid zum Verkauf der Anteile durchaus nicht in einer roten Alleinregierung wie in Wien erfolgt ist, zum Ersten, und zum Zweiten - und gerade das wird auch durch einen Querruf nicht besser dadurch - gleichzeitig wissend, dass die Verkehrsmaßnahmen einen ganz wertvollen Beitrag zur Re-
duktion der Verkehrstoten in Wien geliefert haben. Und der Wiener Verkehrsstadtrat rühmt sich zurecht, dass er da die richtige Politik gemacht hat, dass sie im Beisein der Automobilklubs erfolgt ist, dass sie im Beisein der Verantwortlichen von ARBÖ und ÖAMTC geschehen ist, und gerade das... (GR Heinz-Christian Strache: Deshalb haben Sie ja protestiert!) Verwechseln wir die Unterschiedlichkeiten nicht, aber darauf komme ich schon, Kollege Strache. Wenn Ihr Kollege Madejski gesagt hat, wer dort im ÖAMTC mit der Stadt Wien gesprochen hat, wer die Verhandlungspositionen überbracht hat, (GR Heinz-Christian Strache: Und deshalb haben sich die Autofahrer nun so auf die Hinterfüße gestellt!) wer die Verhandlungspartner waren und dass es eben zu keinem Ergebnis gekommen ist, wie Kollege Madejski gesagt hat, da muss man einmal mehr sagen, das war der ÖAMTC mit dem Mario Rohracher, mit dem Chef der ÖAMTC-Interessensvertretung, der sogar nach diesem Gespräch mit den beiden Stadträtinnen es wert gefunden hat, eine Presseaussendung zu machen, wo er gesagt hat, ja, er stehe dazu, ja, das sei ein faires Verhandlungsergebnis, ja, damit können sich die beiden Automobilklubs identifizieren. Gleichzeitig tut ihnen das natürlich weh, dass die Kampagne des ÖAMTC mit sofortiger Wirkung aufhört. Genau das hat er gesagt und genau das ist die ganze Wahrheit, und nichts anderes. 

Es ist nicht ein einseitiges Gespräch geführt worden, sondern es ist eine Einigung mit ÖAMTC und ARBÖ erzielt worden, und nichts anderes ist der Fall. Und wenn sie in obskuren Rechenexempeln immer wieder versuchen, die Kosten der Maßnahme, der Ausschilderungen, aber auch der Anpassung der Tempo 50-Regelung mies zu machen, so sei einmal mehr gesagt, dass es unwidersprochen klar und deutlich aufgelegt wurde und klar und deutlich auch in diesem Hause beschlossen wurde: Cirka 215 000 EUR kostet die Ausschilderung inklusive dessen, was das Verhandlungsergebnis mit den Automobilklubs ist und die Einstellung und Umstellung der Verkehrslichtsignalanlagen 185 000 EUR. Von einer Mil-
lion ist gar keine Rede, sie verbreiten da Angstpropaganda und vieles anderes mehr. (GR Heinz-Christian Strache: Da hin und dort hin, und dann wieder weg!) Sie versuchen, politisches Kleingeld zu wechseln, hier wird auf der Verunsicherung der Bürgerinnen und Bürger gebaut, hier wird versucht, mit einer Effekthascherei politisches Kleingeld zu machen und hier wird effiziente Verkehrs- und Umweltpolitik gemacht. Das ist der Unterschied, meine Damen und Herren, und darauf sind wir auch stolz. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und ein Letztes, was als Sage in Wirklichkeit herumschwirrt, und was einmal mehr auch für die heutige Debatte klargestellt wird: Es sind nicht irgendwelche Beamte der Stadt, es sind nicht irgendwelche Menschen, die sich anmaßen, Verkehrsexperten zu sein. Prof Puxbaum hat selber klargelegt und deutlich gesagt, dass über 50 Prozent der Feinstaubbelastung sowohl auf den Abrieb der Reifen als auch auf die Aufwirbelung des Staubs durch den Verkehr zurückzuführen ist. Das ist ein wichtiger Umstand, was die Feinstaubbelastung betrifft, und ich denke mir, meine Damen und Herren, es ist diese Maßnahme auch eine sinnvolle. 

Und wenn Kollege Madejski am Ende seiner Wortmeldung sogar die Sterndeuter und die Astrologen zu strapazieren versucht hat, und auch aus dem Jahreshoroskop der “Kronen Zeitung“ zitiert hat, dann darf ich Ihnen eines sagen: Die geringe Kenntnis, die ich über den Journalismus habe, ist die, dass normalerweise das Horoskop der unbegabteste Sportreporter in einer Tageszeitung schreiben darf, der nichts anderes zu tun hat und deshalb dazu herangezogen wird. Ich glaube, der Level, dass derjenige, der am unfähigsten ist, auf der einen Seite in seiner Zeitung das Horoskop schreibt und Ihr Querverweis, meine Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei, zeigt einmal deutlich, aus welcher Feder Ihre Verkehrspolitik und Ihre Umweltpolitik ist. 

Und wenn Sie schon das Horoskop des Herrn Bürgermeisters und der beiden Stadträte heute gebracht haben, haben auch wir nachgesehen nach einer kurzen Recherche, was Ihnen für heute das Horoskop sagte, Herr Madejski, (Heiterkeit beider FPÖ. - GR Johann Herzog: Aber geh!) und besonders der letzte Punkte sollte Ihnen zu denken geben. (GR Heinz-Christian Strache: Sagen Sie die Quelle!) Er besagt nämlich, und hören Sie gut zu, er sagt: „Mit Ihrem Gerechtigkeitssinn versuchen Sie alles, was um Sie vorgeht, zu verstehen und zu begreifen. Seien Sie ruhig ein bisschen kritisch.“ Wenn ich mir ansehe, in welcher Umgebung Sie sitzen, kann ich mir durchaus vorstellen, was dabei herauskommt. Ich hoffe, dass es nicht das politische Ende Ihrer Karriere ist, (GR Heinz-Christian Strache: Na ja, 15 Pro-
zent!) aber es wäre durchaus etwas, was als eine ernst zu nehmende Gefahr zu sehen ist.

Meine Damen und Herren, frohen Herzens lehnen wir die beiden Misstrauensanträge ab, weil wir als Sozialdemokraten der felsenfesten Meinung in diesem Hause sind, dass auf der einen Seite eine konstruktive Umweltpolitik und eine konstruktive Verkehrspolitik gemacht wird und alles andere, was Sie hier anbieten, nichts mit dem zu tun hat, was zum Wohle der Wienerinnen und Wiener als ein erstrebenswertes politisches Ziel zu sehen ist.

Frohen Herzens werden wir diese beiden Anträge ablehnen. Genauso werden wir Ihren Antrag ablehnen, die Maßnahmen zu Tempo 50 zurückzunehmen und dem Antrag der GRÜNEN bezüglich einer Zuweisung an den Umweltausschuss werden wir durchaus zustimmen.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, auch an die Antragsteller einmal mehr gesagt, überprüfen Sie Ihren eigenen Standort, trennen Sie sich von dem, was billige Effekthascherei ist, versuchen Sie nicht, sich als mögliche Koalitionsparteien in einer Bundeswahlentscheidung jetzt schon zu präsentieren, sondern arbeiten Sie für die Wienerinnen und Wiener. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, und es geht noch weiter in der Diskussion. Herr Dr Madejski ist nun am Wort, drei Minuten haben wir noch.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Also, Herr Kollege Valentin hat mich ein bisserl provoziert, (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Aber geh!) und ich möchte drei tatsächliche Berichtigungen machen.

Die erste tatsächliche Berichtigung ist, er braucht sich keine Sorge machen um meine politische Karriere. Schon wenn ich mir das Horoskop anschaue, schaut sie gut aus.

Das Zweite ist, mich freut nur, dass Sie jetzt ebenfalls schon die Horoskope bemühen. (Zwischenrufe aus der SPÖ.) Nein, das ist ein echter erster Erfolgsschritt, wir werden in Zukunft in der Früh einmal schauen, wie es läuft, die einen sollen reden, die anderen nicht und so wird es sein.

Das Zweite, etwas ganz Wichtiges: Wir haben hier die Wiederherstellung der Geschwindigkeitsbeschränkungen wie sie ursprünglich waren, gefordert und zwar dort auf all jenen 13 Straßen, die jetzt ausgenommen sind, zum Unterschied von den sieben. Also nicht generell das Tempo 50, sondern wir wollten wieder die Wiederherstellung haben, wie es war.

Und das Dritte, Kollege Valentin, Sie haben es heute zweimal gesagt, es wird nicht richtiger. Sie haben da jetzt zwei Zahlen genannt, 125 000 EUR für die Ampelumstellung und 240 000 oder 250 000 EUR für die Aufstellung der Taferln. Es ist falsch, es ist schlicht und einfach falsch. Sind Sie nicht im gleichen Ausschuss gesessen wie alle anderen? Der Akt war auf 450 000 EUR ausgelegt, bitte. Wie Sie auf 240 000 EUR kommen, ist schleierhaft, bitte. Verbreiten Sie hier nicht irgendwelche Ziffern, die nicht stimmen. Der Herr Bürgermeister hat es, wie Kollege Gerstl gesagt hat, bis zum 30. nicht gewusst. Es sind 450 000 EUR, da war aber nur die Abmontage beinhaltet, da hat ja zu dem Zeitpunkt noch niemand gewusst, was es kosten wird, dass wir das Ganze wieder reparieren, das war noch gar nicht drinnen. Also verbreiten Sie da nicht irgendwelche Zahlen, die nicht stimmen. Und die Ampelumschaltung, die 115 000 EUR, ich weiß nicht, wo Sie die her haben, wahrscheinlich aus Ihrem Horoskop. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist niemand mehr zum Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich lasse als Erstes, nachdem kein Gegen- oder Abänderungsantrag eingebracht wurde, über das Geschäftsstück abstimmen.

Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Form ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen worden.

Wir kommen nun zu den vorliegenden Anträgen. 

Ich lasse als Erstes den zuerst eingebrachten Antrag der GRe Strache, Madejski, Blind betreffend Misstrauensantrag gegen Frau StRin Mag Ulli Sima abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, möge dies mit Nein, Entschuldigung, mit Ja bekunden (Heiterkeit im Saal.) - Freud schau runter - und wer gegen diesen Antrag ist, mit Nein bekunden.

Ich darf nun, nachdem eine namentliche Abstimmung verlangt wurde, die Schriftführerin Frau Mag Straubinger bitten, mit dieser zu beginnen.

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dipl Ing Al-Rawi.

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Baxant.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dampier.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Frank.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Frauenberger.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Gaal.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag MAIS Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hatzl.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Herzog.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hursky.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Kato.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Kopietz.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Dr Laschan.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Ludwig Martina.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dr Ludwig Michael.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dkfm Dr Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Mayer.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Novak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR 
Oxonitsch. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Univ Prof Dipl Ing Dr Pfleger.

GR Univ Prof Dipl Ing Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Polkorab.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraud Antonov: GRin Ramskogler.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Reischl.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Rubik.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Scheed.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Schrödl.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Schuster.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Stark.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Stefan.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dipl Ing Stiftner.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Mag Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Dr Vitouch.

GR Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR MAS Walter.

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin 
Yilmaz.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Zankl.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich habe nach meinen Aufzeichnungen, nachdem zwei Abgeordnete entschuldigt sind, 98 sich beteiligen hätten sollen oder müssen, bei den Ja-Stimmen nur 30 obwohl es 31 hätten sein sollen und habe bei den Nein-Stimmen 67. - Somit ist dieser Antrag mit überwältigender Mehrheit abgelehnt. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 
So, wir kommen nun zur zweiten Runde, und das unter etwas veränderten Vorzeichen. Diesmal sind die An-
tragsteller Dr Tschirf, Mag Gerstl und Hoch. Und dieser Misstrauensantrag ist gerichtet gegen Herrn StR Dipl Ing Schicker. Und ich werde nun, nachdem auch hier die namentliche Abstimmung verlangt ist, das gleiche Proce-
dere durchführen. Ich bitte um Beginn der Abstimmung.

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dipl Ing Al-Rawi. 

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rat-
haus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Baxant. 

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Cammerlander.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Chorherr. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Dampier. 

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Feldmann. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Frank. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheit-
lichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Frauenberger.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Gaal.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Gerstl. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rat-
haus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag MAIS Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Frak-
tion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hatzl. 

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Herzog. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Frak-
tion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Hursky.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung Klub der Wiener Frei-
heitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Kato.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Kopietz.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Korosec. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Lasar. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Dr Laschan.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Ludwig Martina.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Frak-
tion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Ludwig Michael.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Frei-
heitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mahdalik. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Frei-
heitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Sybille Straubinger: GRin Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dkfm Dr Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Mayer. 

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Novak. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR 
Oxonitsch. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Parzer. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Petrides.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Frak-
tion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR ao Univ Prof. Dipl Ing Dr Pfleger.

GR Univ Prof Dipl Ing Dr Ernst Pfleger (Sozialdemo-
kratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemein-
derates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Polkorab.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Ramskogler.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Reischl. 

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Reiter. 

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Rubik.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Rudas. 

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Scheed.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Schrödl.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Schuster. 

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Stark. 

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Mag Stefan.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Frei-
heitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dipl Ing Stiftner. 

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Strache. 

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Mag Straubinger. 

GR Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein! 

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner  Klub im Rat-
haus): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Dr Vitouch.

GR Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR MAS Walter.

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin 
Yilmaz.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Schriftführerin GRin Mag Waltraut Antonov: GRin Zankl.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nein!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, auch hier ist das Ergebnis eindeutig. 67 Stimmen Nein, und demzufolge ist auch dieser Antrag überwältigend abgelehnt. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. – GR Mag Alexander Neuhuber: Na, ja, wenn das schon überwältigend ist!) Nun ja, bei 31 dafür, ist 67 nicht so schwach, nicht? Habe ich irgendwo in Relationsrechnen gelernt.

So, wir kommen nun zur Abstimmung der noch vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge. Als ersten lasse ich abstimmen den von Strache, Matiasek und Madejski eingebrachten Antrag betreffend Aufhebung der Tempo 50-Verordnung. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der FPÖ und ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Jetzt lasse ich noch den von den GRÜNEN eingebrachten Antrag betreffend finanzielle Förderung des nachträglichen Einbaus von Dieselpartikelfiltern in Diesel-PKW. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss für Umwelt und die Zuweisung an den Ausschuss Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Somit ist diese Post erledigt.

Es gelangt nun die Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7676 im 18. Bezirk, KatG Pötzleinsdorf. Herr GR Hora, bitte. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön, ich darf die Debatte eröffnen und Frau GRin Dipl Ing Gretner bitten.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner  Klub im Rat-
haus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte nur kurz begründen, warum wir diesen Flächenwidmungsplan ablehnen, weil ich auch denke, dass man an diesem Plan ganz gut zeigen kann, was wir immer wieder an der Stadtplanungspolitik kritisieren. Auf diesem Plan ist eine Umwidmung vorgesehen, die eine Einfamilienhausbebauung entlang eines derzeit noch vorhandenen Fußweges ermöglicht. Die Wiener Bauordnung sieht vor, dass es für jedes Wohnhaus die Möglichkeit gibt, mit dem PKW zuzufahren. Das heißt, in Wahrheit bedeutet diese Umwidmung in Bauland auch das Ende dieses Fußwegs und wir denken, dass dieses Stück Kulturlandschaft nicht zerstört werden sollte. Außerdem gibt es auf diesem Plandokument noch andere kleinere, nicht nachvollziehbare Einzelanlasswidmungen. (Unruhe im Saal, zahlreiche GemeinderätInnen diskutieren miteinander, die Rednerin findet wenig Beachtung.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Entschuldigen Sie, meine Damen und Herren, ich kann verstehen, dass nach zwei Abstimmungen über Misstrauensanträge natürlich noch eine gewisse Emotionalität im Saal vorhanden ist, und die Luft raus muss, aber ich ersuche, mit der gleichen Hochachtung auch Frau Dipl Ing Gretner zuzuhören. Bitte.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (fortsetzend): Vielen Dank. Noch dazu gab es bei diesem Plan eine zweifache Ablehnung durch den Bezirk und wir meinen, dass das gesamtstädtische Interesse, das es rechtfertigen würde, zweimal über den Bezirk drüberzufahren, in diesen Fällen nicht gegeben ist. 

Ein anderes prinzipielles Problem der Flächenwidmung in Wien ist offensichtlich auch, dass es Hunderte von Einsprüchen gegen bestimmte Widmungsänderungen gibt. Diese werden irgendwie, so mit zwei Sätzen, weggewischt, und dann gibt es gewisse Leute, die brauchen nur äußern, was Sie gerne hätten, und das funktioniert. Und man sollte sich also überlegen, wie man rechtzeitig Information, Diskussion und auch Interessensausgleich schaffen könnte. 

Die derzeitige Form der Information ist, dass man Wochen vorher ein A4-Blatt zugeschickt bekommt, dann kann man schriftlich äußern, was man gerne hätte und dann im Nachhinein erfährt man, was beschlossen wurde. Das ist aber wohl etwas zu wenig, wenn man eine aktive Demokratie leben will, wo die Menschen auch wirklich Anteil haben und mitbestimmen könnten. Danke, das war’s. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Das vorliegende Plandokument, das uns hier gegen den Widerstand des Bezirksvorstehers und der Bezirksvertretung Währing vorgelegt wird, ist ein Beispiel für die Widmungspraxis, die auch der beliebten Kennmelodie "Sie wünschen, wir widmen" zu folgen scheint: Eine singuläre Einzelwidmung nach Schaffung eines zusätzlichen Bauplatzes, für die es in den Erläuterungen des Flächenwidmungsplans nicht die geringste Erklärung gibt.

Auf der einen Seite ist es ein Widerspruch zu den Zielsetzungen sowohl des Bezirksentwicklungsplans als auch des Flächenwidmungsplans, nämlich dass die gärtnerische Gestaltung des Grünraums in dieser Villengegend zu erhalten ist. Auf der anderen Seite ist es schon ein eigenartiger Gegensatz, wenn man sich die ethische Breite in den Erläuterungen der Allgemeinen Bemerkungen anschaut, denn dort, wo es um wirkliche Umwidmungen geht, wo es um keine Bestandswidmungen geht, findet man nicht die geringste Erklärung mit Ausnahme der lapidaren Äußerung „Es soll ortsübliche Bebaubarkeit sichergestellt werden“.

Die Schaffung eines zusätzlichen Bauplatzes begünstigt den Grundeigentümer einseitig, es belastet die Anrainer, auch über die Interessen und die Einsprüche der Anrainer wurde drübergefahren so wie über die des Bezirks und man macht sich nicht einmal die Mühe zu erklären, warum man hier eine Umwidmung vornehmen kann und vornehmen möchte.

Aus diesem Grund ist es auch der ÖVP nicht möglich, dieser Umwidmung und diesem Plandokument die Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Gaal. Ich erteile es ihr.

GR Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Es handelt sich hier, wie bereits erwähnt, um einen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan im 18. Bezirk. Die Überarbeitung ist deshalb notwendig geworden, weil der jetzige Plan seine Gültigkeit mit Ende 2006 verliert und ansonsten eine Bausperre droht. Aber die bestehenden Ziele, Herr Kollege Aigner, bleiben weiterhin aufrecht und verlieren ihre Geltung nicht. Das heißt, es handelt sich hier lediglich um eine bestandsorientierte Widmung. 

Derzeit ist der Franz-Barwig-Weg, von dem hier schon öfters die Rede war, eine wichtige Fußgängerverbindung zum Pötzleinsdorfer Park und das soll auch so bleiben, denn es ist stadtplanerisch wichtig, diesen Fußweg weiter aufrechtzuerhalten und so auch die dort bestehende Baumreihe zu schützen.

Auch die Ängste der Anrainer, Herr Kollege Aigner, werden sehr wohl sehr ernst genommen und es wird nicht darüber hinweggefahren. Allerdings sind sie in diesem Fall wirklich unbegründet, denn beim Franz-Barwig-Weg wird es sicher zu keinem Durchzugsverkehr kommen, weil dort auf Grund der geringen Breite gar kein Durchzugsverkehr möglich ist. Er bleibt weiterhin eine untergeordnete Verkehrsfläche und außerdem - und das ist auch wichtig - bleibt die bestehende Einfahrts- und Ausfahrtssperre weiterhin bestehen, auch in der neuen Rechtslage.

Zusammenfassend gesagt, bleibt in diesem Gebiet alles so wie es ist. Es bleibt eine ruhige Zone, der Fußweg bleibt bestehen und deshalb gibt es aus meiner Sicht keinen Grund, diesem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan nicht zuzustimmen, denn die dort bereits vorhandene Lebensqualität und der damit verbundene Lebensstandard bleiben somit gesichert. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 56 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 57. Sie betrifft das Plandokument 7503 im 10. Bezirk. Berichterstatter ist Herr GR Hora.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument. Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und zum Wort gemeldet ist der Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Grundsätzlich ist es als Opposition der SPÖ-Stadtplanung unsere Aufgabe, Projekte und Flächenwidmungen zu hinterfragen und auf die Sinnhaftigkeit und Wichtigkeit zu überprüfen. 

Beim Poststück 57 kann man aber beim besten Willen nicht erkennen, welche Interessen hier vertreten werden. Wir haben keine Interessen der Arbeitnehmer, keine Interessen der Unternehmer, keine Interessen der Anrainer und schon gar nicht Interessen des Steuerzahlers. 

Da soll einem Industriegebäude, das seit über 20 Jahren an diesem Standort am Wienerberg steht, eine besondere Bestimmung TB7, in diesem Fall eine Dachbegrünung zu 50 Prozent, aufgezwungen werden.

Der Plan 7503 ist für uns ein hervorragendes Beispiel dafür, wie wirtschafts- und damit auch arbeitnehmerfeindlich in Wien bei Flächenwidmungen vorgegangen wird. Da wird einem renommierten Konzern wie Philips bei seinem High-Tech-Center in der Gutheil-Schoder-Straße eine Widmung aufgezwungen, die sogar den Vorstandsvorsitzenden von Philips – ich wiederhole, den Vorstandsvorsitzenden! - dazu bewegt, schriftlich eine Absiedelung in Erwägung zu ziehen. Nur zur Information: In diesem High-Tech-Campus am Standort Gutheil-Schoder-Straße werden derzeit 800 Mitarbeiter beschäftigt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die ÖVP hat sich immer für Dachbegrünungen aus ökologischen und gestalterischen Aspekten eingesetzt und wird das auch in Zukunft tun, aber bitte dort, wo es Sinn macht. Wenn ein erfolgreicher Betrieb in der fristgerechten Stellungnahme nachhaltig droht, bei Umsetzung auf Grund der zu erwartenden Kosten von bis zu 3 Millionen EUR den Standort zu wechseln, dann muss man sich erwarten können, dass mit den Verantwortlichen dieses Unternehmens Kontakt aufgenommen wird. Ich brauche nicht zu erwähnen, Kontakt ist nicht aufgenommen worden, mit dem Eindruck, als würden der Stadtrat und die Wiener SPÖ von der desaströsen Arbeitsmarktsituation in Wien unberührt bleiben.

Es ist Ihre Aufgabe, und da werden Sie mir sicher zustimmen, Arbeitsplätze nicht zu gefährden, sondern Rahmenbedingungen zu schaffen, dass High-Tech-Arbeitsplätze in Wien bleiben können.

Wir haben in Wien an die 100 000 Arbeitslose inklusive jenen, die sich in diversen Schulungen befinden. Es ist daher nicht nur wichtig, renommierte Betriebe mit High-Tech-Arbeitsplätzen am Standort Wien zu halten, sondern wir sind dazu verpflichtet. Das sollte auch das oberste Ziel der Wiener SPÖ sein.

In diesem Zusammenhang möchte ich aber eine Initiative ankündigen, die Bezirksmittelverordnung zu ändern. Es muss sich für die Bezirke auszahlen, bei Flächenwidmungen mit mehr Engagement bei der Berücksichtigung des Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandortes vorzugehen. Die Zahl der Arbeitsstätten muss in Zukunft bei der Vergabe des Bezirksbudgets höher bewertet werden. Derzeit sind sie mit ca 5 Prozent bei Top 1 festgehalten. Sinnvoll wäre es, den Prozentsatz auf 20 Pro-
zent anzuheben. Flächenwidmungsverfahren müssen wieder ein arbeitsmarktpolitisches Instrument werden, zudem wäre es ein erster Schritt, auch mehr für die Dezentralisierung zu tun.

Ich bin sehr erleichtert und das auch im Interesse des Bezirks Favoriten, dass es diesen Abänderungsantrag geben wird. Vor allem ist es schön, das Einsehen der SPÖ zu beobachten, dass die Kritikpunkte der ÖVP im Ausschuss anerkannt wurden und nun zum Wohle der Bürger umgesetzt werden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Gaal. 

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderate): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Auch bei dieser Flächenwidmung ist eine Überarbeitung dringend nötig, weil hier die gleichen Voraussetzungen zutreffen wie schon vorhin, nämlich dass die Gültigkeit der Rechtslage im Jahr 2006 endet.

Uns geht es in diesem Fall um die Sicherstellung von erforderlichen Flächen für Arbeits- und Produktionsstätten, für Gewerbe und Industrie. Darüber hinaus garantieren wir die für die Erholung notwendigen Grünflächen, und die Erhaltung des Wald- und Wiesengürtels ist uns ein besonderes Anliegen. Diesen erfolgreichen Weg der Flächenwidmung gehen wir mit diesem Plandokument auch weiter.

Daher ist es uns auch ein Anliegen, den Einwänden der Firma Philips - und nicht Ihren Einwänden, Herr Kollege Hoch, da muss ich Sie leider enttäuschen - im Hinblick auf die Erhaltung von zukunftsorientierten Arbeitsplätzen Rechnung zu tragen. 

Somit bringe ich gemeinsam mit Herrn Kollegen Hoch den Abänderungsantrag ein. 

Erwähnen möchte ich auch noch, dass diese politische Entscheidung hier jetzt notwendig geworden ist, weil die Magistratsabteilung auf Grund der rechtlichen Gegebenheiten so große Veränderungen nicht alleine entscheiden kann. 

Der Herr GR Hoch und ich stellen daher folgenden Abänderungsantrag:

„Die Besondere Bestimmung 7 mit dem Wortlaut: ,Auf der mit Besonderer Bestimmung 7 bezeichneten Fläche von Dächern, die als Flachdächer mit einer Neigung bis zu 5 Grad ausgebildet werden, sind mindestens 50 Prozent entsprechend dem Stand der technischen Wissenschaft zu begrünen.’ soll nicht festgesetzt werden.“ Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Punkt 1. Nachdem niemand mehr zum Wort gemeldet ist, darf ich die Debatte als geschlossen erklären. 

Punkt 2. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Punkt 3. Wir kommen jetzt zur Abstimmung des bereits öfters zitierten Abänderungsantrags. 

Wer für den Abänderungsantrag der Postnummer 57 ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen worden.

Somit lasse ich nun die restliche Postnummer 57 abstimmen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 59 betrifft Plandokument 7674 im 19. Bezirk, KatG Nußdorf.

Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 60 betrifft Plandokument 7623 im 18. und 19. Bezirk KatG Neustift am Walde, Salmannsdorf und Obersievering.

Herr GR Hora.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender. Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Frau Mag Feldmann, das Rednerpult gehört Ihnen.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Neustift am Walde kennen die meisten von Ihnen als einen schönen Ortsteil mit dem Flair eines alten Ortskerns. Wir schätzen und schützen die Baustrukturen dieser alten Ortskerne und uns ist besonders die Erhaltung der Lebensqualität in diesem Bezirk wichtig. Das Ortsbild in Neustift ist sowieso schon durch die Gemeindebauten der 30er Jahre durchlöchert, wie es in einem Erläuterungsbericht von der MA 21 berichtet wird. 

Aber gerade dieses Flächenwidmungsdokument entspricht nicht den Grundsatzzielen der Bezirksplanung. Für unseren Bezirk sind zwei Dinge wichtig: Das eine ist die Erhaltung des Grünraums, das andere die Zufriedenheit unserer Bürger, die Lebensqualität. 

Was legt dieser Flächenwidmungsplan fest? Inmitten einer G-Widmung planen Sie einen Weg mitten durch private Grundstücke. Das ist jetzt abgesehen von der Eigentumsrechtsfrage eine Zerstörung von Grüngebiet. Außerdem ist es sehr schwierig, da man nie weiß, wann oder ob der Durchgang überhaupt entstehen wird und für den Fall einer Veräußerung stellt es eine eindeutige Entwertung dieser Grundstücke dar. Es wäre ja fast noch besser, wenn Sie es ablösen würden, aber so ist das Ganze eine Enteignung auf Raten und die ist aus politischer Sicht eindeutig abzulehnen. Nicht nur, dass dieses Plandokument gegen den Willen der Bürger ist, haben Sie ja auch noch eine SwwL-Widmung erlassen, die sich auch gegen die Eigentumsrechte der ansässigen Weinbauern richtet. 

Dem Abänderungsantrag werden wir zustimmen, weil Sie letztendlich doch die Grundsätze von architektonischer Harmonie einhalten - nach einem kleineren Zick-Zack-Kurs ist das letztendlich ja doch gelungen - und weil es den Wünschen der Bauwerber entspricht. 

Insgesamt jedoch werden wir das Plandokument ablehnen, weil es ein Schulbeispiel für die Flächenwidmungspolitik im Bezirk ist, der wir nicht zustimmen können. - Danke! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Valentin.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich denke mir, man sollte sich bei der Frage, Diskussion Bezirk und widmende Behörde und dann auch bei der Abstimmung zwischen den Fraktionen, das möchte ich vorweg sagen, an gewisse Spielregeln halten. Ich sage das sehr, sehr bewusst, weil es Flächenwidmungen in Wien gibt und Flächenwidmungen im 19. Bezirk gibt. Und Flächenwidmungen im 19. Bezirk haben immer ein ganz besonderes Flair. Man hat den Eindruck, dass manche im 19. Bezirk, besonders der Herr Bezirksvorsteher des 19. Bezirks, das immer als unbotmäßige Ein-
mischung der Stadt empfindet. Das ist erfreulicherweise, weil dies eine Einheit ist, ein Einzelstück, aber es fällt halt auf. 

Zur gegenständlichen Geschichte ganz einfach erklärt: Was machen wir dort? Das ist im Großen und Ganzen eine Bestandswidmung. Dann ist dem Herrn Bezirksvorsteher offensichtlich entgangen, dass es eine Beschlussfassung der Stadt Wien zum Biosphärenpark Wienerwald gegeben hat und wir letztes Jahr als Biosphärenpark Wienerwald von der UNESCO anerkannt worden sind und daraus auch Schutzfunktionen gerade im 19. Bezirk notwendig sind. Und da haben wir die alte Diskussion zwischen der Landwirtschaft und den Betrieben dort, wo der Herr Bezirksvorsteher offensichtlich nicht aufklärend unterwegs ist, sondern eher tendenziell Ängste, sagen wir es einmal so, als nicht unberechtigt erscheinen lassend unterwegs ist und dass SwwL in der Widmung aussagt, dass in den landwirtschaftlich genutzten Bereichen selbstverständlich eine Widmung von Gebäuden nicht versagt wird, wenn sie der Ausübung des landwirtschaftlichen Charakters des Betriebs dient. Das haben wir in dem einen Abänderungsantrag, den ich heute einbringen werde, noch einmal herausgeschrieben. Fleißaufgabe, steht eh in der Widmung drin, ist Rechtsgut. Damit man dort die Aufregung, die lokal offensichtlich nicht gerade gemildert worden ist, in den Griff bekommt, haben wir gesagt, okay, jetzt schreiben wir extra noch hinein, wir erklären das Gesetz. Einverstanden. 

Und das Zweite ist, dass es eine Reihe von Forderungen und Einwürfen des Bezirks gegeben hat, denen man beispielsweise bei der Liegenschaft Neustift am Wald mit der Ordnungsnummer 63, das ist der zweite Abänderungsantrag, was die Baufluchtlinie und einiges mehr betrifft, nachkommt und dem Bezirkswunsch in einem Abänderungsantrag Rechnung trägt. 

Was sozusagen die allerletzte Forderung ist, das ist der Weg, den Sie da angeschnitten haben. Nun, jetzt kann man schon Klientelpolitik machen. Das ist auch gut und schön. Nur wenn man dann über Fakten hinweggeht, dann wird es auch für die Widmungsabteilung und für die Mehrheit hier im Haus, die die Verantwortung dafür zu übernehmen hat, nicht gerade einfacher. Das, was hier nicht gewidmet werden soll, ist eine Trasse, eine Einbautentrasse. Da kann man diskutieren, was man will, die ist vorhanden und ist gewidmet. Ob sie jetzt umgesetzt wird und wie sie in den Gehweg umgesetzt wird, da ist schon klar, dass natürlich die Eigentümer der Liegenschaft keine Freude mit Einbautrassen haben. Das ist auch verständlich. Nur wenn in Wien überall dort, wo Trassen über Privatgebiet laufen, deshalb nicht gebaut werden darf, was klarerweise naturgemäß die Schlussfolgerung ist, wenn wir dem nachkommen würden, dann würde vieles nicht möglich sein. Und ich denke mir jetzt einmal ganz locker und ganz ohne auf die Etikette des Hauses zu achten: Auch im 19. Bezirk kann man bei der Geschichte wirklich kein Extrawürstel braten. Das wird überall in Wien gleichermaßen gehandhabt und es ist nicht einzusehen, wenn Einzelne im 19. Bezirk eine Widmungsxenophobie haben, dass wir die dann auch ausleben müssen. 

Wir bringen diese beiden Abänderungsanträge guten Gewissens und in der Sicherheit ein, dass wir dadurch Bedenken von Bürgerinnen und Bürgern im 19. Bezirk, die unberechtigt geweckt worden ist, zerstreuen können, denn die Widmung ist in Wien überall gleich. Wir erläutern sie. Auch was die Liegenschaft mit der Ordnungsnummer 63 in Neustift am Walde betrifft, bringe ich das gerne ein. 

Ich würde mir nur grundsätzlich wünschen - und das als Schlusswort zu diesem Widmungsakt: Widmung ist oftmals ein Diskussionsprozess zwischen der Widmungsbehörde, dem Bezirk, dann schlussendlich dem Ausschuss und den Fraktionen, die im Ausschuss sind. Ich glaube, man sollte es von beiden Seiten so sehen, auch vom Bezirk - und das wird in allen Bezirken so gesehen, außer bei der von mir genannten Ausnahme -, dass Kompromiss etwas ist, wo sich beide zueinander bewegen und nicht, wo einer stehen bleibt und wartet, wie weit sich der andere bewegen wird, um schlussendlich am Ende des Tages zu sagen, den Abänderungsanträgen stimmen wir zu, dem Geschäftsstück aber nicht. Ich würde das gerne als Wunsch, nachdem im 19. Bezirk sicherlich wieder irgendwann einmal etwas gewidmet werden wird und wir dann dieselbe Diskussion wieder haben werden, was das Gesamtklima betrifft, durchaus hier auch bei meiner Wortmeldung loswerden. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung der beiden Abänderungsanträge und des Hauptantrags. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Mir liegen zwei Abänderungsanträge vor. Beide be-
treffen das Plandokument 7623. 

Der erste Abänderungsantrag ist:

„Die für die Liegenschaft Neustift am Walde ausgewiesenen Baufluchtlinien werden derart abgeändert, dass die bebaubare Fläche in direktem Anschluss an die Feuermauer des Gebäudes der Nachbarliegenschaft Neustift am Walde reduziert wird“ und so weiter. 

Wer diesem Abänderungsantrag seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Der zweite Abänderungsantrag kommt auch von der SPÖ, betrifft dasselbe Plandokument und betrifft den Punkt 4, Punkt 3 in diesem Plandokument. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ebenfalls einstimmig.

Wir kommen nun zum Geschäftsstück. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Geschäftsstück ihre Zustimmung erteilen können, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der ÖVP. 

Die nächste Postnummer zur Tagesordnung ist die Postnummer 55. Sie betrifft den Entwurf einer Verordnung des Wiener Gemeinderates bezüglich Festsetzung der Gebühren im Wiener Rettungs- und Krankentransportgesetz. 

Kollege Deutsch ist schon da. Ich bitte um die Einleitung.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Antrags. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Ebinger. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wir lehnen dieses Aktenstück ab. Ich kann das relativ kurz machen, weil es sich wieder um eine der zahlreichen Gebührenerhöhungen handelt. 

Ich habe das noch im Ohr, wie die sozialistische Stadtregierung in Wien nicht enden wollend auf die Bundesregierung geschimpft hat, dass sie auf Kosten der Ärmsten der Armen ständig alles teurer macht. Wenn ich mir dann anschaue, was alles hier in Wien teurer gemacht wird, dann ist es zumindest so, dass es um nichts besser ist. Still und heimlich Spitalskostenbeitrag bei den Wiener Spitälern, nur ein bissel, ich mache es kurz, chronologisch vom 1. Jänner 2003: 

Rettungsgebühren 1. Jänner 2003, Ambulatoriumsbeiträge 1. Jänner 2004 um 6 Prozent erhöht, Rettungsgebühren erhöht 2004, Pflegegebühren der Wiener Spitäler 2004 erhöht, Verteuerung der Applikationsgebühren bei allen Impfungen um 25 Prozent 2004, Sonderklassegebühren 2004 erhöht, Pflegegebühren der Wiener öffentlichen Krankenanstalten 1. Jänner 2005, Gebühr für die Inanspruchnahme der Wiener Rettung 2005 erhöht, Wiener Spitäler Untersuchungs- und Behandlungskostengebühren 2005 erhöht. 

Die letzten Aktenstücke von der Landesregierung: Festsetzung der Pflegegebühren für Patienten, Krankenanstalten und Kuranstalten 2006 eine Erhöhung. Begleitpersonen für die Wiener öffentlichen Krankenanstalten Pflegegebühr 2006 eine Erhöhung. Sondergebühren für die Wiener öffentlichen Krankenanstalten 2006 Erhöhung, Pflegegebühren für die Wiener öffentlichen Krankenanstalten 2006 eine Erhöhung, Ambulatoriumsbeiträge - das ist dieses riesige Konvolut - um 4 Prozent im Schnitt erhöht, manche sind runtergegangen, manche sind raufgegangen. Sie könnten natürlich sagen, das zahlt eh alles die Sozialversicherung und das trifft den Einzelnen nicht. Da gibt es aber natürlich Dinge, die sehr wohl vom Einzelnen bezahlt werden, wie zum Beispiel der Schwangerschaftsabbruch, der auch 2006 erhöht wird. 

Das ist der Grund, warum wir diesem Aktenstück nicht zustimmen. 

Ich darf ganz kurz noch auf die eingebrachten Anträge eingehen beziehungsweise Stellung dazu nehmen, einerseits zum Antrag der Frau Kollegin Pilz über die untragbaren Arbeitsverhältnisse bei der Wiener Rettung. 

Es ist heute schon ausgeführt worden, dass wir bei der Wiener Rettung eine stark steigende Zahl von Einsätzen haben, 168 000 hat die Frau Stadtrat gesagt. Da sind letztes Jahr ungefähr 11 000 zusätzliche Einsätze dazugekommen. Die Leistungssteigerung hat sich maximal bei zusätzlichen Fahrzeugen ausgewirkt, aber leider nicht bei der Steigerung des Personals, weshalb es hier zu großen Frustrationen und Überlastungen kommt. 

Wir werden diesem Antrag, dass die Mehreinnahmen aus der Neufestsetzung der Transportgebühren zur Verbesserung der Arbeitssituation der Wiener Rettung verwendet werden, zustimmen.

Weiters werden wir dem Antrag über die so genannte Platzhaltegebühr pro Besuchstag im Multiple Sklerose-Tageszentrum auch zustimmen. 

Den beiden Anträgen der ÖVP über die genaue Zusammensetzung und Überprüfung der Rettungs- und Krankentransporte stimmen wir auch zu, wenngleich ich schon ausgeführt habe, dass sich hier wie ein roter Faden durchzieht, dass sie sich jedes Jahr wie das Amen im Gebet erhöhen. Da fährt sozusagen die Eisenbahn drüber. Aber es kann nicht schaden, eine genauere Aufstellung zu haben. 

Die Frau Stadtrat hat heute erwähnt, dass es eine Projektgruppe gibt, die sich mit einer Umstrukturierung der Wiener Rettung oder mit Strukturmaßnahmen auseinander setzt. Nichtsdestoweniger hat der Antrag einen Wiener Gesundheitsplan betreffend auch etwas Positives an sich und erhöht sicher den Druck auf die Frau Stadtrat, dass das ein bissel zügiger vonstatten geht. Deswegen stimmen wir heute allem zu, wie Sie sehen. 

Jetzt kommt dann noch ein Antrag - die Frau Kollegin Puller wird das sicher noch ein bisschen ausführen -, in dem es um den Stopp der Privatisierungspläne der Bundesregierung bei der Post AG geht. Da möchte ich darauf hinweisen, dass wir hier im Gemeinderat einmal, ich glaube vor eineinhalb Jahren, eine Europadeklaration er-
lassen haben, wo im Zentrum dieser Aussagen der Eu-
ropadeklaration die Daseinsvorsorge war, also die kom-
munalen Vorsorgen, die quasi die Allgemeinheit be-
treffen, obwohl es auch aus unserer Sicht besser ist, wenn nicht alles um jeden Preis privatisiert wird. Privatisieren ja, aber nicht das, was dann unter Umständen zu einer Leistungsverschlechterung führt, weil halt nicht alles unbedingt um jeden Preis marktwirtschaftlich rechenbar ist. Dazu gehören mit Sicherheit Müll und Wasser, dazu gehören die Spitäler, dazu gehört unserer Meinung nach der öffentliche Verkehr und auch die Post. Deswegen werden wir diesem Antrag ebenfalls zustimmen. Klatschen bitte! (Beifall bei der FPÖ. – Allgemeine Heiterkeit.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Im Gegensatz zum Kollegen von der FPÖ muss ich den Applaus nicht bestellen, der kommt, der brandet hoch, sobald ich gesprochen habe (Allgemeine Heiterkeit.), enthemmt und enthusiastisch! Sie sehen, meine Reden sind einfach besser. Sie werden es nachher sehen, wie hier frenetisch applaudiert wird! 

Wir haben ein ernstes Thema, wir haben heute Morgen schon in der Fragestunde darüber geredet. Ich habe es deshalb zum Thema der Fragestunde gemacht, zum Thema der GRÜNEN, weil wir glauben, dass die Situation bei der Wiener Rettung eine ist, die hinsichtlich der Lösung der wichtigsten Belastungsprobleme, denen die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ausgesetzt sind, keinen längeren Aufschub mehr duldet. 

Die Frau Stadträtin hat ja heute Morgen sehr offen gesagt, dass sie unsere Kritik teilt, dass bei der Wiener Rettung eine zu geringe Anzahl von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen eine zu große Einsatzphasenanzahl er-
ledigen muss, dass darüber kein Zweifel besteht und dass hier offensichtlich in der Vergangenheit Strukturprobleme nicht zur Kenntnis genommen wurden und so die Belastung einfach auf dem Rücken des Personals weiter ausgebaut wurde. 

Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei der Rettung sind wirklich super frustriert. Ich habe sowohl mit Personalvertretern als auch schlicht und einfach mit Sanitätern auf der Straße gesprochen. Ich erwähne noch einmal das Beispiel, das ich heute Morgen schon angeführt habe, wo während des Wahlkampfes ein Rettungsauto, das nicht im Einsatz war, spontan bei einem Grünen-Standl stehen geblieben ist. Die beiden Herren, die hier als Sanitäter unterwegs waren, haben mir einfach erzählt, wie es ausschaut und wie schwierig es für sie ist, mit dieser Belastung umzugehen. Sie fühlen sich schlicht und einfach nicht wertgeschätzt. Sie haben den Eindruck, alles und jedes Problem, das in der Stadt nicht zu lösen ist, wird auf ihren Rücken ausgetragen und sie können sich auch nicht wehren, weil sie die Verantwortung nicht abgeben können, auch dann nicht, wenn es Einsätze gibt - und auch davon hat die Frau Stadträtin heute Früh schon gesprochen -, die nach vielem rufen, nur nicht nach der Rettung: Soziale Probleme, Konfliktprobleme, Einsamkeit, alle möglichen Gründe können der Anlass sein, die Rettung zu verständigen. In manchen Fällen ist der Dienst, den die Rettung anzubieten hat, ja gar nicht die richtige Antwort. Sie wollen, dass sie in diesem Fall auch von der Verantwortung entlastet werden und man nicht erwartet, dass sie jetzt sozusagen den Notarzt rufen oder den oder die Betroffene ins nächste Spital mitnehmen müssen. Und es muss auch - und das ist besonders wichtig - andere Einrichtungen geben, die wesentlich offensiver dafür sorgen, dass diese Dinge nicht alle bei der Rettung landen. 

Aber, und das ist das Wichtigste, wenn zu viel Arbeit auf zu wenig Schultern verteilt wird, dann gibt es Burn-out-Syndrome, dann gibt es einfach den Frust und die Leute sagen: Wie sollen wir überhaupt noch durchhalten? Unbeschadet des richtigen Ansatzes mit dieser Projektgruppe, den Strukturproblemen auf den Grund zu gehen und auch zu schauen, wie künftig die Arbeitszeiten zu regeln sind, muss - und zwar kurzfristig und nicht nach Ende von vielleicht langen Monaten der Projektbearbeitung - real vor Ort eine Entlastung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen erfolgen. 

Heuer so wie im vergangenen Jahr gab es steigende Einsatzzahlen, die mit dem bestehenden Personal erledigt werden mussten. Es gibt zu wenige Fahrzeuge. Es müssten natürlich auch Fahrzeuge mit der notwendigen Belegschaft aufgebaut werden und es muss auch endlich über das Gehaltsschema für die Sanitäter verhandelt werden. Die Verbesserung des Gehaltsschemas, die sich das Personal wünscht, ist nur unterstützenswert, denn wir wollen, dass diese Blaulichtdienste funktionieren. Wir sehen sie vielleicht immer nur dann, wenn Not am Mann und der Frau ist. Wir sollten sie aber auch dann sehen, wenn sie selber einmal „SOS“ und „Blaulicht“ schreien und das ist jetzt der Fall. 

Nehmen Sie zur Kenntnis, Frau Stadträtin, dass Sie jetzt agieren müssen und die Rettung nicht vertrösten dürfen, bis das Projekt in vielleicht ferner Zukunft fertig ist! 

Es macht mich skeptisch, dass die Auskünfte, die ich bekomme, zu widersprüchlich sind. Der Herr Dr Kaff hat vor 14 Tagen im Ausschuss ganz klar und deutlich auf meine Frage, wie es mit dem Projekt aussieht, gesagt: „Ein vorläufiger Endbericht wird in der nächsten Woche der Stadträtin vorgelegt.“ Heute Morgen, als ich die Frau Stadträtin dazu befragt habe, hat sie gesagt, weder von “vorläufig“ noch von “Endbericht“, nicht einmal von “Zwischenbericht“ ist die Rede, man stecke noch mittendrin. Und es ist schon verwunderlich, wenn der zuständige höchste Beamte, der Herr Dr Kaff, sagt: „ Wir sind kurz vorm Endbericht.", also sie haben einen vorläufigen schon fertig und die Frau Stadträtin weiß nicht einmal etwas von einem Zwischenbericht. Ich denke, die Rettung, die Sanitäter, die Personalvertretung haben ein Recht darauf, hier umfassend informiert zu werden. Klären Sie diese Widersprüche auf! Sagen Sie, was Sache ist. Sagen Sie, wie weit Sie wirklich mit Ihrem Projekt sind und binden Sie das Personal ein! Es ist halt schlicht und einfach nicht genug, wenn man hin und wieder eine Informationsveranstaltung macht. Man soll auch die Probleme benennen, die es gibt, und nicht nur darauf hoffen, dass die Menschen geduldig sind. 

Ich stelle daher den Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin wird aufgefordert, unverzüglich die Personalnot bei der Wiener Rettung durch Aufstockung und optimierte Personalsteuerung zu beseitigen,“ - und das Wort “unverzüglich“ ist hier besonders wichtig -, „die notwendige Anzahl weiterer Einsatzfahrzeuge zu installieren, das Belastungsrundschreiben zurückzunehmen und das Gehaltsschema der Sanitäter zu verbessern.“ Und weiter: „ Anlässlich dieses Poststücks, das wir hier diskutieren, fordere ich die Frau Stadträtin auf, die Mehreinnahmen, die der Gemeinde Wien durch die Neufestsetzung der Transportgebühren erwachsen, zur Gänze und nachweislich der Verbesserung der Arbeitssituation der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zuzuführen.“ 

Frau Stadträtin, Sie nehmen jährlich mehr Geld ein und nicht wenig Geld dafür, dass die Rettung ausfährt. Sie nehmen jetzt speziell Geld für die Bereitstellung bei Veranstaltungen ein. Widmen Sie dieses Geld nicht dem Gulaschtopf des Gesamtbudgets, sondern widmen Sie dieses Geld expressis verbis und dann auch nachgewiesen der Besserstellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Sie würden es Ihnen danken. Sie sollen nicht weiterhin den Eindruck haben, dass sie vertröstet werden und Ihre Probleme auf die lange Bank geschoben werden. Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Antrag. (StR DDr Eduard Schock: Der Applaus ist nicht gegeben worden!)

Ich bin ja noch nicht fertig! (Heiterkeit bei der FPÖ.) Haben Sie gehofft, ich gehe jetzt? Keine Rede davon! (StR DDr Eduard Schock: Ganz im Gegenteil! Ganz im Gegenteil!) Ich bleibe noch und muss mich, Herr StR Schock, mit einem Thema noch befassen, das auch mit Gebühren zu tun hat, aber mit Gebühren, die die ganz Armen betreffen, jene Menschen, die in Einrichtungen Gott sei Dank betreut werden, die sich darauf spezialisiert haben, als Tageszentrum für chronisch kranke Menschen, die in vielem Unterstützung brauchen, da zu sein. Es geht konkret um die Multiple Sklerose und es geht um die Caritas Socialis, die ein Pflege- und Sozialzentrum am Rennweg betreibt. Wir sind von einem Patienten kontaktiert worden, denn es gibt Gebühren, die so unfassbar sind, dass man gar nicht glauben kann, dass das in Wien passiert. Sie sollen wissen, worum es geht. 

Da gibt es einen Patienten, der ist an MS erkrankt, also Multiple Sklerose, was bedeuten kann, dass man immobil wird, Unterstützung bei vielen Leistungen des täglichen Lebens braucht und Therapien braucht. Im konkreten Fall dieses einen Patienten bedeutet es, dass er auch nicht mehr arbeiten kann. Er ist Mindestrentner mit Ausgleichszulage und hat ein Einkommen von mageren 690 EUR. Das ist echt super wenig. Denken Sie einmal kurz nach, wann sie das letzte Mal 690 EUR vielleicht für etwas, was Sie gar nicht brauchen, ausgegeben haben und es wird Ihnen bestimmt etwas einfallen. Viele Menschen leben aber von diesem Betrag. 

Dieser Patient geht mehrere Male in der Woche in das Tageszentrum am Rennweg und hat dort 6 EUR pro Tag für Mittagessen und Jause zu bezahlen. Das geht an die Caritas Socialis und das ist auch klar: Essen kostet und er trägt seines dazu bei. Dann bezahlt er 5,25 EUR für Pflege und soziale Betreuung an den Fonds Soziales Wien. Also Sie sehen, eine schmalzige Einnahme für den Fonds, 5,25 EUR. Das macht einen Tagesbeitrag von 11,25 EUR. Also für jemanden, der 690 EUR hat, ist das schon sehr, sehr viel Geld. Gut. Damit lebt der Patient und sagt, die Sache ist auch so, dass ihm diese Therapie, die er dort bekommt und auch die soziale Ansprache und so weiter sehr, sehr wichtig sind und es ist auch uns wichtig und soll uns sozialpolitisch wichtig sein, dass die Menschen unter die Leute gehen und nicht einfach zu Hause bleiben müssen. 

Aber jetzt kommt es und das ist schier unglaublich und Sie sollen es einfach wissen: Wenn man - und das ist in diesem Fall, aber auch bei anderen Patienten häufig der Fall - durch eine Infektion oder durch eine sonstige Beeinträchtigung erkrankt und zu Hause bleiben muss oder – wie Sie und ich – auch einmal ein Urlaub dazwischen kommt - also es gibt Tage, da kommt man nicht, weil man krank ist. Dann muss man kurzfristig absagen. Und dann gibt es Tage, da weiß man, dass man nicht kommt, weil man auf Urlaub fährt und da sagt man halt 14 Tage oder drei Wochen vorher, wo man es weiß, auch ab. Dann würde man normalerweise meinen, dass man in beiden Fällen, im Falle eines rechtzeitig angekündigten Urlaubs, aber auch im Falle einer überraschenden Erkrankung, diese 11,25 EUR nicht bezahlen muss, weil man ja nicht dort ist. 

Weit gefehlt, weit gefehlt, meine geschätzten Kollegen und Kolleginnen! Da ist die Caritas Socialis hartnäckig. Sie hat natürlich, das sehe ich auch ein, ihre eigenen Rahmenbedingungen, unter denen sie den Dienst erbringt. Da will ich hier meinen Vorwurf auch gar nicht an die Organisation richten, aber Faktum ist, dass die Caritas Socialis eine Platzhaltegebühr einhebt. Wissen Sie, was das ist, eine Platzhaltegebühr? (GR Günter Kenesei: Wie im Kindergarten!) Wie im Kindergarten, genau. „Der Hopf ist ja immer der Hopf“, heißt es letztlich. Das ist mein Platz und ich zahle eine Gebühr, dass mir dieser Platz gehalten wird. Vielleicht könnte man auf Stammtischen oder in Fußballstadien so etwas einführen, aber für jemanden... (GR Günter Kenesei: Als Abo!) Ja, aber, Günter Kenesei, das ist nicht witzig. Ich will das jetzt einfach sagen. Es ist nicht witzig, dass es nämlich so ist (GR Günter Kenesei: Ich habe es nur erklärt!), dass die Menschen, die auf Urlaub oder krank sind, eine Platzhaltegebühr bezahlen müssen, damit bei der Caritas Socialis, wo sie dann essen und Pflege und Therapien bekommen und so weiter, auch dafür, wenn sie gar nicht dort sind, da jetzt niemand anderer sozusagen vorrückt und man den Platz vielleicht auch gar nicht mehr bekommt. 

Der Witz an dieser Platzhaltegebühr ist - Sie erinnern sich, der von mir genannte Patient hatte 11,25 EUR Tagesgebühr, wenn er dort ist. Wollen Sie wissen, was die Platzhaltegebühr ausmacht? Mehr! Sie ist glatt mehr! Sie kostet nämlich 12,77 EUR! 12,77 EUR ist die Platzhaltegebühr! Es kommt also viel billiger, wenn man hingeht und das alles konsumiert, als wenn einem der Platz dort gehalten wird. Aber selbst Interventionen und Anregungen von offensichtlichen Besuchern, die Platzhaltegebühr geringer ausfallen zu lassen - und da gab es Schreiben an die Caritas Socialis, 6 EUR statt 12,77 EUR einzuheben -, waren auch nicht erfolgreich: „Diese Variante würde eine höhere finanzielle Belastung über das Jahr bedeuten und wird deswegen von uns nicht realisiert.“, war die Antwort. Also nein, heruntersetzen auf 6 EUR geht auch nicht. 

Die Damen und Herren, die Kunden und Kundinnen in der Caritas Socialis sind, schreiben: „In diesem Vertrag ist die Platzhaltegebühr genau geregelt. Für Abwesenheiten von bis zu zwei Wochen (Urlaub bis zu drei Wochen) wird eine Platzhaltegebühr pro Besuchstag verrechnet. Ausgenommen sind Abwesenheiten auf Grund von Krankenhausaufenthalten“ - also daheim krank gilt nicht, aber wenn man im Krankenhaus ist, dann okay – „und geplanten, mindestens einen Monat vorher angekündigten Kur- und Rehabilitationsaufenthalten bis vier Wochen jährlich.“ 

Urlaub nicht! Also nicht, wenn man krank zu Hause ist und nicht, wenn man auf Urlaub ist. Einzige Ausnahme: Krankenhausaufenthalt, Kur und Rehabilitation. Dahinter steht offensichtlich die Philosophie: Nur dann gebührt dir die Abwesenheit, sonst kann ich es nicht verstehen. Der Betrag ist maximal 20 Prozent des mit dem Fonds Soziales Wien verrechneten Tagessatzes ohne Verpflegskosten. Dann steht konkret: „Multiple Sklerose-Tageszentrum, 12,77 EUR pro Besuchstag, Stand 1. Jänner 2006.“

Also daran ist vieles zu kritisieren. Es ist zu kritisieren, dass man auf eine unmenschliche Weise Menschen, die verschuldet sind oder weil sie Gott sei Dank auch einen Urlaub machen können und ihren Platz nicht beanspruchen können, mehr verrechnet als ihnen zu verrechnen ist, wenn sie die Leistung konsumieren. Es ist nicht einzusehen - und das ist der Grund, warum ich hier darüber spreche -, dass der Fonds Soziales Wien diese Regelung hier tatsächlich durch seine Politik ermöglicht und unterstützt. Ich halte es für unabdingbar, dass die Frau StRin Brauner eine Anweisung an den Fonds Soziales Wien gibt und das ist auch der Inhalt meines Beschlussantrags: 

„Die Frau StRin Brauner möge den Fonds Soziales Wien anweisen, die Platzhaltegebühr für erkrankte Besucher des MS-Tageszentrums bei Vorliegen eines ärztlichen Attests“ - da kann man aber auch zu Hause sein – „beziehungsweise für diejenigen, die bei anderen triftigen Gründen - die rechtzeitig bekannt gegeben wurden - das Zentrum nicht aufsuchen, zu übernehmen.“

Sie und ich wissen, dass der Fonds Soziales Wien wichtige Aufgaben hat und er hat auch ein großes Budget. Es gibt einfach Lebenssituationen, da kann man nicht sagen, die Ausfallsgebühr trägt der betroffene kran-
ke, bedürftige Mensch und das ist so ein Ausnahmefall. Wir haben anderen Orts schon sehr, sehr ausführlich darüber gesprochen, dass es auch Fälle gibt, wo im Fonds Soziales Wien Geld nach Einschätzung der GRÜ-
NEN nicht auf die notwendige sparsame Weise, um es einmal so zu sagen, ausgegeben wird. 

Ich erinnere ein neuerliches Mal an die unterschiedlichen Tarife, die unterschiedliche Organisationen beziehen können oder an die großen Summen, die einzelne Hilfsorganisationen auf der hohen Kante haben, denn das geht ja dann in die Millionen. Das ist auch alles rechtens, wurde mir gesagt. Aber nicht rechtens nach meinem moralisch-politischen Verständnis ist es, Menschen eine unverhältnismäßig hohe Gebühr aus Gründen, die ich nicht nachvollziehen kann, abzunehmen. Ich sehe ein, dass die Caritas Socialis ihre Leistungen, die sie täglich erbringen muss, auch abgegolten bekommt. Eines wird sein, langfristig auch Abwesenheiten zu planen und dadurch auch Kosten sparen zu können, anderes wird aber sein, dass der Fonds Soziales Wien in die Bresche springen soll, wo unzumutbare Härten für Menschen mit 670 EUR Mindestrente und Ausgleichszulage bestehen würden. 

Nachdem ich gehört habe, dass seitens der Opposition möglicherweise von beiden Parteien den anderen Parteien zugestimmt wird, ersuche ich auch die SPÖ, da in sich zu gehen und ihr sozialpolitisches Gewissen zu zeigen und meinem Beschlussantrag zuzustimmen. 

Herzlichen Dank und jetzt ist der frenetische Applaus. (Beifall bei den GRÜNEN. – Heiterkeit bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Wir haben heute bereits ausführlich zum Thema Rettung und Krankentransport diskutiert. Wir haben auch gehört, es gibt eine eingesetzte Projektgruppe, die sich auch mit der Evaluierung beschäftigt und die neu vorgelegten Vorschläge werden uns dann von der Frau Stadträtin präsentiert. Wir freuen uns schon darauf und wollen deshalb jetzt nicht näher auf dieses Thema eingehen. 

Nur einige Punkte, auf die möchte ich sehr wohl eingehen, die betreffen nämlich den Akt, der uns vorgelegt wird. Da bedarf es von unserer Seite her einiger Forderungen der Erklärung.

Im vorliegenden Akt zum Beispiel sehen wir Erklärungen bezüglich der konkreten Zusammensetzung der Kosten und auch das Zustandekommen der einzelnen Gebühren. Nach wie vor ist für uns auch die Frage offen, aus welchen Posten sich diese Gebühren errechnen. Neben der Zusammensetzung der Kosten ist dieses Jahr auch die Anpassung der Gebühren für uns ein Rätsel. Es kommt nämlich zu sehr unterschiedlichen prozentuellen Erhöhungen. So kostete eine Ausfahrt eines Rettungswagens bisher 420 EUR und neu 422 EUR. Das ergibt nach meinen Berechnungen eine Erhöhung um 0,48 Pro-
zent. 

Die Bereitstellung eines Wagens pro Stunde kostet jetzt neu statt bisher 159 EUR 178 EUR und das ist bereits eine Erhöhung um 11,85 Prozent.

Um zu diesen Erklärungen, die uns fehlen, zu kommen, bringen meine Kollegin GRin Ingrid Korosec und ich einen Beschlussantrag betreffend die genaue Zusammensetzung und Überprüfung der Gebühren für Rettungs- und Krankentransporte mit folgendem Text ein: 

„Der Gemeinderat möge die Magistratsabteilung 15 mit der Überprüfung beziehungsweise genauen Konkretisierung und Erläuterung der Kostenzusammensetzung der Gebühren nach dem Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz beauftragen und zusammen mit einer Begründung für die diesjährige unterschiedliche Anpassung der einzelnen Gebühren dem Gemeinderat einen Bericht über die Gebührenberechnung vorlegen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir eine Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales.“ 

(Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster ist Herr GR Hundstorfer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates) Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau GRin Praniess-Kastner, die Erklärung ist relativ einfach: Lesen Sie die Wiener Abgabenordnung, dort ist das geregelt. Ob man jetzt mit der Regelung der Wiener Abgabenordnung zufrieden ist, das ist eine andere Geschichte. Ich meine, darüber kann man schon diskutieren. Fakt ist, dass die Kosten vom Gebührenspiegel der Finanzverwaltung sind, der hier übernommen wird. Und wenn wir eine Zusammensetzungsproblematik mit diesem Gebührenspiegel haben beziehungsweise mit den Inhalten dessen, dann müssen wir die Wiener Abgabenordnung angreifen. Das hat mit dem Rettungsbetrieb überhaupt nichts zu tun, das ist ein Querverweis. Also Fakt ist, dass Ihr Antrag in die Richtung der Wiener Abgabenordnung gehen sollte und dort auch hingehört.

Wir haben heute natürlich schon viel über die Rettung gehört und es ist nicht das erste Mal und wird nicht das letzte Mal sein. Es ist keine Frage, bei der Wiener Rettung ist die Situation eine nicht gerade einfache, eine relativ schwierige, aber ich würde alle ersuchen, diese schwierige Situation auch mit dem nötigen Hintergrund und mit den nötigen Fakten zu diskutieren. 

Wenn hier behauptet wird, die Mitarbeiter leiden und das ist kein Thema - hier geht es wirklich nicht einfach zu. Aber Fakt ist, 1 000 Freischichten bei 700 Mitarbei-
tern sind pro Mitarbeiter nur 1,2 Freischichten, die ins neue Jahr mitgenommen worden sind und da schaut die Relationsrechnung ein bissel anders aus. Jetzt kann man immer noch diskutieren, 1,2 sind zu viel pro Jahr, bei der Rettung ist das nicht wirklich das Thema. 

Das Thema ist nicht die Steigerung der Ausfahrtszahlen in den letzten zwei, drei Jahren, sondern eine kontinuierliche Steigerung über die Jahre. Das ist in Wahrheit das Thema. Und das nächste Thema ist, dass wir auch bei der Rettung etwas haben, was die Frau Dr Pilz schon gesagt hat und die Frau Stadträtin schon gesagt hat: Warum ist diese Steigerung? Da sollten wir uns alle gemeinsam fragen, was wir hier als Gesellschaft tun können, denn eine Antwort ist natürlich Personalvermehrung, mehr Fahrzeuge, mehr Mannschaft. Das ist eine Antwort. Die ist in der Vergangenheit sehr oft gegeben worden, weil auch hier, wenn man den Personalstand vor zehn Jahren nimmt, den Personalstand vor fünf Jahren nimmt und den Personalstand heute nimmt, wird man draufkommen, dass es hier gar keine so kleinen Steigerungsraten beim Personalstand gegeben hat. Eine weitere Steigerungsrate hat es natürlich bei den Fahrzeugen gegeben. Aber Fakt ist, dass wir Steigerungsraten bei der Zahl der Anrufe und bei der Zahl der Ausfahrten haben, die hier nicht Schritt gehalten haben. Das ist gar nicht das Thema.

Das Thema ist: Warum gibt es diese Steigerungsraten bei den Anrufen? Jetzt könnte man natürlich sagen, es ist grundsätzlich positiv und wichtig und richtig und ein Teil des Sicherheitsgefühls in dieser Stadt, wenn ich ein Problem habe, dann rufe ich die Rettung. Das ist somit grundsätzlich ja nichts Negatives. Aber klar ist, dass die Rettung zu vielen Tageszeiten schlichtweg eine Rolle übernehmen muss, für die sie nicht konzipiert ist. Sie muss Hausarzt spielen, sie muss Sozialberatung spielen, sie muss viele Dinge tun, die mit den ursächlichen Aufgaben eines Rettungsinstrumentariums überhaupt nichts zu tun haben. 

Jetzt kann ich nur alle einladen, hier mitzuwirken: Warum gibt es am Freitag um 16 Uhr gewisse Arztpraxen nicht mehr? Das ist ein Punkt. Warum gibt es gewisse Arztpraxen Samstag und Sonntag nicht? Warum haben wir hier Schwachstellen? 

Jetzt haben wir uns seit vielen Jahren bemüht - das ist ja kein neues Thema -, ein paar Dinge zu entwickeln, die jetzt einerseits in dieser Projektgruppe gelandet sind, andererseits aber auch so entwickelt wurden, wo es darum geht, wie wir gewisse Entwicklungen versuchen können zu bremsen. Ein Punkt dieses Bremsens ist eine verstärkte Kooperation und Heranführung des Ärztefunkdienstes, dass der Ärztefunkdienst sich schlichtweg auch vermehrt und dass wir den Ärztefunkdienst, der ja ab 19 Uhr abends bis zum nächsten Tag 7 Uhr Früh zur Verfügung steht und quasi der fahrbare praktische Arzt sein soll - das ist ja der Sinn und Zweck des Ärztefunkdienstes, der ja auch von der Ärztekammer so installiert wurde -, hier verstärken. Hier gibt es mit der Ärztekammer sehr gute Gespräche. Hier sind wir mit der Ärztekammer, die das intern in eine GesmbH ausgelagert hat - aber das ist Angelegenheit der Ärztekammer und hat uns nicht zu interessieren -, ganz gut unterwegs, dass es über dieses Instrumentatrium doch möglich sein sollte, eine gewisse Zahl von Anrufen zu vermeiden. Das ist ein langfristiges Projekt, schwierig und kompliziert, aber ich glaube, hier sind wir am richtigen Weg. 

Ein weiterer Punkt ist, dass wir auch der Bevölkerung klar machen müssen, bei gewissen Dingen des Lebens andere Notrufnummern zu verwenden. Das ist nicht so einfach, das ist locker gesagt und schwierig getan. Auch hier glaube ich, und das ist das, was die Frau Stadträtin heute schon gesagt und auch angedeutet hat, dass durch die neue Notrufzentrale, durch das neue Alarmierungssystem wir auch die inneren Kommunikationsflüsse zu den so genannten befreundeten Organisationen rascher bewerkstelligen werden können und diese hier auch mehr abnehmen werden als in der Vergangenheit. 

Es ist natürlich keine Frage, die Kolleginnen und Kollegen der Rettung bemühen sich natürlich auch im Interesse ihrer Sache, auf allen Ebenen hier darzustellen, was los ist beziehungsweise wie die Situation ist. Aber klar ist auch, dass wir im Vorjahr erstmalig in der Geschichte der Wiener Rettung eine Vollversammlung getätigt haben. Das hat es in der Geschichte der Rettung noch nie gegeben. Das haben wir erstmalig gemacht. Bei so einem 24 Stunden-Einsatzdienst ist es nicht so einfach, so eine Vollversammlung zu organisieren. Sie hat aber stattgefunden und ausgehend von dieser Vollversammlung gibt es auch diese Projektgruppe.

Ich möchte nur darstellen, dass diese Projektgruppe nichts Anonymes ist. Wer ist die Projektgruppe? In der Projektgruppe sind zu einem Großteil Personalvertreter, der andere Teil sind Mitarbeiter aus der Struktur, die nicht Personalvertreter sind, die sich aber bereit erklärt haben, bei dieser Projektarbeit mitzumachen. Sie sind sowohl aus dem medizinischen Sektor und dem Sanitätssektor als auch aus dem Verwaltungssektor. Alle drei Gruppen, die es bei der Wiener Rettung gibt, sind entsprechend ihrer Proportionen in dieser Projektgruppe vertreten und hier wird niemand vertröstet. Ich weiß schon und mir geht es da genauso, dass natürlich subjektiv das Empfinden da ist, dass da nichts weitergeht. Das kann ich subjektiv natürlich nachvollziehen. 

Fakt ist, dass vieles weitergeht. Fakt ist, dass es ein Bündel von Maßnahmen geben wird, weil es ja kein Patentrezept gibt. Das Patentrezept “noch fünf Autos, noch siebzig Menschen“ ist ja nicht die Lösung, weil diese Steigerungsraten, wie gesagt, jedes Jahr da sind, da sind, da sind und wir haben dort noch drei Autos und dort noch zwei Autos. 

Die Anrufsteigerungsrate ist ungebrochen und demzufolge müssen wir uns bemühen, hier auch durch andere Maßnahmen diese Steigerungsrate abzufangen beziehungsweise auf andere Maßnahmen zu verweisen, das heißt, wenn der Anruf weiterhin unter der Notrufnummer kommt, was grundsätzlich ja auch nichts Schlechtes ist, verweisen und dann muss auch sichergestellt sein, dass diese andere Einrichtung dort dann auch tatsächlich hinfährt und sich bemüht, eine Lösung herbeizuführen. Einer dieser Punkte ist unter anderem der Ärztefunkdienst. 

Ich möchte nun dazu kommen, was im Ausschuss gesagt worden ist und nicht gesagt worden ist. Frau Dr Pilz, wenn Sie sich erinnern können, habe ich dort gesagt, im März werden wir mehr wissen und im März wird es hier konkreter weitergehen. Ich würde Sie bitten und ersuchen, halten Sie sich an dieses Datum und nicht daran, dass der Chefarzt gesagt hat, es gibt einen vorläufigen Bericht. 

Es gibt einen gesamten Bericht, es wird diesen absehbar geben. Halten Sie sich an das Datum, das ich Ihnen genannt habe.

Weiters ist es natürlich klar, dass man sich von der Personalvertretung dort sehr, sehr aktiv einbringt, weil wir auch eine Situation haben, die man nicht negieren sollte. Es ist überhaupt kein Geheimnis: Ein gewisser Teil des Personals - zugegebenermaßen ein kleiner Teil, aber ein gewisser Teil - will sofort aus dem 24 Stunden-Dienst aussteigen und sagt: Danke, ich will nicht mehr, ich nehme allen Einkommensverlust, den ich habe, zur Kenntnis. Ein gewisser Teil sagt: Ich möchte aussteigen, aber der Einkommensverlust soll sich in einer gewissen Höhe befinden und nicht dramatisch sein. Die dritte Partie sagt: Der Einkommensverlust darf überhaupt nicht sein, ich will bleiben und aus, Schluss, basta!

Einen Strukturwandel haben wir bereits 2000 eingeleitet: Seit 2000 wird niemand mehr im 24 Stunden-Dienst aufgenommen, sondern es wird im Tagdienst auf-
genommen, und wir haben diesen Tagdienst verstärkt. Tagdienst heißt in Wahrheit 13 Stunden-Tag - nicht 8 Stunden-Tag, sondern 13 Stunden-Tag! -, und diese Tagdienstautos haben wir verstärkt, um unter anderem auch diese Zuwachsraten untertags abfangen zu kön-
nen. Diese Tagdienstautos sind in Wahrheit seit 2000 der Einstieg ins System, und Mitarbeiter können erst dann in den 24 Stunden-Dienst umsteigen, wenn sie vorher in diesem Tagdienst tätig waren. Erst dann steigen sie um.

Dass sich die neue Notfallsanitäterausbildung natürlich auch materiell abbilden muss, ist eine Forderung, die wir schon lange stellen. Da haben wir auch bereits Verhandlungsschritte gesetzt.

Das heißt - zum Ausgangspunkt zurückkommend -, ich würde Sie alle um etwas bitten, und ich habe das schon im Ausschuss getan. Es ist keine einfache Situation, es ist eine schwierige Situation, aber ich glaube, es ist eine Situation, in der wir alle gemeinsam mithelfen können. Am meisten können wir mithelfen, wenn es uns hier gelingt, diesen Veränderungsprozess aus dem parteipolitischen Hickhack herauszuhalten. Da habe ich den Eindruck, dass das jetzt der Fall ist. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Entschuldigung, hören Sie mir genau zu. - Da habe ich den Eindruck, dass das der Fall ist, dass wir es heraushalten können (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz) - hören Sie mir genau zu -, und ich würde Sie bitten, dass wir hier gemeinsam an der Problemlösung arbeiten.

Ich weiß, dass Personalvertretungswahlen stattfinden. Ich weiß, dass zumindest drei Fraktionen dieses Hauses irgendwie bei der Rettung verankert sind. Ich möchte die vierte Fraktion nicht animieren, sich dort auch noch zu engagieren, denn bei einer Aussendung haben Sie das mit einem Bildchen einer Mitarbeiterin des AKH ohnehin schon gemacht. Das reicht, und es ist nicht mehr notwendig. Ich weiß, dass im Zuge dieses Personalvertretungs-Wahlkampfs natürlich viele Emotionen hochkommen, das ist auch keine Frage. 

Aber Fakt ist, dass wir uns alle gemeinsam bemühen sollten. Hier kann ich alle wirklich nur einladen: Bemühen wir uns gemeinsam, auch mit den anderen Organisationen, die es in der Stadt gibt - hier vor allem auch seitens der Ärztekammer -, bemühen wir uns gemeinsam, dass gewisse Dienstleistungen auf dem Sektor der praktischen Ärzte und der niedergelassenen Fachärzte auch der Uhrzeit nach länger zur Verfügung stehen. 

Wenn uns das gelingt, ist es auch möglich, eine gewisse Zahl von Anrufen zu vermeiden. Es ist so, es ist dies ein Ringelspiel, und ein Teil dieses Ringelspiels, bei dem vieles, vieles landet, ob wir das wollen oder nicht, ist der Notruf der Wiener Rettung. Wir können uns hier nur gemeinsam bemühen, diese Steigerungsraten so in den Griff zu bekommen, dass wir uns auch darum bemühen - und hier kann ich Sie nur um Unterstützung bitten -, dass es uns gelingt, den Ärztefunkdienst zu verstärken. Wenn das gelingt, dann ist ein gewisser Prozentsatz der Einsätze schon einmal ganz automatisch weg. Wenn es uns weiters gelingt - und hier wird es bald eine Änderung geben -, auch bei der Belastungsrate eine Veränderung herbeizuführen, haben wir wiederum ein ganzes Paket von Transporten weg. 

Ich glaube, auf diesem Weg bewegen wir uns, und in diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem Akt. Die Sozialdemokratie wird einigen Anträgen nicht zustimmen, wird aber der Zuweisung bei dem Multiple-Sklerose-Antrag sehr wohl zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. - Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Jetzt zu einem anderen Thema; ich hoffe nicht, dass es vielleicht einmal passiert, dass wir auf die Idee kommen oder irgendjemand auf die Idee kommt, dass die MA 70 ausgegliedert, privatisiert oder verselbstständigt wird. Wir hoffen das nicht. Es geht um das Thema des sofortigen Stopps der Privatisierungspläne der Bundesregierung für die Post AG; meiner Meinung nach ist es ganz, ganz wichtig, dass sich der Gemeinderat zu diesem Thema positioniert. Es freut mich sehr, dass - wie Herr Kollege Ebinger es schon im Vorfeld angesprochen hat - die FPÖ auch mitgeht. Noch mehr Freude macht es mir, dass es ein gemeinsamer Antrag, ein gemeinsamer Beschlussantrag mit der SPÖ geworden ist. 

Jeder hat nun diesen Beschluss- und Resolutionsantrag vorliegen. Ich möchte nur einige Punkte als Begründung herausnehmen. Es ist ja ganz lustig - in Anführungszeichen -, dass zum Beispiel die Kosten für die Umstrukturierung der Post AG, um sie Börse-fit zu machen, sehr wohl die Allgemeinheit zu tragen hat, und insbesondere auch die Beschäftigten bei der Post. Es geht auch um vielleicht zu erwartende zukünftige Gewinne, wenn jetzt die Post AG privatisiert werden sollte. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: ...49 Prozent!) Zu Recht setzt sich die Postgewerkschaft zur Wehr und überlegt Kampfmaßnahmen, und es resultiert daraus auch, dass bei weiteren Privatisierungsschritten weitere Postamtsschließungen und eine Fortsetzung der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der Postangestellten zu befürchten sind. 

Ein paar Zahlen zur Erinnerung (Zwischenrufe bei der ÖVP.) - es sind Fakten -: Man und frau stelle sich vor, von 1996 bis 2004 ist der Stand der Beschäftigten in der Post AG von rund 35 000 auf 27 000 gesunken. Die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten hat in der Zeit von 1996 bis 2002 um 41 Prozent zugenommen. Es hat daraus auch resultiert, dass die Anzahl der Leiharbeitskräfte, die eigentlich nur zur Abdeckung in Spitzenzeiten angestellt werden sollten - zum Beispiel zu Weihnachten -, laut Personalvertretung auf durchschnittlich 821 im Jahre 2002 angestiegen ist, während absurderweise gleichzeitig Postbedienstete abgebaut wurden. 

Es ist außerdem die Atypisierung der Beschäftigungsverhältnisse bei der jetzigen Post AG in den vergangenen Jahren rasant angestiegen. Durch den Personalabbau an den großen Dienststellen von bis zu 20 Pro-
zent und die damit einhergehende Unterbesetzung sind teure Überstunden vor allem bei ZustellerInnen allge-
genwärtig. Das sind Fakten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren!

Es ist auch Fakt, dass sich durch die im Hinblick auf den Börsegang vorgenommenen Strukturveränderungen der Druck auf die Beschäftigten deutlich erhöht hat und ein massiver Abbau von ArbeitnehmerInnen stattgefunden hat. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es ist so, dass - und das weiß hier, glaube ich, der Großteil außer der ÖVP -, sollte es zu weiteren Privatisierungsschritten kommen, sich die beschriebenen Tendenzen deutlich erhöhen werden.

Darum stellen wir folgenden Beschlussantrag, eingebracht von Ingrid Puller und Maria Vassilakou seitens der GRÜNEN sowie von Herrn Harwanegg und Herrn Schuster seitens der Sozialdemokraten:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, die Privatisierungspläne für die Post AG zu stoppen und dafür zu sorgen, dass Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interessen im Allgemeinen sowie, aus gegebenem Anlass, die Post AG im Besonderen weiterhin in öffentlicher Hand bleibt, dass das Bundesbudget nicht auf dem Rücken der PostmitarbeiterInnen und der Allgemeinheit zugunsten privater AktionärInnen saniert wird, dass die Pläne für einen Börsegang der Post AG zurückgenommen werden und dafür gesorgt wird, dass dieser wichtige Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interessen weiter allen Menschen zu leistbaren Preisen flächendeckend zur Verfügung steht.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages." - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die für diesen Antrag sind, um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Für die Postnummer! - GR Heinz Hufnagl: Die eigentliche Postnummer!) Die eigentliche Post, das Geschäftsstück! - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Ich komme jetzt zu den vier Beschluss- und Resolutionsanträgen, die abzustimmen sind.

Zuerst lasse ich über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend untragbare Arbeitsverhältnisse bei der Wiener Rettung abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das hat keine Mehrheit, es ist gegen die Stimmen der SPÖ abgelehnt.

Ich komme nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Multiple-Sklerose-Tageszentrum im CS Pflege- und Sozialzentrum Rennweg. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme weiters zu dem Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend genaue Zusammensetzung und Überprüfung der Gebühren für Rettungs- und Krankentransporte. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich, die Hand zu heben. - Der Antrag ist abgelehnt, Zustimmung kommt nur von der ÖVP, der FPÖ und den GRÜNEN.

Ich lasse jetzt abstimmen über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN und der SPÖ betreffend sofortigen Stopp der Privatisierungspläne der Bundesregierung für die Post AG.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der SPÖ, FPÖ und GRÜNEN angenommen.

Damit kommen wir zu den nächsten Geschäftsstücken.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 1, 2, 4, 8, 9, 10, 11, 22, 23, 24 und 25 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine sowie einen Rahmenbetrag über die Förderung von Aktivitäten im Rahmen der Frauenförderung - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher die Berichterstatterin, Frau GRin Frauenberger, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Erlauben Sie, dass ich in meinem Redebeitrag gleich auch die Geschäftsstücke 17, 18 und 19 des nächsten Tagesordnungspunkts mit einbeziehe. Ich müsste mich sonst wiederholen, und ich glaube, die Zeit ist so weit fortgeschritten, dass das nicht besonders sinnvoll ist. Es ist ja auch nicht sehr angenehm, alles doppelt zu hören. 

Was für alle Subventionen dieser vorliegenden Vereine - seien es jetzt Vereine, die sich der Frauenförderung, der Frauenbetreuung verschrieben haben, oder Vereine aus dem Integrationsbereich - gilt, ist der wirtschaftliche Aspekt. Wir sehen diesen äußerst kritisch. Es gibt für die Tätigkeiten - wenn Sie die einzelnen Akten durchlesen: Die Betreuung, die Begleitung, die Information und die Beratung für Frauen, für Migrantinnen und Migranten, für Schüler aus dem Bereich der Zuwanderer - eine Reihe von öffentlichen und halböffentlichen Einrichtungen in Wien, die meiner Ansicht nach diese Beratungs-, Informations- und Betreuungsaufgaben recht gut und ausführlich erfüllen. Wir haben Einrichtungen der Stadt, Einrichtungen des Bundes, der Kammern, des AMS oder beispielsweise der Volkshochschulen. 

Dazu kommen jetzt - und das sieht man, wenn man sich die letzten Jahre anschaut, in zunehmendem Ausmaß - eine Reihe von Vereinen, die wieder alle ihre eigene Infrastruktur haben, wofür Personalkosten, Mietkosten, die Ausstattung der Büros und so weiter erneut anfallen. Diese Vereine können nur bestehen, wenn sie kräftige Subventionen bekommen: Subventionen von den Steuerzahlern, Subventionen nicht nur von der Stadt Wien, sondern auch Subventionen aus dem Bundesbereich, von Kammern und bis hin zur EU. 

Das heißt, es gibt eine Reihe an Mehrfach-Subventionen für all diese Vereine oder für einen Großteil dieser Vereine - liest man sich die Akten genau durch -, und zu diesen Mehrfach-Subventionen kommen auch noch Förderungen, die Doppelt-, Dreifach- oder Mehrfach-Finanzierungen für die einzelnen Vereine bedeuten, weil diese Vereine einerseits selbst gefördert werden, weil einzelne Projekte gefördert werden und weil dann noch Dachverbände oder Trägerorganisation und Netzwerke gefördert werden, zu denen diese Vereine ihrerseits wieder dazugehören. Hier ist also ein fast undurchschaubares Subventionsnetzwerk entstanden. Ich glaube, das kann nicht im Sinn der Steuerzahler sein, und zu diesem System sagen wir ein klares Nein! (Beifall bei der FPÖ.)
Dieses System ist kostenintensiv. Ich denke, wenn die öffentlichen und halböffentlichen Strukturen nicht ausreichen, um entsprechende Tätigkeiten der Beratung, Betreuung und Information vorzunehmen, dann muss man sie entsprechend ausbauen und adaptieren. Aber das geht nicht über die Schiene dieser unglaublich vielen Vereine. Ich verweise jetzt nur auf die 14 Subventionen, die wir ablehnen - das heißt, es sind nicht alle, die heute zur Abstimmung stehen, sondern wir nehmen ja auch einige Anträge an, und dann kommen noch viele Subventionen im Laufe des Jahres dazu -: Nur heute sind es, allein für diese 14 Subventionen, 2 287 985 EUR. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist zu viel! (Beifall bei der FPÖ.)
Im Punkt 2 komme ich zum Inhalt, zum Inhaltlichen dieser Vereine. Hier zieht sich der Faden auch von den Frauenvereinen, die ich eigentlich lieber feministische Vereine nennen möchte, bis hin zu den Vereinen, die sich der Integrationsarbeit verschrieben haben, wobei sich in weiten Bereichen diese Tätigkeiten durchaus überschneiden und vernetzen. (GR Mag Rüdiger Maresch: ...Verein deutscher Mädchen, oder was?) Nein, ich sage auch: Radikaler Feminismus, wie ihn manche dieser Vereine leben, ist wirklich Schnee von gestern und hilft den Frauen überhaupt nicht! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir wissen doch - und das ist dokumentiert -: Was ist denn das, was die Frauen am meisten brauchen und wünschen? Das ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, das ist ein Arbeitsplatz, vielleicht möglichst im Wohnumfeld, das sind ausreichende und gerechte Bezahlungen, Chancen, finanzielle Sicherheit und auch Sicherheit im öffentlichen Leben. 

Ich glaube wirklich, nein, ich bin fest davon überzeugt, dass die Erforschung feministischer Geschichte und Modelle jedem unbenommen sein mag. Wenn einer eine Diplomarbeit darüber schreiben kann oder wenn sich ein Verein damit beschäftigen will, na bitte, selbstverständlich, das soll jedem unbenommen sein. Nur glaube ich wirklich nicht, dass als Arbeit für die Frauen, als Tätigkeit im Sinne der Frauenpolitik, die helfend und stützend dort eingreifen soll, wo Frauen die Unterstützung wirklich brauchen, diese Modelle hilfreich oder der richtige Weg sind, und ich glaube nicht, dass Frauen, die in Not sind, die Fürsorge bei Gewalt brauchen, beispielsweise von dieser Erforschung feministischer Modelle wirklich profitieren. 

Wir sagen also zu diesen Vereinen beziehungsweise ihrer Subventionierung ein klares Nein. Wir sind aber - und das möchte ich schon auch sagen - dort, wo es notwendig ist, wo Unterstützung, Hilfe und Sicherheit geboten werden, wie etwa bei den Frauenhäusern, wie etwa bei Vereinen, die sich um misshandelte und missbrauchte Frauen und Mädchen kümmern, immer dafür und haben das auch durch unsere Zustimmung dokumentiert. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Integrationspolitik, die von vielen Vereinen in Wien betrieben wird, ist eine, die unserem Verständnis von Integrationspolitik diametral entgegenläuft. Wir verstehen Integrationspolitik - und ich glaube, da sind wir wirklich mit vielen, vielen Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt einer Meinung - als Eingliederung und als Anpassung an die hiesigen Sitten, Gebräuche und Gepflogenheiten, aber nicht als Förderung von Parallelgesellschaften. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich glaube, damit ist auch diese Vielzahl von Vereinen, die jetzt zunehmend entstehen oder die es auch schon über viele Jahre gibt, und ihre doch recht kräftige Subventionierung verbunden, weil diese Vereine Trägerorganisationen für eine Integrationspolitik sind, die zunehmend in anderen Begriffen dargestellt wird. Wir sprechen ja schon fast nicht mehr von Integration, sondern viel lieber von Diversität, also von Vielfalt. Wir sprechen gar nicht mehr von einer multikulturellen Gesellschaft, sondern es hat ein neuer Begriff Platz gegriffen: Die Transkulturalität. Was ist damit gewünscht? Das Verändern unserer Gesellschaft durch bewusst verstärkten Einfluss der Kultur und der Lebensweise der Zuwanderer! Und die Vereine - denn die öffentlichen Institutionen können das nicht machen - sind die Trägerorganisationen für diesen politischen Wunsch. 

Der Weg kann aber nicht wegführen von Anpassung und Eingliederung, hin zu einem Nebeneinander, zu einer Koexistenz, die dann vielleicht auch stärker zu einem Gegeneinander führt, zur Gründung von Parallelgesellschaften. Es kann auch nicht so sein, dass die Menschen, die hierher kommen, ganz bewusst dazu angehalten werden - nicht nur, weil sie es selbst wollen, sondern weil sie gerade über die Schiene dieser Vereine noch dazu angehalten werden -, in ihren Kulturen und Traditionen zu verharren. 

Das Ereignis von Linz - jetzt mögen Sie sagen, das war in Linz und das geht uns in Wien nichts an, aber es geht uns in Wien schon etwas an -, dass moslemische Väter die Lehrerinnen ihrer Kinder zwingen wollten, Kopftücher zu tragen und sich anzupassen, kann in Wien genauso passieren, das ist nicht auf Linz allein bezogen! Ich glaube wirklich, dass das etwas ist, das wir nicht fördern dürfen und dem wir im Gegenteil entgegenwirken dürfen. (GRin Martina LUDWIG: Was hat das mit Frauenrechten zu tun?) Das hat schon damit zu tun, weil das über diese Vereine transportiert wird. 

Wer hier leben will - das muss das Motto sein -, muss sich unserer Leitkultur anpassen. Wir wollen es den Wienerinnen und Wienern nicht zumuten, für diese Institutionen auch noch so viel Steuergeld zu investieren, dass ganz genau das Gegenteil von dem erfolgt, was wir unter sinnvoller Integrationspolitik verstehen.

Dass Sie das sehr leicht nehmen und, so glaube ich, den Umfang des Konfliktpotentials gar nicht wirklich erkennen, zeigt eine Aussage des Herrn Bürgermeisters in einem "NEWS"-Interview, worin er meint, dass es sich nur um 700 Schüler in Wien handelt, die problematisch sind bezüglich des Könnens der Sprache oder weil sie eben zugezogene Ausländer sind. Wenn man sich die Zahlen für das Schuljahr 2004/2005 anschaut - das ist eine der letzten Statistiken -, dann haben wir da ganz andere Zahlen. Es sind insgesamt, auf die Pflichtschulen bezogen, 70 437 Schülerinnen und Schüler, die nichtdeutscher Muttersprache sind, das sind 32,8 Prozent insgesamt, auf die Pflichtschulen bezogen, 52,9 Prozent im Polytechnikum, 50,6 Prozent in den Hauptschulen, 43,4 Prozent in den Volksschulen. Das ist ein sehr, sehr hoher Anteil, und es ist ganz klar, dass das mit Konflikten verbunden ist. Dem ist entgegenzuwirken, aber nicht dadurch, dass Vereine auch noch mithelfen, gegen eine Eingliederung in und eine Anpassung an unsere Gesellschaft zu wirken!

Ich komme noch ganz kurz auf die Wiener Integrationskonferenz - praktisch ein Trägerverein, den wir heute auch fördern - zu sprechen. Hier ist es problematisch zu sehen, dass es Vereine beziehungsweise Proponenten von Vereinen gibt, die sich, sagen wir einmal, einerseits an der Grenze der Legalität bewegen beziehungsweise eine ganz deutliche Nähe zum Extremismus haben. Ich ziehe kurz an: Michael Genner mit dem Verein "Asyl in Not", der mehrfach zum Gesetzesbruch aufgerufen hat. Ich nehme als Beispiel "Bunte Demokratie für alle", wo Charles Ofoedu als Geldwäscher verurteilt worden ist; den Verein "Saykom", der seine PKK-Nähe nie losgeworden ist; die Organisation LEFÖ, die dafür bekannt ist, dass sie auch illegale Prostituierte unterstützt; den Verein "Solmit", der das islamische Gymnasium betreibt und der selbst von türkischen Zeitungskommentatoren als Keimzelle des Islamismus betrachtet wird (Zwischenrufe bei der SPÖ.), und letztlich, weil wir von A bis Z gehen, den Verein “ZARA“, der sich ja der Denunziation verschrieben hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe hiermit zusammengefasst, warum wir im Sinne der Wienerinnen und Wiener, im Sinne der Steuerzahler diese Vereins-un-kultur, die zunehmend Platz greift und sehr, sehr viel Geld verschlingt, als Freiheitliche nicht unterstützen werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. - Bitte.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Eigentlich wollte ich mit dem Punkt beginnen, dass heute auch eine ganze Reihe von sehr sinnvollen und renommierten Frauenprojekten und Frauenförderprojekten auf der Tagesordnung steht. Angesichts des Debattenbeitrags meiner Vorrednerin sehe ich mich gezwungen, auch zu ihrem letzten Punkt etwas zu sagen, nämlich zu den angeblich extremistischen Vereinen. Ich verzichte freiwillig darauf, diese Behauptung, Integration würde in Eingliederung in eine Mehrheitsgesellschaft bestehen, zu beantworten. Darauf werde ich nicht eingehen, ich glaube, diese extremistische Haltung richtet sich sozusagen von selbst. (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Der Verein “ZARA“ ist ein Verein, der aus sehr engagierten Menschen zusammengesetzt ist, die teilweise in schon jahrelanger Selbstausbeutung versuchen, Opfern und Betroffenen von rassistischer Diskriminierung zu helfen. Er ist weit entfernt davon, irgendwen zu denunzieren, sondern er leistet sehr sinnvolle Menschenrechts- und Antirassismusarbeit. 

Ich werde nicht auf jeden Verein und auf jede Person eingehen, die Sie von hier aus zu denunzieren versucht haben. Es ist so viel dazu zu sagen, dass diese Vorwürfe von wegen Extremismus oder Islamismus zuerst einmal belegt werden müssen, bevor sie von hier aus, von diesem Pult im Gemeinderat aus, in die Öffentlichkeit gestreut werden. Denn die Menschen, müssen Sie sich vorstellen, sind durchaus fähig und in der Lage, sich gegen Rufmord zu wehren und auch gerichtliche Schritte zu setzen. (Beifall bei den GRÜNEN und von GemeinderätInnen der SPÖ.)
Zum ersten Punkt, zu den Frauenprojekten: Es geht unter anderem um "Frauenhetz", um "EfEU", um "FIBEL" und um andere Projekte, die seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten sehr sinnvolle Empowerment-Arbeit leisten, also Hilfe zur Selbsthilfe, Hilfe für die Selbstermächtigung von Frauen egal welcher Herkunft. Wir finden, dass diese Arbeit, wenn man Frauengleichbehandlung und Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern ernst nimmt, eine sinnvolle und förderungswürdige Arbeit ist. 

Umso weniger verstehen wir die Haltung der ÖVP, die sowohl im Integrationsausschuss als auch im Stadtsenat argumentiert hat, Gender Budgeting sei noch nicht umgesetzt, und deshalb seien diese Frauenprojekte abzulehnen. Diese Haltung ist für uns schlicht und ergreifend nicht nachvollziehbar. Gerade wenn man Gender Budgeting und Frauengleichbehandlung und –gleich-
berechtigung ernst nimmt, muss man und frau eben Geld in die Hand nehmen und konkrete Frauenprojekte fördern. Es wäre ganz sicher zu wenig, nur von Gender Budgeting zu reden und auf der anderen Seite Frauenprojekte sozusagen dumm sterben zu lassen, sie nicht zu fördern und ihnen die Förderung und Unterstützung zu entziehen. Wir werden den Frauenprojekten, die heute auf der Tagesordnung stehen, selbstverständlich zu-
stimmen. (Beifall bei den GRÜNEN und von GemeinderätInnen der SPÖ.)
Damit komme ich zum zweiten Punkt, nämlich zu den Migrantenvereinen, die auf der Tagesordnung stehen. Konkret geht es um "Miteinander Lernen", "Peregrina" und LEFÖ. Das sind Vereine, die teilweise seit über 20 Jahren Pionierarbeit leisten. LEFÖ wurde hier von meiner Vorrednerin kritisiert, weil sie es dort wagen, auch illegale Sexarbeiterinnen zu unterstützen. Ich frage von dieser Stelle aus ganz offen: Wäre es Ihnen lieber, dass illegalisierte, teilweise nach Österreich gehandelte Frauen - also Frauen, die von Frauenhandel und Menschenhandel betroffen sind - ohne Unterstützung bleiben und Menschen ausgeliefert sind, die ihre Rechtslage ausnützen, sie zu Prostitution zwingen und sozusagen auf ihrem Rücken Geld verdienen? Wäre Ihnen das lieber? - Ich hoffe nicht!

Wenn wir das nicht wollen, dann brauchen wir eben Vereine wie LEFÖ, die Sexarbeiterinnen ganz konkret - auch ohne zu schauen, ob sie legal oder illegalisiert sind - unterstützen und ihnen eine Hilfe sind. Selbst wenn Sie nicht aus menschenrechtlicher Perspektive dafür sind, sollten Sie zumindest aus gesundheitspolitischer Perspektive dafür sein. 

Konkret zu "Miteinander Lernen", "Peregrina" und LEFÖ: Diese Vereine bekommen wieder einen Dreijahresvertrag, was sehr unterstützenswert ist. Was allerdings bei allen diesen Postnummern kritikwürdig ist, ist, dass die Vereine eine bloße Budgeterhöhung von 2 Pro-
zent bekommen. Alle diese Vereine haben vor den Verhandlungen deponiert, dass sie mehr als eine zweiprozentige Budgeterhöhung bräuchten, weil allein die Erhöhung der Mietkosten und der Personalkosten - Stichwort Bienniensprünge - diese Erhöhung von 2 Prozent sozusagen auffrisst. Daher sind die Vereine gezwungen, neue Einkommensquellen beziehungsweise neue Förderquellen aufzutreiben, weil ihre konkreten und faktischen Kosten von der Förderung nicht gedeckt werden können. 

Zweiter Punkt: Psychologische Beratung und Therapie, teilweise in der Muttersprache. Das war vor zirka eineinhalb Monaten im Gemeinderat ein Thema, es wurde von uns zum Thema gemacht. Damals haben wir auch angesprochen und deponiert, dass mehr Förderung von Initiativen nötig ist, die Therapie für Migrantinnen und Migranten - vor allem für Migrantinnen mit kleinem i - in der Muttersprache anbieten, und dass diese Unterstützung gestärkt werden muss, weil der Bedarf viel größer als das Angebot ist.

Ein Beispiel: In ganz Wien haben wir kein einziges muttersprachliches Therapieangebot und psychologisches Beratungsangebot für arabischsprachige Frauen. Wenn Frauen, die der deutschen Sprache noch nicht mächtig sind, psychische Probleme haben, gibt es ganz wenige Initiativen, bei denen sie Unterstützung finden. Der Verein "Peregrina" hat mich darüber Informiert, dass Krankenhäuser auch überfordert sind durch psychische Probleme von Migrantinnen und Migranten, die sie auf Deutsch nicht betreuen können. So werden beispielsweise türkische Patientinnen zu "Peregrina" geschickt, obwohl "Peregrina" aufgrund der Fördersituation nicht die Möglichkeit hat, psychologische Betreuung in Türkisch anzubieten. 

Mit anderen Sprachen schaut es eigentlich genauso schlecht aus. Das heißt, wir haben konkret das Problem, dass wir ein größeres mehrsprachiges Therapie- und psychologisches Beratungsangebot in Wien brauchen. Das erfordert auch Geld, und mit einer bloß zweiprozentigen Budgeterhöhung dieser MigrantInnen-Vereine werden wir das leider nicht schaffen. 

Mein dritter und letzter Punkt behandelt die EU-Richtlinie für lang ansässige Drittstaatsangehörige, deren Umsetzungsfrist gestern abgelaufen ist. Seit gestern muss die Richtlinie also sowohl im Bundesland Wien als auch im gesamten Bundesgebiet umgesetzt sein. Nach diversen Anträgen von uns in den letzten Jahren hat die Wiener SPÖ jetzt beschlossen - nicht zuletzt aufgrund der EU-Richtlinie, schätze ich einmal -, die Gemeindebauten zu öffnen. Wir gehen davon aus, dass die Ankündigungen, die von den Stadträten und Stadträtinnen gemacht wurden, dass Menschen, die ein unbefristetes Visum haben, auch eine Gemeindewohnung werden beantragen können, eingehalten werden. Das werden wir uns auch ganz genau anschauen.

Wo wir noch immer Umsetzungsdefizite sehen, ist die Sozialhilfe. Unserer Meinung nach muss das Wiener Sozialhilfegesetz novelliert werden, damit es auch die EU-Richtlinie wirklich umsetzt. Last but not least geht es aber auch um die konkrete Praxis, um den Vollzug. 

Deshalb möchte ich hiermit folgenden Beschlussantrag einbringen: Anpassung der Sozialhilfebestimmungen und des Vollzugs in Wien betreffend lang ansässige Drittstaatsangehörige gemäß der genannten EU-Richt-
linie. Da die Richtlinie seit gestern umgesetzt sein muss, stellen wir den Antrag, dass der Wiener Gemeinderat beschließt, dass die zuständigen Stellen der Gemeinde Wien sicherstellen, dass lang ansässige Drittstaatsan-
gehörige gemäß EU-Richtlinie 2003/109/EG spätestens mit heute, 24.1.2006, bei der sozialen Sicherheit und beim Bezug der Sozialhilfe wie österreichische Staatsan-
gehörige behandelt werden. Das ist nämlich das, was die Richtlinie vorschreibt und vorsieht. 

Die Anpassung der Praxis an die EU-Richtlinie bedeutet aber auch, dass Informationen in Broschüren oder auch auf diversen Homepages der Stadt Wien oder der Magistratsabteilungen der neuen Rechtslage und dem veränderten Vollzug anzupassen sind.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Der letzte Antrag bei diesem Tagesordnungspunkt betrifft auch die Umsetzung der EU-Richtlinie. Wir sind der Meinung, dass es zu wenig ist, in bestimmten Punkten die Richtlinie umzusetzen und dann darüber zu schweigen. So kann man sicher nicht dafür sorgen, dass die Betroffenen auch über ihre Rechte informiert werden. Wir wollen sichergehen, dass die Stadt Wien sich aktiv engagiert in dem Punkt, dass Betroffene von diesen neuen Rechten erfahren und dass sie nicht angewiesen sind auf irgendwelche Winkelschreiber, die sie bezahlen müssen, damit sie zu Informationen kommen. Es muss das Anliegen der Gemeinde Wien sein - nicht zuletzt angesichts der propagierten Diversitätspolitik -, dass Betroffene ausreichend und auch richtig über ihre Rechte informiert werden.

Deshalb stelle ich einen Antrag betreffend aktive Informationspolitik der Stadt Wien zu den Rechten von Drittstaatsangehörigen gemäß EU-Richtlinie. Darin fordern wir eine Informationskampagne inklusive Informationsveranstaltungen in den Bezirken zu den konkreten Rechten. Da die Richtlinie seit gestern umgesetzt sein muss, beantragen wir die sofortige Abstimmung. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich erteile das Wort nun Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe, was unser Abstimmungsverhalten betrifft, schon im Ausschuss erklärt, dass wir bezüglich der valorisierten Dreijahresverträge traditionell negativ gestimmt haben und dieses Mal eine Differenzierung vorgenommen haben. Ich werde erklären, warum wir das getan haben. Im Bereich des Gewaltschutzes empfinden wir das als sinnvoll, weil eine bessere Planbarkeit von Sicherheit für die betreffenden Institutionen erreicht werden kann. 

Mir ist klar, dass alle anderen Institutionen und Vereine auch gerne Dreijahresverträge hätten. Aber wir finden nicht, dass das in jedem Bereich notwendig ist, weil der Aufwand einer jährlichen Budgeterstellung und Einreichung für einen Verein in unseren Augen ein zumutbarer ist und eine Überschaubarkeit gibt. 

Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen und wieder einmal darauf hinweisen, dass frauenspezifische Budgets in allen Magistraten und Ausschüssen und Dienststellen eingerichtet gehören, weil ja ein Großteil des Gesamtbudgets der MA 57 für die Frauenhäuser zweckgebunden ist und dann ein relativ geringer Teil für die restlichen Bereiche übrig bleibt. Längst schon gehört die Subventionierung verschiedener Vereine themenmäßig den zuständigen Magistraten und Ausschüssen zugeordnet und von einer generellen Koordinationsstelle, wie wir sie vorgeschlagen haben, von außen koordiniert. 

Dazu gehört in Wien auch ein Gender-gerechtes Budget, um die Gender-Perspektive in allen Stadien der Budgeterstellung einzubringen. Die Implementierung von Gender Budgeting im Budgetanschlag 2006 ist ein erster Schritt, den wir sehr begrüßen. Aber eigentlich finden wir, dass das nur ein sehr kleiner, zaghafter Schritt ist, ein so genanntes Schritterl. 

Im Rahmen des Beschlusses vom Europarat 98 haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, Gender Budgeting in alle politischen Entscheidungen und Handlungsabläufe zu integrieren. Wir haben in einem Beschluss- und Resolutionsantrag im Dezember 2005 flächendeckende Schulungsmaßnahmen für alle Einrichtungen ge-
fordert, einen Bericht, in dem die wichtigsten Chancen-Ungleichheiten dargestellt werden, die Erstellung eines Katalogs zur Förderung der Gleichstellung und zum Abbau der Chancen-Ungleichheiten sowie die Erstellung von Arbeitsprogrammen in den einzelnen Magistraten. 

Der Ansatz, das Prinzip der Geschlechtergerechtigkeit in alle Politikfelder zu integrieren, ist spätestens seit der Weltfrauenkonferenz in Peking bekannt. Wir wissen alle, dass die Umsetzung nur erfolgreich sein kann, wenn es einen Top-Down-Ansatz gibt. Es wäre schön, wenn Wien auch mit der Bundesverwaltung gleichziehen könnte; dort ist durch zahlreiche Informationsveranstaltungen, Schulungen und Workshops Gender Mainstreaming in alle Ministerien eingebracht worden. Es gibt über 60 erfolgreiche Pilotprojekte, die großteils umgesetzt und konkretisiert sind. Ich bitte Sie noch einmal, dass wir in Wien vielleicht etwas schneller mit diesem Prozess 
vorankommen, sodass wir mit der Bundesverwaltung gleichziehen können und Gender Mainstreaming als selbstverständliches Instrument für die Planung und Erstellung öffentlicher Haushalte implementieren können.

Ich flitze jetzt zur Postnummer 10 betreffend Information von Drittstaatenangehörigen und bringe gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Sirvan Ekici einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein. Ein wesentliches Charakteristikum der Stadt Wien ist, wie wir alle wissen, ihre kulturelle und gesellschaftliche Vielfalt. Aus der Sicht der Stadtregierung ergeben sich aus dieser Vielfalt und den europarechtlichen Rahmenbedingungen hinsichtlich der Behandlung von Drittstaatenangehörigen administrative Verpflichtungen, in diesem Fall im Bereich der Informationspolitik. Es ist die Aufgabe der zuständigen Stellen in der Verwaltung, die aufenthaltsberechtigten und seit fünf Jahren legal niedergelassenen MitbewohnerInnen, die aus einem Drittstaat stammen, ebenso ausreichend wie ihre inländischen MitbewohnerInnen über die verschiedenen Rechte in den Bereichen Soziales, Bildung und Wohnen zu informieren.

Ich bringe hiermit den Beschlussantrag ein:

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass für alle aufenthaltsberechtigten und seit fünf Jahren legal niedergelassenen MitbewohnerInnen, die aus einem Drittstaat stam-
men, in sämtlichen öffentlichen Einrichtungen und Stel-
len der Stadt Wien entsprechendes mehrsprachiges In-
formationsmaterial hinsichtlich der Rechte aus den Be-
reichen Soziales, Bildung und Wohnen aufliegt. 

Darüber hinaus möge der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien dafür Sorge tragen, dass die MitarbeiterInnen der Stellen der Stadt Wien hinsichtlich der Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen und deren Rechten geschult und regelmäßig informiert werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ludwig. - Bitte.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ganz kurz zu Ihnen, Kollegin Feldmann: Ich habe mich jetzt nicht ganz ausgekannt, weil Sie bei den Budgetdebatten immer sagen, dass die MA 57 zum Teil für einzelne Geschichten zu wenig Budget hat. Jetzt haben Sie gesagt, das gehört überhaupt alles aufgeteilt und nicht zentriert, man soll es zuordnen. Ganz habe ich mich also nicht ausgekannt. 

Trotzdem wollte ich Ihnen noch sagen, dass Gender Budgeting und Gender Mainstreaming in der Stadt Wien stattfinden. Das gibt es, und das gibt es nur in Wien! Das sei hier auch einmal gesagt, da sind wir Vorreiterin. Was Sie einfordern, findet hier in Wien statt, und ich hoffe, dass viele diesem positiven Beispiel folgen werden. 

Noch dazugesagt, und das halte ich immer für ganz wichtig: Gender Mainstreaming oder Frauenförderung - das ist nicht die Frage, weil das eine mit dem anderen nicht viel zu tun hat. Beides ist notwendig, Wien tut beides, und darauf bin ich hier in dieser Stadt ganz besonders stolz. (Beifall bei der SPÖ.)
Am Rande sei erwähnt, Frau Kollegin Feldmann, dass die Frauenministerin nur - und ich bin mir gar nicht sicher, ob es überhaupt so viel ist - rund 1 Prozent ihres Ressortbudgets für Frauenprojekte ausgibt. Das ist wirklich sehr, sehr dürftig! Auch in diesem Vergleich, glaube ich, kann sich die Stadt Wien wirklich sehen lassen.

Zur Kollegin Matiasek: Dass Wien auf dem richtigen Weg ist, zeigt sich nicht nur daran, dass in Wien überdurchschnittlich viele Frauen erwerbstätig sind und dass sich in Wien die Vereinbarkeit von Beruf und Familie so gut wie in keiner anderen Stadt dieses Landes oder auch in keinem anderen Bundesland leben lässt. Dass Wien auf dem richtigen Weg ist, zeigt sich auch daran, dass es bei der letzten Wiener Gemeinderatswahl eine besonders hohe Zustimmung von Frauen für die SPÖ gegeben hat. Auch das zeigt letztendlich, dass die Frauen sich in dieser Stadt sehr wohl fühlen und dass wir mit unserer Politik auf dem richtigen Weg sind.

Was Sie alles gesagt haben zum Thema Integration oder auch zu den Leistungen der einzelnen Vereine, die in diesem Bereich tätig sind, hat Frau Kollegin Korun ohnedies schon sehr lange ausgeführt. Ich wollte nur eines auch betonen, weil ich kaum glauben konnte, was ich hier gehört habe, und das ist etwas, was Sie beispielsweise im Zusammenhang mit dem Verein LEFÖ gesagt haben. Da sagen Sie, es werden illegale Prostituierte unterstützt. 

Tatsache ist, der Verein LEFÖ leistet ganz, ganz wichtige Arbeit, um Opfer von Frauenhandel in dieser Stadt zu unterstützen, im Übrigen in Zusammenarbeit mit den öffentlichen Institutionen. Ich bin sehr froh, dass es Einrichtungen wie LEFÖ gibt, die hier wirklich die furchtbarsten Situationen erleben, die man sich nur vorstellen kann, wenn man sozusagen gehandelt in unser Land kommt. Es kommt darauf an, dass diesen Opfern geholfen wird, dass sie wieder ein eigenständiges Leben nicht nur in Österreich, sondern vielleicht auch in ihrem Heimatland finden. 

Damit haben Sie sich, glaube ich, nur oberflächlich beschäftigt. Das hoffe ich zumindest, alles andere schiene mir überhaupt nicht verständlich zu sein.

Zur Kollegin Korun und zu den Anträgen, die hier eingelangt sind: Was die EU-Richtlinie betrifft, kann ich dazu nur sagen, dass die Gesetze klar sind. Die Stadt Wien hat sich daran zu halten und hält sich auch daran. Insofern sind die Anträge obsolet.

Dass die Verordnung erst am 28. Dezember letzten Jahres kam, ist eine eigene Geschichte. Aber trotzdem hat die Stadt Wien viele Dinge, die Sie auch hier fordern - wie beispielsweise Schulungen -, natürlich schon durchgeführt und wird sie auch weiter durchführen. Die Stadt Wien hat hier wieder einmal gezeigt, wie unter nicht einfachen Bedingungen - wie eben der, dass eine Verordnung erst am 28. Dezember gekommen ist, wobei man vorher nicht genau gewusst hat, was drinstehen wird - trotzdem diese Sache wieder gut gemeistert wird (GRin Mag Alev Korun: Dann stimmt es ja nicht...!) und wie wir eigentlich auch in diesem Bereich sehr stolz darauf sein können. Mehr gibt es, glaube ich, in diesem Bereich nicht dazu zu sagen.

Jetzt möchte ich kurz zu den Frauenvereinen kommen, und zu etwas, von dem es mich sehr freut, dass wir es heute hier beschließen können. Es scheint mir auch ganz wichtig zu sein, in diesem Zusammenhang einmal Folgendes sagen zu können: Dass Wien die frauenfreundlichste Stadt Österreichs ist, ist auch ein Verdienst aller dieser engagierten Wiener Frauenvereine, die zum Teil seit sieben Jahren, zum Teil natürlich auch seit Jahr-
zehnten ganz, ganz tolle, engagierte Arbeit - natürlich in Zusammenarbeit und in Koordination mit der Stadt – leis-
ten. Darauf bin ich sehr stolz, und ich danke in diesem Zusammenhang auch den vielen engagierten Mitarbei-
terInnen bei diesen Vereinen, die ganz, ganz wichtige Ar-
beit für die Wienerinnen vollbringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte noch ganz kurz den Punkt vorbringen, was wir hier vor allem auch im Gemeinderatsausschuss das letzte Mal, am 13. Jänner, beschlossen haben, und zwar vom Volumen her, auch im Vergleich mit dem Bund, Frau Kollegin Feldmann. Wir haben Dreijahresförderverträge für insgesamt 17 Wiener Frauenvereine beschlossen. Jährlich beträgt das Subventionsvolumen rund 1 Million EUR, und dass es hier die Zusicherung einer jährlichen Steigerung um 2 Prozent gibt, ist ehrlich gesagt etwas, was es sonst nirgendwo gibt. Darauf sind wir sehr, sehr stolz, und das macht es sehr wohl auch den Vereinen möglich, vieles auszugleichen. Während sie von anderer Stelle nicht Erhöhungen von 2 Prozent jährlich zugesichert bekommen, sondern Streichungen hinnehmen müssen beziehungsweise das Budget heruntergesetzt wird, haben wir es hier wieder einmal geschafft, auch bei den Dreijahresverträgen eine Steigerung um jährlich 2 Prozent zuzusichern! (Beifall bei der SPÖ.)
Insgesamt, um jetzt noch einmal kurz und allgemein auch auf die Inhalte der Vereine einzugehen, die Dreijahressubventionen bekommen: Deren Arbeit konzentriert sich schwerpunktmäßig auf die Bereiche Gewaltprävention, Integration, aber auch Information und Bildungsarbeit. Es geht darum, Frauen vor allem zu ermöglichen, ein eigenständiges, unabhängiges Leben in Wien zu füh-
ren. Es geht um Frauenberatung, aber auch um die doch so wichtige Mädchenarbeit. Insgesamt gibt es im heu-
rigen Jahr ein Gesamt-Subventionsbudget von 1,75 Mil-
lionen EUR. 

Abschließend ist es mir auch noch wichtig, dass wir heute den Kleinprojekte-Topf der MA 57 beschließen, der auch eine ganz tolle Einrichtung ist, weil wir damit in den letzten Jahren gute Erfahrungen gemacht haben. Deshalb schien er es mir auch wert, hier noch erwähnt zu werden. Ich freue mich schon darauf, dass wir heute all das beschließen können, weil wir damit ganz, ganz wichtige Unterstützung und Hilfe für die in Wien lebenden Frauen leisten können. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die getrennt durchgeführt wird.

Ich beginne mit Postnummer 1. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 1 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 2.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN beschlossen.

Wir stimmen nun über Postnummer 4 ab.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN beschlossen.

Es folgt die Abstimmung über Postnummer 8.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist wiederum mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN beschlossen.

Wir stimmen über Postnummer 9 ab.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 10.

Wer für dieses Poststück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieses Poststück ist mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN beschlossen.

Zu dieser Post gibt es drei Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Ich lasse zuerst über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Anpassung der Sozialhilfebestimmungen gemäß EU-Richtlinie abstimmen.

Wer für diesen Antrag der GRÜNEN ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag erhält die Zustimmung von ÖVP und GRÜNEN, damit hat er keine Mehrheit und ist abgelehnt.

Wir kommen nun zu dem Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend aktive Informationspolitik zu den Rechten von Drittstaatsangehörigen gemäß EU-Richtlinie.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wird nur von den GRÜNEN unterstützt und ist daher nicht angenommen.

Ich komme nun zu dem Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Information von Drittstaatsangehörigen. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Für diesen Antrag sind die ÖVP und die GRÜNEN, damit hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir machen jetzt weiter mit der Abstimmung über Poststück Nummer 11. 

Wer für dieses Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hiefür gibt es die Unterstützung von SPÖ und GRÜNEN, damit ist dieser Antrag beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über Postnummer 22.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Diese Post ist mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN beschlossen.

Wir stimmen nun über Postnummer 23 ab.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von SPÖ und GRÜNEN fest, damit ist dieser Antrag angenommen.

Nun erfolgt die Abstimmung über Postnummer 24.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über Postnummer 25.

Wer dafür ist, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung kommt von SPÖ, ÖVP und GRÜ-
NEN, damit ist auch dieser Antrag mehrheitlich ange-
nommen.

Wir kommen nun zu den Geschäftsstücken 17, 18, und 19 der Tagesordnung.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlungen zusammenzuziehen, und stelle fest, dass es keine Wortmeldungen und daher auch keine Verhandlung gibt. Die Abstimmung ist jedenfalls getrennt durchzuführen. 

Ich lasse jetzt über das Geschäftsstück Nummer 17 abstimmen. 

Wer für dieses Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet die Zustimmung von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN und ist daher mehrheitlich angenommen.

Ich lasse nun über das Geschäftsstück 18 der Tagesordnung abstimmen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet die Zustimmung von SPÖ, ÖVP und GRÜ-
NEN, der Antrag ist daher angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über Post 19 der Tagesordnung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN fest, der Antrag ist damit angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 20 und 21 der Tagesordnung - sie betreffen Rahmenbeträge zur Förderung von Deutsch- und Alphabetisierungskursen - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich bitte um Zustimmung zu den Poststücken.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet.

Ich bitte Frau GRin Mag Korun ans Rednerpult.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei den zwei Poststücken geht es um das wichtige Thema Deutsch- und Alphabetisierungskurse in Wien. Es ist hier kein Geheimnis, dass die Wiener GRÜNEN immer für Deutsch- und Alphabetisierungskurse waren, solange und soweit sie freiwillig sind und es keinen Zwang zum Besuch dieser Deutschkurse gibt. Die Wiener SPÖ hat bis jetzt diese Linie zumindest offiziell vertreten oder auch medial vertreten, und sie hat wie die GRÜNEN gesagt: Der Spracherwerb sowohl bei Erwachsenen als auch bei Kindern funktioniert nur, wenn er freiwillig erfolgt. Wir sehen nun die Tendenz, dass von dieser Linie abgegangen wird, weshalb ich mich zu Wort gemeldet habe. 

Bei den zwei Geschäftstücken Post 20 und Post 21 geht es um ganz unterschiedliche Summen. Bei Post 20 handelt es sich um die Kurse aus der Sprachoffensive, die bis jetzt freiwillige Kurse beinhaltet hat. Wir sehen in dem, was in den letzten Monaten passiert ist - auch mit den Einrichtungen der NGOs, die Deutsch- und Alphabetisierungskurse anbieten -, eine Entwicklung, einen Trend in Richtung Zwang, sodass man als Stadt Wien davon abrückt, NGOs zu unterstützen und zu fördern, die freiwillige Deutsch- und Alphabetisierungskurse anbieten, teilweise mit dem Argument: Na ja, es gäbe jetzt Integrationsvereinbarungen, die die Leute nun einmal zu erfüllen haben, zumindest die Neuzuwanderer, und man solle ihnen quasi unter die Arme greifen.

Unserer Meinung nach ist das nicht ein Unter-die-Arme-Greifen, weil man bei diesem Zwang, der von der Bundesregierung eingeführt wurde und der von der Wiener SPÖ bis jetzt auch abgelehnt wurde, mitmacht und weil man in diesen Zwang nicht nur die Betroffenen - die sind sozusagen von diesem Zwang wegen der Bundesregierung sowieso betroffen -, sondern auch die Kurseinrichtungen, die NGOs und die MigrantInnenvereine mit einbezieht und denen sagt (GR Godwin Schuster: Was meinen Sie daraus schließen zu können?): Wenn ihr nicht diese BMI-Zertifizierung macht, wenn ihr dem nicht zustimmt, dass ihr die Zwangs-Deutschkurse auch anbieten könnt, und wenn ihr das nicht tut, dann werden die Kurse, die ihr anbietet, nicht gefördert. (GR Godwin Schuster: Wer sagt das?) 

Das sagen einige NGOs, mit denen wir gesprochen haben. Ein konkreter Fall ist der Verein "Peregrina", der im Jahr 2005 acht Kurse gefördert bekommen hat und bis zum heutigen Tag für 2006 nur fünf Kurse gefördert bekommen soll. Der Verein "Peregrina" sagt, es wurde von der Stadt Wien auch immer gesagt: Zwang ist kein Weg, eine Sprache zu erlernen, Zwang ist kein Weg, Alphabetisierung zu schaffen (GR Godwin Schuster: Ja!), und deshalb sei die Stadt Wien auch dagegen.

Nun haben aber die Vereine - und es geht nicht nur um den Verein "Peregrina", es geht beispielsweise auch um den Verein "Orient Express" - aufgrund der Förderrichtlinien und der Gespräche in den letzten Monaten, wahrscheinlich im letzten halben Jahr, den Alphabetisierungskurs, den sie dort seit Jahren immer wieder gemacht haben, nicht mehr gefördert bekommen. "Orient Express" hat den Deutschkurs auch nicht gefördert bekommen und bietet derzeit keine von der Stadt Wien geförderten Deutsch- und/oder Alphabetisierungskurse an.

Wir finden, das kann nicht der Weg sein. Es kann nicht sein, dass die Stadt Wien offiziell und öffentlich propagiert: „Zwang ist kein Weg, um eine Sprache zu erlernen, wir sind für Angebote und wir sorgen für diese Angebote", und selbst geht man bei den Deutschkursen im Rahmen der Sprachoffensive, die bis jetzt völlig freiwillig besucht wurden und die auch bei den Betroffenen sehr gut angekommen sind - die waren sehr gut besucht -, in eine Richtung, von der ich nicht sagen möchte, dass es ein nur sanfter Zwang ist. Denn es ist kein sanfter Zwang, wenn man den Einrichtungen sagt: Ihr bekommt weniger Förderung, wenn ihr euch weigert, die so genannten Integrationskurse, also die Zwangs-Deutsch-
kurse, anzubieten.

Ein zweiter Punkt des aktuellen Trends ist, dass die Kurse tendenziell aus den Händen der NGOs genommen werden. Das wird im Antrag zur Post 20 damit argumentiert, dass man auf die Zusammenarbeit mit dem Verband Wiener Volksbildung verweist, sodass die Volkshochschulen sozusagen die Organisation von Deutsch- und Alphabetisierungskursen übernehmen. 

In konkreten Fällen schaut das mitunter so aus, dass Angehörige oder Vorstandsmitglieder von Migrantenvereinen, die bis jetzt Deutschkurse angeboten haben, von SP-Bezirksräten erfahren, dass die Kurse, die sie gemacht haben, nun von der Volkshochschule fortgeführt werden und dass die Lehrer und Lehrerinnen von der Volkshochschule übernommen werden. Wir denken, das kann nicht ernst gemeint sein, dass man im Antrag schriftlich von einer konstruktiven Zusammenarbeit redet und dass man sagt, man nimmt den Vereinen die Organisationsarbeit ab, erleichtert ihre Arbeit, aber faktisch wandert die Verantwortung für diese Deutschkurse immer mehr oder tendenziell immer mehr von den Vereinen Richtung Volkshochschulen. 

Vierter Punkt: Der Gutschein in der Post 20, der sehr gelobt wird. Dabei geht es darum, dass die Stadt Wien sich auch an den Kosten von Kursen beteiligt, die zur so genannten Integrationsvereinbarung Verdonnerte besuchen müssen. Dieser Gutschein ist nur 12 Monate nach dessen Ausstellung gültig – das steht auch in dem Akt so drinnen –, und das erinnert uns sehr an die Bestimmung, dass die so genannte Integrationsvereinbarung ja auch in einer gewissen Frist absolviert werden muss. Wenn das nicht der Fall ist, entfällt, wie die meisten von Ihnen wahrscheinlich wissen, die Kostenbeteiligung des Bundes. Und wir fragen uns, warum dieser Gutschein auf bloß 12 Monate beschränkt wird, wenn die Stadt Wien Menschen in ihrem Bestreben, die Landessprache zu erlernen, wirklich unterstützen will.

Fünfter, aber nicht weniger wichtiger Punkt, der in der Post 21 zum Ausdruck kommt, ist der Wiener Gutschein, der 2005 eingeführt wurde, und das Argument, dass Wien bei den Zwangsdeutschkursen auch mitmachen muss. Vergessen wird aber der Punkt, dass die so genannte Integrationsvereinbarung Neuzuwanderer betrifft. Nicht dass wir dafür plädieren würden, dass das auf andere Gruppen ausgeweitet werden würde, aber wir sehen eine Gefahr, wenn sich die Stadt Wien jetzt nur auf Neuzuwanderer konzentriert. Das ist sicher wichtig – um hier Missverständnisse zu vermeiden –, es ist sicher ganz wichtig, dass Menschen, die neu nach Österreich kommen, beim Spracherwerb unterstützt werden, aber es kann nicht so sein, dass Menschen ausgeschlossen sind, die länger schon hier niedergelassen sind, die vielleicht ein unbefristetes Visum haben, denn teilweise sind auch solche Menschen von Analphabetismus und schlechten Deutschsprachkenntnissen betroffen. Das wissen wir, teilweise sind sie österreichische Staatsbürger, brauchen aber dennoch einen Alphabetisierungs- oder einen Deutschkurs. Wenn man jetzt die Mittel, wie es in diesen zwei Poststücken der Fall ist, auf Neuzuwanderer konzentriert, noch dazu mit der Tendenz, die Zwangsmaßnahmen des Bundes zu kopieren, fragen wir uns: Was ist mit denen, die schon länger da sind? Was ist mit denen, die auch Deutschkurse brauchen und/oder Alphabetisierungskurse brauchen? 

Dieser Trend ist verbunden mit dem Trend, dass Deutschkurse von NGOs, die es ablehnen, Zwangskurse anzubieten, immer weniger werden. Ich habe das Stichwort "Peregrina" erwähnt. Da möchte ich auch auf eine konkrete Information zurückkommen, die uns im Integrationsausschuss gegeben wurde. Wir haben dann recherchiert und mit Stand heute weiß der betroffene Verein gar nichts von den zusätzlichen Kursen, die er jetzt bekommen soll. Das heißt, die Information, die im Integrationsausschuss gekommen ist, nein, es stimmt gar nicht, dass diesem Verein vom letzten Jahr auf heuer drei Kurse gestrichen wurden, dieser Verein wird dieses Jahr genauso viele Kurse bekommen wie letztes Jahr, stimmt nicht. Zumindest wurde das dem Verein nicht mitgeteilt. Ich habe keine Ahnung, ob schon eine Entscheidung vorliegt, aber es kann nicht so sein, dass man nur auf Grund von Versprechen Dinge abzuwickeln versucht, wo die Betroffenen gar nicht die Information haben oder wo ihnen einfach andere Informationen gegeben werden.

Aus diesen Gründen möchten wir zwei Beschlussanträge stellen, um sicherzugehen, dass neben den Deutsch- und Alphabetisierungskursen, die hier angeboten werden, das Prinzip der Freiwilligkeit des Besuchs von Deutsch- und Alphabetisierungskursen erhalten bleibt. Wir möchten ein offizielles und öffentliches Bekenntnis der Wiener SPÖ zur Beibehaltung des Prinzips der Freiwilligkeit, weil wir ganz konkret befürchten – und ich habe es vorhin begründet –, weil wir ganz konkret die Sorge haben, dass auch die Stadt Wien nach der Bundesregierung in Richtung Zwang geht, auch wenn sie offiziell etwas anderes sagt. (GR Godwin Schuster: Fünfmal Nein gesagt, und trotzdem gilt es nicht!) Für uns zählen vielmehr Taten (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Eben!) und nicht so sehr die Ankündigungspolitik. Vor allem, wenn man etwas sagt und wenn man dann das Gegenteil tut, wirkt es nicht wirklich sehr glaubwürdig. 

Wenn Sie der Meinung sind, das Prinzip der Freiwilligkeit wird sowieso beibehalten, können Sie diesem Antrag ja zustimmen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das brauche ich nicht, weil wir das ja sowieso machen!) Ja, das brauchen Sie nicht. Das ist dann natürlich auch ein Bekenntnis. Wenn man sagt, nein, das Prinzip der Freiwilligkeit bleibt nicht erhalten, wir stimmen diesem Antrag nicht zu, dann nehmen wir das auch zur Kenntnis. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich brauche Ihren Antrag nicht, um meine Politik zu machen!) Das ist dann auch eine Entscheidung. (GR Godwin Schuster: Wir haben das Budget verdoppelt, Frau Korun!) 

Der zweite Beschlussantrag betrifft die Berücksichtigung von länger niedergelassenen Migranten und Mi-
grantinnen, dass sie sozusagen nicht vergessen werden, während man sich auf Neuzuwanderer und Neuzuwanderinnen konzentriert. Auch da geht es selbstverständlich um die Beibehaltung des Prinzips der Freiwilligkeit des Besuchs. So sehr die Neuzuwanderer gefördert werden müssen, damit sie sich Sprachkenntnisse erwerben können, sollte man auch die länger da lebenden und teilweise österreichische StaatsbürgerInnen seienden Menschen nicht vergessen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Richtig!)
Sie haben hier ganz konkret die Möglichkeit zu betonen oder auch zu unterstreichen, dass das Prinzip der Freiwilligkeit erhalten bleibt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Dafür brauche ich aber Ihren Antrag nicht!) Wenn Sie dagegen abstimmen (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Außerdem bin ich nicht stimmberechtigt!), werden wir es zur Kenntnis nehmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nun Frau GRin Mag Ekici. Ich bitte sie ans Rednerpult.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Kenntnisse der Landessprache sind ohne Zweifel eine wichtige Voraussetzung für Integration und fördern den Integrationsprozess. Ich darf an dieser Stelle den deutsch-türkischen Kabarettisten Keretin zitieren, der sagt: Sprache ist der Büchsenöffner. Zugegeben, Sprache ist nicht alles, aber alles ist nichts ohne Sprache. 

Jede Maßnahme in dieser Richtung ist zu unterstützen und zu begrüßen. Deswegen verstehe ich das heutige Abstimmungsverhalten der GRÜNEN nicht. Die Stadt Wien hat ein Budget für Alphabetisierungs- und Deutsch-
kurse zur Abstimmung vorgelegt. Jeder Neuzuwanderer bekommt von der MA 20 einen 100 EUR-Gutschein, den man auch für die Kurse, die zur Erfüllung der Integra-
tionsvereinbarung notwendig sind, verwenden kann. Es ist allerdings anzumerken, dass 2005 nur 40 Prozent der Betroffenen von diesem Angebot informiert worden sind. Das hat sich begrüßenswerterweise geändert. Ab 2006 wird seitens der MA 20 dieser Gutschein an die Betroffenen direkt ausgegeben werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist allgemein bekannt, dass die Integrationsvereinbarung der Bundesregierung in der Anfangsphase nicht bei allen Anklang fand, aber umso mehr bei den Betroffenen selber, die meinten, so eine Vereinbarung hätte schon vor 30 Jahren eingeführt werden sollen. Und ich weiß, wovon ich spreche. Ich bin oft im Integrations- und im Migrationsbereich unterwegs und höre mir das genau an, was die Leute mir berichten. Als Tochter von Migranten, die vor 30 Jahren nach Wien gekommen sind, weiß ich auch aus eigener Betroffenheit zu berichten.

Deswegen finde ich es auch sehr begrüßenswert, dass die Stadt Wien nicht mehr die Integrationsvereinbarung torpediert, sondern auch unterstützend eingreift. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ein Missverständnis!) Nein, hervorzuheben ist vor allem die Qualität der Kurse, die als sehr gut zu bezeichnen ist, weil nur jene Kursträger zertifiziert werden, die die hohen Qualitätskriterien erfüllen. (GR Godwin Schuster: Bei uns steht nicht der Verein im Vordergrund, sondern der Mensch!) Ich rede jetzt von den Bundesregierungskursen beziehungsweise von den Kursen, die im Rahmen der Integrationsvereinbarung zu erfüllen sind.

Aber lassen Sie mich jetzt auch ein paar Sätze zu den Kursen der Stadt Wien sagen, sehr geehrte Frau Stadträtin. Zunächst würde ich mir eine solche Zertifizierung auch für die geförderten Kurse der Stadt Wien wünschen. Mir sind nämlich Fälle bekannt – und das sind mehr als Einzelsamples –, wo Teilnehmer den Kurs abgebrochen haben, weil sie den 68er-Laisser-faire-Stil des Unterrichtes nicht mehr ausgehalten haben. Sie haben mir erzählt, sie hätten dort nichts gelernt, außer sich gruppendynamisch selbst zu finden, obwohl sie eigentlich Deutsch lernen wollten. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sagen Sie mir, wer das ist! Ich gehe dem gerne nach!) Das sagen sie, das sagen sie trotzdem. Und das sind mehrere Leute, das sind nicht nur Einzelne, das sind mehrere. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sagen Sie mir, wer das war, welcher Kurs das war!) Selbstverständlich gerne, ohne natürlich den Betroffenen jetzt schaden zu wollen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich muss das genau wissen! Ich gehe dem gerne nach!) Sehr gerne. Ich kann Ihnen eine Reihe von Kursen nennen. 

Es werden viele Kurse auch von unqualifiziertem Lehrpersonal abgehalten. Mir ist zum Beispiel auch hier ein Fall bekannt, wo eine Verkäufern, die beim Anker arbeitet und eigentlich Pflichtschulabgängerin ist, einen Kurs abgehalten hat. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Bitte alles zu mir!) Ja, da kann ich Ihnen auch Kurse nennen. 

Eine andere Kursteilnehmerin hat mir zum Beispiel erzählt, dass sie ein Jahr lang einen Kurs der Stadt Wien besucht hat, dann ist ihr Mann eines Abends krank geworden und sie hat die Rettung angerufen. Da hat sie gemerkt, dass sie nicht imstande ist, ganz einfach Sätze zu bilden und zu antworten. Da hat sie gemerkt, dass der Kurs gar nichts gebracht hat. Sie hat dann einen anderen Kurs besucht, und mittlerweile – ich habe auch Deutsch mit ihr gesprochen – kann sie sich besser ausdrücken. Das sind wirklich Fälle, und ich kann Ihnen Hunderte Fälle nennen, das sind nicht nur Einzelsamples. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Bitte alles an mein Büro! Das ist mir sehr wichtig! Ich kümmere mich um jeden einzelnen Fall!)
Wie gesagt, es ist zwar erfreulich, sehr geehrte Frau Stadträtin, dass es sehr viele Kursangebote in Wien gibt, aber Qualität und Quantität sind zwei paar Schuhe. Die Kurse der Stadt Wien sind oft ineffizient und die Deutschkenntnisse der Kursteilnehmer oft mangelhaft. Leider. Es ist so. 

Ich möchte hier an dieser Stelle einen Mitarbeiter der MA 17 zitieren, der die zertifizierten Kurse und die Integrationsvereinbarung der Bundesregierung als genial bezeichnet hat und vor allem unterstrichen hat, dass die geförderten Kurse der Stadt Wien da nicht mithalten können. Ich hoffe, dass der Herr keinen Maulkorb ins Gesicht bekommt und weiterhin seine Meinung sagen kann. 

Für mich kann dies alles nur eine Konsequenz haben. Wir fordern eine Qualitätssicherung bei den von der Stadt Wien geförderten Kursen. Des Weiteren fordern wir, dass die einzelnen Kurse und Kurskosten auf der Homepage der MA 17 abrufbar sind, wie es vor der Auflösung des Wiener Integrationsfonds der Fall war. Deswegen werden wir heute auch einen Antrag hiezu einbringen und gleich auch zur Abstimmung beantragen. Es wäre ja auch wichtig, zum Abschluss der Kurse zu wissen, welchen Fortschritt die Kursteilnehmer gemacht haben. Man kann das oft nicht nachvollziehen und man betreut die Leute oft nicht weiter. Leider. 

Wie gesagt, ich begrüße jede Initiative für zugewanderte MigrantInnen, aber die Qualität der Deutschkurse muss angehoben werden und auf ein einheitlich höheres Niveau gestellt werden. Dass es möglich ist, zeigen die Kurse der Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Nicht vorhandene Kurse sind besser?)
An die Grünen gerichtet möchte ich schon einmal bemerken, dass jede Sprachoffensive, ob vom Land oder vom Bund, den Betroffenen zugute kommt und einen Beitrag dazu leistet, dass sich die Betroffenen in allen Bereichen besser integrieren können. Oder werfen Sie der Bundesregierung allen Ernstes vor, dass sie Geld in Sprachkurse investiert? 

Meine Damen und Herren von den Grünen! Geben Sie Ihren Standpunkt der Justamentablehnung gegenüber der Sprachoffensive der Bundesregierung auf (GRin Mag Alev Korun: Welche Offensive?) und anerkennen Sie damit, dass Sprachkenntnisse die Grundlage für Integration von Zuwanderern in diese Stadt sind.

An diese Stadtregierung gerichtet kann ich nur sagen: Wenn es Ihnen wirklich ein Anliegen ist, dass MigrantInnen in Wien sich integrieren, dann muss in den nächsten Jahren eine Ihrer politischen Hauptstoßrichtungen in dieser Stadt sein, Sprachunterricht anzubieten, der Qualität hat. Der Spracherwerb ist nämlich eine der wichtigsten Grundvoraussetzungen dafür, dass es zu keiner Kluft zwischen Neu- und Altbürgern kommt, die uns politische Probleme bringen, die wir ja alle nicht wollen. Wichtigster Bestandteil einer Präventionsstrategie gegen eine solche Entwicklung ist eine Sprachoffensive mit Qualität und nicht eine hilflose Alibiaktion, mit der die politische Zielsetzung, den MigrantInnen durch Sprachausbildung mehr Chancengleichheit zu verschaffen, eigentlich ad absurdum geführt wird. – Herzlichen Dank! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich bitte die Frau Berichterstatterin um ihr Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Von der Freiwilligkeit, auf die Sie immer wieder zurückkommen, ist die SPÖ beziehungsweise die Stadt Wien nicht abgegangen. Die Freiwilligkeit unterstützen wir nach wie vor, nur Sie verkennen die Tatsachen. Die Situation ist die, dass wir ein Bundesgesetz haben, das zwischen Vorarlberg und Kitzsee zu erfüllen ist, und das besagt, dass diese Menschen diesen Kurs zu besuchen haben und diese Prüfung abzulegen haben. Und wir unterstützen diese Menschen. Ich finde es wirklich sehr abgehoben. Hier zeigt sich wirklich der Unterschied zwischen Verantwortung auf der einen Seite und akademischer Abgehobenheit, einfach den Leuten zu sagen: Euer Problem geht uns nichts an, zahlt das alles selber. (Beifall bei der SPÖ.)
Das werden wir auf keinen Fall tun. Wir sind gegen diese Zwangskurse. Wir werden aber trotzdem die Menschen unterstützen, indem wir ihnen erstens auf der einen Seite maßgeschneiderte Angebote zur Verfügung stellen und zweitens die Neuzuwanderinnen und Neuzuwanderer auch mit einem Gutschein unterstützen. 

Weil Sie angesprochen haben, die Stadt Wien legt nun den Schwerpunkt auf Neuzuwanderung und alles andere wird dann zu kurz kommen, das stimmt natürlich nicht. Es gibt weiterhin auch Kurse auf freiwilliger Basis für all jene, die diesen Verpflichtungen nicht unterliegen. Die werden auch gefördert. (GRin Mag Alev Korun: Aber weniger!) Das wird in verschiedenen Institutionen, Projekten, grätzelweise in Vereinen, in Vereinen mit Bildungseinrichtungen organisiert. Das sind niederschwellige Angebote für bildungsferne Menschen. Die brauchen nur die Leute herzubringen. Kurzfristig kann ein Kurs organisiert werden. Das finden Sie nicht unterstützenswert? 

Oder die direkte Unterstützung. Ich bin wirklich baff, dass Sie den Menschen sagen: Wir kämpfen gegen diese Bundesregierung, indem wir euch die Unterstützung versagen. Ganz einfach. Das ist es. Macht, was ihr wollt. Das ist eigentlich die Antwort. 

Die Stadt Wien wird weiterhin zugewanderte Menschen in ihrem Integrationsbestreben unterstützen. Sie ist weiterhin eine verlässliche Partnerin, die maßgeschneiderte Kurse anbietet, für Frauen maßgeschneiderte Kurse mit Kinderbetreuung, in den Bildungsträgern, in den Volkshochschulen, in den NGOs der Emigrantinnen- und Emigrantenvereine, mit einer Beratung selbstverständlich, die neue MA 17 begleitet. 

Und was noch dazu kommt: 2005 ist es StRin Sonja Wehsely gelungen, dieses Angebot zu verdoppeln, und heuer wird es genauso hoch sein, das heißt, das Kursangebot wird nicht geringer sein. 

Ich bitte um Unterstützung dieser beiden Anträge und empfehle die Ablehnung der eingebrachten Anträge der Grünen und der ÖVP. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung, die getrennt durchgeführt wird. 

Ich lasse zuerst über die Postnummer 20 abstimmen. 

Wer für diese Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Mir liegen nun zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der Grünen vor. 

Zunächst lasse ich abstimmen über den Antrag betreffend Beibehaltung des Prinzips der Freiwilligkeit des Besuchs von Deutsch- und Alphabetisierungskursen als Förderkriterium für die Stadt Wien.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat nur die Zustimmung der Grünen und ist daher nicht angenommen.

Ich lasse nun abstimmen über den Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betreffend Berücksichtigung von länger niedergelassenen Migranten bei Deutsch- und Alphabetisierungskursen und Beibehaltung des Prinzips der Freiwilligkeit des Besuchs von Deutsch- und Alphabetisierungskursen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle nur die Zustimmung der Grünen fest. Daher ist dieser Antrag nicht angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 21.

Wer für die Postnummer 21 als Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Der Antrag ist angenommen.

Zu dieser Postnummer liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor betreffend transparente Abrufbarkeit von Informationen über die Sprachkurse der Stadt Wien.

Wer für diesen Antrag der ÖVP ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP und Grünen fest. Der Antrag hat damit nicht die erforderliche Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 66 zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 22. Bezirk, KatG Aspern, an die Glorit Bausysteme GmbH. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet.

Mir liegt eine Wortmeldung von Frau GRin Dipl Ing Gretner vor. – Bitte schön.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte kurz begründen, warum wir diesen Tagesordnungspunkt und auch den nächsten ablehnen werden. Wir haben im Wohnbauausschuss schon ein wenig dazu diskutiert. Es geht uns jetzt in diesen Fällen weniger um diese konkreten Grundstücksverkäufe, sondern eher generell darum: Es wird hier an eine Baufirma städtisches Gut verkauft, und ich meine, dass es der Stadt doch wichtig sein sollte, für Qualität zu sorgen, überhaupt wenn man eine wertvolle Fläche – Grund und Boden werden nicht mehr in einer Stadt – verkauft und es schon eine bestehende Widmung W I darauf gibt und bekannt ist, dass diese Firma mit diversen KäuferInnen schon rechtsstreitig ist. Es ist also so, dass man sogar von Konsumentenschutzseite her ärgste Bedenken haben müsste, diese Firma in irgendeiner Weise zu fördern.

Ich kann Ihnen vielleicht – ich weiß nicht, ob man das erkennen kann (Die Rednerin hält eine graphische Darstellung in die Höhe) – ein Beispiel zeigen. Diesen Leuten sind also Einfamilienvillen verkauft worden mit dem Versprechen, dieses Gebäude hier würde es nicht geben. Das wäre auch ein Einfamilienhaus und ist auch auf einer W I-Widmung. Das heißt, es ist fast unvorstellbar, dass es wirklich so werden soll. Es ist jedenfalls so geplant. 

Wir wollen darauf hinweisen, dass es schon wichtig wäre, auf Qualität zu achten und möglicherweise in Zukunft bei Grundstücksverkäufen Qualitätskriterien einzuziehen, um wirklich eine Siedlungsentwicklung zu erreichen, die die Stadt sich wünscht, und um auch den zukünftigen BewohnerInnen dieser Häuser Lebensqualität zu bieten, die hier relativ leicht sicherzustellen wäre. 

Aus diesem Grund lehnen wir diese zwei Tagesordnungspunkte ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Niedermühlbichler. Ich erteile es ihm

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mich hat es ein bisschen gewundert, nachdem die Grünen im Wohnbauausschuss schon die Zustimmung gegeben haben. Ich weiß nun, was die Gründe dafür sind, dass diese Anträge hier abgelehnt werden. 

Sie haben die Siedlungspolitik angesprochen. Ich habe ein bisschen in der Homepage der Grünen nachgeschaut und habe folgenden Satz – ich zitiere auszugsweise – gefunden: „Wien leidet unter fortschreitender Zersiedelung. Die Bevölkerungszahl in Umlandgemeinden steigt. Daher entsteht der Wunsch nach einem Eigenheim im Grünen, dem die Stadt Wien zu wenig entspricht. Einfamilienhäuser werden in Stadtgebieten errichtet, die über zu wenig Infrastruktur verfügen."

Die Antworten dazu fehlen, wie so oft bei den Grünen. Was sollen wir hier machen? Sollen wir Einfamilienhäuser nun in den Innenstadtbezirken in Parks errichten, um den Wunsch zu erfüllen? Nein, wir sind der Ansicht, dass dem berechtigten Wunsch der Wienerinnen und Wiener nach Grünwohnraum in Wien Rechnung getragen werden soll. Und wenn sie diesen Wunsch haben, wollen wir diesen Wunsch in Wien erfüllen. 

Zu dem Punkt, den Sie angesprochen haben, muss ich darauf hinweisen, dass die Firma Glorit die Baurechtsnehmerin für dieses Grundstück ist. Das Grundstück hat sie zum vollen Preis gekauft, ohne Ermäßigung. Die Stadt Wien benötigt diese Fläche anderwärtig nicht, und die Errichtung von Häusern trägt zur positiven Entwicklung dieses Gebietes bei. Daher haben die Stadt Wien und die MA 69 hier bestmöglich verhandelt. 

Und zu Ihren Qualitätskriterien muss ich Sie leider darauf aufmerksam machen, dass laut EU-Richtlinie diese Qualitätskriterien nicht Teil des Verkaufsvertrages sein können. 

Daher ersuche ich Sie, dieser Post Ihre Zustimmung zu geben. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich halte fest, dass eine Beschlussfassung über dieses Poststück nur bei Anwesenheit der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder möglich ist, und ich stelle gemäß § 25 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder fest. 

Wer nun für diese Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ, SPÖ fest. Die Post ist damit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 70 der Tagesordnung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen einer Liegenschaft im 21. Bezirk, KatG Donaufeld, an die Glorit Bausysteme GmbH.

Mir liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung, und ich stelle die Anwesenheit der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder fest. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 62. Die Postnummer 62 betrifft einen Sachkredit für die unterirdische Erneuerung der Kanäle Linker Wienfluss Sammelkanal im 6. Bezirk, Mollardgasse, Fallgasse. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Blind. – Bitte schön, Herr Gemeinderat.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich spreche heute zum Linken Wiental Sammelkanal und muss hier nochmals auf die vielen Fehler und Unzukömmlichkeiten von Frau StR Sima und ihren Teilbereichen kommen. Und ich verweise nochmals auf meine Kritik am Wiener Kanalsystem. Zuerst verscherbelt die Stadt Wien mittels Cross-Border-Leasing das Kanalsystem des 21. und 22. Bezirks und jetzt hat sie schon wieder kein Geld, den Wiental-Sammler, und zwar die Phase 2, sprich im Westen, zu bauen oder auch die notwendige Renaturierung des Wienflusses durchzuführen. 

Ich habe daher in den Misstrauensantrags des heutigen Tages diese Verfehlungen mit hineinnehmen lassen. Diese vielen Verfehlungen von Frau StR Sima kann ich in der kurzen Zeit hier nicht alle aufzählen, aber es ist durch ihre Misswirtschaft in ihren Teilbereichen die Wiener Bevölkerung ganz, ganz besonders betroffen. Ich habe die Details in der Budgetwoche schon einmal ausgeführt. Ich erinnere hier nochmals an die Müllsteuer, an die Abwassersteuer. Bei der Müllsteuer müssen wir sagen, dass die Wiener 20,2 Millionen zu viel zahlen, bei der Abwassersteuer müssen sie 9,2 Millionen zu viel zahlen, bei der Wassersteuer gar 65,8 Millionen zu viel. Das ist das Werk der Frau StR Sima.

Müll, Abwasser und Wasser kosten in Wien mehr als sonst wo in Österreich. Sogar Finanzstadtrat Rieder als Fachmann – das ist durchaus bemerkenswert – ruft schon nach Ausgliederung, nach Privatisierung, da er weiß, dass sich die Wiener dieses Preis-Leistungs-Verhältnis, für das die Frau StR Sima durchaus mitverantwortlich ist oder sogar hauptverantwortlich zeichnet, auf Dauer nicht gefallen lassen werden. 

Wie gesagt, der Misstrauensantrag gegen Frau StR Sima kommt nicht durch eine einzige Fehlleistung allein, nein, es ist die Summe der Fehlleistungen. Jetzt ist das Maß nun einmal voll, jetzt muss auch der Schuldige gesucht werden. Wir haben heute Vormittag gehört, man wird den Schuldigen nicht finden können. Es muss der Schuldige gefunden werden für diese millionenschwere oder millionenteure... (GR Christian Oxonitsch: Millionenschwer?) Ja, ich weiß, der Herr Oxonitsch meint, das ist nicht millionenschwer. Ich werde Ihnen dann die Million gerne aufschlüsseln. Es muss der Schuldige gefunden werden für diese millionenschwere Verordnung Nummer 47 nach dem Immissionsschutzgesetz Luft. Es muss einen Schuldigen geben. So billig kann diese Stadtregierung es sich nicht machen.

Der StR Schicker will es ja nicht gewesen sein. Der meint, der Unsinn, ganz Wien zum Sanierungsgebiet Luft zu erklären, der kommt nicht von ihm, sondern er kommt von der Frau Stadtrat. Das kann stimmen. (GR Christian Oxonitsch: Sie meinen, Sie haben das Recht, da über alles zu reden! Wir reden jetzt über den Kanal!) Ich habe ja erklärt, dass es um den Kanal geht, dass wir das genau aus den Gründen, dass das Kanalsystem in Wien schlecht gemanagt ist, in den Misstrauensantrag hineingeschrieben haben. Sie müssen halt lesen, Herr Oxonitsch. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Wenn Sie es nicht lesen können, melden Sie sich zu Wort. Andauernd hereinzuschreien, wird auch der Herr Vorsitzende hoffentlich nicht goutieren. 

Es kann stimmen, dass diese Verordnung von der Frau StR Sima persönlich initiiert worden ist, sie hat ja schlussendlich auch unterschrieben. Aber das, was StR Schicker sagt, muss nicht stimmen. Vielleicht kommt der Unsinn mit Tempo 50 von ihm – da tendiere ich eher zu ihm –, aber der Unsinn mit Tempo 30 wird eher von der Frau StR Sima kommen, denn ihr Wunsch war ja, ganz Wien zum… (GR Erich Valentin: Tempo 50, das war schon am Vormittag!) Sie werden mir doch jetzt nicht vorschreiben wollen, dass ich das Hauptthema dieses Misstrauensantrages nicht auch ein bisschen streifen darf. Also das werde ich mir von der roten Diktatur hier im Hause nicht gefallen lassen. Nicht wahr? Soweit kommt es ja doch nicht. (GR Harry Kopietz: Haben Sie am Vormittag nicht reden dürfen, Herr Kollege?) Ich hätte es durchaus machen können, kein Problem, also da brauche ich ja nicht Ihre Erlaubnis. 

Was vom wem kommt in dieser Bananenrepublik Wien, das werden wir heute hoffentlich doch nicht unter den Tisch kehren wollen. Zuerst zum Unsinn Tempo 30 oder Tempo 50. (GR Christian Oxonitsch: MA 30, nicht Tempo 30!) Aber ja, es ist ja das Tempo 30 von der Kollegin Sima gewesen. Wenn Tempo 50, wie sie und ihre angeblichen Fachleute behaupten, wirklich etwas bringen würde, dann dürfte auch der Protest der Freiheitlichen Partei nichts daran ändern. Es kann doch nicht so sein, das die Frau StRin Sima sagt, das bringt jetzt etwas, aber auf der anderen Seite nimmt sie diese Verordnung schnell wieder zurück. (GR Christian Oxonitsch: Das ist die falsche Rede! Das war heute am Vormittag!) Wenn es wahr ist – und das ist ja bitte die Umweltstadträtin –, dass der Feinstaub zu 75 Prozent verfrachtet wird in diese Stadt, dann dürfte man nicht auf allen Einfahrtsstraßen schon wieder Tempo 70 oder 80 erlauben, weil die Einfahrtsstraßen dann umweltgefährliche Stäube erzeugen würden, die sich dann wieder zu 75 Prozent auf die bewohnten Gebiete verteilen würden. 

Also diese ganze Geschichte, die da die Beamten sagen müssen, die offensichtlich von der roten Stadtregierung gezwungen werden, unsinnige Sachen zu verbreiten, die stimmt hinten und vorne leider überhaupt nicht. Wahr ist, dass Tempo 50, aber auch Tempo 30 für die Umwelt überhaupt nichts bringt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Die Kosten dieser Aktion sind mehr als 1 Million EUR. Jeder EDV-Experte weiß, dass durch Systemanalyse, Programmierung und Tests die meisten Kosten entstehen. Es kann doch nicht so gewesen sein, dass dieser § 4 der Verordnung Nummer 47, der per 1.1.2006 gilt, nicht organisatorisch vorbereitet worden wäre. Frau StR Sima, was haben Sie da eigentlich gemacht? Sie können doch nicht per 1.1.2006 eine Verordnung herausgeben und sagen, Sie haben organisatorisch nicht vorgesorgt, weder Analyse noch Programmierung noch haben Sie Testphasen machen lassen. Sie sagen jetzt, wenn wir die Ampelumstellung nicht machen müssen, das ist wunderbar, da sparen wir uns Geld. Nein, bitte, Organisation, Programmierung und Tests müssen doch schon vorher gemacht worden sein. Ob Sie diese Dinge jetzt einsetzen oder nicht, hat doch mit Geldersparnis nichts mehr zu tun. Da sind Sie eigentlich falsch unterwegs. 

Also das reine Taferlab- und ‑aufmontieren uns als die einzigen Kosten zu verkaufen, geht nicht. Das können Sie uns nicht verkaufen, das können Sie vielleicht der Presse verkaufen. Die Presse haben Sie vielleicht dahin gehend zu täuschen versucht. Und der Presse – jetzt komme ich auch noch zu Herrn StR Schicker – hat man offensichtlich... (GR Christian Oxonitsch: Sie halten hier die falsche Rede! Machen Sie sich das mit Ihrer Fraktion aus!) Ich habe gesagt, ich habe diesen Misstrauensantrag auch auf dieses Kanalsystem erweitert, weil dieses Kanalsystem in Wien verscherbelt worden ist, weil der Wiental-Sammler im Westen Wiens nicht gebaut wird, weil die Renaturierung – und beim Thema Renaturierung des Wientals sind wir beim Kanalsystem... (GR Christian Oxonitsch: Darüber haben wir im Ausschuss geredet!) Dann hätten Sie in der Budgetwoche aufgepasst. Da habe ich Ihnen erklärt, dass die Renaturierung nur geschlossen werden kann, nachdem das Kanalsystem vom Donaukanal bis in den Auhof gebaut ist. Aber jetzt wird dieses Kanalsystem – Sie wollen ja immer etwas vom Kanalsystem hören, und davon haben wir auch in der Budgetwoche gesprochen – nicht bis in den Westen Wiens hinausgezogen, (GR Christian Oxonitsch: Was hat das mit dem Geschäftsstück zu tun?) Das Kanalsystem hat mit dem Linken Wiental-Sammler nichts zutun? Herr Oxonitsch, wo leben Sie denn? Natürlich muss das Kanalsystem von Donaukanal bis zum Auhof geschlossen werden. Und dieses ist ein Teilgebiet. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Sie können ja zustimmen!) Was ich mache, ob ich zustimme oder ablehne, das werden wir dann am Schluss sehen. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 
Aber das Kanalsystem muss geschlossen werden, und die Frau StR Sima hat die Phase 2 des Wiental-Sammlers gestoppt. Da werden nur noch theoretische Überlegungen angestellt. Daher decken wir auf, warum wir den Misstrauensantrag um den Punkt des Wiener Kanalsystems erweitert haben. 

Und jetzt kommen wir zu dem Schmäh – unter Anführungszeichen –, den der Herr StR Schicker im "KURIER" verlauten lässt. (GR Erich VALENTIN: Gehört das zum Kanal?) Da hat der dem armen Journalisten, dem Michael Berger, am 18.1.2006 was Schönes erzählt. Er schreibt da mit Anführungszeichen: „Meine Weisung war mit 50 + 20 km/h Messtoleranz eindeutig." Für Verkehrsstadtrat Rudolf Schicker ist alles klar – Anführungszeichen; aber auch wenn es hier zitiert wird, das kann nur ein Schmäh sein –: „Meine Weisung war mit 50 +20 km/h Messtoleranz eindeutig. Bei Irritationen seitens der Exekutive stehe ich für eine Erklärung gerne zur Verfügung." 

Ich möchte doch wirklich wissen, warum das die Polizei irritiert. (GR Erich VALENTIN: Wegen des Kanals!) Und weil sie offensichtlich irritiert ist, wurde die Polizei Dienstag Nachmittag vom Stadtratbüro via Mail noch einmal informiert. Ich sage Ihnen, dieser StR Schicker ist ein "Schmähtandler". Er hat überhaupt keine Weisung erteilt, auch wenn er sich im "KURIER" unter Anführungszeichen so hat zitieren lassen. (GR Godwin Schuster: Er kann ja auch gar nicht!) Hätte StR Schicker oder sonst irgendein Stadtrat eine Anweisung erteilt, die angeblich erteilt worden ist, er hätte sich eine Amtsanmaßung vorwerfen lassen müssen oder auch Amtsmissbrauch. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Ja, Sie können schon seufzen. Es geht der Sozialdemokratie halt mit dem Thema sehr schlecht. 

StR Schicker kann nicht anweisen, auf der Westeinfahrt bis Auhofstraße eine Messtoleranz von 20 km/h gelten zu lassen und einen Meter stadteinwärts unter denselben Straßenbedingungen und unter derselben Rechtslage nur 5 km/h Toleranz. StR Schicker kann sich da gar nicht einmischen. Das sind nur so Phantasien, das sind ja nur Luftblasen, was er in den Medien macht. 

Die Begründung der Sozialisten, dass Sie irgendwann Ihre vermurkste Verordnung, liebe Frau Stadtrat, durch eine noch schlechtere vermurkste Verordnung im Februar sanieren werden, das kann doch nicht der Vorwand sein, das der Herr StR Schicker irgendwelche Anweisungen an die Polizei erteilt. Das gibt es ja gar nicht. So eine rechtswidrige Weisung ist nur möglich, wenn man sich strafbar machen will, wenn man sich in einer Diktatur aufhält aber nicht in einer Demokratie, oder man lebt in einer geistigen Bananenrepublik. Aber nicht einmal im Wien des Bgm Michael Häupl ist so was möglich. 

Daher, Herr StR Schicker, erzählen Sie der Presse keinen solchen Unsinn. Zeigen Sie uns einmal Ihre Anweisung. Legen Sie Ihre Anweisung vor. Sie haben keine gegeben, weil das einfach nicht möglich ist. 

Dem Aktenstück müssen wir aus sachlichen Gründen leider zustimmen. (Beifall bei der FPÖ. – Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Kollege Blind, nur zur Ihrer Information: Die Zusammensetzung des Wiener Gemeinderates ist das Ergebnis von demokratischen Wahlen. Denn Sie haben gesagt, rote Diktatur. Es gibt in Wien keine Diktatur. (Beifall bei der SPÖ.)
Der Kollege Lindenmayr ist am Wort. (GR Harry Kopietz: Er lebt in einer diktatorischen Partei, deshalb sagt er so etwas!) – Bitte Kollege Lindenmayr, Sie haben das Wort.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Meine Fraktion hat mich jetzt dringend gebeten, die Vormittagsdiskussion nicht zu wiederholen. Ich werde mich auch daran halten. Ich habe mir nur die ganze Zeit überlegt, was jetzt tatsächlich in der Früh diese Ziffer bedeutet hat beim Kollegen Blind auf dem Taferl. Die Geschwindigkeit kann es nicht gewesen sein. Mir würde da einiges einfallen, was das bedeuten könnte (StR David Ellensohn: Nicht sagen!): Prozentsatz der Aufmerksamkeit oder IQ oder ich weiß nicht was. Ich werde jedenfalls nur auf jenen Teil eingehen, der tatsächlich das Ressort betrifft, und da möchte ich einige Dinge richtig stellen.

Zunächst die ständige Verwechslung von Wiental-Kanal und Wienfluss-Sammelkanal. Da gibt es zwei, den linken und den rechten, und bei dem Aktenstück – ich bin ja froh, dass auch die FPÖ zustimmt – geht es um den linken Sammelkanal. Die bestehen schon seit mehr als 100 Jahren und sie sind sanierungsbedürftig, während der Wiental-Kanal etwas ganz anderes darstellt. Aber auch da habe ich beim letzten Mal, als es um den Bericht gegangen ist, schon gesagt, dass Abschnitt 1 und Abschnitt 2 fertig sind, und der Abschnitt 3 ist sehr wohl in Planung. Wien ist da sehr wohl gut unterwegs. Also es sind tatsächlich drei verschiedene Dinge, der linke und der rechte Sammelkanal und der Wiental-Kanal. 

Auf manche andere Dinge brauche ich, glaube ich, gar nicht mehr einzugehen.

Müllentsorgung. Wien hat natürlich eine ausgezeichnete Müllentsorgung. Wenn man mit Niederösterreich vergleicht, so weiß man (Zwischenruf bei der FPÖ.) – Kollege Blind ist auch auf den Müll eingegangen –, dass man dort einen Monat oder länger warten muss. Einmal im Monat wird dort entleert und noch dazu ist es teurer. 

Er hat auch den Verkauf der Kanäle angesprochen. Dazu möchte ich festhalten, dass die Verfügungsrechte und die Eigentumsrechte sehr wohl bei der Stadt Wien bleiben. 

Tatsache ist, bei dem Aktenstück geht es um die Reparatur des schon seit vielen, vielen Jahrzehnten bestehenden Wienfluss-Sammelkanals. Daher ersuche ich um Zustimmung zu dem Aktenstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die Debatte ist beendet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Meine Damen und Herren!

Ich möchte doch noch kurz etwas dazu sagen.

Herr Kollege Blind, ich würde an Ihrer Stelle den Herrn StR Schicker nicht als "Schmähtandler" bezeichnen. Vielleicht überlegen Sie sich das nächste Mal doch andere Worte.

Dann möchte ich noch zum Akt sagen, es geht hier um eine Sachkreditgenehmigung für Gesamtkosten von netto 1 591 810 EUR und um eine Vergabegenehmigung zur unterirdischen Erneuerung der Kanäle in den Straßenzügen Mollardgasse, von der Pliwagasse bis zur Fallgasse und von der Mollardgasse bis zum Wienfluss. 

Zur Einholung von Angeboten wurde ein öffentliches Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung durchgeführt. Sechs Bieter haben Angebote eingereicht. Nach Prüfung der Vergabekommission wurde als Bestbieter die Firma Angerlehner Hoch- und Tiefbau GmbH ermittelt. Die Frist für die Anfechtung der Zuschlagsentscheidung ist am 29.12.2005 abgelaufen.

Ich ersuche um Zustimmung und bitte um Abstimmung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Es gelangt nunmehr die Post 26 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung zwischen der Magistratsabteilung 53 und der Stadt Wien Marketing und Prater Service GesmbH.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum eben einreferierten Poststück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. – Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte ganz kurz umreißen, warum wir diesen Akt mit aller Entschiedenheit ablehnen. Es handelt sich bei dieser Vergabe, die eigentlich gar keine Vergabe ist, um ein Musterbeispiel roter Arroganz und einer Missachtung der Opposition und der Bürger.

Im Akt steht, die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH erlaubt sich anzubieten: Konzeption, Um-
setzung und Bewerbung von Veranstaltungen, Events und anderen Aktionen zum Themenjahr 2006 “Zukunft findet Stadt“. Das finde ich einmal gut. 1,5 Millionen EUR sollen für dieses Projekt heuer aufgewendet werden. 

Abgesehen davon, dass diese Summe sehr hoch geraten ist, verwundert es mich schon sehr, mit welcher Unverschämtheit hier agiert wird. Im Akt steht, 90 Pro-
zent der Auftragssumme können nach Auftragserteilung in Rechnung gestellt werden. Die Schlussrechnung in der Höhe von 10 Prozent der Auftragssumme ist nach erbrachter Leistung zu legen. Das ist gut. Das heißt, dass fast schon der ganze Betrag ausgeschüttet wird, bevor überhaupt die Arbeit erbracht wird, und der Rest, im Endeffekt 10 Prozent, dann, wenn die Leistung erbracht wurde. Das heißt, die Zahlung erfolgt auf Abruf, egal ob die Leistung erfolgt oder nicht. 

Weiter im Akt: Die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH ist eine 100-prozentige Tochter der Stadt Wien. Es liegt also eine so genannte Inhouse-Vergabe vor – das steht sogar drinnen, das finde ich, ehrlich gesagt, auch wirklich ehrlich von Ihnen –, daher konnte auf ein Vergabeverfahren nach dem Bundesvergabegesetz zweifelsfrei verzichtet werden. Das heißt also, dass die Gemeinde Wien nicht danach trachtet, sparsam mit Steuergeldern umzugehen, es gibt keine Ausschreibung, es gibt keinen Wettbewerb, es gibt keinen Bestbieter, der den Zuschlag bekommt. Das mutet schon etwas seltsam an. Das finde ich eher unverschämt, mit einer roten Mehrheit so umzugehen. Wir lehnen dieses Procedere entschieden ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Interessant auch das Kulturprogramm rund um den Wurstelprater, das im Akt erwähnt ist. Es sollen verstärkte Maßnahmen des Wiener Ferienspiels in einer Jonglierwerkstatt stattfinden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier wird tatsächlich jongliert. Hier wird einfach mit Steuergeldern in Millionenhöhe jongliert, ohne dass ein Vergabeverfahren stattfindet. Freunde werden bedient, und der Steuerzahler darf dafür aufkommen. Die Wiener SPÖ ist eine Jonglierwerkstatt, meine sehr geehrten Damen und Herren. Sie jongliert mit Steuergeldern, und das lehnen wir Freiheitlichen entschieden ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Weiter zum Akt. Eine neue Veranstaltung soll heuer auch stattfinden, der World Records Day, ein – ich zitiere – weltweit neuartiges Event-Format. Weltrekordversuche der unterschiedlichsten Art werden unternommen, die möglicherweise für Eintragungen in das Guinness Buch der Rekorde sorgen könnten. Das könnte zu einer Imageverbesserung für den Wiener Prater beitragen. 

Das stimmt vielleicht. Wir erleben ja schon Rekorde am laufenden Band, meine sehr geehrten Damen und Herren. Die Wiener SPÖ hat schon längst eine Eintragung in das Guinness Buch der Rekorde verdient, nämlich im Steuergeldverschwenden und einer intransparenten Finanzgebarung. Das ist nämlich wirklich rekordverdächtig, meine sehr geehrten Damen und Herren. Sie tragen aber damit nicht weiter zu einer Imageverbesserung des Praters bei, sondern zu einer Imageverschlechterung der Gemeinde Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Dieses Projekt im Wurstelprater bringt außer Verunsicherung überhaupt nichts, nämlich Verunsicherung für den Bürger, Verunsicherung für den Unternehmer. Deshalb wundert es mich auch überhaupt nicht, dass die Wiener ÖVP diesem Akt, so wie auch im Ausschuss, zustimmen wird. Wahrscheinlich ziehen diverse Freunde einen gewissen Nutzen daraus, möglicherweise auch Novomatic.

Fest steht auf jeden Fall, dass das Geld der Steuerzahler auf diese Weise mit beiden Händen zum Fenster hinausgeworfen wird. Genau diese Überheblichkeit lehnen wir ab. Wir lehnen diese Missachtung der Opposition ab. Wir finden das demokratiepolitisch bedenklich. Dieser Akt findet daher nicht unsere Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr StR Ellensohn gemeldet.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zuerst etwas Positives bemerken. Es gibt immerhin eine Praterresolution vom 16. November vergangenen Jahres. Es scheint mehr und intensivere Gespräche zu geben als in den vergangenen Jahren. Wir hoffen, dass wir nicht wie in den vergangenen Jahren und in diesem Jahr dem Geschäftsstück auch in Zukunft unsere Zustimmung verweigern müssen, sondern ich hoffe, dass das nicht nur eine Resolution war, die gemeinsam mit den Praterunternehmern und –unter-
nehmerinnen gefasst wurde, sondern dass tatsächlich mehr geschieht.

Wie leicht und wie einfach es für manche ist, an viel Geld zu kommen, dokumentiert der Akt allerdings schon sehr deutlich. Es beginnt damit – das ist zwar eine Kleinigkeit, aber man sieht die Schludrigkeit ist diesem Antrag –, dass der Antrag über 1,5 Millionen EUR laut Einleitung am 17. Dezember 2005 gestellt worden ist. Er schaut sehr ähnlich aus wie im vergangenen Jahr, mit einer ähnlichen Höhe. Damals ist der Antrag tatsächlich am 17. Dezember 2004 gestellt worden, und dieses Datum trägt auch das Ansuchen. Das heißt, man hat ein-
fach den alten Antrag genommen, Wien, 17. Dezember 2004, und diesen im vergangenen Jahr 2005 eingereicht, und darunter hat man halt ein paar Zeilen abgeändert und ein Paar Punkte anders eingefügt. 

Es ist deswegen gleich aufgefallen, weil der 17. De-
zember ein Samstag war. Ich nehme an – und ich glaube, da sind wir uns alle einig –, die haben das nicht am Samstag geschrieben, sondern es ist stehengeblieben vom Vorjahr, weil es eben nicht notwendig ist für die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH genau zu begründen, warum sie 1,5 Millionen EUR will, sondern weil sie sicher sein kann, dass sie es bekommt, unabhängig von der Qualität des Antrags. Wenn man dann hinten die großen Brocken einzeln durchliest, so stehen da 785 000 EUR für – zwei Zeilen! – Konzeption, Organisation und Durchführung der oben angeführten Veranstaltungen zur erweiterten Belebung. Oben ist dann unter anderem einer der Schwerpunkte, die in Fettdruck sind – eine Zeile –: „Wien als Metropole von Kunst und Kultur". Da wird keiner was dagegen haben, nur sehr deutlich ausgeführt ist es nicht. Das kostet 785 000 EUR, etwas anderes kostet 365 000 EUR und so weiter und so fort. 

Wenn ich bedenke, wie knapp das Geld manchmal ist – gerade im Kulturbereich haben Sie oft Schwierigkeiten, 10 000 EUR aufzustellen, was ich durchaus verstehe, denn Geld ist knapp –, dann wundere ich mich schon, wie einfach und wie schnell es hier vergeben wird. Beim Konzept selber ist nach wie vor nicht völlig klar, was da passiert. Die Novomatic wird es wissen und die SPÖ wird es auch wissen, darüber hinaus bin ich mir nicht so sicher.

Es war ein erster Erfolg, dass es letztes Jahr im November diese Praterresolution gegeben hat. Ich hoffe, es war mehr als ein bisschen Theaterdonner, wo man eine gute Presse bekommen hat für die Gemeinde Wien, und ich hoffe, dass diese 1,5 Millionen EUR, denen wir heute nicht zustimmen, so gut ausgegeben werden, dass wir im Nachhinein sogar sagen können, das passt. 

Aber ich würde auch der Stadt Wien nahestehenden Unternehmen oder bei einer Inhouse-Vergabe (VBgmin Grete Laska: Nicht nahestehend! Sie gehört zu 100 Prozent der Stadt Wien!) oder bei einer Inhouse-Vergabe wie in diesem Fall – ich war noch nicht ganz fertig mit dem Satz (VBgmin Grete Laska: Aber Sie haben einen Fehler gemacht, denn es gehört zu 100 Prozent der Stadt Wien!) Frau Vizebürgermeisterin, das wäre ja beim Oder gekommen, das war dann die zweite Hälfte vom Satz –, oder bei einer Inhouse-Vergabe wie in diesem Falle würde ich einem Unternehmen trotzdem empfehlen, damit auch die Opposition und nicht nur die Mehrheitspartei die Möglichkeit hat, das zu würdigen oder eben auch nicht zu würdigen, etwas genauer und umfangreicher vorzugehen. Es gibt keinen einzigen Betrieb und keinen einzigen Subventionsnehmer, der nicht der Stadt Wien gehört oder im Umfeld der Stadt Wien angesiedelt ist, der mit diesen Unterlagen 1,5 Millionen EUR von der Stadt Wien bekommen würde. 

Deswegen werden wir heute dem Antrag nicht zustimmen können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Novak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH ist ja wahrlich kein Unternehmen, das sehr neu und sehr fremd ist, ganz im Gegenteil, es ist eine jener Unternehmungen, die die Stadt Wien selbst erfunden und gegründet hat, weshalb sie auch eine 100 Prozent-Tochter der Stadt Wien ist und eine ganz spezielle Aufgabe hat, nämlich Veranstaltungen in dieser Stadt gemeinsam mit Verbänden, gemeinsam mit privaten Veranstaltern, gemeinsam mit Unternehmerinnen und Unternehmern zu planen, durchzuführen, mit ihnen zu kooperieren und diese auch da oder dort finanziell beziehungsweise im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit und des Marketings zu unterstützen. 

Nun, das wissen wir auch nicht erst, seit wir diesen Akt vorliegen haben, sondern seit vielen Jahren, denn so ein Aktenstück liegt uns ja jedes Jahr im Jänner hier im Gemeinderat zur Beschlussfassung der Subvention und der Förderung vor.

Der Inhalt des diesjährigen Aktes sieht wieder das Themenjahr vor. Das ist uns auch bekannt. Sehr oft haben wir uns Themenjahren der Europäischen Union angeschlossen und die Stadt Wien Marketing beauftragt, Veranstaltungen hier gemeinsam zu bündeln und mit Verbänden zu unterstützen. Wir haben seit vielen Jahren schon den Schwerpunkt "Bewegung findet Stadt". Auch diesen Schwerpunkt setzt das Wien Marketing um, und wir haben seit vorigem Jahr neu als Aufgabe der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH, Veranstaltungen im Bereich des Wiener Wurstlpraters durchzuführen. 

Diese Veranstaltungen erfreuen sich einer unglaublichen Beliebtheit und sind nicht, wie von Kollegen Gudenus behauptet, irgendwelche Dinge, wo man nicht genau weiß, was da passiert beziehungsweise vielleicht dann noch Parteiveranstaltungen oder so – so etwas schwingt ja da immer mit –, sondern sind Veranstaltungen wie die "Athletics light", sind Veranstaltungen wie die Musiksonntage, Praterkabarett, Kulturveranstaltungen, die sich auch mit dem Kasperl beschäftigen, das Picknick, das immer statt findet im Prater, und so weiter und so fort. Das heißt, das ist eine Vielzahl von Veranstaltungen im Kultur- und Kunstbereich. Dazu gehört auch die Veranstaltungsreihe im Sommer, die vor allem für Kinder gemacht wurde, nämlich die Jonglierwerkstatt, eine Veranstaltung, die sich sehr großer Beliebtheit erfreut hat bei den Kindern. Schlussendlich kommen all diese Veranstaltungen den UnternehmerInnen und den SchaustellerInnen im Prater zugute.

Das ist relativ einfach erklärt. Wenn neue Veranstaltungen gemacht werden, zu denen Menschen in den Prater gehen, dann kann man durch Marketingmaßnahmen dafür sorgen, dass sie nicht nur die Veranstaltung besuchen, sondern dann auch ein paar Attraktionen im Prater benutzen und so den Prater weiter beleben, was den UnternehmerInnen zugute kommt. 

Das ist die Aufgabe der Stadt Wien Marketing insbesondere, das ist auch Inhalt dieses Aktes, das wissen wir alle, das ist kein Geheimnis und nichts Neues, und insofern verwundert es mich ein bisschen, dass hier immer der Eindruck erweckt wird, wir machen da irgendwelche Dinge, von denen keiner weiß und wo man nicht so genau weiß, wohin das Geld fließt, et cetera. 

Ganz wichtig in dem Zusammenhang ist zu sagen, die Arbeit der Stadt Wien Marketing und die Gründung der Stadt Wien Marketing haben nicht zu einer Verteuerung oder zu irgendeinem Hinausschmeißen von Steuergeldern geführt, ganz im Gegenteil, dieses Werkzeug macht es erst möglich, so unglaublich viel an Sponsoren zu gewinnen, dass zum Beispiel Großveranstaltungen wie jene am Rathausplatz, die jetzt gerade stattfinden, immer wieder und jedes Jahr erweitert werden können um dasselbe Geld, das es die Stadt Wien kostet. Denn all das, was da an Mehrkosten entsteht durch einen Parcours durch den Rathauspark bis zum Ring und wieder zurück, leisten in Wahrheit Sponsorbeiträge für diese Großevents, aber auch bei den kleineren wie eben die, die im Prater stattfinden. 

Das heißt, die Stadt Wien Marketing – und das lässt sich gut nachvollziehen, wenn man sich die Anträge der letzten Jahre zur Hand nimmt – bekommt immer denselben Beitrag der Stadt Wien an Förderung und trotzdem erweitert sie das Angebot einerseits bei den Großevents, die wir alle schon sehr gut kennen und wo wir, wie ich hoffe, alle zu den BesucherInnen zählen, aber auch bei den kleineren Veranstaltungen. Und das leisten vor allem Sponsorbeiträge.

Ich denke, es ist wichtig, das auch zu sagen: Die Stadt Wien Marketing haut das Geld nicht raus, sondern sie nimmt das Geld ein, um diese Veranstaltungen durchzuführen. Ich möchte mich in dem Zusammenhang dafür herzlichst bedanken, denn jeder, der einmal Sponsoren für irgendetwas gesucht hat, weiß, wie unglaublich mühsam das ist und wie viel Zeit und auch Energie man investieren muss, um zum Beispiel eine Firma Nestlé für die eine oder andere Veranstaltung zu gewinnen. Das machen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hervorragend. Dafür meinen herzlichen Dank. Es danken ihnen auch die Wienerinnen und Wiener, indem sie die Veranstaltungen besuchen, und die Medien auch, die immer sehr, sehr gut über diese Veranstaltungen schreiben. 

Ich freue mich, dass wir heuer das alles in dieser Stadt anbieten werden können, und bitte um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. Wir kommen gleich zur Abstimmung. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn Sie dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das Geschäftsstück ist mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Die nächste Post ist die Postnummer 27. Hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir können daher gleich zur Abstimmung kommen. Wer der Postnummer 27 die Zustimmung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Die nächste Post ist die Postnummer 76. Auch hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wer der Postnummer 76 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 1. GR-Sub-
ventionsliste 2006. 

Es liegt mir keine Wortmeldung vor, allerdings wurde eine getrennte Abstimmung verlangt.

Ich lasse daher als Erstes über den Teilbetrag Österreichischer Mieter- und Wohnungseigentümerbund, Lan-
desgruppe Wien, abstimmen. Wer diesem Teilbetrag die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der GRÜNEN.

Ich lasse jetzt die restliche Subventionsliste abstimmen. Wer für die restliche Subventionsliste ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Die nächste Post ist die Postnummer 41 der Tagesordnung. Hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Ich lasse daher gleich abstimmen. Wer der Postnummer 41 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Auch bei der nächsten Post sind alle Redner gestrichen. Es ist die Postnummer 47 der Tagesordnung. Wer zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne Freiheitliche.

Nun gelangt die Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Depot. Ich bitte Herrn GR Baxant, als Berichterstatter die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Subvention an den Verein Depot ist wieder eines jener Aktenstücke des Kulturstadtrates, das bei näherer Besichtigung Seltsamkeiten offenbart. Der Verein Depot soll eine Subvention von 85 000 EUR bekommen. Im vergangenen Jahr betrug die Subvention 120 000 EUR, also eine Kürzung um ein Drittel. Die zugesagte Subvention in Höhe von 85 000 EUR sind 42 Prozent der beantragten Summe, wobei, und das ist interessant, laut An-
trag, der aus Dezember 05 stammt, das Depot nur für den Betrieb der Monate November und Dezember des vergangenen Jahres 45 000 EUR benötigt.

Es erhebt sich die Frage: Wie soll die Kalkulation funktionieren, wie soll das gehen? Die Subvention deckt nicht einmal die Personalkosten, wenn man von den angegebenen Eigenleistungen in Höhe von 10 Prozent ausgeht.

Es gab im vergangenen Jahr auch zusätzliche Projektförderungen, deren Höhe intransparent ist, so wie der gesamte Akt. Auf Befragen konnte der Herr Mailath nicht ausschließen, dass noch zusätzliche Subventionen notwendig sein würden, aber Näheres konnte er auch nicht sagen.

Wir werden daher diesem Akt keine Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Zögerlicher Applaus!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nächste Rednerin: Frau GRin Mag Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Gemeinderäte!

Dazu muss man natürlich schon etwas sagen. Wenn der Herr Wolf sich jetzt beklagt darüber, dass die Subvention für das Depot zu niedrig ist, dann muss man ihn an dieser Stelle auch wieder daran erinnern, dass das Depot eine Bundesgründung war und dass sich der Bund auch hier immer mehr zurückzieht. Wenn im Vergleich die Stadt Wien mit einem massiv kleineren Budget mit 85 000 EUR das Depot subventioniert, ist die Höhe der Bundessubvention 45 000 EUR, das heißt, ungefähr die Hälfte. 

Und die Themen, die das Depot durchaus behandelt, sind nicht Stadt Wien-Themen, keine rein regionalen Themen, sondern Themen von durchaus überregionaler Bedeutung, wie Bioethik, Medienkultur, Bildung oder "Wer macht die Kunst?".

Die Stadt Wien hat 2002 erstmals eine Förderung gegeben. Sie haben angesprochen, dass es im letzten Jahr eine höhere Förderung gegeben hat. Wenn Sie sich die Jahre davor angeschaut hätten, dann wüssten Sie, dass diese 85 000 EUR ungefähr immer der Betrag waren, den das Depot seit dem Jahr 2002 bekommen hat, und dass es im letzten Jahr eine einmalige Zusatzsubvention in Form einer zweiten Rate war. 

Das heißt, ich würde Sie bitten, dass Sie – das geschieht relativ oft nicht bei diesen Akten, auch bei Ihnen – durchaus auch Kontakt aufnehmen mit Ihrem Kunststaatssekretär und vielleicht diese Themen vorab zuerst mit ihm klären. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Es ist niemand mehr zu Wort gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung. Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Die nächste Postnummer ist die Postnummer 49. Hier liegt mir laut der Legende keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Wer der Postnummer 49 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Künstlerhaus. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Baxant, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich bitte ihn zum Wort.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Der nächste Akt: Subvention an das Künstlerhaus. Auch hier wieder eine Seltsamkeit: Im Subventionsantrag fehlt jegliche Kalkulation. Sie wurde ausgabenseitig und einnahmenseitig mit Null beziffert.

Der Herr Stadtrat hat zugesagt, diesen Irrtum gutzumachen und die Kalkulation nachzureichen. Das ist bis jetzt nicht geschehen. Sie wurde einfach nicht nachgereicht, und da zeigt sich vielleicht ganz exemplarisch jenes Amtsverständnis, das Sie, Herr Stadtrat, haben. Das hat sich ja auch in der Fragestunde sehr gut gezeigt. Sie verstehen sich als Widersacher von Staatssekretär Morak, und die Wiener Kulturpolitik ist Ihnen offenbar kein Anliegen. Wenn ich höre, dass die Subvention für das Depot, wie soeben gesagt wurde, um ein Drittel von Ihnen gekürzt wird mit der Begründung, der Bund hat gekürzt, dann ist die Argumentation nicht mehr nachvollziehbar.

Ich habe auch in der Fragestunde gelernt, ich sollte mich bei Staatssekretär Morak erkundigen am Ballhausplatz 2. Es wundert mich, dass Sie als ehemaliger Kunstbeamter nicht wissen, dass Herr Morak am Ballhausplatz Nummer 1 residiert. (GR Harry Kopietz: Gleich einen Misstrauensantrag und gemma!) Nein, es ist nur ein Beispiel von offenbar schnell hingesagten Dingen, ohne näher nachgedacht zu haben. (GR Ernst Woller: Haben Sie jetzt mit ihm schon gesprochen?) Herr Woller, auf Ihren Zwischenruf habe ich gewartet. Sie haben gestern eine Presseaussendung gemacht zum Thema Kosmos Theater und haben gesagt, der Wolf, VP-Wolf, sei vorzeitig aus dem Winterschlaf erwacht. Nur wenn man bildungsmäßig im Dauerschlaf sein kann, ist man der Meinung, dass Wölfe Winterschlaf halten. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) Und außerdem, Herr Woller, empfehle ich Ihnen, Namensspiele nicht zu machen, weil sonst würden Sie mich verleiten, Sie als Woller und nicht als Könner zu bezeichnen. (Erneut Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Ihr seid leicht zu unterhalten! Sonst habt ihr nichts zu lachen!)
Es geht um die Subvention des Künstlerhauses, wo der Herr Stadtrat selbst sagt, er sei mit der Entwicklung unzufrieden, er sei unglücklich. Das Künstlerhaus funktioniere nicht so. Es gäbe zwar Pläne, die der Museumsdirektor Kos vorlegt, dort eine permanente Ausstellung zu machen. All das kommt nicht zustande. Offenbar ist die Kulturpolitik in Wien in jenem zitierten Dauerschlaf, den der Herr Woller zu Unrecht bei Wölfen vermutet. 

Es wird aber auch dieses wahrscheinlich irgendwann Gegenstand der Untersuchungen des Kontrollamtes werden, und welche Details das Kontrollamt aus dem Kulturbereich aufdeckt und herzeigt, haben wir ja in den vergangenen Tagen gesehen. 

Ich möchte daher einen weiteren Beschlussantrag einbringen: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Geschäftsführung der Wiener Festwochen GmbH auffordern, einen Bericht zu erstellen, wie die Empfehlungen des Kontrollamtes umgesetzt werden können beziehungsweise welche Konsequenzen aus der Kontrollamtskritik gezogen werden, und die Ergebnisse dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vorlegen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Kollege Wolf: Bezüglich der Nachreichung der Finanzierung des Künstlerhauses darf ich Ihnen sagen, dass diese seit dem 16.1. schon dem Akt beiliegt. Das heißt, dass die Kolleginnen und Kollegen diese auch im Stadtsenat einsehen konnten und auch Sie sie einsehen hätten können, wenn Sie einfach das Zimmer nebenan benützt hätten. 

Bezüglich der Sanierung oder der neuen Konzepte, die das Künstlerhaus betreffen, nur ganz kurz. Es gibt seit Jahren das Angebot der Stadt, dass die Stadt sich bei einer Sanierung oder bei einem Umbau auch beteiligt, wenn es zu einer Drittellösung kommt. Das heißt, wenn ein Drittel über private Sponsoren beziehungsweise über das Künstlerhaus finanziert wird und ein Drittel der Bund beiträgt, ist die Stadt gerne bereit, auch ein Drittel beizutragen. Dieses Angebot ist sogar, soweit ich weiß, in schriftlicher Form an den Bund erfolgt und wurde bis dato nicht beantwortet beziehungsweise auch nicht zur Kenntnis genommen. 

Was das eine Drittel betrifft, ist das Künstlerhaus auf einem sehr guten Weg. Es gibt eine Found Rating, wo sich Peppo Mauhart sehr engagiert und wo es in Zukunft massiv aus diesem Topf zusätzliche Mittel für das Künstlerhaus geben wird. Es wäre zu begrüßen und die Stadt würde es auch begrüßen, würde das letzte oder restliche Drittel, das vom Bund fehlt, hier noch aufgebracht werden, sodass es dann zu einer umfassenden Lösung kommen kann. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Es hat sich niemand mehr zu Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP.

Es liegt mir ein Beschlussantrag vor von der ÖVP. Er betrifft den Kontrollamtsbericht Wiener Festwochen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag findet die Zustimmung der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN und ist daher zu wenig unterstützt.

Es gelangt nun die Post 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Subvention an den Verein Kulturnetz. Kollege Baxant, bitte.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Mein Beitrag betrifft Postnummer 51, das Ansuchen des Vereins Kulturnetz zur Förderung von Kulturaktivitäten hauptsächlich im 22. Bezirk. Angesucht wurde um 190 000 EUR, bewilligt wurden 189 000 EUR. 

Wenn der Leiter der MA 7 den Verein Kulturnetz in einer Ausschusssitzung mit dem Wiener Volksbildungswerk vergleicht beziehungsweise die Aktivitäten des Vereins Methode Volksbildungswerk nennt, hat er Recht. Nur wird das Volksbildungswerk mit deutlich höheren Beträgen, nämlich mit mehr als vierfach höheren Beträgen gefördert. So gesehen wären für die vielen Aktivitäten des Vereins deutlich mehr Mittel notwendig, als sie jetzt vergeben werden. 

Das Volksbildungswerk hat allerdings auch einen deutlich größeren Aktionsradius als der Verein Kulturnetz. Hier wird von der Geschäftsführung und der Projektleitung des Vereins hervorragende Kulturarbeit gemacht.

Fast personenident ist auch der Verein Aktionsradius Augarten in der Führung und in der Projektleitung der Aktivitäten, die Kulturpark Augarten und Klassikpicknick im Augarten durchführt. Auch über diesen Verein muss berichtet werden, dass gute Kulturarbeit gemacht wird. 

Das Projekt Kulturnetz für kulturelle Aktivitäten im 22. Bezirk, später auch auf den 21. Bezirk ausgedehnt, wurde vom verstorbenen Bezirksvorsteher Effenberg gefördert, und seine Nachfolgerin, Bezirksvorsteherin Renate Winklbauer, hat diese Förderung weitergeführt. Für 1998 hat die damalige GRin Renate Winklbauer den Zuschuss von 2,4 Millionen ATS, rund 175 000 EUR, als ausreichend für den Verein verteidigt, obwohl andere im Gemeinderat vertretene Parteien schon damals mehr Mittel gefordert haben. 

Beim Studium der Akten hat mich aber etwas nachdenklich gemacht, dass im Förderungsansuchen administrative Aufgaben angeführt werden, die eindeutig in die Kompetenzen des Magistrats fallen: Betreuung der Subventionsanträge für den 22. Bezirk und Kontoführung des Kulturbezirksbudgets für den 22. Bezirk. Hier werden Aktivitäten, die in den Kompetenzbereich der Bezirksvorsteherin fallen, im Rahmen der Dezentralisierung ausgelagert beziehungsweise offensichtlich mehrfach gefördert. In anderen Bezirken wird dies von den MitarbeiterInnen des Büros des Bezirksvorstehers von unbezahlten Funktionären und von BezirksrätInnen bestens in Eigenregie umgesetzt. Wozu braucht es einen eigenen Verein, der nochmals über die Stadt Wien gesondert gefördert wird? Meist werden sogar diese Arbeiten, wie die Erstellung des Bezirksfestwochenprogramms, von Fremdfirmen durchgeführt, die die Stadt Wien beziehungsweise den Bezirk nichts kosten, und diese Unternehmen machen mit der Druckschrift auch noch Gewinne. 

Weiters steht im Akt auch das Wort "verleasen" von MitarbeiterInnen. Aber wenn von "verleasen" gesprochen wird, dann muss sich auch ein Entgelt für diese Tätigkeit von bezahlten Vereinsmitgliedern in der Kalkulation der Einnahmen finden. Das ist beim vorliegenden Akt nicht der Fall. 

Nicht die Aktivitäten des Kulturnetzes lehnen wir ab, sondern die Art der Antragstellung, wo bei der Auflistung der Aktivitäten offensichtlich die Aneignung von Aufgaben erfolgt, die der Magistrat auf Weisung der Bezirksvorsteherin zu erfüllen hat. Diese Kulturförderung ist unfair gegenüber anderen Bezirksvorsteherinnen und -vorstehern. Wenn sich die Frau Bezirksvorsteherin Winklbauer einen eigenen Verein hält, der Aufgaben der Verwaltung erfüllen soll, die nicht in der Dezentralisierung vorgesehen sind, dann ist das ihre Sache. Es soll die Stadt Wien aber nicht mehr kosten.

Ebenfalls ist der Verein Kulturnetz in den Agenda-Prozess Wien 22 eingebunden. Diese Aktivitäten werden wieder vom Bezirk und von der Stadt Wien gefördert. Im Ansuchen wird auf diese Tatsache nicht gesondert hingewiesen. 

Dies ist wieder ein Beispiel, wo es an Transparenz mangelt. Die Förderwerber sind sicherlich sehr engagiert und kompetent, aber es ist unmöglich festzustellen, woher die Finanzmittel kommen und aus welchen Quellen dem Verein und den damit verbundenen Personen für welche Tätigkeiten welche Mittel zufließen. Ich bin persönlich überzeugt, dass selbst die sehr motivierten Mitglieder der Geschäftsführung manchmal nicht wissen, woher die Geldmittel für die vielen Projekte und für die Aufrechterhaltung des Bürobetriebs kommen. 

Aus diesem Grund, der Intransparenz der Finanzflüsse, lehnen wir den Antrag auf Vergabe der 189 000 EUR ab. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dampier. Bitte. 

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Stadtteil-Kulturarbeit, wie sie das Kulturnetz unter anderem auch macht, hat im konkreten Fall eine zehnjährige, wie ich glaube, gute Geschichte. Stadtteil-Kulturarbeit dieser Art mit dem Kulturnetz hat Gegenwart und erfährt, wenn man es genau beobachtet, teilweise innerhalb der Organisation eine Neuorientierung. Sie brauchen nur auf die Homepage zu gehen oder sich damit wirklich befassen, Herr Kollege Dworak, dann könnten Sie das nachlesen. 

Stadtteil-Kulturarbeit, wie das Kulturnetz sie macht, hat Zukunft, auch wenn jetzt wahrscheinlich so wie im Ausschuss zwei Fraktionen dagegen sind. Von der FPÖ weiß ich nicht, ob man sich vielleicht anders entschieden hat, aber zumindest die Österreichische Volkspartei hat jetzt angekündigt, dagegen zu sein. 

Trotzdem hat Stadtteil-Kulturarbeit dieser Art Zukunft. Dafür gehört hier und heute jenen im Nachhinein gratuliert, die vor zehn Jahren erkannt haben, dass man am Stadtrand für eine gute Infrastruktur nicht nur Schulen, Kindergärten, Parkplätze, geeignete Randsteine und öffentliche Verkehrsmittel braucht, sondern auch jemanden, der die Kultur ordentlich und professionell mitorganisiert. Ein Dankeschön denen, die es eingeführt haben, und danke jenen, die sich heute damit abmühen und Gelder zur Verfügung stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn man dann noch hergeht wie der Herr Ing Mag Dworak und den Leuten vom Kulturnetz, der Familie Schreiber – der da auch persönlich gedankt gehört noch einmal, die habe ich natürlich auch gemeint –, ins Gesicht sagt, mit eurer Arbeit wären wir eh zufrieden, und das Geld passt dort eigentlich auch, aber wir müssen halt politisch dagegen sein, dann ist das wohl der Gipfel. Und, Herr Kollege Dworak, so wirklich in Absprache mit Ihrer Bezirks-ÖVP dürften Sie das nicht gemacht haben. Es gibt zwar auf Bezirksebene auf Grund der Verfassung keine Koalition, aber die ÖVP nimmt im Bezirk dieses gemeinsame Geschäftsführen, Organisieren, Finanzverwalten genauso in Anspruch wie andere Leute, die irgendeiner Partei nahe stehen, wie Kirchen, wie Kulturvereine, die es im Bezirk gibt, Museumsvereine, Kleingartenvereine und so weiter. Also wenn Sie es denen nicht sagen, wenn Sie sich nicht kurzgeschlossen haben, vielleicht kann ich das machen, vielleicht kann mir der Kollege Parzer ein bissel helfen, es wird ihm in seinem Wahlkreis zumindest sicher gut tun. 

Kulturnetz ist genau genommen eine Erfolgsgeschichte, und ich glaube, das soll auch weiter so geführt werden. Zu Beginn, es wurde ja eingeführt in den 90er Jahren, wo die sehr großzügige Stadtentwicklung war im 21. und 22. Bezirk, wurden die Angebote lückenlos gemacht, man hat Hilfestellung geboten und so weiter. Das hat sich schön entwickelt zu Projekten, die man gemeinsam angeht. 

Und dass Sie praktisch sagen, da wird möglicherweise an der Geschäftsordnung vorbeigegangen, das finde ich ja überhaupt unfair. Überall, in jeder Firma, in jedem professionellen Betrieb bedient man sich Profis, und das ist überhaupt keine Schande für einen Politiker oder für ein politisches Gremium, wenn man sich Profis bedient. Wenn ich mir die eine oder andere Wortmeldung von Ihrer Seite heute angehört habe, würde ich Ihnen das auch empfehlen, und nicht nur im Kulturbereich.

Die Stunde ist schon fortgeschritten. Diejenigen, die zustimmen, wissen es ohnehin, und die anderen werde ich, fürchte ich, nicht überzeugen. Ich brauche die Leistungen des Kulturnetzes nicht anzuführen, die weit über das hinausgehen, was Sie da jetzt, man kann nicht einmal sagen, angerissen haben. Es war einfach eine destruktive, ungeordnete, ich trau mich nicht einmal zu sagen, Rede. Auf das will ich alles nicht eingehen, man braucht es einfach nur anzuklicken, um die verschiedenen Aktivitäten zu erfahren, die wir gemeinsam mit dem Kulturnetz durchführen, mit den Museen im Bezirk, ob es das Bezirksmuseum ist, ob es das Sondermuseum "Aspern 1809" ist, ob es Magistratsdienststellen sind, ob es die Veranstaltungen sind, die wir gemeinsam mit den Blumengärten Hirschstetten machen, wo also wirklich gelungene Basiskulturarbeit geschieht, und das soll auch weiter so sein. Das brauche ich alles hier nicht aufzuzählen. 

Aber eines muss man schon auch noch sagen. Sie haben das Volksbildungswerk gelobt. Da stimme ich Ihnen bei. Das gehört auch gelobt. Aber das Volksbildungswerk macht in vielen anderen Bezirken eigentlich nicht viel anderes oder teilweise überhaupt nichts anderes als das, was auch das Kulturnetz macht. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Schauen Sie, ich will Sie nicht langweilen. Aber Ihnen traue ich zu, dass Sie es eh wissen und ein bissel besser verstehen als der Ing Mag Dworak. Ich habe ja auf die Historie schon hingewiesen, und daher, glaube ich, brauche ich es Ihnen nicht zu erklären. Wir brauchen es aus den genannten Gründen, und das muss man auch sagen. Ich war ja seinerzeit da zu Wort gemeldet beim Donauinselfest und auch beim Stadtfest. Der Herr Ing Dworak gehört nicht dazu, aber es gibt wirklich sehr viele Leute, die gerne was machen würden und sich halt bei den kleinen Tücken beim Organisieren von Veranstaltungen, bei gewissen rechtlichen Situationen nicht so auskennen, und da bedient man sich, ich wiederhole mich, halt Profis, und darum braucht man sie, Herr Madejski.

Ich möchte eigentlich schon zum Abschluss kommen und glaube, dass diese Art der praxisorientierten Stadtteil-Kulturarbeit auf jeden Fall Zukunft hat. Ich werde gerne da zustimmen. Ich werde natürlich auch in meinem Wahlkreis erzählen, wer nicht zugestimmt hat, hoffe aber trotzdem, dass es zumindest auf Bezirksebene, und nicht nur in der Donaustadt, sondern auch in Floridsdorf und dann auch bei weiteren Aktivitäten mit dem 2. und dem 20. Bezirk, Oppositionsparteien gibt, die auch produktiv mitmachen. Da freue ich mich. Letztlich geht es ja um die Bürgerinnen und Bürger. Und gerade diese Stadtteil-Kulturarbeit ist ein Beispiel, wo man nicht nur Kultur allein konsumiert, zumeist auch, oft nicht, nur ganz, ganz wenig bezahlt, also wirklich mitten drin ist, nicht nur Konsument, sondern mitten drin ist im Geschehen. Daher freue ich mich, dass wir diesen Beschluss heute fassen und in ähnlicher Art wahrscheinlich auch in den kommenden Jahren, und lade alle dazu ein, mit zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Ich kann daher gleich zur Abstimmung kommen. Wer der Postnummer 51 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 52 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Enthuziasm Kinobetriebs GmbH. Bitte, Frau Kollegin Dr Vitouch. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Bitte. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir beschließen jetzt diesen Akt: 310 000 EUR für das Gartenbaukino. Dem werden wir zustimmen. Wir haben auch im Kulturausschuss kurz darüber gesprochen. Wir subventionieren heute die Existenz des Gartenbaukinos, denn das Gartenbaukino ist ein wichtiger Kinosaal in Wien. Der wunderschöne Kinosaal repräsentiert die 60er Jahre, die nicht nur filmhistorisch, sondern auch, wie das Gartenbaukino ja beweist, kinohistorisch interessant sind. Wir finden das unterstützenswert. 

Noch schöner als das Gartenbaukino an sich ist natürlich ein volles Gartenbaukino. Und hier sehen wir doch Probleme. Es ist sehr viel Geld. 310 000 EUR sind eine Summe, die man als ganz schön bezeichnen kann. Das Gartenbaukino lebt aber nur einige Tage im Jahr. Auf der Website vom Gartenbaukino selbst wird das Gartenbaukino beworben als ein Premierenkino. Jetzt ist mir schon klar: Es gibt nicht 365 Premieren im Jahr, und man kann nicht 365 Tage einen Saal, der 750 Personen Platz bietet, voll kriegen. Aber was man im Gartenbaukino erlebt, wenn man sich einen Film anschaut, der keine Premiere ist: Es ist manchmal sehr traurig, weil es sehr leer ist. 

Wir sind der Meinung: Wenn man das Gartenbaukino mit so viel Geld unterstützt, sollten neue Konzepte her. Die würden wir uns wünschen. Wir wissen, sie sind heute da. Aber wenn man so viel Geld investiert, sehen wir wirklich die Notwendigkeit, völlig neu zu überdenken, was man aus dem Kino machen kann. Hier braucht es neue Konzepte und Ideen. 

Ich bin heute mal zum Beispiel auf die Website vom Gartenbaukino gegangen und wollte nur mal wissen, weil im Foyer kann man ja auch sehr schöne Sachen organisieren und machen, was ist dort geplant, wozu wird die Öffentlichkeit eingeladen. Was ich gefunden habe, war eine Ausstellung Muntean/Rosenblum. Die habe ich auch gesehen. Die ist allerdings schon seit einem Monat zu Ende und wird noch immer beworben auf der Website.

Das kostet uns 310 000 EUR. Ich würde mir erhoffen, wir investieren in Zukunft in ein Kino, das voll ist, das mit Leben gefüllt wird, das einen wichtigen Bestandteil der Kinokultur Wiens wird, und zwar an mehr Tagen im Jahr, als es jetzt der Fall ist. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich gebe dem Kollegen Schreuder vollkommen Recht. Wir alle wollen gern in vollen Kinos sitzen. Das macht auch mehr Spaß, keine Privatvorführung zu haben. Nur, 736 Sitz-
plätze sind natürlich viel. Davon abgesehen muss ich sagen, dass, wenn ich um 18 Uhr in eines der Kinocenter gehe, dann sitzen dort außer mir vielleicht auch nur vier oder fünf Leute, aber in einem kleinen Saal fällt das vielleicht nicht so auf. 

Beim Gartenbaukino könnte man an vielen Tagen des Jahres diese 736 Sitzplätze zwei- oder dreimal verkaufen, nicht nur bei der Viennale, sondern auch bei den großen europäischen Filmen, die zum Teil in Originalfassung als Director's cut gespielt werden, oder auch bei wichtigen österreichischen Filmen: Und da gebe ich gleich meinen Filmtipp ab: Antonin Svobodas preisgekrönter Film "Spiele leben" mit Georg Friedrich und Birgit Minichmayr.

Ich denke, dass uns ein Kino mit so einem Flair, so einer Großzügigkeit, das letzte große Einsaalkino der Wiener Innenstadt, das sich speziell dem europäischen Film gewidmet hat, das aber darüber hinaus eben auch ein Arthouse-Kino ist mit vielen kleinen Veranstaltungen – dazwischen mit ein paar Tagen Spielpause, auch ein Burgtheater hat manchmal einen Schließtag –, das wert sein muss, uns allen, die wir das Kino lieben.

Deswegen bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die dem Akt Postnummer 52 zustimmen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Die nächste Postnummer ist die Nummer 54 in unserer Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Tourismusverband. Bitte, Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich ersuche nochmals, letztmalig heute, um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur kurz einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, betreffend Bim, in Klammer Straßenbahn. 

Das Problem Individualverkehr haben wir ja heute schon sehr großartig diskutiert. Es ist ein Problem, aber es ist meiner Meinung nach nicht ein Problem der Geschwindigkeitsbeschränkungen, die Staus verursachen, sondern die Masse verursacht die Staus. Da kann noch so ein guter Verkehrstechniker und Planer kommen, die Masse ist eigentlich nicht mehr zu bewältigen.

Zurück zum Tourismus. Der Tourismus steigt und boomt in Wien. Das ist auch gut so. Wien hat zum Beispiel zu Silvester kein Zimmer mehr frei gehabt, und wir erinnern uns noch an die Vorweihnachtszeit, wo ein brisantes Thema große Staus in der Ringstraße waren, weil die Touristen auf Gummirädern herumgekarrt werden.

Das ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, nicht notwendig meiner Meinung nach. Wien hat so ein großartiges dichtes Schienennetz, dass wir diese Touristen sehr wohl auf Touristenstraßenbahnen umleiten könnten. 

Das war auch im Zuge der rot-grünen Projekte ein Thema. Die Touristen-Bim wurde auch präsentiert, aber leider oder bedauerlicherweise gab es keine Übereinkunft, weil die Wiener Linien diesem Vorschlag nicht näher traten. 

Ich als Fahrerin im Fahrdienst, im neunjährigen Fahrdienst, weiß es von der Praxis her. Ich kenne das Netz. Es ist sehr wohl möglich, dieses Projekt durchzuführen. Es gibt Ausreden. Es ist halt kein Geld da, oder der Auftrag der Wiener Linien geht nicht konform.

Das ist auch ein Grund, warum ich zu der Postnummer 54 diesen Antrag stelle, dass vielleicht in Zusammenarbeit mit dem Tourismusverband dieses Projekt durchgeführt werden könnte. 

Daher mein Beschlussantrag: 

„Der Herr Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Herr Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr werden aufgefordert, ein Konzept für die Finanzierung und Durchführung einer fahrplanmäßigen Touristen-Bim auszuarbeiten. Das gut ausgebaute Schienennetz soll genützt werden, vor allem, da es sich um eine umweltfreundliche Alternative handelt, die in der City dringend notwendig ist. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr und an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“ – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Der Tourismus ist ein weites Feld, das viele Bereiche, Lebensbereiche in Wien und auch viele Bezirke betrifft, und so eignet es sich auch bestens dafür, allerlei Anträge einzubringen. 

Ich möchte mich nicht mit dem Tourismusverband, sondern mit einem Touristenbezirk und einem Projekt in diesem Touristenbezirk, nämlich der Inneren Stadt und der Garage, der möglichen Garage am Neuen Markt kurz auseinander setzen und hiezu dann einen Beschlussantrag einbringen.

Dieses Projekt ist ja nichts Neues, ist keine Erfindung der kurzen laufenden Legislaturperiode, sondern geistert schon viele, viele Jahre durch die Köpfe der Stadtverantwortlichen. In der letzten Legislaturperiode ging man daran, sowohl hier im Rathaus als auch durch einen Beschluss in der Bezirksvertretung der Inneren Stadt, diese Garage am Neuen Markt inklusive einer Oberflächengestaltung näher an eine Realisierung heranzurücken.

Jetzt ist natürlich nicht alles neu, weil es eine neue Bezirksvertretung und eine neue Bezirksvorsteherin gibt in der Inneren Stadt, aber es hat einen ganz wichtigen Umstand gegeben, dem man bislang, glaube ich, zu wenig Beachtung geschenkt hat und der sehr wohl dazu Anlass sein sollte, die Garage, das Garagenprojekt am Neuen Markt noch einmal neu zu überdenken und neu zu bewerten.

Und zwar Folgendes: Es hat damals in der letzten Legislaturperiode eine Ausschreibung gegeben, letzten Endes auch eine Jury, an der auch der Herr Bezirksvorsteher und viele andere Beamte aus dem Rathaus teilgenommen haben, und es gab ein Siegerprojekt. Dieses Siegerprojekt ist allerdings nicht jenes, das nunmehr realisiert werden soll. Da gibt es eine ganz große Diskrepanz von der Gestaltung, von der Größe und vor allem von der Bauzeit her. 

Ich glaube, der wichtigste Faktor, der uns Anlass gibt, das noch einmal neu zu bewerten, ist die Bauzeit, meine Damen und Herren. Im ursprünglichen Siegerprojekt der Ausschreibung war von einer Bauzeit von zirka zweieinhalb Jahren die Rede. Nunmehr heißt es, dass mit einer vierjährigen Bauzeit zu rechnen wäre. 

Daraufhin hat sich bei den Anrainern rund um den Neuen Markt, als das bekannt wurde im Sommer letzten Jahres, zunehmende Unruhe bemerkbar gemacht, sowohl bei den Bewohnern als auch bei den Geschäftsleuten. 

Ich glaube, es ist richtig und gut, wenn man letzten Endes jetzt den Souverän befragt und schlicht und einfach in der Inneren Stadt eine Volksfragung durchführt, die es ja gibt laut Stadtverfassung – dieses Instrument wird meiner Meinung nach viel zu selten genützt –, also eine Volksbefragung unter denen, die diese Garage wirklich betrifft.

Genau das ist heute auch Inhalt meines Antrages, meine Damen und Herren. 

Befürworten Sie, so soll nämlich die Fragestellung sein, den Bau und Betrieb einer Tiefgarage am Neuen Markt? Das ist der Inhalt meines Beschlussantrages. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich darf bitten, das weiterzureichen.

Ich denke, wir alle brauchen letzten Endes den Willen und Wunsch des Wählers nicht zu scheuen. Dementsprechend darf ich Sie ersuchen, diesem Beschlussantrag beizutreten. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Gilt der Beschluss noch? Will das der Bezirk überhaupt? Wer ist der Bezirk? Die Frau Stenzel, oder gibt es sonst auch noch wen? – GR Mag Thomas Reindl: Stenzel-Diktatur im 1. Bezirk! – Ruf bei der ÖVP: Oh Thomas! – GR Mag Thomas Reindl: Das ist mir so herausgerutscht!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind eh gleich fertig.

Mir liegt noch eine Wortmeldung vor. Herr GR Niedermühlbichler hat sich gemeldet. Bitte.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Eine lange Geschichte hat 2001 begonnen, auf Antrag der ÖVP, wohlgemerkt. Die ÖVP hat sich dafür stark ge-
macht, dass hier eine Garage errichtet wird. 2002 gab es einen weiteren Antrag, gemeinsam mit der SPÖ beschlossen.

Kurz vor der Wahl kommt die Frau Stenzel und sagt, Kommando retour, sie möchte die Garage nicht. Sie hat angekündigt, hier eine Bürgerbefragung zu machen. Das ist ihr gutes Recht. 

Es gibt einen Beschluss des Bezirkes aus dem Jahr 2002, der lautet auf Bau der Garage. Dieser Beschluss ist nach wie vor aufrecht. 

Andererseits gibt es eine Aussage der Frau Bezirksvorsteherin, dass sie eine Bürgerbefragung machen möchte. Das kann sie machen, das ist ihr gutes Recht. 

Ein anderweitiger Beschluss im Bezirksparlament liegt noch nicht vor, das tritt erst morgen zusammen. Ich bin dagegen, dass hier der Gemeinderat ein Präjudiz schafft und einen Tag, bevor die Bezirksvertretung darüber beraten und beschließen kann, quasi dem Bezirk aufs Aug drückt, hier eine Volksbefragung zu machen. (GR Dr Herbert Madejski: Da gibt es aber noch andere Beispiele!)
Daher bitte ich und schlage ich vor, diesem Antrag nicht beizutreten. Es wundert mich schon ein bissel, dass 


die ÖVP, die sich ja immer sehr als Dezentralisierer-Partei aufspielt, hier hergeht und dem Bezirk Tatsachen schaffen möchte. 
Es ist ein Unterschied, ob die Frau Bezirksvorsteherin Stenzel eine Meinung äußert oder ob es einen Beschluss im Bezirksparlament gibt. Der Beschluss im Bezirksparlament lautet auf Bau der Garage. Was morgen ist, werden wir sehen, das wissen wir noch nicht. 

Ich möchte auch darauf verweisen, dass ja mehr als die Hälfte der Mandatare der ÖVP noch immer im Amt sind, die zweimal für die Garage gestimmt haben. Ich bin schon gespannt, wie sie sich morgen entscheiden werden. 

Daher bitte ich, diesem Antrag die Zustimmung zu verwehren. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer der Postnummer 54 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Mir liegen jetzt zwei Beschlussanträge vor.

Der erste ist von den GRÜNEN bezüglich der Touristen-Bim. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr und an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der zweite Antrag ist von der ÖVP und bezieht sich auf die Volksbefragung im 1. Bezirk. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer da dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. Die SPÖ war dagegen. (GR Godwin Schuster: Lauter Demokraten!) Okay.

Damit haben wir die Tagesordnung beendet.

Wir sehen uns bei der nächsten Sitzung. Schönen guten Abend! 

(Schluss der Sitzung um 17.48 Uhr.)

